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1 EINLEITUNG
1.1 EINORDNUNG DES THEMAS
Der Terminus Regionalisierung steht für einen wachsenden Trend, der seit den 1980er 
Jahren in fast allen Industrieländern in jeweils unterschiedlicher Variation festzustellen 
ist. Regionalisierung hat sich dabei als Gegentrend zur Globalisierung entwickelt und 
stellt eine Reaktion auf ebendiese dar, weil eine Internationalisierung des Wirtschafts-
systems auf alle Staaten und Ebenen einwirkt. Externe Rahmenbedingungen (Globali-
sierung, Europäisierung) führen ebenso wie interne Rahmenbedingungen (Wandel der 
Staatlichkeit, begrenzte Ressourcen, Staatsversagen) zu einer Anerkennung der ‚Regi-
on’ als Aktionsebene. Dies zwingt den Staat, seine Instrumente und Maßnahmen an-
zupassen und neue Mittel und Wege zu suchen, um die gewünschten politischen Ziele 
mit effizienteren und effektiveren Verwaltungs- und Steuerungsstrukturen zu erlan-
gen.
Regionalisierung wird daher von vielen Autoren1 als eine Strategie zur Modernisierung 
des politischen Handelns angesehen. Ausgangspunkt war, dass das vorhandene In-
strumentarium für die Erreichung der regional- und raumordnungspolitischen Ziele 
unter den gegebenen Umständen als wenig wirksam und ineffizient beschrieben wur-
de. In der Regionalforschung und in den Raumwissenschaften wurde diese Ansicht 
aufgenommen, indem Konzepte und Ansätze für mögliche Veränderungen (in) der 
staatlichen Steuerung speziell im Bereich der Regional- und Raumordnungspolitik be-
schrieben und gefordert wurden. Das „abstrakte Reformkonzept“2 Regionalisierung 
wurde somit propagiert. 
Inhalt dieser Regionalisierungsdebatte ist die Frage nach einer von außen und innen 
gestalteten Regionalpolitik, also der Politik, die auf Regionen einwirkt und diese beein-
flusst, des Weiteren aber auch die in einer Region stattfindende und ausgeführte Poli-
tik.3 Der Begriff Region ist in dieser Hinsicht nicht exakt definiert. Mögliche Definitio-
nen zur Abgrenzung einer Region orientieren sich an verschiedenen Faktoren und der 
an einen Raum gestellten oder übertragenen Aufgabe. Eine Region ist insofern ein sich 
ständig variierendes Konstrukt. Insbesondere die geringen „legistisch-formalen Ent-
scheidungsbefugnisse“4, sprich legislativen und exekutiven Steuerungsmöglichkeiten 
und -fähigkeiten in den Regionen, sind besonders für die politikwissenschaftliche Be-
trachtung von Bedeutung.5
Der traditionelle und klassische Ansatz der Regionalpolitik war bzw. ist ein top-down-
Ansatz, eine hierarchische und zentralisierte Ordnungspolitik, die auf Grundlage exter-
                                         
1  In dieser Arbeit wird die maskuline Form ausschließlich zur besseren Schreib- und Lesbarkeit verwen-
det. Selbstverständlich soll damit keine Wertigkeit verbunden sein; beide Geschlechter sind immer 
gleichberechtigt gemeint. 
2  Benz, Crow, Holtmann (1998): 17. 
3  Vgl. Benz, Crow, Holtmann (1998): 19. 
4  Maier (2000): 152. 
5  Vgl. Schubert et al. (2001): 7. 
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ner Faktoren verschiedene „mobilitätsorientierte Strategien“ (neoklassische Strategie, 
keynesianische Nachfragesteuerung, Wachstumspolansatz)6 zur Erreichung des Ge-
rechtigkeits- und Wachstumsziels favorisiert.7 Zu den signifikantesten staatlichen Auf-
gaben gehören in diesem Sinne Interventionen des Staats im Bereich des Wettbe-
werbs, des Infrastrukturausbaus und weitere Elemente, die sich auf die Lenkung von 
Produktionsfaktoren beziehen. Eine maßgebliche Änderung der Rahmenbedingungen 
(oder ihre veränderte Wahrnehmung) leitete die Kritik über die staatliche Handlungs-
fähigkeit ein und führte zu neuen Vorschlägen zur Anpassung der Regionalentwick-
lungsstrategien. Schon seit Mitte der 1970er Jahre wird über einen ‚neuen’ Ansatz dis-
kutiert, „Erneuerung der Politik ‚von unten’“,8 der auf die Aufgabenwahrnehmung 
durch lokale und regionale Akteure, welche mit ihrem Knowhow das endogene Poten-
zial bilden, ausgerichtet ist.
Für diesen Ansatz steht der Begriff Regionalisierung: Die Region wird als eine Hand-
lungsebene und Handlungseinheit wahrgenommen und in der politischen Steuerung 
berücksichtigt. Das heißt aber auch, dass der Staat anstelle einer hierarchisch-inter-
ventionistischen politischen Entscheidung in Verhandlungen mit den Adressaten dieser 
Steuerung eintreten muss. Dazu ist ein neues Steuerungsverständnis vonseiten der 
Beteiligten unabdingbar. Insbesondere für den Staat stellt sich hier die Frage nach der 
Steuerungsstrategie.9 Der Staat erhält neue Aufgaben und muss sich (s)einer verän-
derten Rolle klar werden: An die Stelle von hierarchischen top-down-Entscheidungen 
treten verhandlungsbasierte bottom-up-Strategien. Ein Konsens- und dialogorientier-
ter Prozess wird zur Zielerreichung initiiert. Der Staat gilt dabei einerseits als der Initi-
ator und Lenker von Verhandlungssystemen wie Netzwerken und Kooperationen, an-
dererseits aber tritt er auch als eigenständiger Akteur in ebendiesem Verhandlungs-
system in Erscheinung. Der Staat als Akteur tritt im Rahmen einer kooperativen Auf-
gabenerfüllung durch wechselseitige Abstimmungen und Aushandlungsprozesse mit 
neuen gesellschaftlichen Akteuren in Interaktion.10 Eine solche Transformation wird 
mit den Begriffen ‚moderner’ und ‚kooperativer’ Staat beschrieben, die eine treffende 
Bezeichnung für diesen veränderten Ansatz politischer Entscheidungsfindung und Kon-
fliktregelung darstellen und sowohl in der internationalen als auch nationalen Gover-
nance-Forschung bearbeitet werden. 
Dieses neue Steuerungsverständnis bei den Akteuren Staat, Wirtschaft und Gesell-
schaft führt in der Regionalentwicklung zu einer „neuen Planungskultur“.11 Dem Ansatz 
der Regionalisierung liegt nämlich die Annahme zugrunde, dass kein einzelner Akteur, 
weder staatlicher noch privater Natur, ausreichend Wissen und Informationen besitzt, 
um die komplexen, dynamischen und diversifizierten Probleme moderner Staaten lö-
sen zu können. Somit werden die Akteure einer unteren, regionalen oder/und auch 
lokalen Ebene (Vertreter des Staats, der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft) nach den 
                                         
6  Vgl. hierzu ausführlicher Maier, Tödtling (2002): 187-192. 
7  Vgl. Müller et al. (2001): 137. 
8  Vgl. hierzu ausführlicher Hesse (Hg.) (1986). 
9  Vgl. Ludwig (2005): 320. 
10  Vgl. Zimmermann (2003): 32f. 
11  Ludwig (2005): 320. 
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theoretischen Vorgaben in eine gemeinsame „regionale Entwicklungspolitik“12 einge-
bunden. Sie finden sich in regionalen Kooperationen zusammen und beteiligen sich an 
einem dialog- und konsensorientierten Gestaltungsprozess. Dafür erhalten sie weiter 
reichende politische Verantwortung und Gestaltungsmöglichkeiten, um mit möglichst 
eigens entwickelten Instrumenten und Maßnahmen den in ihrer Region vorherrschen-
den Problemdruck abzuwenden. Die Erwartung hierbei ist, dass die Beteiligung neuer 
Akteure in neuen Kooperationen mit neuen Handlungsspielräumen zu Innovationen 
und effektiver gestalteten Lösungsvorschlägen führt. Dieser politische Ansatz bedeutet 
eine größere Partizipation regionaler und kommunaler Akteure, die über die bisher 
mögliche Bürgerbeteiligung hinausgeht. Durch diese Beteiligung entsteht ein so ge-
nannter Win-win-Effekt: Das Knowhow einer Region in Form von Wissen und Erfah-
rungen von in der Region lebenden und wirkenden Akteuren, das endogene Potenzial, 
wird durch eine Beteiligung am Entwicklungsprozess genutzt. Der oben beschriebene 
Win-win-Effekt soll dazu beitragen, Verfahren und Projekte zu entwickeln, die einen 
innovativeren, effizienteren und effektiveren Beitrag zur regionalen Entwicklung geben 
können. 
Innerhalb der Wissenschaft hat sich eine interdisziplinäre Regionalforschung entwi-
ckelt, deren Forschungsziele sich sowohl ergänzen als auch voneinander abweichen 
und in der die Verwendung von Begriffen alles andere als einheitlich gestaltet ist. Dies 
liegt nicht zuletzt daran, dass es für viele Begriffe keine eindeutig festgelegte Definiti-
onen gibt (bzw. wahrscheinlich geben kann) und/ oder Theorievorschläge noch nicht 
so weit ausgestaltet sind, dass sie als Theorien angesehen werden können. Dann han-
delt es sich vielmehr um Ansätze und Konzepte, welche ein gewisses Maß an Dehn- 
und Formbarkeit aufweisen und somit zu unterschiedlichen Verwendungsweisen he-
rangezogen werden können.  
Unter dem Stichwort Regionalisierung finden sich viele verschiedene und doch teilwei-
se kombinierbare Ansätze und Begrifflichkeiten, die für eine Steuerungs- und Koordi-
nationsführung in einer Region herangeführt werden: So z.B. regionale Kooperationen, 
Netzwerke und Verhandlungssysteme und die Beteiligung neuer zivilgesellschaftlicher 
Akteure und Gruppen in die (Aus)Gestaltung der Politik, regionalisierte Strukturpolitik, 
regionale Entwicklungs- und Wirtschaftspolitik, integrative und nachhaltige Regional-
politik, Regional- und Projektmanagement, lernende Regionen und viele Wortbedeu-
tungen mehr finden Eingang in wissenschaftliche Untersuchungen, die anhand von 
Praxisbeispielen in der Durchführung erprobt werden, um Aussagen zu gewinnen, wie 
eine zukünftige Regionalentwicklung aussehen kann. Bei staatlich initiierten Modell-
vorhaben, Programme etc. wurden in den letzten zwei Jahrzehnten viel Erfahrungen 
gesammelt, um die unzähligen theoretisch formulierten Ideen und Forderungen zur 
stärkeren Einbeziehung und Mitwirkung dieses endogenen Potenzials auf die Realpoli-
tik zu übertragen. 
                                         
12  Vgl. Rehfeld (1998): 45-64. 
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Bisherige Erfahrungen aus diesen Programmen haben gezeigt, dass regionale Koope-
rationen aus vielerlei Gründen (politische Rahmenbedingungen, Probleme im Verhand-
lungsprozess etc.) scheitern können.13 Die politische Praxis ist demzufolge weiterhin 
auf der Suche „nach neuen Modellen, die eine effizientere vertikale und horizontale 
Steuerung und Koordination der Sektoralpolitiken (Querschnittspolitiken) erlauben, 
ohne gleichzeitig neue, „harte“ Institutionen im Sinne einer Gebietsreform an die Hand 
nehmen zu müssen.“14 Mit der „localization of policy”15 tritt an die Stelle der „old go-
vernance“ der Ansatz eines „new governance“, da der Staat seine Fähigkeit zum „go-
verning“ (bezogen auf die Regionalpolitik) als alleiniger Akteur eingebüßt hat.16 Eine 
Betrachtung der regionalpolitischen Instrumente und Maßnahmen macht deutlich, dass 
sich aufgrund der veränderten Rahmenbedingungen ein Paradigmenwechsel im Pla-
nungsverständnis nicht nur in der Theorie durchgesetzt hat, sondern auch in der Pra-
xis immer mehr Anwendung findet. Auf der Ebene der Regionen treten durch gesetzli-
che Maßnahmen der Bundes- und Länderebene vermehrt ‚akteursorientierte Steue-
rungsansätze’ und die Abkehr von zentraler Steuerung und Politikbestimmung in den 
Vordergrund. Zumindest findet eine Umsetzung der aktuellen theoretischen Konzepte 
bevorzugt Eingang in praktische Beispiel- und Modellprojekte, um deren Wirkungswei-
se zu untersuchen. 
Die neue und schon angesprochene Einbeziehung unterer staatlicher aber auch gesell-
schaftlicher Ebenen in den policy-Prozess wirft indes neue Fragen auf, so zum Beispiel 
zu den institutionellen Strukturen und der Ausgestaltung und Koordination dieser 
Steuerungsprozesse. Worauf basieren die Interaktionen zwischen „those who are go-
verning and those who are governed” sowohl auf der „public-public“- als auch „public-
private“-Ebene? Wie sieht die Ausgestaltung einer „governing-governance“17 aus? Für 
die Beantwortung dieser Fragen hat sich – mit dem Fokus auf die Regionalentwick-
lung(spolitik) und regionale Planung – im deutschsprachigen Raum der Begriff Regio-
nal Governance durchgesetzt. Der Terminus Regional Governance wird dabei doppel-
deutig angewendet, sowohl analytisch als auch normativ. Als Analysebegriff hilft er, 
eine Beschreibung der Zustände, Bedeutungen und Rahmenbedingungen regionalpoli-
tischer Politik in ihrer Steuerungsform und Koordination mit anderen Politiken darzule-
gen. In der Analyse geht es um Formen (institutionalisierter) regionaler Selbststeue-
rung (bzgl. der Produktion von Kollektivgütern, Ausbildung, Technologietransfer etc.) 
und Erklärungsansätze für die regionale Entwicklung als Zusammenwirkung von politi-
schen und nicht-politischen Akteuren (bspw. in Verbindung mit Netzwerken).18 Norma-
tiv verwendet will Regional Governance aufzeigen, wie erfolgreiche regionale Steue-
rungsstrukturen auszusehen haben. Ansatzpunkte hierbei sind besonders der instituti-
onelle Rahmen sowie die Frage nach zweckdienlichen Steuerungsinstrumenten.19 Al-
                                         
13  Vgl. Hollbach-Grömig et al. (2005): 19. 
14  Thierstein (2002): 14. 
15  Sellers (2002): 92. 
16  Vgl. Peters (2000): 39ff. 
17  Kooiman (2000): 142. 
18  Vgl. Schubert et al. (2001): 46. 
19  Vgl. Benz (2003b): 3ff. 
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lerdings besteht in dieser noch am Anfang stehenden Debatte über den „schillernden“ 
Regional Governance-Begriff das Problem einer „urwüchsigen“20 Vielfalt von Themen-
feldern, weshalb eine Eingrenzung über die Verwendung dieser Begrifflichkeiten vo-
rangehen muss.  
1.2 UNTERSUCHUNGSGEGENSTAND UND FRAGESTELLUNG
Diese Arbeit möchte einen Beitrag zur Regional Governance-Forschung im deutsch-
sprachigen Raum leisten, indem hinterfragt wird, ob die Entwicklungstendenz zu einer 
stärkeren regionalen Selbstbestimmung durch den Zusammenschluss von regionalen 
Kooperationen ein Beispiel für eine Modernisierung des Förderspektrums sein kann. 
Die Bundesregierung und einige Bundesländer in Deutschland scheinen diesen Weg 
der Neuausrichtung ihrer regionalen Förderungspolitik in verschiedenen Ausführungen 
gehen zu wollen. Nicht zuletzt geht es auch darum, den wichtigen Aspekt der Nachhal-
tigkeit (der Politikprozesse und ihrer Ergebnisse) integrieren zu können. Dafür wird 
eine stärkere Partizipation der regionalen Akteure als evident erachtet wird. Um den 
Nachhaltigkeitsgedanken auf Programme für die Regionalentwicklung zu übertragen, 
wird daher die Umsetzung innovativer Handlungsansätze in dutzenden Modellvorhaben 
bundesweit erprobt, wobei verstärkt auf die Einführung von Leistungswettbewerben 
gesetzt wird: staatlich initiierte Wettbewerbe von beteiligungswilligen Regionen, die 
sich um eine Teilnahme an ebensolchen Programmen bewerben. Leistungswettbewer-
be gehören ebenfalls zu einem neuen staatliches Instrumentarium. 
Der Trend der Regionalisierung setzt an neue Formen der Zusammenarbeit an, die in 
dieser Arbeit im Vordergrund stehen. Der Versuch der Institutionalisierung von regio-
nalen Kooperationen lässt dabei viele Fragen bezüglich der Funktionen als eine beson-
dere Form eines Netzwerks, als auch der speziellen Ausgestaltung jener Kooperations- 
und Interaktionsbeziehungen zu. Die Art und Weise der Umsetzung einer staatlich ini-
tiierten regionalen Wirtschafts- und Strukturpolitik, ihre Politikansätze, Instrumente 
und Maßnahmen sollen anhand der Erreichung der selbst gesetzten Ziele – wirtschaft-
liches Wachstum, Beschäftigungsmöglichkeiten, Strukturwandel etc. – hinterfragt wer-
den. Auch wenn die nationalen Rahmenbedingungen für die regionale Wirtschaftsent-
wicklung immer noch entscheidend sind, soll mit solchen Programmen das Selbstbe-
stimmungspotenzial einer Region mit ihren Akteuren angeregt und ausgeschöpft wer-
den. Die regionale Wettbewerbsfähigkeit einer Region wird weder ausschließlich exo-
gen noch ausschließlich endogen bestimmt. Intelligent eingesetzte Förderinstrumente 
können helfen, in ihrer Entwicklung zurückgebliebene Regionen weiter zu fördern und 
ihnen somit die Möglichkeit geben, sich für Zukunft besser aufzustellen. Selbst wenn 
der bottom-up-Ansatz keine Garantie für eine regionale Entwicklung geben kann,21
wird der Versuch zur Bündelung lokaler und regionaler Ressourcen und Kompetenzen 
mit dem Ziel der Stärkung der vor-Ort-Problemlösungsfähigkeit als ‚good governance’ 
                                         
20  Thierstein (2002): 14. 
21  Vgl. Lübbeke (2002a): 2. 
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umschrieben.22 Derzeitig ist das „Konzept der Innovationsnetzwerke als Anstrengung 
der unteren und örtlich gebundenen Regelungsebene alternativlos“.23 Daher ist auch 
ein stellenweise auffälliges Engagement politischer Körperschaften bei der Einrichtung 
von Förderprogrammen zur Etablierung von regionalen Akteursnetzwerken nicht be-
sonders hervorzuheben.24
Die Auswahl an Regionalisierungsstrategien sind in den Bundesländern Deutschlands 
als auch im internationalen Vergleich mittlerweile unüberschaubar geworden. Als Pra-
xistests und Modellvorhaben durchgeführt, haben sie allerdings nur einen geringen 
Anteil an der Gesamtfördersumme, den jeweiligen Mainstreamprogrammen25. Die tra-
ditionellen Instrumente regionaler Entwicklungsstrategien bleiben im Mitteleinsatz wei-
terhin unübertroffen. Weil also erst langsam ein Umsteuern festzustellen, eine Über-
nahme von Regionalisierungsansätzen auch in die Mainstreampolitik erst in wenigen 
Beispielen darzustellen ist, können zu den Wirkungen dieses neuen Steuerungsansat-
zes nur qualitative und plausible Abschätzungen aus den Erfahrungen von Modellpro-
jekten gegeben werden. Einige Bereiche entziehen sich sogar einer wissenschaftlichen 
Vergleichbarkeit, weil es nicht messbare Werte sind (z.B. regionale Identität, Innovati-
onen etc.). Unterstützt wird dies durch eine schwer zu durchschauende Vielzahl wis-
senschaftlicher Publikationen zu Einzelthemen – wie z.B. Netzwerke, Kooperationen, 
Regionalplanung etc. –, die eine Strategie zur Etablierung einer regionalen Gover-
nance nicht erkennen lassen.26 Aus diesen wissenschaftlichen Diskussionen lässt sich 
wohl aber herausstellen, dass Netzwerke und Kooperationen als Indikatoren für einen 
Strukturwandel im System darzustellen sind.27 Ihre unmittelbare Funktion ist die „Mo-
bilisierung und Poolung von vormals unter verschiedenen Akteuren verstreuten Res-
sourcen“28. Dem anzuschließen ist eine berechtigte Warnung, dass die Diskussionen zu 
den ‚neuen Kooperationsformen’ nicht zu einem „unreflektierten Mythos“29 verkommen 
dürfen. Theoretische Ausführungen müssen auch eine gewisse Praktikabilität in der 
Umsetzung und die bisher gemachten Erfahrungen in der Praxis berücksichtigen. Es 
geht letztlich darum, wie ein neuer Steuerungsansatz in Form einer integrierten Ge-
samtplanung in der politischen Praxis als ein regionales Entwicklungsmodell einzufüh-
ren ist, indem es die sektoralen Politiken integriert und der regionalen Ebene, wie auch 
immer organisiert, eine klare Aufgabenverantwortung zuspricht. Aus diesen staatlich 
initiierten Förderprogrammen müssen Rückschlüsse für die Invertierung traditioneller 
Instrumente gezogen werden. Die Erkenntnisse und Informationen müssen ferner Ein-
gang in die klassischen Instrumente finden und implementiert werden, sollten sie ei-
nen erfolgreicheren und effektiveren Weg zum Ziel unterstützen. 
                                         
22  Vgl. Wegener (2002): 114. 
23  Sack (2001): 60. 
24  Vgl. Voelzkow (2000): 513. 
25  Mainstreamprogramme bezeichnen die wichtigsten Programme in der Regelförderung.  
26  Vgl. Nischwitz, Molitor, Rohne (2001): 5. 
27  Vgl. Fürst, Schubert (1998): 352. 
28  Diller (2002): 148. 
29  Jakubowski, Pauly (2005): 619. 
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Als entscheidender Einfluss auf eine regionale Wettbewerbsfähigkeit gilt eine „richtige 
Mischung“ von Governance-Institutionen.30 Dies beginnt mit der Frage zum räumlichen 
Maßstab einer Steuerung. Wie wird eine Region abgegrenzt und definiert? Hierüber, 
ebenso wie auch über die Frage nach der Organisation und möglichen Steuerungsfor-
men in einer Region, besteht kein Konsens und wird unterschiedlich diskutiert und 
argumentiert. Diese Fragen können jedoch auch aufgrund ihrer Allgemeingültigkeit 
nicht beantwortet werden. Es geht vielmehr darum, eine Grundlage zu schaffen, an-
hand welcher es möglich ist, zu für diese Arbeit gültigen Aussagen und Thesen zu 
kommen. Diese Grundlage wird mit einer „Strukturierung der Diskussion“31 um den 
Begriff Regional Governance geschaffen, welche als Grundlage dieser Arbeit dienen 
soll und als erster Arbeitsschritt vorgesehen ist. 
Sodann wird der Blick auf die Förderprogramme für Regionen in der Bundesrepublik 
Deutschland gelenkt. Der Schwerpunkt wird hierbei auf den ländlichen Raum gelegt, 
da für diesen, immerhin 50% der Fläche Deutschlands, immer noch keine zielgerichte-
te Förderpolitik in Deutschland existiert. Als ein mögliches zukunftsträchtiges Konzept 
scheint sich dabei das Förderprogramm ‚Regionen Aktiv – Land gestaltet Zukunft’ zu 
etablieren, welches augenblicklich die Funktionselemente von Regional Governance am 
ehesten umzusetzen weiß und aufgrund seiner Ausrichtung auf periphere Regionen als 
Rural Governance einen eigenständigen Begriff erhalten kann. Aus den ersten Erfah-
rungen dieses noch in der Durchführung befindlichen Modellvorhabens lassen sich ei-
nerseits Hinweise auf eine Installierung von Instrumenten in laufende Prozessstruktu-
ren (Gemeinschaftsaufgaben) herauskristallisieren. Andererseits soll eine Bewertung 
der Durchführung von ‚Regionen Aktiv’ zu Aussagen führen, wie in Zukunft der Steue-
rungsansatz einer regionalen Entwicklung aussehen kann und ob dieses Konzept des 
bottom-up-Ansatzes auch den Praxistest besteht. Das Kernstück der vorliegenden Ar-
beit ist demgemäß eine Analyse des Modellvorhabens ‚Regionen Aktiv – Land gestaltet 
Zukunft’ nach den Gesichtspunkten der aktuellen Regional Governance-Forschung. 
Das Interesse an einem neuen Steuerungsansatz für eine regionale Entwicklung ist 
also der Regionalisierung geschuldet. Hierdurch werden kommunale und regionale 
Zusammenarbeiten gefördert und die Kräfte einer Region mobilisiert. Wie allerdings 
die „Bühne“32 auszusehen hat, auf der alte und neue Akteure ihre Plätze werden fin-
den müssen, ist noch unklar und soll durch eine gezielte Analyse von ‚Regionen Aktiv’ 
herausgearbeitet werden. Somit wird die zu behandelnde Fragestellung auf dieses 
Programm und dessen Durchführung konzentriert, jedoch immer vor dem anfangs 
beschriebenen theoretischen und methodischen Hintergrund behandelt und rekurriert. 
Bei der Analyse und Bewertung von ‚Regionen Aktiv’ kann die Fragestellung auf eine 
bestimmte Leitfrage zusammengefasst werden:  
Führt ‚Regionen Aktiv’ mit seinem neuen politischen Steuerungsansatz im Sinne von 
Regional Governance zu einer qualitativen und nachhaltigen regionalen Entwicklung 
                                         
30  Herrschel, Newman (2003): 543. 
31  Benz, Fürst (2003b): 11f. 
32  Ganser (1998): 257.  
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und ist die Form der Zusammenarbeit und Kooperation neuer und alter Akteure ein 
zukunftsweisender Ansatz? 
Bei der Untersuchung zum Thema Regional Governance sollte auch ein Blick auf die 
Ergebnisse bereits laufender oder abgeschlossener Modellvorhaben und Praxistests 
geworfen werden: Gibt es bereits allgemeingültige Aussagen zur Wirkungsweise eines 
veränderten Steuerungsansatzes in verschiedenen Regionen? Sind solche Modellvor-
haben – im Sinne von Experimenten – der richtige Weg für eine Modernisierung der 
Struktur- und Förderpolitik? Eine bei Modellvorhaben verfolgte Frage zielt darauf ab, 
welche Komponenten und Strukturen sich bewährt haben und gewinnbringend und 
förderlich wären bei einer Übernahme in die aktuellen Tagespolitiken? Eine Analyse 
des Förderprogramms ‚Regionen Aktiv’ soll auch hierüber Aufschluss geben. 
Regionalisierung und Regional Governance stehen für ein Konzept, bestehende Struk-
turen aufzubrechen und Kompetenzen auf staatlicher Seite zu bündeln, jedoch nicht, 
wie gemeinhin angenommen wird, um Kompetenzen der staatlichen, sei es der Länder 
oder des Bundes, auf eine andere Ebene zu übertragen. Vielmehr wird die Folge einer 
solchen Bündelung von (Förder)Programmen eine neue Kompetenzgebung und -aus-
führung der staatlichen Ebene sein. Neue regionale Kooperationen gelten dabei als die 
geeignetsten Instrumente und Maßnahmen, um den Weg zu einem ‚Dialog der Sekto-
ren’ beschreiten zu können. 
Eine Übergabe von politischer Verantwortung oder weit reichenden Kompetenzüber-
tragung auf Akteure der regionalen und lokalen Ebene heißt dabei nicht automatisch, 
dass die Souveränitäten der Staaten schwinden oder dass die Staatsebene einen Be-
deutungsverlust hinnehmen muss. Vielmehr scheint es sich um einen ‚gefühlten Be-
deutungsverlust’ der Staatsebene an dem Prozess zu handeln: der Staat bleibt selbst-
verständlich weiterhin in einer führenden Position beteiligt. Die These, dass eine kon-
sensuale Politik, die Förderung regionaler Kooperationen und der Prozess der Regiona-
lisierung im Allgemeinen, zu einem „Rückzug des Staats“ führe, erfährt in dieser Arbeit 
eine Gegenthese: Der nicht in Frage stehende und in der wissenschaftlichen Theorie 
beschriebene staatliche Wandel hin zu einem kooperativen, modernen Staat wird zu 
einem ‚Mehr’ an Staatlichkeit führen. Regional Governance bedeutet nicht den Verlust 
der staatlichen Funktion, sondern vielmehr durch die Neugestaltung der politischen 
Steuerung (Rahmenbedingungen) auch den Zugewinn neuer Kompetenzen und Aufga-
ben, die einen Mehr-Wert für die politische Klasse bedeutet.  
Das eigentliche Ziel dieser Dissertation ist: die bestehende Lücke zwischen der wis-
senschaftlich-theoretischen Darstellungen und der praktisch nutzbaren Auswertung 
der Ergebnisse solcher Politikinstrumente zu verkleinern. Schließlich wird diese Arbeit 
zeigen, dass es schwierig ist, den Begriff Regional Governance auch außerhalb von 
den so genannten Modellvorhaben und Pilotprojekten eines Staats anzuwenden. Die 
zuvor beschriebenen, analysierten und definierten Eigenschaften die sich mit dem 
Begriff verbinden, sind noch keineswegs in der staatlichen politischen Steuerung fest-
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gesetzt. Bisher haben nur einzelne Steuerungselemente und Instrumente Eingang in 
die allgemeine politische Praxis gefunden – und dies wiederum zum größten Teil als 
Ergebnisse aus in der Vergangenheit durchgeführten Modellvorhaben auf der Bundes- 
und Bundesländerebene.
Zusammengefasst, zieht die vorliegende Arbeit aus der Analyse des Modellvorhabens 
‚Regionen Aktiv’ heraus Schlüsse bezüglich einer möglichst dauerhaft erfolgreichen 
regionalen Entwicklung: Wie sind die fundamentalen Eigenschaften einer regionalen 
Kooperation, die notwendigen Voraussetzungen oder Erfolgsfaktoren, aber auch 
Hemmnisse einer regionalen Zusammenarbeit?  
Weitergehende Fragen beziehen sich auf den Umsetzungsprozess in den (Mo-
dell)Regionen selbst: Wie und durch wen definiert sich eine Region? Wer sind die Ak-
teure einer regionalen Kooperation und in welcher Konstellation ist eine Kooperation 
und Netzwerkstruktur erfolgreich? Welche Rolle spielen ‚starke Akteure' (nicht nur) auf 
der Entscheidungsebene eines Netzwerks und wie ist diese organisiert und implemen-
tiert? Wie sieht die Kommunikations- und Beziehungsstruktur innerhalb eines regiona-
len Netzwerks aus?  
Aus diesen Fragen lässt sich Folgendes konkludieren: Der Prozess der politischen Neu-
orientierung vollzieht sich weiter und muss gestaltet werden. Wie dies jedoch auszu-
sehen hat, bestimmt derzeit die aktuelle Governance-Debatte, welche diese Disserta-
tion versucht zu gliedern. Bezogen auf die Gesellschaftsaufgaben der Zukunft, die 
mittlerweile fortgeschrittene Debatte um den unaufhaltsamen demografischen als 
auch des Klimawandels, lässt das Prinzip der Nachhaltigkeit in allen Politikfeldern zu 
einem Credo werden. Dies betrifft maßgeblich auch das Politikfeld der Raumentwick-
lung und Regionalpolitik. Eine zentrale These aber lautet: Die Ausrichtung der deut-
schen und europäischen Förderpolitik vernachlässigt zusehends die ökonomischen und 
ökologischen Erfolge dieses (neuen) regionalisierten Steuerungsansatzes. Die deut-
sche Bundesregierung sowie die Landesregierungen verspielen die Möglichkeiten zur 
Sicherung lokaler und regionaler Ressourcen und zur Teilnahme an einem nachhalti-
gen Wertschöpfungsprozess (in der Landwirtschaft). 
1.3 GLIEDERUNG, METHODIK UND LITERATURLAGE
Gliederung der Arbeit 
Regionalisierung und Regional Governance sind Themen, zu denen es unterschiedliche 
Zugänge der Bearbeitung gibt und die fachübergreifend thematisiert werden. Die Be-
grifflichkeiten werden von diversen wissenschaftlichen Disziplinen aufgegriffen und 
untersucht, so z.B. in der Politikwissenschaft, Soziologie, Wirtschaftsgeografie, den 
Wirtschaftswissenschaften, Raumwissenschaften und Regionalplanung. Und selbst in-
nerhalb dieser Fächer gibt es weitere Unterscheidungen.33
                                         
33  Am Beispiel des übergreifenden Themas eines bürgergesellschaftlichen Engagements und der Moderni-
sierung administrativer Strukturen ergeben sich allein in der Politikwissenschaft mehrere Zugänge: 
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Um zu einer zielführenden Arbeitsstruktur zu kommen, müssen in dieser Arbeit meh-
rere Formen qualitativer Politikforschung ein- und umgesetzt werden: Für den theore-
tischen Teil ist die Literaturlage mittlerweile unüberschaubar, da das zu behandelnde 
Themenfeld interdisziplinär erforscht wird; dies schon seit mehreren Jahrzehnten. 
Mehrere verschiedene Forschungsbereiche überschneiden sich, weshalb hier die ei-
gentliche Leistung in der Sortierung der unzähligen Publikationen der unterschiedli-
chen Fachrichtungen liegt. Die Auswahl der Literatur bestimmt also maßgeblich die 
Forschungsrichtung.  
Die bewusste Unschärfe der Begriffe Governance und Region macht eine Analyse nicht 
gerade einfacher, denn durch ihre Uneindeutigkeit werden verschiedene Möglichkeiten 
und Wege der Betrachtungsweise eröffnet. Diese Offenheit der Begriffe lässt im Ge-
genzug aber auch die Chance zu, eine auf das Thema zugeschnittene Erklärung her-
auszuarbeiten und sie als Arbeitsgrundlage zur Analyse verwenden zu können. Es gilt 
daher, bei der Bearbeitung jener Fragestellungen eine Arbeitsdefinition der Begriffe 
vorwegzustellen, die als Grundlage weiterer Betrachtung dienen. Dabei muss stellen-
weise bei der theoretischen Einordnung des Themas Governance auf die zum Teil sehr 
umfangreiche Literatur verwiesen werden.  
Demnach beginnt meine Dissertation mit einem Überblick über die Genese und Bedeu-
tung von Regional Governance in der Theorie. Dafür wird der Begriff aufgeteilt in seine 
Hauptbestandteile, nämlich Regional/Region und Governance. Erst die Erläuterung 
dieser Einzelbegriffe gibt eine sinnvolle Erklärung für die Zusammensetzung und muss 
der Erklärung von Regional Governance voranstehen. Die Definition einer Region ist 
deshalb bedeutsam, weil sie Ausführungs- und Aktionsraum zugleich ist und die Rah-
menbedingungen für den gesamten Prozess definiert. Mit der Erläuterung von Gover-
nance wird die Entwicklung des Steuerungsansatzes und seine praktische Umsetzung 
dargestellt, wobei die zum Teil unterschiedlichen Sichtweisen und Beurteilungen ver-
schiedener Wissenschaftsdisziplinen dargestellt werden. Anschließend wird der zu-
sammengesetzte Begriff Regional Governance auf seine Auslegung hin strukturiert. 
Worin liegen die Vorteile dieses neuen Steuerungsansatzes gegenüber den Instrumen-
ten klassischer politischer Steuerung und was sind seine besonderen Qualitäten? In 
Kapitel 2 und 3 wird also versucht, den allgemeinen Entwicklungstrend herauszuar-
beiten und die zu verwendenden Begriffe zu erklären, bevor sich die Sichtweise auf die 
Bundesrepublik Deutschland fokussiert und den Regionalisierungsprozess in Deutsch-
land hinterfragt. Die traditionellen politischen Steuerungsansätze in der bundesdeut-
schen Raumordnungs- und Regionalpolitik werden mit ihren Auswirkungen und den 
sich daraus abgeleiteten Diskussionen rund um die Regionalisierung kurz dokumen-
tiert. In der aktuellen Entwicklung der letzten Jahren erhalten die neuen Ansätze un-
geachtet der relativ wenigen praktischen und dennoch sehr divergierenden Erfahrun-
gen massive überfachliche theoretische Unterstützung. Somit finden sie auch den Ein-
gang in die politische Debatte. Die Deskription und die Diskussion über deutsche Regi-
onalisierungsansätze in der Regional- und Raumentwicklungspolitik bestimmt das Ka-
pitel 4, bevor im darauf folgenden Kapitel 5 die Untersuchung des vom Bundesminis-
                                                                                                                             
„Z.B. über die Diskussionen zur Zivilgesellschaft und zum Kommunitarismus, über die Bürgerbeteili-
gungs- und Demokratieforschung oder über die Verwaltungsforschung.“ Bogumil (2002): 151. 
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terium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV34) initiierten Mo-
dellvorhabens ‚Regionen Aktiv- Land gestaltet Zukunft’ im Zentrum dieser Arbeit 
steht. Es handelt sich dabei um ein Förderprogramm, das die aktuellen und theore-
tisch geforderten Veränderungsprozesse politischer Steuerung umzusetzen versucht. 
Es wird untersucht, inwieweit sich dieses Programm auf die in Kapitel 3 dargestellten 
methodisch-strategischen Vorgaben stützt. ‚Regionen Aktiv’ ist dabei ein für deutsche 
Verhältnisse neuartiges Förderinstrument, welches zu einer effektiveren, effizienteren 
und regional nachhaltigen Entwicklung durch ‚regionale Selbstverantwortung’ führen 
soll. Mit dem ersten bundesdeutschen Modellvorhaben dieser Ausrichtung wird auch 
das Ziel verfolgt, um interessante Aspekte und erdenkliche Entwicklungspotenziale für 
die Weiterentwicklung des klassischen Entwicklungs- und Förderinstrumentarium zu 
erschließen. Die Analyse und ihre Auswertung in Kapitel 6 wird zeigen, inwieweit eine 
Übernahme der Regional Governance-Elemente bisher realisiert wurde und wie die 
herausgearbeiteten Ergebnisse auf eine Übertragbarkeit bestehender politischer Struk-
turen und Förderprogramme gedeutet werden können. Nach der Vorstellung der 
Durchführungsprozesse im Rahmen des Modellvorhabens findet die abschließende Zu-
sammenfassung der Ergebnisse mit Handlungsempfehlungen für eine Weiterentwick-
lung eines solchen Ansatzes statt. Die zuvor in der Theorie dargelegten Bedingungen 
und Faktoren – bezüglich der Erfolgsfaktoren und Hemmnisse, Effektivität, Effizienz 
und Innovation – sowie die Frage nach der Durchführung und Konstellation von regio-
nalen Kooperationen werden mit den Ergebnissen der Begleitforschung dieses Pro-
gramms verglichen.  
Methodischer Zugang und die allgemeine Literaturlage 
Für diese Arbeit ergibt sich damit als methodischer Zugang eine Policy-Analyse.35 Die 
Politikfeldanalyse untersucht ein bestimmtes Politikfeld: 
„Policy-Felder bezeichnen Problembereiche, in denen sich gesellschaftliche Ent-
wicklungen in einem komplexen Zusammenhang von technologischen, ökonomi-
schen, sozialen und kulturellen Veränderungen und politischen Entscheidungen 
vollziehen.“36
Weil sich die Politikfeldforschung auf diesen komplexen Zusammenhang einlassen 
muss, ist sie gleichzeitig ein „multidisziplinäres Untersuchungsprogramm“. Sie befasst 
sich mit der Untersuchung der Politikformulierungen (Politikinhalte und Programme) 
und ihrer Implementation (Policy-Ergebnisse und -Wirkungen). Sie besitzt daraufhin 
zwei Ausrichtungen: Auf der einen Seite ist sie „beschreibend-erklärend“ ausgerichtet, 
bezieht sich also auf die Entstehung, Entwicklung und Veränderung von policies (Poli-
tikinhalten), auf der anderen Seite erfüllt sie eine „beratende“ Rolle im politischen und 
                                         
34  BMELV ist die gegenwärtige allgemeine Bezeichnung des Ministeriums. Im Text wird der Name der 
Einfachheit halber durchgehend übernommen, auch wenn es zu früheren Zeitpunkten anders benannt 
wurde.
35  Zur allgemeinen Einführung in die Policy-Analyse eignet sich Hartwich (Hg.) (1985). 
36  Thurn (1985): 87. 
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administrativen Entscheidungsprozess.37 Daher besitzt eine Policy-Analyse einen 
pragmatischen Ansatz um einen Beitrag zur Problemlösung leisten zu können.38
Die Kapitel 2 bis 4 stützen sich hauptsächlich auf die Auswertung der umfangreichen, 
(weil) fachübergreifenden Literatur. Dies betrifft sowohl die theoretische Einordnung 
des Themas Regional Governance als auch die Darstellung des methodischen Vorge-
hens bei einer Implementation und Institutionalisierung dieses neuen politischen An-
satzes. Ferner wurden hierzu aktuelle Studien, Gesetzestexte, Verordnungen und Pub-
likationen öffentlicher Stellen ausgewertet. In einigen Bereichen mussten hinsichtlich 
der Erklärungen und Erläuterungen Abstriche gemacht werden, um die Arbeit in dem 
vorliegenden Umfang bewerkstelligen zu können. In diesen Fällen finden sich Hinweise 
und Empfehlungen zu weiterführender Literatur. Als ein generelles Problem hat Fürst 
erkannt, dass die Literatur zur Regional Governance-Diskussion eher mit deduktiv ge-
wonnenen Annahmen als mit informierten Hypothesen arbeitet. Weiterhin unklar blei-
ben die Zusammenhänge zwischen Steuerungsstilen und praktischen Steuerungsmo-
dalitäten.39 Auch die empirische Untersuchung von Kooperationsformen wird dadurch 
erschwert, dass regionale Kooperationen und Netzwerke weiche und stark variierende 
Strukturen besitzen.40 Für eine empirische Untersuchung von Regional Governance-
Prozessen fehlen auch heute noch handfeste Instrumente.41 In der Theorie stützt man 
sich daher auf Ansätze, die jeweils ein Analyseraster vorgeben. Die Aufgabe ist es 
nun, ein für diese wissenschaftliche Untersuchung wirksames Analyseraster zu kon-
struieren.
Mit dem Regional Governance-Ansatz werden also die Strukturen und Prozesse einer 
regionalen Kooperation analysiert (dabei führt der einfachste Ansatz zur Darstellung 
des Inhalts und der Merkmale sowie der Funktion und in eine abschließende Bewer-
tung). In Verbindung mit einem weiteren Ansatz – der als ein analytisches Raster ver-
wendet wird – kann der in dieser Arbeit verwendete Ansatz komplettiert und kon-
struiert werden. Der akteurzentrierte Institutionalismus, von Scharpf und Mayntz ent-
worfen, hilft, die Entscheidungsprozesse der Akteure innerhalb einer Kooperation/ ei-
nes Netzwerks aufzuklären. Die Analyse mit Hilfe des akteurzentrierten Institutiona-
lismus ist deshalb geeignet, weil er 
„die Art der Interaktionen in den Mittelpunkt der Analyse stellt, deren Handeln 
aber als „bedingt“ wahrnehmen lässt, nämlich abhängig von Institutionen, Ak-
teuren (und deren Handlungsorientierungen), Akteurkonstellationen und Situati-
onen.“42
Politische Prozesse können hiermit analysiert werden, die durch Interaktionen von Ak-
teuren zu Stande gekommen sind. Dafür müssen allerdings zuerst die institutionellen 
                                         
37  Zitate nach Windhoff-Héritier (1987): 9; 19. Vgl. hierzu ausführlicher ebd.: 9f.; 19f.; 115ff. 
38  Vgl. Beyme (1985): 7; Thurn (1985): 88. 
39  Vgl. Fürst (2001d): 11. 
40  Vgl. Fürst (2001e). 
41  Vgl. Pütz (2004): 97. 
42  Knieling, Fürst, Danielzyk (2003): 15. 
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und politischen Rahmenbedingungen dargestellt werden. Der akteurzentrierte Institu-
tionalismus ist explizit an die empirische Policy-Forschung gerichtet und soll einen Bei-
trag hierzu leisten. Dabei wird der Ansatz verfolgt, die Policy-Forschung aufzuteilen: in 
eine problemorientierte und, nach der Analyse des Problems, in eine interaktionsorien-
tierte Policy-Forschung.43
Somit weist die zuvor durchgeführte „Strukturierung der Diskussion“ um den For-
schungsstand zum Thema Regional Governance gleichzeitig auch den Übergang von 
der Theorie in die Praxis. Das Beispiel ‚Regionen Aktiv’ wird beispielhaft um die aktuel-
le Darstellung der Regional(förderungs)politik in der BRD ergänzt. Dies soll Aufschluss 
geben über die Rückschlüsse, die auch aus den bereits vorangegangen Instrumenten 
und Maßnahmen gezogen wurden. Was hat dagegen das Programm ‚Regionen Aktiv’ 
gebracht und welche Rückschlüsse sind auf die Weiterentwicklung der Förderpraxis in 
der Politik zu ziehen? Gibt es Parallelen zum jetzigen Regional Governance-Prozess in 
Deutschland, ist es eine reine Fortführung oder eine Weiterentwicklung der alten Pro-
grammatik? Die Bewertung von ‚Regionen Aktiv’ stützt sich auf eine ausführliche Do-
kumentenanalyse und die Ergebnisse aus der Begleitforschung. Die Arbeit wird zudem 
auf Dokumente des durchführenden Ministeriums sowie der leitenden Geschäftsstelle 
gestützt. Aussagen und Schlussfolgerungen zu diesem Pilotprojekt werden auf diese 
Untersuchungsergebnisse aufgebaut.  
Mit den in dieser Arbeit verwendeten Ansätzen wird explizit eine steuerungs- und so-
zioökonomisch geprägte und somit entwicklungspolitisch orientierte Fragestellung ver-
folgt. Auf die ebenfalls in diesem Kontext entscheidende Debatte zur demokratietheo-
retischen und legitimationsorientierten Ausrichtung von Regional Governance-Pro-
zessen wird zwar hingewiesen und ihr Diskussionsstand darstellend ausgeführt, ist 
jedoch nicht Gegenstand der Untersuchung und Analyse. Dieses in der Forschung noch 
nicht abschließend erarbeitetes Themenfeld muss an anderer Stelle erarbeitet werden. 
In der aktuellen Regional Governance-Diskussion werden in mehreren Publikationen 
internationale Vergleiche herangezogen. Diese Gegenüberstellungen sind sehr auf-
schlussreich, weil Regionalisierungs- und Regional Governance-Prozesse zunehmend in 
allen Industrie- und Wohlfahrtsstaaten auftreten, in denen die Regionsebene noch re-
lativ schwach institutionalisiert ist.44
Hier beginnt allerdings schon die Diskussion um die Definition einer Region. Was wird 
als Region deklariert? Eine Beantwortung dieser Frage ist nur möglich, wenn klar ist, 
dass nationale Rahmenbedingungen entscheidend auf Regionalisierungsprozesse ein-
wirken und sich aufgrund dessen unterschiedliche Regional Governance-Prozesse ent-
falten können.45 Kurz gesagt: Die vielen verschiedenen Strategien sind in ihrer jeweili-
gen Ausgestaltung von den „politischen, administrativen und wirtschaftlichen Merkma-
                                         
43  Vgl. Scharpf (2000): 18; 32ff. 
44  Vgl. Fürst (2001d): 14. Eine umfassende Länderstudie erarbeitet zurzeit die OECD. Vgl. OECD (2006). 
45  Vgl. Herrschel, Newman (2003): 543. 
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len eines Landes“46 abhängig. Unterschiedliche politische Systeme, föderalistische oder 
zentralistische, führen zu anderen Voraussetzungen im Regionalisierungsprozess. Oft 
findet das Beispiel Englands Erwähnung, da hier die regionale Ebene durch die Labour-
Politik von Tony Blair in den letzten Jahren stärker ins Blickfeld geraten ist. Um aber 
eine Vergleichbarkeit zu gewährleisten, muss die Organisation der regionalen und lo-
kalen Staatsebene betrachtet werden (einige Regional Governance-Publikationen aus 
Großbritannien beziehen sich auf die Frage nach mehr Mitspracherecht der Regional-
parlamente in den Regionen Schottland, Wales und so weiter.47 Im direkten Vergleich 
mit Deutschland wären dies die Bundesländer). Demnach würde in Deutschland Regi-
onal Governance auf einem anderen Level diskutiert. Ausgangslage ist ein anderes 
politisches System, welches auf Föderalismus und dezentralisierte Staatsverwaltung 
ausgelegt ist. Eine kommunale bzw. regionale Selbstverwaltung, die zudem verfas-
sungsmäßig durch das Grundgesetz garantiert ist, ist in vielen Staaten so nicht be-
kannt. Weil in dieser Arbeit ein speziell auf Deutschland bezogenes Förderprogramm 
analysiert wird, wurde aus diesem Grund auf ein internationales Beispiel zur Regional 
Governance-Diskussion verzichtet. 
                                         
46  OECD (2006): 89. 
47  Vgl. u.a. Danson (Hg.) (1997); Marshall (2003). 
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2 REGIONEN ALS STAATLICHE UND POLITISCHE HANDLUNGSEBENE
Es wird heute nicht mehr in Frage gestellt, dass Regionen in allen Industrieländern 
eine Aufwertung erfahren haben,48 doch ist wissenschaftlich die Frage von Bedeutung, 
‚warum’ dies so geschehen ist. Über diese Ausgangslage und die Hintergründe besteht 
nicht immer Konsens49 und je nach Fachrichtung sind unterschiedliche Schwerpunkte 
bei der Bewertung zu erkennen.  
Zusammengefasst können vier miteinander verquickte Gründe für die gestiegene Be-
deutung von Regionen angegeben werden, welche im Folgenden dargestellt werden:50
? Ökonomische Veränderungen – Regionalisierungsbedarf der Wirtschaft. 
? Administrative Veränderungen – Wandel des Staats. 
? Gesellschaftliche Veränderungen – Neue soziale Bewegungen. 
? Wissenschaftliche Veränderungen – Promotion der Region durch die Wissen-
schaft.
2.1 RAHMENBEDINGUNGEN UND AUSGANGSLAGE FÜR DIE AKTIONSEBENE REGION
”For decades now, the five-hundred-year-old system of political authority that 
emerged with the system of European states has been giving way to a new or-
der. [..] To secure some of the most important goals of advanced industrial soci-
ety, presidents, prime ministers and elite bureaucrats look increasingly to re-
gional economies, to private markets, to urban partnerships, to citizen activism. 
[..] Efforts to promote prosperity, to protect the environment and to further eq-
uity for the disadvantaged increasingly rely on activities at the regional and local 
levels. This new reality requires a new realization of the role that localities and 
regions play in wider political economies [..].”51
2.1.1 Ökonomische Veränderungen – Globalisierung vs. Regionalisierung 
In der Literatur scheint sich die Ansicht durchgesetzt zu haben, dass der „andauernde“ 
Internationalisierungsprozess der Wirtschaft mit der „Globalisierung der Kapitalmärk-
te, der Produktion sowie die Globalisierung der Unternehmen und Unternehmensstra-
tegien“52 zu teilweise maßgeblichen Auswirkungen für subglobale territoriale Organisa-
tionsformen geführt hat.53 Als ein Ausgangspunkt für den erlangten Bedeutungsgewinn 
                                         
48  Fürst (2001d); Fürst (2003a): 17. 
49  Vgl. u.a. Elsner (2000); Brenner, Heeg (1999); Blotevogel (2000). 
50  Vgl. Fürst (2003a): 17ff.; Lagendijk (2001): 139-151. 
51  Sellers (2002): 1. 
52  Zitate nach Potratz (2000): 34. 
53  Vgl. Brenner (1997): 8. In dieser Arbeit wird keine Diskussion oder Argumentation über positive wie 
negative (Aus)Wirkungen des Globalisierungsprozesses geführt. Die Verwendung des Begriffs ‚Globali-
sierung’ umfasst viele Phänomene, in dieser Arbeit soll er aber hauptsächlich an zwei Faktoren festge-
macht werden: Einerseits mit einem Raumbezug, also der Kenntnis, dass direkte Auswirkungen auch 
auf kleinteilige Regionen erkennbar sind und stattfinden. Andererseits durch die Fragestellung, inwie-
weit die Handlungsfähigkeit des Staats bezogen auf eben diese regionalen Teileinheiten von der Tatsa-
che einer globalisierten Gesellschaft berührt ist. Die Frage richtet sich nach politischen Handlungsansät-
zen für einen kleinteiligen Raum. Damit liegt dieser Arbeit ein Globalisierungsverständnis zugrunde, wie 
es auch von der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages formuliert wurde: Globalisierung 
dient „mit allen seinen Facetten als Herausforderung für die soziale und ökologische Gestaltung des 
neuen Prozesses, nicht zuletzt auch für die Stärkung demokratischer Kräfte, die als Gegengewicht zu 
den Spreizungstendenzen wirksam werden können“. Bei der Suche nach Lösungsansätzen und Formen 
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der Regionen wird mitunter die „Regionalisierung der Ökonomie“ als direkte „Kehrseite 
der Globalisierung“54 oder auch „zweite Seite“55 der Globalisierung angesehen.56 Wood 
und Komlosy sagen dazu:  
„Je stärker lokale und regionale Handlungsspielräume durch die Globalisierung 
ökonomischer, sozialer, politischer und soziokultureller Entwicklungen in Be-
drängnis geraten, desto stärker wird die Bedeutung dieser Ebene als Gegen-
wicht, vielleicht sogar als Gegenwelt.“57
Dahinter verbirgt sich die Annahme, dass ein erhöhter wirtschaftlicher Wettbewerbs-
druck auch auf Unternehmen einer kleinräumigen Region durchschlägt. Der unterneh-
merische Drang zur optimalen Ressourcenallokation, welcher sich unterschiedlich stark 
regional bemerkbar macht (bspw. durch mehr oder weniger vorhandene immobile Un-
ternehmen, so genannte ‚home based players’)58, schafft neben der ‚global-sourcing’-
Strategie weitere bedeutungsvolle neue Rahmenbedingungen. Dazu gehören neue 
Formen der Arbeitsteilung und Produktionsformen, die die Unternehmen ermöglichen, 
auf Marktentwicklungen flexibel zu reagieren (beschrieben im Postfordismus), die 
durch internationale Produktion und Kundenorientierung sowie weit reichende horizon-
tale (strategische Allianzen mit Wettbewerbern) und vertikale Kooperationsstrukturen 
(Zulieferstruktur, Outsourcing, Just-in-time-Produktion) bei einer standortgebundenen 
Zusammenarbeit – hier spielen Cluster und Netzwerke eine bedeutende Rolle – zu 
weiteren unternehmerischen Vorteilen führen.59 Diese ökonomischen Strategien ver-
deutlichen jedoch auch, dass sich Unternehmen nicht mehr nur auf enge und begren-
zende lokale Gegebenheiten stützen können. Ihre Ausrichtung geht über den Horizont 
einer Kommune hinaus, denn die Kommunen alleine sind generell nicht in der Lage, 
die benötigten Standortbedingungen herzustellen. Maßgebend hierfür sind technologi-
sche Entwicklungen (besonders bei Kommunikationstechnologien und im Bereich der 
Mobilität), was zu einem veränderten Raumverständnis und -verhalten führt. Ein 
Raum wird dadurch fühlbar kleiner. Der unternehmerische Blick, geprägt von den 
technischen Möglichkeiten einer Globalisierung, richtet sich nunmehr auf die Gegeben-
heiten und die „räumlichen Qualitäten“60 in einer Region; und das ist schließlich ein 
Grund für eine zunehmende Interaktionsorientierung und Kooperationsbildung unterer 
staatlicher Einheiten. Hierin liegt ein weiterer unternehmerischer Vorteil: Städte und 
                                                                                                                             
zur Gestaltung der Politik unter den Bedingungen der Globalisierung steht zunehmend der Begriff ‚Glo-
bal Governance’ im Mittelpunkt: „Der Prozess der „Globalisierung der Weltwirtschaft“ muss politisch so 
gestaltet werden, dass dessen Risiken minimiert und Chancen für Individuen und Gesellschaften opti-
miert sowie existierende Fehlentwicklungen korrigiert werden. Antworten auf diese Herausforderungen 
erstrebt der Ansatz einer „Global Governance“. Auf den einfachsten Nenner gebracht bedeutet „Global 
Governance“, den Prozess der Globalisierung „politisch zu gestalten“. Durch diesen Ansatz ergibt sich 
eine Verbindung der Globalisierung zur Governance-Debatte. Der Governance-Begriff ist jedoch weitaus 
differenzierter und umfangreicher ausgestaltet und bezieht weitere Dimensionen mit ein (s. Kap. 3). Zi-
tate nach Enquete-Kommission des Bundestages (2002): 53; 415. 
54  Zitate nach Danielzyk (1999): 577. 
55  Benz, Fürst (2003b): 11. 
56  Diese These wird von vielen Autoren vertreten. Stellvertretend seien hier genannt: Lagendijk (2001): 
141-146; Voelzkow (1994): 18; Zart, Huege (1999): 1-7. 
57  Wood, Komlosy (1997). 
58  Vgl. Potratz (2000): 39. 
59  Vgl. ausführlicher Kruse (1990); Mitschke-Collande (2001): 37. 
60  Fürst (2004): 47. 
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Kommunen konkurrieren um Unternehmensansiedlungen. Dabei findet ein regelrech-
ter Standortwettbewerb administrativer Einheiten statt. Diese unternehmerische Su-
che nach komparativen Kostenvorteilen, die zu einer international orientierten Wett-
bewerbsverschärfung und zu einem erhöhten Wettbewerbsdruck führt, hat daher di-
rekte Auswirkungen auf kleinräumigere, subnationale regionale Märkte, die für sich in 
einen Wettbewerb treten müssen, um als Standort für Unternehmen in Frage zu kom-
men. Freilich besteht die Konkurrenz der untersten staatlichen Ebenen nicht nur im 
Werben um Unternehmen. Es besteht ein kommunaler und regionaler Wettbewerb 
unter anderem um Einwohner, Erwerbsbeschäftigte, Infrastrukturausbau, Fördergel-
der, Steuereinnahmen, Zuweisungen und staatliche Investitionen.61 Regionen befinden 
sich also aufgrund dieser Standortkonkurrenz in einem ‚Wettbewerb der Regionen’, 
sind aber gleichzeitig auf ein (über)regional abgestimmtes Handeln zur Bildung wei-
cher (Lebensbedingungen etc.) und harter (Infrastruktur etc.) Standortfaktoren ange-
wiesen62. Dies wiederum macht sie gleichzeitig zu „Kooperationspartner“63.64
„Im Wettbewerb der Regionen gewinnt die Qualität lokaler Administration an Be-
deutung. Immer wichtiger wird dabei eine neue Art von regionaler politischer O-
rientierung, mehr Wechselwirkung mit den Bürgern, Förderung von Partizipation, 
Motivation, „Empowerment“, Zusammenarbeit und Kommunikation.“65
Somit gelten Kooperationen selbst schon als Standortfaktor. Regionen müssen sich 
daher „formieren“ und „artikulieren“.66 Die „subnational governments have become 
more assertive vis-à-vis the state; cities and regions – frequently propelled by ethnic 
and cultural identification – are positioning themselves in the international arena 
[..]”67. Ein solcher Wettbewerb, ein Kampf um die Erhaltung bzw. Erlangung einer 
Standortattraktivität für einen Industrie- und Unternehmensbesatz führt in der Folge 
der Globalisierung aber auch zu einer „Verwundbarkeit der Regionen“68, da die Regio-
nen und hier wiederum besonders die ländlich-peripheren Räume Gefahr laufen, in 
diesem Wettbewerb zu unterliegen. 
Mit diesen Begründungen lassen sich die Einwirkungen auf Regionen treffend be-
schreiben, doch prägen sie nicht allumfassend eine lokale und regionale Wirtschaft, die 
noch durch weit mehr bestimmt wird und in der Gesamtheit als ‚regionales Potenzial’ 
beschrieben wird. Dazu zählen die natürlich-räumlichen Gegebenheiten, Arbeitskräfte-
struktur und Arbeitsbedingungen, Netzwerke und vieles mehr69 (s. Kap. 2.2). Das 
postfordistische Produktionssystem mit flexibilisierten und vernetzten Produktionssys-
temen führt aber zu einer scheinbar paradoxen Reflexion einer räumlichen Differenzie-
                                         
61  Einig (2003): 482. 
62  Vgl. Danielzyk (1999): 578; Weichhart (2000): 552f. 
63  Brandt (2001): 42; Zart, Huege (1999): 7. 
64  Zum Wettbewerb von Räumen vgl. Kruse (1990): 47; Meise (1997): 64f.; Hollbach-Grömig et al. 
(2005): 25. Als Kritiker des Wettbewerbs unter Regionen haben sich u.a. hervorgetan: Brenner, Heeg 
(1999): 103-119; Lovering (1999): 389ff.; Brenner (2003). 
65  Radermacher (1999): 422. 
66  Fürst (1996a): 51. 
67  Pierre (2000): 1. 
68  Zart, Huege (1999): 5. 
69  Vgl. Ellwein (1996): 138. 
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rung und der regionalen Potenziale, wobei Regionen weder „Inseln der eigenständigen 
Entwicklungswege“ noch „Abbildungen“70 der globalen Arbeitsteilung darstellen. Für 
den Staat kommt es nun darauf an, Sorge zu tragen, dass die Regionen in diesem 
Wettbewerb um begrenzte finanzielle und materielle Ressourcen bestehen können. An 
diesem (ökonomisch betrachteten) Punkt setzt die nationale Raumordnungspolitik an, 
die langfristig eine Balance finden muss, „zwischen der Wachstums- und Wettb-
werbsorientierung auf der einen Seite und der Veränderungsfähigkeit und -bereitschaft 
der Bevölkerung auf der anderen.“71 Eine staatliche Raumordnungspolitik muss in Re-
aktion auf Rahmenbedingungen die Voraussetzungen für eine regional-wirtschaftliche 
Wachstumsrate schaffen können. An diesen Auswirkungen – sich schnell verändernde 
Rahmenbedingungen einer Digitalisierung und Globalisierung – auf den Standortwett-
bewerb hat sich eine staatliche Planungspolitik zu orientieren und bedeutet für eine 
nationale Raumordnungspolitik einen Umbruch, weil eine strategische Neuorientierung 
zwingendermaßen erfolgen muss und weit über den Bereich klassischer Wirtschafts-
förderungsinstrumente hinausgeht.72 Zusammengefasst bedeutet dies eine administra-
tive Veränderung in der Ordnung- und Planungsausrichtung.73
2.1.2 Administrative Veränderungen – Wandel der Staatlichkeit 
Eine Bedeutungsverschiebung zugunsten von kleinräumigen regionalen Handlungs-
ebenen ist auch auf administrative Veränderungen zurückzuführen. Aus der Literatur 
zusammengefasst lassen sich auch hierbei weitere Unterteilungen vornehmen. Dabei 
muss unterschieden werden, ob eine Einwirkung von außen oder innen vorliegt. 
Wenn im vorigen Abschnitt von einer strategischen Neuorientierung eines bestimmten 
Politikfelds die Rede war, so lässt sich in einer verallgemeinerten Form festhalten, 
dass Regionalisierung als ein Ziel der Modernisierung (gerade auch als Reaktion auf 
die Globalisierungstendenzen) des Staatshandelns angesehen wird. Dies wirkt sich 
natürlich nicht nur auf einen bestimmen Politikbereich aus, sondern bezieht sich auf 
viele verschiedene Politikfelder (Struktur-, Energie-, Umwelt, Verkehrspolitik usw.).74
Gegenstand einer solchen Modernisierung ist die Verbesserung der Organisation der 
Staats- und Verwaltungsaufgaben, indem die kommunale und regionale Ebene auf 
Kosten der Staatsebene gestärkt wird.75
Mit Benz` Darstellungen des „modernen Staats“ ist diese Umgestaltung auch als Ver-
änderung der Staatlichkeit zu bezeichnen, im Sinne eines „Strukturwandel des 
Staats“, weil es zu einer veränderten praktischen Staatstätigkeit führt. Benz bezieht 
einen solchen Wandel darauf, dass die sich veränderten Handlungsbedingungen neue 
Ansprüche an die Leistungsfähigkeit eines Staats ergeben. Dies führt einerseits zur 
                                         
70  Zitate nach Danielzyk, Oßenbrügge (1996): 105. 
71  Frey, Zimmermann (2005): 7. 
72  Vgl. Zart, Huege (1999): 7; Frey (2003a): 1-8; Frey, Zimmermann (2005): 5-18. Zur kommunalen 
Wirtschaftsförderung sei auf Gallas (1998) und Goch (2004a) verwiesen. 
73  In der Literatur ist es nicht ganz unstrittig, inwieweit der Bezug zur Ökonomie gezogen wird und die 
ökonomische die politische Regionalisierung beeinflusst. Vgl. Voelzkow (1994): 18. 
74  Vgl. Benz, Crow, Holtmann (1998): 17. 
75  Vgl. Fürst (2005): 21. 
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Entwicklung von neuen Staatsaufgaben, andererseits aber auch – aufgrund der verän-
derten Wirksamkeit der Steuerungsmittel des Staats – zur notwendigen Weiterent-
wicklung und Modifizierung der bestehenden Steuerungsformen und Instrumente. Be-
sonders das Zusammenwirken von staatlichen und gesellschaftlichen Akteuren wird 
von Benz als ein Ausdruck eines „modernen“ Staats gesehen.76
Diese Überlegungen präsentieren derlei administrative Veränderungen von ‚innen’. Es 
beginnt nämlich mit der Selbsterkenntnis eines „failure“77 der Staatspolitik, eines poli-
tischen Steuerungsproblems, welches sich erst durch eine „Krise der Denk- und Hand-
lungsmuster“78 entfalten konnte. Die klassische Staatsorganisation mit hierarchischen 
Steuerungsformen, die dem Staat in einer „Planungseuphorie“ der 1970er Jahre aus 
politikwissenschaftlicher Sicht noch zugewiesen wurde, konnte die auftretenden ge-
sellschaftlichen Probleme (Strukturwandel, Arbeitslosigkeit etc.) nicht ausreichend 
bekämpfen und führte zu unerfüllten Erwartungen.79 Gefördert wurde dies unter ande-
rem durch ein auf die ‚neuen’ Verhältnisse (funktionelle Differenzierung gesellschaftli-
cher Strukturen) unverändertes „Verständnis staatlicher Wachstums-, Struktur- und 
Regionalpolitik“80, welches letztlich die staatliche Handlungs- bzw. Steuerungsfähigkeit 
überfordert und zur „Nicht-Steuerbarkeit moderner Gesellschaften“81 führt. Die Natio-
nalstaaten büßen ihre Problemlösungs- und Steuerungsfähigkeiten und Regelungska-
pazitäten ein.82 Dieses „staats- bzw. organisationstheoretische Argument“83 in Form 
des Staatsversagens84 ist schließlich ein Ausgangspunkt für einen Wechsel von staats-
zentrierten Auffassungen zu einer zentrumslosen oder multizentralen Gesellschaft.85
Für diese Entwicklung wurde von Voigt der Begriff des „kooperativen Staats“ als ein 
„Kennzeichen“ eines modernen Staats etabliert. Dabei ist nicht nur die Kooperation 
zwischen Staat und Wirtschaft, sondern ausdrücklich auch die Beziehung der jeweili-
gen staatlichen Ebenen zueinander gemeint. Der kooperative Staat zielt darauf ab „mit 
anderen Akteuren mehr oder weniger von gleich zu gleich zu verhandeln bzw. zusam-
menzuarbeiten“86, um sich auf Kernkompetenzen zurückzuziehen und Selbsthilfekräfte 
zu aktivieren. Dass der Staat Verhandlungen als Grundlage seiner Politik akzeptiert, ist 
somit ein Beispiel für die „erhöhte Komplexität politischer Steuerung wie für ein zu-
nehmendes Konsensbedürfnis in der Gesellschaft“.87 Auf die regionale Ebene bezogen 
bedeutet das Konzept des kooperativen Staats ein neues Steuerungsverständnis, in-
dem die staatliche Ebene eine Selbstentlastung zugunsten der Aufwertung der lokalen 
                                         
76  Vgl. Benz (2001a): 227ff. 
77  Pierre (2000): 5. 
78  Vgl. Kruse (1990): 76-83. 
79  Vgl. Pohn-Weidinger (2003): 5. 
80  Potratz (2000): 40. 
81  Potratz (2000): 57. 
82  Vgl. Nischwitz, Molitor, Rohne (2001): 1. 
83  Blotevogel (2000): 493. 
84  Das Misslingen politischer Steuerung hat für Mayntz folgende Ursachen: Implementationsproblem, 
Motivationsproblem, Wissensproblem, Steuerbarkeitsproblem. Vgl. Mayntz (1997): 194ff. in Pohn-
Weidinger (2003): 6f. 
85  Vgl. Pohn-Weidinger (2003): 5. 
86  Voigt (1995a): 42. 
87  Voigt (1995a): 75. 
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und regionalen Ebene (durch Dezentralisierung, Regionalisierung und Deregulierung) 
erfährt.88 Dies geschieht über eine Kontextsteuerung und der Einbindung weiterer, 
auch gesellschaftlicher, Akteure im Rahmen eines Aushandlungs- und Verhandlungs-
systems in Politiknetzwerken.89 Das Zusammenspiel der Regelungsformen zwischen 
staatlichen hierarchischen Systemen und dem Markt sowie der Zivilgesellschaft wird 
aufgewertet.90
Eine Veränderung der Staatsführung (aus dem ‚Inneren’) wird demnach durch neue 
Staatsaufgaben und geänderte Sichtweisen geprägt91. Gerade der ökologische Diskurs 
(Stoffkreisläufe, Umweltschutz, Nachhaltigkeitsgedanke etc.) hat sich auf die Aus-
übung und Verwaltung der Politik ausgewirkt.92 In der Regionalentwicklung werden 
also aufgrund neuer Herausforderungen und Rahmenbedingungen die klassischen In-
strumente hinterfragt, da sich Regionen besser als Funktionsraum für die Umsetzung 
neuer Politiken eignen als bspw. die lokale oder nationale Ebene.93 Derart neue Aufga-
ben verstärken die schon ohnehin bestehenden staatlichen und kommunalen Ressour-
cenengpässe94 (Finanzen, Fläche etc.) und bringen schließlich die staatlichen Einheiten 
an die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeiten. Insbesondere die Kommunen sind kaum 
noch zusätzlich belastbar,95 da eine wachsende Zahl kommunalpolitischer Aufgaben 
über die Grenzen der Kommunen hinausgehen. Eine Grenze des Delegierens nach un-
ten ist erreicht worden. Ebenso scheinen nur noch begrenzte regional wirksame wirt-
schafts- und arbeitsmarktpolitische Interventionen nationalen Umfangs möglich zu 
sein.96 Die Reaktion auf diese Umstände mündete schließlich in dem Versuch einer 
Modernisierung der staatlichen Verwaltungsebene. Als Grundlage dient jenes verän-
derte Selbstverständnis der Steuerungsebene, insbesondere der administrativen Ein-
heiten (Autonomisierung und Professionalisierung mit einer selbstverantwortlichen 
Aufgabendurchführung/ Einbeziehung kooperativer Handlungsformen). Hierfür steht 
stellvertretend der Begriff des New Public Management (NPM) oder des Neuen Steue-
rungsmodells (NSM) (s. Kap. 3.1.2). Diesen Wandel in der Staatsverwaltung und ihrer 
Aufgabenwahrnehmung hat Pierre zusammengefasst:  
„Perhaps the most significant development in the advanced industrialized de-
mocracies over the past couple of decades has been the erosion of traditional 
bases of political power.”97
Wird dies als Grundlage verstanden und auf regionale Politik und Regionalpolitik bezo-
gen, können folgende Gründe für ein kooperatives Verhalten des Staats festgehalten 
                                         
88  Vgl. Voigt (1995a): 33-92. 
89  Vgl. Ludwig (2005): 320. 
90  Vgl. Nischwitz, Molitor, Rohne (2001): 1. 
91  Vgl. Thierstein (2002): 10f. 
92  Vgl. Fürst (2004): 47. 
93  Insbesondere gilt dies bei den Nachhaltigkeitspolitiken. Vgl. Bauriedl, Winkler (2004): 2. 
94  Vgl. Baumheier et al. (1998): 13. 
95  Weichhart (2000): 549; Danielzyk (1999): 578. 
96  Vgl. Mitschke-Collande (2001): 26. 
97  Pierre (2000): 1. 
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werden:98 der soeben beschriebene Verlust des Steuerungszentrums und die nur be-
grenzt wirkenden Maßnahmen und Instrumente, die Ausrichtung auf eine neue Form 
der Konfliktverarbeitung und damit die Einbindung der Adressaten staatlicher Steue-
rung über Netzwerkstrukturen.  
Eine Kooperation mit regionalen Akteuren impliziert indirekt ein „sozialökonomisches 
Argument“99, welches einen wirtschaftlichen Erfolg von Regionen auch mit dem sozia-
len und kulturellen Milieu100 zu erklären versucht. Ziel ist es, die Systemvorteile der 
Regionen nutzen zu können, indem politische Akteure, Prozesse, Innovationen, Pro-
duktionen und policy-making in den Regionen mobilisiert werden. Die Regionalisierung 
ist daher eine Betrachtung der Region unter politisch-administrativer Veränderung: 
„Regionalisation refers to a process of decentralization of political power and operatio-
nal responsibility by national states.“101 Das Grundanliegen einer räumlichen Politik 
und Raumplanung, die „Erhaltung und Gestaltung des Lebensraumes“102, bleibt jedoch 
bestehen.
Eine weitere administrative Veränderung hat sich durch die Übergabe (natio-
nal)staatlicher Souveränität auf supranationale Ebenen ergeben.103 Insbesondere der 
Prozess der Europäisierung hat eindeutige Wirkungen auf die Nationalstaaten und ih-
ren Regionen hinterlassen. Hintergrund sind zwei europäische „Bewegungen“:104 Die 
Ausrichtung und Propagierung eines ‚Europa der Regionen’ (zzgl. Gremien mit regiona-
ler Organisation: Ausschuss der Regionen etc.), dass als Gegengewicht zu einem Eu-
ropa als Zentralstaat verstanden wird sowie die speziell auf die Regionsebene abzie-
lende Strategie einer eigenständigen Regionalentwicklung. Mit dieser Strategie wird 
ein effizienterer Einsatz von Fördermitteln, die zur Stärkung einer Regionalentwicklung 
beitragen sollen, verbunden. In der Gestaltung mehrerer und differenzierter Instru-
mente und Programme der EU/EG-Strukturfonds und der -Strukturpolitik werden seit 
Ende der 1980er Jahre neue Ansätze erprobt und durchgeführt („Europäisierung der 
Regionalentwicklung“105). Ihnen können durchaus Wirkungen auf nationalstaatliche 
Instrumente nachgesagt werden (s. auch Kap. 4).106
2.1.3 Gesellschaftliche Veränderungen – Neue soziale Bewegungen 
Ein weiterer Grund für den Bedeutungszuwachs der Regionen ist der, dass auch aus 
den Regionen selbst ein Antrieb zu einer veränderten Ansicht gekommen ist. Vielfälti-
                                         
98  In Anlehnung an Müller (1998): 36. 
99  Blotevogel (2000): 493. 
100  Zum Milieu-Begriff vgl. Maillat (1998). 
101  Lagendijk (2001): 147. Die Beziehung zwischen Dezentralisierung und Regionalisierung wird in Kapitel 
3 erörtert.  
102  Thierstein (2002): 12. 
103  Vgl. Potratz (2000): 39. 
104  Benz et al. (1999): 32. 
105  Vgl. Baldock et al. (2001): X. 
106  Für eine ausführlichere Betrachtung des Bedeutungszuwachses der regionalen Ebene im europäischen 
Kontext: vgl. u.a. Schmitt-Egner (2005): 122-151; Voelzkow (2000): 507-516; Benz et al. (1999): 31-
36. Bezogen auf die Frage zur zukünftigen Entwicklung der Zivilgesellschaft, besonders auch im Hinblick 
auf die Frage zur ‚Zukunft der Arbeit’ existiert auch die Bezeichnung ‚Dritter Sektor’. Vgl. u.a. Priller, 
Zimmer, Anheier (1999); Graf Strichwitz (Hg.) (1998). 
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ge Beteiligungen am politischen wie wirtschaftlichen System haben mit der Etablierung 
von neuen Politiken Eingang erhalten. Die Diskussionen um die Bedeutung und Einbe-
ziehung ehrenamtlich und freiwillig aktiver Akteure werden dabei auch wissenschaft-
lich untersucht.107 Gerade in Bezug auf die demografische Entwicklung und der Frage 
nach der Zukunft der Arbeit spielen regionale Solidargemeinschaften eine bedeutende 
Rolle für eine Entwicklungsmöglichkeit der regionalen Märkte und Gesellschaften.  
Jedoch hat sich auch bei den Menschen ein verändertes Raumverständnis entwickelt: 
Die Region wird als (Er)Lebensraum wahrgenommen, weil die Bewohner des Raums 
eine größere räumliche Reichweite für ihre Entwicklung entdecken und erleben dürfen. 
Durch das Zusammenwachsen lokaler Ortschaften, einer gestiegenen innerregionalen 
Mobilität und die Suche nach kleinräumigen Identifikationsräumen – in historischen, 
geografischen, wirtschaftlichen und sozialen, nicht jedoch politischen, Zusammenhän-
gen – werden die Regionen im sozio-kulturellen Kontext zu Räumen mit „verdichteten 
Sozialbeziehungen und Identitätsbildung.“108 Insbesondere die staatlichen Fehlnutzun-
gen der räumlichen Potenziale und den daraus entstandenen Problemen waren und 
sind Auslöser der Betrachtung eben dieser, der vor Ort liegenden, ‚endogenen Poten-
ziale’. Dies führt zu einer „Betonung der naturräumlichen Kreislaufzusammenhänge“ 
und der „Bedeutung von Verflechtungsstrukturen“109, der zunehmend vernetzten Ak-
teure, die somit „Wissens-Einrichtungen“ bilden.110
2.1.4 Wissenschaftliche Veränderungen – Promotion durch die Wissenschaft 
Letztlich muss festgehalten werden, dass in den wissenschaftlichen Diskussionen ver-
schiedener Fachdisziplinen die regionale Ebene als behandeltes Themen- und For-
schungsgebiet eine stark gestiegene – quantitativ bemessen – Bedeutung bekommen 
hat. Dass die Region gegenwärtig soviel Aufmerksamkeit erfährt, hat sicherlich auch 
damit zu tun, dass die Wissenschaft mit ihren teilweise euphorisch überschätzten Aus-
führungen, insbesondere in den 1980/90er Jahren, die Vorbereitung für die Umset-
zungen von regionalen Strategien gegeben hat.111 Besonders in den Sozialwissen-
schaften hat sich die Region als Forschungsthema in verschiedenen Ansätzen etabliert, 
aber auch über die Fachdisziplinen hinaus hat sich in Europa ein Forschungskonsens 
entwickelt, „dass die regionale Selbststeuerungsfähigkeit für den Strukturwandel im 
Zeichen der Regionalisierung hoch-relevant ist und dass Regional Governance eine 
spezifische Steuerungsqualität habe“112 (s. Kap. 3.3). Dass es zu diversen Politikan-
sätzen in der Praxis kommt, ist also grundsätzlich auf die wissenschaftlichen Diskussi-
onen und Ansätze zurückzuführen. Die regionalwissenschaftlichen Arbeiten (besonders 
die Diskussion um das ‚endogene Potenzial’113) begründen erst das Entstehen regio-
                                         
107  Vgl. u.a. Thamm (1989); Gessenharter (1996); Knemeyer (1997); Naßmacher (1998). 
108  Vgl. Thierstein (2002): 10; Benz, Fürst (2003b): 19. 
109  Schikora (1994): 197. 
110  Vgl. Fürst (2003a): 20. 
111  Vgl. Diller (2002): 15; Lagendijk (2001): 147f. 
112  Fürst (2003a): 21. 
113  Vgl. Blotevogel (2000): 492. 
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nalwirtschaftlicher Strategien,114 können also als ihre Voraussetzung angesehen wer-
den. Bezüglich der Bedeutungssteigerung der regionalen Ebene kann also hinterfragt 
werden, ob diese rasant verbreitete neue Ausrichtung innerhalb der Forschungsland-
schaft nicht sogar als Auslöser gelten kann, die regionale Ebene als ebendiese wichtige 
neue Ebene zu betrachten. Nicht zuletzt deshalb ist die Ebene Region so interessant, 
weil sie die bisher am wenigsten institutionalisierte Handlungsebene darstellt.115 Der 
Wissenschaft ist daher ein wichtiges Verdienst nicht zu nehmen: Es wurde der Blick 
auf die Region als Aktionsebene installiert, um sie als ‚Arena’ politischer Handlungen 
erschließen zu können.116 Auffällig war es allerdings, dass diese Richtung teilweise in 
„apodiktischer“117 Art vorgegeben wurde. 
2.1.5 Zwischenfazit 
Nach der ökonomischen Theorie, in der Gewinne durch die räumliche Nähe (Cluster, 
Kooperationen etc.) erzielt werden, erfahren die (Global)Unternehmen eine regionale 
Bindung, was zu einer Revalvation der Region in ambivalenter Richtung führt: Die 
wirtschaftliche Globalisierung führt zu einem Bedeutungszuwachs von Steuerungsei-
genschaften des Marktes und gleichzeitig einer Zunahme gesellschaftspolitischer und 
wirtschaftlicher Prozesse der Subsidiarisierung, Dezentralisierung und Regionalisie-
rung, sowohl auf europäischer als auch nationaler Ebene.118 Unternehmen suchen die 
für sich günstigsten Standortbedingungen. Dies zwingt Kommunen und Kreise inter-
kommunal zu kooperieren und zusammenzuarbeiten. Somit wird ein Kooperationsfeld 
eröffnet, welches mittlerweile als ein regional bedeutsamer Standortfaktor angesehen 
wird. Ein zum Teil damit verbundener politisch-administrativer Strukturwandel führte 
auf nationaler Ebene dazu, dass die regionale Ebene fortan in der politischen Problem-
bearbeitung berücksichtigt wurde.119 Damit sind die Regionen selbst Ausdruck zuge-
nommener „Komplexität der dichter gewordenen Beziehungen zwischen den verschie-
denen Akteuren“120 geworden. Die ‚neuen’, endogenen Strategien, die die internen 
Faktoren einer Region betonen,121 werden daher als Lösungsansätze auf die Heraus-
forderungen der Globalisierung angesehen und ferner auch als „global-local-
interplay“122, „Glokalisierung“ („think local – act global“)123 oder sogar „Lokbalisie-
rung“124 bezeichnet. Die geringer gewordenen zentralen staatlichen Handlungsspiel-
räume führen unmittelbar zu einer Stärkung der (auch kleinräumigen) regionalen Ebe-
ne, welche sich bemüht sieht, ihre regionalspezifische Standortflexibilität und Wettbe-
                                         
114  Vgl. Huebner (1996): 25. 
115  Fürst (1996a): 46. 
116  Vgl. Voelzkow (1994): 7-39. 
117  Noll (2004): 245. 
118  Vgl. Nischwitz, Molitor, Rohne (2001): 1. 
119  Vgl. u.a. Meise (1997): 95-106. 
120  Herrschel, Newman (2003): 553. 
121  Vgl. Maier, Tödtling (2002): 192. 
122  Danielzyk, Oßenbrügge (1996): 101. 
123  Sack (2001): 56. Der Begriff ‚glocalisation’ stammt von Swyngedouw (1992), der beschreibt, wie das 
lokale und (sub)regionale an Bedeutung zunimmt. Siehe auch Koziol (2003): 59. 
124  Wesely (2001): 15. 
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werbsfähigkeit zu erhöhen. Eine Folge dieser allgemeinen Aufwertung der Ebene Regi-
on sind räumliche Differenzierungen, die der Staat mit zwei Varianten entgegnen 
kann: Durch eine Regionalpolitik oder neue Formen der räumlichen Organisation von 
Politik und Verwaltung.125
Ein politischer Umbruch126 – eine Verlagerung von Entscheidungskompetenzen in die 
Region – lässt sich auch anhand der Einführung regionalpolitischer Strategien zur regi-
onalen Entwicklung nachvollziehen. In einem Veränderungsprozess hat sich die Region 
als eine neue Aktionsebene in der politischen Steuerung etabliert, in der neue Akteure 
sowie neu entwickelte Instrumente und Strategien für eine regionale Entwicklung ins 
Blickfeld geraten sind. Als Fazit werden Regionen als Handlungsebene in insgesamt 
fünf Dimensionen wahrgenommen: In der Politik (Subsidiarität, Dezentralisierung, 
endogene Entwicklung etc.), der Ökonomie (international embeddedness, Cluster, 
kreative und innovative Milieus, Wettbewerbsfähigkeit etc.), der Sozialkultur (Heimat, 
Identität, ‚alltägliche’ Region), der Ökologie (Verbundsysteme, Nachhaltigkeit etc.) 
und der Planung und Steuerung (interkommunale Kooperationen, Infrastruktur, Wirt-
schaftsförderung und Strukturpolitik, Modellregionen etc.). Aus diesem Grund wird den 
Regionen eine „Mehrdimensionalität“ attestiert,127 die aufzeigt, dass die regionale und 
globale Ebene zueinander in einem „dialektischen Wechselverhältnis“128 steht und die 
Globalisierung und Regionalisierung als komplementäre Prozesse anzuerkennen 
sind.129
2.2 AKTIONSEBENE REGION: WAS SIND REGIONEN?
Der Begriff Region war ursprünglich ein Begriff der geografischen Raum- und Regio-
nalwissenschaften. In der traditionellen raumwissenschaftlichen Beschreibung wird die 
Region definiert als „ein geographisch bestimmter Raum mittlerer Größenordnung, der 
als zusammengehörig angesehen wird.“130 Diese Definition ist zwar auch heute noch 
korrekt, doch reicht sie nicht mehr aus, um eine Erklärung für die Funktion einer Regi-
on zu geben. Mit der Übernahme der Region in andere Forschungsdisziplinen, insbe-
sondere die Sozialwissenschaft, ist in den letzten zwei Jahrzehnten versucht worden, 
eine Definition des Begriffs Region zu erarbeiten. Gegenwärtig ist es allerdings noch 
nicht gelungen, eine allgemeingültige Formulierung zu finden. 
Aus politikwissenschaftlicher Sicht sind Regionen einerseits „Arenen“131, also ein Ort/ 
Raum, in welchem Politik stattfindet und umgesetzt wird. Andererseits sind sie aber 
auch Gegenstände der Politik. Schmitt-Egner dagegen hält einen reinen politikwissen-
schaftlichen Definitionsansatz für weniger geeignet, weil damit der geografische Bezug 
                                         
125  Vgl. Benz, Fürst (2003b): 20. 
126  Vgl. Kruse (1990). 
127  Vgl. Blotevogel (2000): 491f. 
128  Blotevogel (2000): 493. 
129  Vgl. Weichhart (2000): 550. 
130  Lange (1970): 2705. 
131  Benz, Crow, Holtmann (1998): 18. 
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nicht angemessen berücksichtigt wird („Jeder Regionsbegriff hat von seiner Raumna-
tur auszugehen, um zu seiner sozialen Systemnatur zu gelangen und nicht umge-
kehrt.“132). Daher plädiert er für einen sozial-geografischen Ansatz als theoretische 
Grundlage des Regionenbegriffs und stützt sich damit auf den von Blotevogel be-
schriebenen Ansatz, welcher drei zentrale Merkmale als konstitutive Elemente des Re-
gionenbegriffs aufzeigt:133 Einen Raumbezug (space), welcher die Region im traditio-
nellen Sinne in einen geografischen Raum einteilt, einen Maßstabsbezug (scale), bei 
einer räumlich-formalen (Größe einer Region, bspw. Meso-Ebene134), einer politischen 
(verschiedene politische Ebenen), sozialen (Identität) und kulturellen (Interaktion) 
Reichweite sowie einem Sachbezug (issues), der die Regionen durch inhaltliche Krite-
rien einzuteilen vermag.
Auch wenn mit Hilfe dieser sozialgeografischen Elemente bisher ebenfalls keine Defini-
tion erstellt werden konnte, sind sie dennoch Ausgangspunkt für eine veränderte Be-
trachtungsweise der Region. Region ist nicht mehr nur ‚Raum’, sondern auch ‚Hand-
lungsebene’.135 Demgemäß handelt es sich bei Regionen für Schmitt-Egner um  
„analytische Ordnungskategorien oder methodische Beobachtungseinheiten eines 
Raumausschnitts, also um Zuschreibungen von unterschiedlichem Abstraktions-
niveau. Aus dem Resultat dieser Zuschreibungen können Planungseinheiten kon-
struiert werden, die sich unter bestimmten Bedingungen (Regionalisierung) zu 
Handlungsräumen unterschiedlicher Größe und unterschiedlicher Qualität eman-
zipieren können“.136
Wenn also Regionen als „Resultat“ eines Interaktionsprozesses hervorgehen, dann 
können sie als sozialwissenschaftliches Konzept verstanden werden, als gesellschaftli-
che und soziale Konstrukte, die aus (Planungs)Prozessen heraus entstehen, jedoch 
aus ihrer „Herkunft“ der Raumkategorie hergeleitet werden.137 Dieser Ansatz, Regio-
nen als ‚soziale Konstrukte’ zu verstehen, hat sich in der Wissenschaft durchgesetzt.138
Regionen entstehen also durch Interaktionen innerhalb gesellschaftlicher und sozialer 
Prozesse, während ferner eine wechselseitige Beeinflussung mit der Politik besteht.139
Weil aber die Region ‚konstruiert’ wird, bleiben viele Möglichkeiten zur Charakterisie-
rung und Bestimmung und letztlich auch zur Definition. Daher fehlt bis heute eine ein-
deutige Definition des Begriffs Region und die Verwendung eben jenes Begriffs ist in 
                                         
132  Schmitt-Egner (2005a): 39. 
133  Vgl. Schmitt-Egner (2005a): 39; Schmitt-Egner (2005b): 17; Blotevogel (2000): 497ff. 
134  Zunehmend erhalten Regionen auf der so genannten „Meso-Ebene“ Eingang in die wissenschaftlichen 
Untersuchungen. Diese Ebene bezeichnet Gebiete – überwiegend innerhalb politisch-administrativer 
Grenzen – die oberhalb kommunaler Gebietskörperschaften und unterhalb einer (teil)staatlichen Ebene 
einzugrenzen wären. Dabei können diese Regionen in ihrer Größe durchaus sehr unterschiedlich sein. In 
Deutschland können einerseits die deutschen Landkreise als Regionen auf der Meso-Ebene bezeichnet 
werden. Andererseits gilt dies ebenso für einen Raum, der mehrere Landkreise umschließt (z.B. Regie-
rungsbezirke). Vgl. u.a. Meise (1997): 122; Benz et al. (1999): 19; Maier (2000): 151f. 
135  Vgl. Schmitt-Egner (2005a): 39. 
136  Schmitt-Egner (2005b): 17. 
137  Vgl. Schmitt-Egner (2005b): 15ff. 
138  Vgl. Wood, Komlosy (1997); Fürst (1996a): 39; Blotevogel (2000): 499; Benz, Crow, Holtmann 
(1998): 15-32. 
139  Die Politik beeinflusst einerseits die gesellschaftlichten Prozesse, die zu einer Regionsbildung führen. 
Andererseits wird die Politik durch die Region in Form von bestehenden Verwaltungsgrenzen, Wirt-
schaftsstrukturen, Förderprogrammen und anderen existenten regionalen Gegebenheiten beeinflusst. 
Vgl. Benz, Crow, Holtmann (1998): 18. 
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Form von „beliebig besetzbaren Konzepten“140 möglich, jedoch nicht, ohne sich auf die 
wissenschaftliche Arbeit und die politische Debatte auszuwirken. Dies wird deutlich, 
wenn klar wird, das verschiedenartige räumliche Gebilde als Region bezeichnet wer-
den: Es können sowohl supranationale (z.B. Europäische Union) als auch transnationa-
le (z.B. Euregios) oder subnationale (Bundesländer in Deutschland, Provinzen in den 
Niederlanden) Gebiete sein.141 Gleichzeitig können Regionen auch ihrer Funktion nach 
eingeteilt werden (bspw. als Wirtschaftsregionen NAFTA etc.). Die Palette der Begriffs-
verwendungen ist sehr groß, eine erschöpfende Auflistung aller möglichen Verwen-
dungsformen soll hier aber nicht erfolgen. Zur Fortführung dieser Arbeit wird vielmehr 
statt einer eindeutigen Definition eine anwendbare Erklärung zum Regionsbegriff er-
fordert.
Konstruktion von Regionen 
Wenn folglich Regionen konstruiert werden, muss an dieser Stelle die Frage gestellt 
werden, wie es zu einer solchen „Produktion von Regionen“, einem „regional buil-
ding“142 kommt. Für Weichhart stellen Regionen „zeitlich variante Strukturen von 
Standort-Interaktionsbeziehungen in Handlungssystemen dar“, weil die Regionsbil-
dung das „Ergebnis der sozioökonomischen Praxis“143 ist. Das bedeutet, die Funktio-
nen und Interaktionszusammenhänge stehen für die Konstruktion einer Region im 
Vordergrund. Gemeinsam mit der räumlichen Komponente kann zusammengefasst 
werden, dass sich eine Regionsbildung auf Grundlage folgender Aspekte vollzieht: Be-
völkerungsstruktur, Kultur, landschaftliche, ökologische, wirtschaftliche und politische 
Aspekte. Gleichzeitig bestimmen aber auch die sachlichen Zusammenhänge und die 
Funktion der Region die Grenzziehung, welche als politische Entscheidung folglich 
nicht beliebig vollzogen werden kann.144 Diese Aspekte einer möglichen Grenzziehung 
verbindet Blotevogel in seiner Entwicklung von Typologien von Regionsbegriffen: Er 
identifiziert drei Typen, nämlich die Realregionen als Analyse- und Beschreibungsregi-
onen (Relief, Naturraum, Wirtschaftsraum etc.), die Tätigkeitsregionen als Aktivitäts-
regionen von Personen sowie wirtschaftlichen und politisch-administrativen Organisa-
tionen (Aktionsraum, Kommunalverband, Regierungsbezirk etc.) und die Wah-
rnehmungs- und Identitätsregionen, die mit Identität145, Image und als Zweck sozialer 
Systeme einen Bezugsrahmen des politischen Handelns geben.146
Mit diesem Raster wäre es nun einfach, eine Region zu konstruieren, indem sich die 
Produktion an der jeweiligen Abgrenzung (naturräumlich, administrativ, kulturell) ori-
entiert. Damit würden die oben bereits aufgeführten Interaktionsbeziehungen inner-
                                         
140  Benz (1998b): 101. 
141  Vgl. Maier, Tödtling (2002): 15. 
142  Vgl. Blotevogel (2000): 501. 
143  Weichhart (2000): 549. 
144  Vgl. Benz, Fürst (2003b): 16f. 
145  Regionale Identität umschreibt die Bedeutung der Verbundenheit der regionalen Akteure mit ihrer Regi-
on. Sie ergibt sich durch die vergleichsweise kleinräumige Ausrichtung und die in der Region erlebte 
gemeinsame Geschichte, dem verbindenden Naturraum und die sozio-kulturellen Verflechtungen, die 
die Bewohner einer Region wahrnehmen und teilen. Zum Identitätsbegriff und seinen Ausarbeitung mit 
Bezug zum politischen Handeln vgl. Dornheim, Greiffenhagen (Hg.) (2003). 
146  Vgl. Blotevogel (2000): 499. 
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halb einer Region aber nur ungenügend berücksichtigt. Helfen könnte an dieser Stelle 
die Typologisierung von Schmitt-Egner, welche Regionen nach ihren unterschiedlichen 
Steuerungsprinzipien beschreibt. In dieser Einteilung sind regionale Akteure, also 
„Personen, Gruppen und Institutionen, die direkt oder indirekt an der Erhaltung, Steu-
erung und Entwicklung“ der Region beteiligt sind, die maßgeblichen Faktoren einer 
Region, da eine Region sich sonst in eine reine Planungs- und Raumeinheit auflöst. Die 
Grenze einer Region wird demnach allein durch den „Aktionsradius der kollektiven, 
sozialen und individuellen Akteure im Rahmen der Mittel-Zweck-Relation definiert“. 
Schmitt-Egners Typologie sieht eine Einteilung in drei Typen vor, die sich jedoch über-
schneiden können: Die administrative Region, die auf politische Akteure ausgerichtet 
ist, eine Identitätsregion, die durch kulturelle Aspekte bestimmt wird, und schließlich 
die auf Materialität und Funktionalität ausgelegte Strukturregion.147 Diese Einteilung 
richtet sich in erster Linie danach, wie diese Regionen zu Handlungseinheiten generie-
ren, nämlich durch die Einwirkung von Akteuren und ihrer Interaktion (zur Einteilung 
der Akteurstypen siehe Kap. 3.3). Dies sehen auch Benz und Fürst ähnlich, die sagen, 
dass für eine Identifizierung einer Region (bezogen auf eine regionalpolitische Steue-
rung und Entwicklungsaufgabe) „nicht die Kompetenzgrenzen staatlicher Institutionen 
entscheidend“ sind, sondern „vielmehr die Zusammenarbeit relevanter Akteure“148.
Ihre Beschreibung lautet daher: Regionen sind durch gesellschaftliche Konventionen 
oder politische Entscheidungen konstruierte Räume, deren Ausdehnung durch die er-
füllten Funktionen bestimmt wird.149 Auch Schmitt-Egners Regionsdefinition bezieht 
sich auf die Funktionen einer Region und lassen sich zusammenfassen mit der von ihm 
gemachten Aussage: „Die Identifizierung der Region kann sich dabei auf die Wahr-
nehmung funktionaler, normativer und/ oder wertbezogener, aber auch zeitbezogener 
Grenzen beziehen.“150
Eine weit reichende Erklärung der Region als räumliche und soziale Einheit muss aber 
die geografischen, politisch-administrativen und soziokulturellen Gegebenheiten glei-
chermaßen in Betracht ziehen. Weil diese aber für jede Region (sowohl von außen, als 
auch aus ihr heraus) unterschiedlich bewertet werden kann, ist es aus diesem Grund 
nicht schwer nachzuvollziehen, warum bisher keine eindeutige Definition des Begriffs 
formuliert worden ist.151
Es bleibt festzuhalten, dass die Abgrenzung eines relativ ‚offenen’ Regionsbegriffs152
wie auch der Region selbst ein „Kompromiss“ darstellt, der von verschiedenen Zielvor-
gaben, Anforderungen und Problemstellungen abhängt,153 die in den Typen von Blote-
vogel und Schmitt-Egner wiederzufinden sind. Anders ausgedrückt geht es um eine 
                                         
147  Vgl. Schmitt-Egner (2005a): 63-68. 
148  Zitate nach Benz, Fürst (2003b): 17. 
149  Vgl. Benz, Fürst (2003b): 17. 
150  Vgl. Schmitt-Egner (2005a): 109. 
151  An dieser Stelle sei erwähnt, dass es noch weitere Regionentypisierungen gibt, die hier aber keinen 
weiteren Klärungsansatz liefern. So z.B. Hellmer et. al., die den Begriff der ‚Normalregionen’ einführen 
und ihn zur Regional- und Raumdebatte abgrenzen. Vgl. Hellmer et al. (1999): 100. 
152  Aus Mangel an juristisch eindeutiger Funktion existiert der Regionsbegriff im deutschen Staatsrecht 
nicht. Vgl. Gustedt (2000): 15. 
153  Vgl. Priebs (1998b): 122. 
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„ein- oder mehrdimensionale Zweckdienlichkeit“154 einer Region. Dies führt zur eigent-
lichen „Grundfrage“, welche Leistungen Regionen eigentlich erbringen sollen: Auch 
dies wird differenziert bewertet. Eine Zusammenstellung für die in dieser Arbeit zu 
betrachtenden Regionen gibt Fürst: Regionen müssen den kollektiven Handlungsbe-
darf identifizieren, kollektive Prozesse der Problembearbeitung gestalten, eine kollekti-
ve Handlungsfähigkeit der Problembearbeitung entwickeln und Selbsthilfekräfte mobi-
lisieren. Ihre „Mindeststeuerungsleistung“ ist die Gestaltung von Kommunikations- und 
Integrationsprozessen.155
Soll nun eine Region in räumlichen Grenzen dargestellt werden, muss für die jeweilige 
Kriteriumsabgrenzung zur Konstruktion einer Region ein „variables Konzept“, eine 
„Flexibilität“156 bei Homogenitäts- und Funktionalitätskriterien erwartet werden.157
Demnach müsste eine Region immer wieder neu bestimmt werden. Am sinnigsten ge-
schieht dies durch die regionalen Akteure, weil sie vor Ort einschätzen können (müs-
sen), in welchen regionalen Grenzen eine Zusammenarbeit, beruhend auf den jeweili-
gen auszuübenden Funktionen und Aufgaben, am wirkungsvollsten stattfinden kann. 
Die vorliegende Arbeit vertritt diesen ‚offenen’ Ansatz. Der Untersuchungs- und Ar-
beitsgegenstand bezieht sich in erster Linie auf jene kleinräumigen und nicht einheit-
lich zu bestimmenden Regionen. 
                                         
154  Vgl. Fürst (1996a): 39-53. 
155  Vgl. Fürst (2003a): 20f. 
156  Zitate nach Danielzyk (1999): 585. 
157  Vgl. Maier, Tödtling (2002): 16ff. 
36 MODERNISIERUNGSSTRATEGIEN – GOVERNANCE – REGIONAL GOVERNANCE
3 MODERNISIERUNGSSTRATEGIEN – GOVERNANCE – REGIONAL 
GOVERNANCE
In diesem Abschnitt werden die drei Hauptbegriffe der Arbeit näher beleuchtet: Regio-
nalisierung, Governance, Regional Governance.  
Wenn nun schon in den vergangenen Kapiteln das ‚Warum’ und ‚Wo’ einer veränderten 
politischen Staatstätigkeit beschieden wurde, ist nunmehr die Frage nach dem ‚Wie’ 
entscheidend. Das neue Steuerungsverständnis auf regionaler Ebene führt somit direkt 
zur Reg ionalisierungs- und Governance-Diskussion.158
3.1 STRATEGIEN DER MODERNISIERUNG STAATLICHEN HANDELNS
Es gibt verschiedene Strategien der Modernisierung staatlichen Handelns. Diese Arbeit 
stützt sich auf die Modernisierungsstrategie Regionalisierung. Da sich einige Elemente 
von Regionalisierung mit zwei weiteren Ansätzen überschneiden und daher mitbe-
stimmend für die Ausrichtung dieser Strategie sind, werden an dieser Stelle die De-
zentralisierung und das New Public Management kurz vorgestellt. 
3.1.1 Dezentralisierung 
Nach den ‚Optimierungsprozessen’ der staatlichen Steuerung in den 1970er Jahren 
wurde ein Wechsel auf der staatlichen Steuerungsebene in Richtung Dezentralisierung 
eingeleitet.159 Dezentralisierung beschreibt also einen schon seit ca. 30 Jahren betrie-
benen Veränderungsprozess in der Politik und Verwaltungsorganisation staatlicher In-
stitutionen, der sich in drei verschiedenen Formen bildet: der administrativen, politi-
schen und fiskalischen Dezentralisierung. Dezentralisierung bedeutet dabei grundsätz-
lich eine Neuordnung zwischen einer zentralen (oberen) und lokalen oder regionalen 
(mittleren und unteren) staatlichen Entscheidungsebene. Betrifft dies die Übertragung 
von Verwaltungsbefugnissen, Zuständigkeiten und Kompetenzen auf untere staatliche 
Behörden und Gebietskörperschaften, so ist damit die administrative Dezentralisierung 
gemeint.160 Um diese Aufgaben allerdings bestreiten und finanzieren zu können, ist 
das zentrale Element und eine wichtige Voraussetzung dafür eine fiskalische Dezentra-
lisierung, die sich folgendermaßen ergeben kann:  
„If local governments and private organizations are to carry out decentralized 
functions effectively, they must have an adequate level of revenues – either 
raised locally or transferred from the central government – as well as the author-
ity to make decisions about expenditures.”161
                                         
158  Vgl. Ludwig (2005): 321. 
159  Vgl. Diller (2002): 34. 
160  Die administrative Dezentralisierung kommt in den drei Ausprägungen ‚deconcentration’, ‚delegation’, 
‚devolution’ vor. Vgl. Litvack (o.J.). 
161  Litvack (o.J.). 
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Schließlich gibt es noch eine politische Dezentralisierung, die auf eine verbesserten 
Bürgerbeteiligung – allerdings nur in kleineren Einheiten162 – abzielt: 
„Political decentralization aims to give citizens or their elected representatives 
more power in public decision-making. It is often associated with pluralistic poli-
tics and representative government, but it can also support democratization by 
giving citizens, or their representatives, more influence in the formulation and 
implementation of policies.”163
Abb. 1:  Modernisierungsstrategien 
Dezentralisierung New Public Management 
- Verlagerung von Aufgaben 
und Ressourcen auf kleinere 
Gebietskörperschaften Ge-
bietsreform 
- Zusammenführung von Auf-
gaben- u. Ressourcen-
verantwortung 
- Funktionale Dezentralisierung 
- Privatisierung 
- Entflechtung - Ergebnissteuerung 
- Territorialisierung von Politik - Trennung von Politik und Verwaltung 
- Problemnähere Politik - Wettbewerb 
- Verbesserung der Bürgerbeteiligung - public-private-partnerships 
- enabling state 
- Management 
- Konstituierung eines offenen Funktionsraums 
- Kooperative Politik 
- Autonome Steuerung („endogene Entwicklung“) 
Regionalisierung 
Quelle: Benz et al. (1999): 54. 
Das Ziel einer Dezentralisierung ist die Stärkung der jeweiligen unteren staatlichen 
Ebenen durch die Abgabe und Verlagerung von Handlungs- und Entscheidungskompe-
tenzen nach dem Subsidiaritätsprinzip. Die erhofften Effekte von Dezentralisierung 
beziehen sich auf effizienter geführte öffentliche Dienstleistungen und eine damit ver-
bundene Stärkung der lokalen Wirtschafts- und Beschäftigungsstrukturen.164 Die Um-
setzung fachlicher Aufgaben – verbunden mit einer Verantwortungsteilung, die gleich-
zeitig zur politischen Entlastung der höheren Ebene führt – findet deshalb in stärkerem 
Maße vor Ort statt,165 weil „any local setting presents a unique geographic political, 
economic and social context that policy makers from above can seldom expect generic 
statutory categories fully to adress.”166 Hiermit wird also die Problemnähe eines abge-
grenzten Raums als Begründung167 für die Einführung einer vertikalen Komponente168
herangezogen, die, wenn sie politisch und verwaltungsorganisatorisch perzeptiert und 
deren politische Entscheidungsgrundlage ausgerichtet wurde, zu einer Verbesserung 
der Leistungsfähigkeit von Politik und Verwaltung führen kann (ein Beispiel wären die 
                                         
162  Vgl. Benz et al. (1999): 22. 
163  Litvack (o.J.). 
164  Vgl. Litvack et al. (1998); Litvack (o.J.). 
165  Vgl. Danielzyk (1999): 578. 
166  Sellers (2002): 92. 
167  Siehe auch Schablitzki, Hübler, Kaether (1999): 477. 
168  Vgl. Sauerland (2001): 481. 
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Gebiets- und Verwaltungsreformen auf kommunaler Ebene). Dies ist auch das prägen-
de Merkmal von Dezentralisierung: Eine Territorialisierung der Politik wird „von oben“ 
durchgeführt und die Handlungsräume werden durch den Staat bestimmt und kon-
struiert.169 Zudem verlaufen alle drei beschriebenen Dezentralisierungsprozesse inner-
halb von Gebietsstrukturen und verfassten Organisationen.170 Heutzutage, nach weit-
gehend durchgeführten und vollzogenen Dezentralisierungsprozessen in Europa, ist die 
Strategie der Dezentralisierung insbesondere in der Good Governance-Diskussion prä-
sent, wenn es um Strategien der Entwicklungszusammenarbeit und Demokratieförde-
rung für Staaten der Zweiten und Dritten Welt.171
Weil es aber speziell in der Verwaltungsorganisation auch zu einer regelrechten Über-
forderung der kommunalen und regionalen Gebietskörperschaften kam, ist eine neue 
„verwaltungspolitische Reformstrategie“172 (New Public Management) entstanden. Zur 
reinen territorialen Dezentralisierung folgte nun auch eine funktionale Dezentralisie-
rung.  
3.1.2 New Public Management (NPM) 
Seit Ende der 1980er Jahre, und in Deutschland etwas verspätet in den 1990er Jah-
ren, sind für die Verwaltung des öffentlichen Sektors Reformanstöße in der Diskussion, 
die sich stark am Leitbild des Managements und der Idee der Übertragung betriebs-
wirtschaftlicher Strukturen auf die Verwaltungssteuerung ausrichteten.173 New Public 
Management (NPM), dessen Ansatz eine vom privaten auf den öffentlichen Sektor ü-
bertragene „weltweite Modernisierungsbewegung“174 ist, steht dabei als Oberbegriff 
dieser „relativ einheitlichen „Gesamt-Bewegung“ der Verwaltungsreformen“175. Durch 
ein Public Management erhält die Staatsaufgabe nunmehr eine differenzierte Definiti-
on, ein verändertes Verständnis der Arbeitsleistungen und eine neue Organisation in 
den Körperschaften.176 NPM ist dabei kein einheitliches Modell. Es gibt vielmehr zahl-
reiche Varianten, deren grundsätzlich neue Steuerung einer Verwaltung sich auf die 
Übernahme betriebswirtschaftlicher Instrumente und Wettbewerbselemente stützt. 
In der deutschen Variante ist das Neue Steuerungsmodell (NSM) von der KGSt (Kom-
munale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung) entwickelt worden, wel-
ches speziell für den kommunalen Bereich gilt, um ein modernes Verständnis einer 
öffentlichen Verwaltung als Dienstleister zu propagieren.177 Nicht nur der verwalteri-
                                         
169  Vgl. Schmitt-Egner (2005a): 61. 
170  Vgl. Benz et al. (1999): 22. 
171  Vgl. Coly, Breckner (2004). An dieser Stelle wird auch auf die weiterführende Föderalismus-Debatte 
verwiesen. 
172   Schröter, Wollmann (1998): 59. 
173  Vgl. Jann, Wegrich (2004): 198-200; 208ff.; Schröter, Wollmann (1998): 59-69. Zur allgemeinen Ver-
waltungsmodernisierung in Kommunen vgl. u.a. Andersen (Hg.) (1998c); Bandemer et al. (1998). 
174  Adamaschek (2001): 503. 
175  Schedler, Proeller (2000): 5. 
176  Vgl. Bogumil (1998): 82. 
177  Vgl. Schedler, Proeller (2000): 5-18; Adamaschek (2001): 503. 
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sche Leistungsprozess sollte verbessert werden; mit dem NSM werden Ziele strategi-
scher Art verfolgt: Kundenorientierung (Öffnung der Verwaltung), Leistungs- und Wir-
kungsorientierung durch Outputsteuerung (Zuteilung finanzieller Mittel etc. nach 
Leistungs- und Wirkungsmaßstäben) und Qualitätsorientierung (Qualitätsmanage-
ment). Verwaltungen werden darin als Dienstleistungsunternehmen betrachtet, die 
Produkte für den „Kunden“, also die Bürger, erwirtschaften.
Zur Erreichung dieser Ziele ist die Steuerung der Verwaltungseinheiten ergebnisorien-
tiert ausgerichtet und bedient sich zusätzlicher Elemente wie Leistungsvereinbarungen 
und Globalbudgets und soll durch einen institutionalisierten Wettbewerb zu Leistung 
und Innovation anspornen.178 Hierzu wird auch ein Vergleich der Verwaltungsorganisa-
tion durch Institutionen (bspw. KGSt) durchgeführt und ‚best-practice’-Beispiele her-
ausgestellt, um einen Lerneffekt erzielen zu können.179
Die Strukturen sollen durchlässiger, transparenter und flexibler sowie ein Teil der bis-
herigen Aufgaben ausgelagert und von privaten Unternehmen übernommen werden.180
Also nicht nur die Verfahrensweise des Managements im privaten Sektor wird über-
nommen, sondern, im Vertrauen auf die gleichen Steuerungsinstrumente (Geld, Wett-
bewerb, Kontrakte), auch die Ziele, wie Effizienz, value for money und Kunden- bzw. 
Qualitätsorientierung.181 Eine Dezentralisierung der Führungs- und Organisationsstruk-
tur mit der Verbreiterung von Verantwortlichkeiten182 sollte zusätzlich ein weiteres Ziel 
erfüllen, nämlich die Auflösung der bestehenden Machtpositionen der Politik und Ver-
waltung. Letztlich muss zugegeben werden, dass das NSM auf die lokalpolitischen 
Machtsysteme wenig Einfluss ausgeübt hat.183
Da die Umgestaltung von Verwaltungen generell ein komplexer und schwierig zu ges-
taltender Prozess ist, liegt die eigentliche Wirkungen des NSM weniger in einer besse-
ren Steuerungsfähigkeit und Kostenreduzierung, als vielmehr in den Lern-, Erfah-
rungs- und Vereinbarungsprozessen, die aus diesem Reformansatz entnommen wer-
den können.184 Besonders Verwaltung und Behörden arbeiten vorzugsweise mit hierar-
chischen Strukturen und harten Steuerungsformen. „Die Präferenz für weiche oder 
harte Steuerungsformen ist auch abhängig von Paradigmen des Verwaltungshan-
delns.“185 Daher kann schon die Änderung des Verwaltungshandelns, hier besonders 
mit der Einführung des NSM, dazu führen, dass die Kommunalverwaltung und ihre 
Behördenvertreter für neue Kooperationsstrukturen die Notwendigkeit erkennen und 
dafür mehr Offenheit entgegenbringen. Schließlich zeigt der Trend für Kommunen in 
Richtung Beteiligung und Kooperationen (s. Kap. 2.1). Und auch die Einführung von 
NPM/NSM passt zeitlich mit der Entwicklung dieser Kooperationsverfahren zusammen. 
                                         
178  Vgl. Schedler, Proeller (2000): 55-64; 113ff.; 155ff. 
179  Vgl. Adamaschek (2001): 504. 
180  Vgl. Bogumil (1998): 85. 
181  Vgl. Jann, Wegrich (2004): 201. 
182  Vgl. Schedler, Proeller (2000): 75ff. 
183  Vgl. Bogumil (2003a): 138. 
184  Vgl. Bogumil (1998): 100. 
185  Fürst (1999b): 613. 
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Da sich NPM/NSM explizit an Kommunen richtet, ist aber fraglich, ob und wie dieses 
Modell auch auf Regionen übertragbar ist. NPM/NSM ist ein Konzept, welches auf Insti-
tutionen und Organisationen mit feststehenden und etablierten administrativen und 
behördlichen Strukturen ausgelegt ist. Weil es aber derlei Strukturen nicht auf der 
Ebene der Regionen gibt, kann ein solches Modell auf eine Steuerung von Regionen 
noch nicht angewendet werden.186 Für den Bereich von Kooperationen oder Zusam-
menschlüssen von Kommunen kann das NPM/NSM jedoch durchaus seine Wirkung 
entfalten: durch den Leistungsvergleich und die Mitwirkung und Beteiligung von bisher 
wenig gemeinsam agierenden Akteuren, auch zur Stärkung von Bürgerbeteiligung,187
speziell wenn zur Verbesserung der Standortattraktivität und im Wettbewerb um regi-
onale Qualitäten.188 NPM/NSM hat jedoch gezeigt, dass Selbst- bzw. Eigensteuerung in 
Verbindung mit mehr Verantwortungsteilung auf unterschiedliche Akteure zum Grund-
prinzip einer kreativen Strategie gehört. 
3.1.3 Regionalisierung  
Ausgehend von verschiedenen Rahmenbedingungen und Zwängen189 und in Verbin-
dung mit den Mängeln der Dezentralisierung (‚Dezentralisationsversagen’), die sich 
besonders in hohen Transaktionskosten bemerkbar machten,190 entwickelte sich eine 
Neubestimmung der Reformbewegung, die bereits Ende der 1990er Jahre die Domi-
nanz der Managementstrategie im staatlichen Handeln schmälerte. Ausgangspunkt 
war die Frage nach den eigentlichen Problemen der Steuerung: Neben den Verwal-
tungshemmnissen als staatliches Steuerungsproblem wurde nunmehr die Gesellschaft 
selbst erkannt („Gesellschaftsversagen“191). Somit war es nur folgerichtig den Schluss 
zu ziehen, dass die ‚Verursacher’, gesellschaftliche Akteure, in die Problembearbeitung 
miteinbezogen werden müssten. In den Vordergrund traten nunmehr „akteursorien-
tierte Steuerungsansätze“192 und die Abkehr von zentraler, hierarchischer Steuerung 
und Politikbestimmung. Dem Staat kommt bei dieser Ausrichtung die Aufgabe zu, die-
se Akteure zu motivieren und sie für eine Beteiligung zu aktivieren. Dabei wird hoheit-
liches Handeln mit Kooperationsstrukturen verbunden („aktivierender Staat“193).
„Während mit Dezentralisierung die Richtung der Verlagerung von Ressourcen, 
Handlungs- und Entscheidungskompetenzen gemeint ist, nämlich von der Zent-
rale auf die unteren Ebenen einer hierarchischen Organisationsstruktur, erweitert 
Regionalisierung diesen Prozeß um die Öffnung staatlicher Willensbildungs- und 
Entscheidungsverfahren für gesellschaftliche Akteure.“194
                                         
186  Vgl. Adamaschek (2001): 503-507. 
187  Vgl. Bogumil (2003a): 119f. 
188  Vgl. Adamaschek (2001): 507f. 
189  Vgl. Knieling, Fürst, Danielzyk (2003): 175. 
190  Vgl. Frey (2003a): 3. 
191  Jann, Wegrich (2004): 201 
192  Keim (2002): 5. 
193  Jann, Wegrich (2004): 199. Vgl. ebd.: 195-206; Jakubowski (2005): 112. 
194  Kilper (1998). 
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Dieser Prozess rückt die Ebene der Region in den Fokus, weil dieser Raum zum Be-
zugsrahmen für die wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und politischen Aktivitäten 
wird. Feste Grenzen werden abgelöst, weil eine neue räumliche Konstituierung von 
Wirtschaft, Politik und Gesellschaft einhergeht. Die Regionalisierung führt zu einer Re-
organisation der Politik und veränderter raumbezogener Aktivitäten in einem offenen 
räumlichen Kontext.195 Daher kann Regionalisierung als zeitgemäße Modernisierungs-
strategie verstanden werden, die sich in Abgrenzung von Dezentralisierung und New 
Public Management (als „dezentrale Herrschaftsformen“196) ergibt und die vorhande-
nen Steuerungs- und Legitimationsdefizite überwinden helfen soll. Sie verbindet dabei 
die grundlegenden Eigenschaften der beiden anderen Strategien (siehe Abb. 1).197
Regionalisierung ist eine „neue Form der Politik“198, um, wie bereits in Kap. 2.1.1 aus-
geführt wurde, die Herausforderungen der Globalisierung und des dafür notwendigen 
institutionellen Erneuerungsprozesses zu bewältigen199. Es wird deswegen als ein Mo-
dernisierungsprozess verstanden, weil damit das Ziel einer Entlastung des Staats 
(Kosteneinsparungen und Synergieeffekte) und einer Kompetenz- und Akzeptanzsi-
cherung seiner politischen Entscheidungen verfolgt wird. Die „heutige Regionalisie-
rung“ (entgegen der funktionalen Regionalisierung der 1960er Jahre, Stichwort: effi-
zientere Planungsregionen) richtet sich auf die „Konstituierung von Politik in einem 
räumlichen Kontext, der durch spezifische Funktionen und durch sozio-ökonomische 
wie politische Prozesse definiert ist“200. Bei der Regionalisierung geht es aber nicht nur 
um die Konstruktion von Handlungsräumen, sondern zusätzlich um die Erstellung von 
Handlungseinheiten („Doppelstruktur“201 der Region). Die Region gilt folglich nicht bloß 
als räumliche Ebene, sondern soll selbst ein „steuerndes Element des allgemeinen 
Wandels sein“202.
Das soll in erster Linie durch eine Beteiligung weiterer Akteure ermöglicht werden. In 
dem zuvor beschriebenen Ansatz Dezentralisierung ist eine Partizipationsmöglichkeit 
für Bürger und gesellschaftliche Akteure rudimentär möglich, jedoch nicht explizit vor-
gesehen.203 Mit dem Konzept der Regionalisierung ist dagegen die Einbindung von re-
gionalen Akteuren in regionale politische Machtstrukturen ein Grundelement. Denn die 
entscheidende Funktion von Regionalisierung zielt auf die Verbesserung der gesell-
schaftlichen Selbststeuerung ab und folgt dem 
„paradigmatischen Wandel im Umgang mit dem Staat: Das Konzept des paterna-
listischen Staates wird abgelöst durch das Konzept des enabling state, der 
Selbsthilfe und autopoietische Steuerung stärken soll, der sich der durchgängi-
gen Ökonomisierung der Gesellschaft anpaßt und marktliche Formen der Steue-
rung übernimmt (New Public Management; marktliche Anreiz- und Sanktionsin-
                                         
195  Vgl. Benz (2001a): 256. 
196  Benz et al. (1999): 24. 
197  Vgl. Benz et al. (1999): 23-56. 
198  Benz et al. (1999): 11ff. 
199  Vgl. Benz et al. (1999): 52. 
200  Zitate nach Benz (1998b): 103. 
201  Schmitt-Egner (2005a): 61. 
202  Wood, Komlosy (1997). 
203  Auch wenn Thamm in fast allen Fällen regionalpolitischer Debatten einen Zusammenhang zwischen 
Dezentralisierung und endogener Entwicklung sieht. Vgl. Thamm (1989): 10. 
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strumente in der Umwelt-, Gesundheits-, Verkehrs- und Bildungspolitik etc.) und 
der den wachsenden Vernetzungsbedarf zwischen den institutionalisierten Auf-
gabenfeldern durch Verhandlungs- und Kooperationssysteme befriedigt.“204
Hieraus wird deutlich, welche zwei Elemente der Regionalisierung zugesprochen wer-
den können und dass sich daraus eine Verbindung zu den zwei bereits o.a. Strategien 
ergibt: erstens die Hinwendung zu Subsidiarität und Selbsthilfe und zweitens die 
Querschnittskoordination der Fachpolitiken (funktionale und sektorale Differenzierun-
gen), also ein Verhandlungs- und Kooperationssystem zwischen den staatlichen Insti-
tutionen selbst.205
Endogenes Potenzial 
Der Regionalisierungsansatz ist auf die Aufgabenwahrnehmung durch endogenes Po-
tenzial ausgerichtet: „die Strategie endogener Entwicklung als Kernelement von Regi-
onalisierung“206. Die Verwendung des Begriffs ‚endogenes’ Potenzial ist eng verbunden 
mit dem politisch-soziologischen Begriff ‚soziales Kapital’. Dieser von verschiedenen 
wissenschaftlichen Disziplinen (Sozial-, Politik-, Wirtschaftswissenschaften etc.) ver-
wendete und deswegen noch unscharf207 gebliebene Begriff versucht kulturelle Ele-
mente als Schlüsselfaktoren zu definieren. Das Sozialkapital ist das aus dem Zusam-
menleben der Menschen in Gemeinschaften erzeugte Potenzial, welches sich an Akteu-
ren und ihren Ressourcen festmachen lässt. Der Politikwissenschafter Putnam hat 
nachgewiesen, dass besonders jene Regionen wirtschaftlich und sozialkulturell erfolg-
reich waren, die durch Organisationen und Kontakte ein Klima des Vertrauens und 
gegenseitiger Verantwortung aufgebaut haben:208
„Social Capital here refers to features of social organization, such as trust, 
norms, and networks, that can improve the efficiency of society by facilitating 
coordinated actions”.209
Im Blickfeld stehen somit einerseits Beziehungsnetzwerke und der individuelle Hand-
lungsrahmen, andererseits zivilgesellschaftliche Formationen und Organisationen 
(Vereine, Verbände etc.),210 was folglich die Befähigung des Gemeinwesens zu Koope-
ration und gemeinsamer Organisation in die Definition mit einbezieht. Dabei geht es 
um eine kollektive Handlungsfähigkeit. Dadurch erreicht der Begriff eine hohe „meta-
phorische Qualität“211, beschreibt aber zugleich das Entwicklungspotenzial einer Regi-
on, welches ferner als  
                                         
204  Benz et al. (1999): 133ff. Vgl. auch Kooiman (2000): S. 147. 
205  Vgl. Benz (1998b): 102. 
206  Kilper (1998). 
207  An dieser Stelle kann nur ein grober Überblick über die verschiedenen Begriffsdefinitionen gegeben 
werden. Die in der Literatur ausführlich geführten Diskussionen werden hier auf das zu bearbeitende 
Thema konzentriert. Für weitergehende Informationen wird verwiesen auf Haus (2002): 151-166; Mül-
ler (2001): 128f. 
208  Vgl. Schubert et al. (2001): 27. 
209  Putnam et al. (1993): 167. 
210  Vgl. Müller et al. (2001): 129. 
211  Evers et al. (2000): 29. Vgl. Schubert et al. (2001): 28. 
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„zusammenfassender Ausdruck für die in einer Region zu einem Zeitpunkt vor-
handenen Faktoren, die in dieser Region Aktivitäten zur Erzeugung von Wohl-
fahrt (im Sinne von Zufriedenheit der oder Nutzen für die Bevölkerung) ermögli-
chen“212
bezeichnet werden kann. Dieses räumlich bestimmte Entwicklungspotenzial wird durch 
das so genannte ‚regionale Milieu’ bestimmt, welches (verfügbare) Akteure (Private, 
Markt, Staat – sowohl Einzelakteur, als auch Organisationen, Verbänden etc.)  
„sowie materielle und finanzielle Ressourcen – und als wichtigstes und soziokul-
turelles Element ein Savoir Faire [sic!], eine Kultur der Konkurrenz, Kooperation 
und Kommunikation, d.h. Kompetenzen im Sinne des Verfügens über produkti-
onsrelevantes Wissen, Regeln der Interaktion und gegenseitiges Vertrauen der 
Akteure“213
miteinbezieht. 
Den Milieu-Begriff hat Maillat geprägt, der die Auswirkungen der Globalisierung auf 
lokalisierte Produktionssysteme untersucht hat. Sein Schwerpunkt lag somit auf der 
Unternehmensorganisation und -führung. Der Milieu-Ansatz arbeitet nach einer nor-
mativen Handlungsanleitung, weil eine Begründung versucht wird, die die Bedeutsam-
keit von regionalen Agglomerationen von Akteuren für die regionale Entwicklung un-
terstreicht. Seine Aussagen besitzen jedoch eine allgemeine Gültigkeit: Das Milieu, als 
Kollektiv von Akteuren, stellt die Fähigkeit der Akteure dar, Veränderungen wahrneh-
men zu können. Die Rolle des innovativen Milieus wäre dann ein Verhalten der Akteu-
re, welche sich nach „außen zu öffnen und dort die Informationen und spezifischen 
Ressourcen“ zusammenzutragen in der Lage sind. Danach wird Innovation von Maillat 
als Ergebnis der „Interaktion mit der Außenwelt“214 bestimmt. Innovation ist also ein 
gemeinschaftlicher Prozess, der eine Gesamtheit formeller und informeller Beziehun-
gen voraussetzt.215 Der Ansatz betrachtet die wirtschaftlichen Entwicklungsprozesse 
als ein Ergebnis eines funktionierenden sozialen Systems, in welchem die eingebunde-
nen Akteure das Milieu bilden.216 Die Vorteile ergeben sich durch einen arbeitsteiligen 
und kollektiven Prozess bei großen und kleinen Unternehmen, privaten und staatlichen 
Forschungs- und anderen Einrichtungen, den face-to-face-Kontakten, die sich in der 
räumlichen Nähe begründen, einem kulturellen Ansatz und einem technologischen 
Wandel in der Region.217
Grundlage der Milieu-Forschung ist die Erkenntnis, dass in den Regionen ein Maß an 
Ressourcen vorhanden ist, welches als regionales (Sozial) (und Entwicklungs)Kapital 
beschrieben wird.218 Zusammen mit der Identifikationsbasis eines abgegrenzten 
Raums ist somit ein Potenzial für neue Governance-Formen entstanden (s. Kap. 3.2). 
Eine Regionalisierung bindet also durch die Beteiligung regionaler Akteure das fachli-
che und regionale Wissen und macht es sich sogar nutzbar. Zusammenfassend sind 
                                         
212  Thoss (1984): 21 zitiert nach Benz et al. (1999): 133. 
213  Häußermann, Siebel (1993): 220. 
214  Zitate nach Maillat (1998): 9. Vgl. Fürst (2001d): 6f. 
215  Vgl. Maillat (1998): 1-11. 
216  Vgl. Fürst (2001d): 6 
217  Vgl. Genosko (1999): 41. 
218  Vgl. Goch (2004): 43. 
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die untersten politischen Ebenen (Kommunen, Regionen) den Akteuren und damit 
auch den Problemen näher: Sie bilden daher eine  
? räumliche Nähe (räumliche Kenntnis), 
? sachliche Nähe (Problemkenntnis vor Ort),  
? sozial-kommunikative und politisch-personelle Nähe (Kontaktchance, Vertrauen 
etc.),
? emotionale Nähe (Identifikation, Engagementbereitschaft etc.).219
Einschub: Begrifflichkeiten 
Oftmals werden die Begriffe Regionalismus und Regionalisierung synonym verwendet, 
doch unterscheiden sie sich durch die Prozessgestaltung. Bei Regionalismus wird ein 
regionales Programm (welches Zweck und Ziel der Regionseingrenzung bestimmt) von 
„innen“ (durch regionale Akteure) gestaltet und initiiert. Durch die Initiative regionaler 
Akteure kann Regionalismus auch als eine „soziale Bewegung“ bezeichnet werden. 
Motive und Ziele dafür werden aber durch die Regionalisierung (von „außen“220, d.h. 
durch den Staat) geschaffen. Regionalisierung gilt daher als Folge, aber auch als Vor-
aussetzung (zur Gewährleistung regionaler Autonomie) des Regionalismus. 
Daneben gibt es auch unterschiedliche Formen des Regionalismus. Sie werden mit 
folgenden Begriffen umschrieben: Alter Regionalismus/ old regionalism, Neuer Regio-
nalismus/ new regionalism, Postmoderner Regionalismus, Transnationaler Regionalis-
mus.221
New regionalism ist ein Anfang der 1990er Jahre entstandener und in der anglizisti-
schen Literatur auftauchender Begriff, welcher seine Prägung in Nordamerika bei Met-
ropolansätzen und -konzepten fand. Ausgangspunkt ist die Erkenntnis, dass politische 
Steuerungsleistungen durch die Zusammenarbeit von relevanten Akteuren und insbe-
sondere innerhalb informeller und weicher Institutionen erbracht werden. Der new 
regionalism steht für nicht formal gefasste politische Steuerung.222 Daher ist die 
Gleichsetzung dieses Begriffs mit Regionalisierung, wie es zuweilen vorkommt,223 zwar 
durchaus begründbar, aber nur teilweise richtig, denn durch eine Institutionalisierung 
von Regionalisierung findet regionale, politische Steuerung in einem formellen Rahmen 
statt. An dieser Stelle wird deutlich, dass bei der Verwendung von internationaler Lite-
ratur eine völlige Abgrenzung der Begriffe nicht möglich ist. 
Überwindung des staatlichen Vollzugsdefizits 
Durch die Einbindung von gesellschaftlichen Akteuren in einen regionalen und 
(fach)politischen Steuerungsprozess gesteht der Staat seine eingeschränkten Möglich-
keiten in der Politikgestaltung ein. Dies ist die erste Implikation der Regionalisierung 
der Politik. Doch gerade dieses Erkennen und Handeln in Reaktion auf veränderte 
Rahmenbedingungen (Komplexität politischer Herrschaft, Konsensbedürfnis etc.) stellt 
die zweite Implikation dar.224 Durch die Regionalisierung von Politik versucht der Staat 
nicht nur ein „Vollzugsdefizit“225 zu überwinden, das anhand einzelner Problemfelder 
und Fachpolitiken erkennbar ist, sondern auch sein Bestreben, durch die Beteiligung 
gesellschaftlicher Akteure in Zeiten der „Haushaltssicherungskonzepte“ und allgemein 
knapper werdender finanzieller Liquidität (auf allen politischen Ebenen) Kosten zu sen-
                                         
219  Vgl. Andersen (1998a): 8. 
220  Zitate nach Schmitt-Egner (2005): 61. Vgl. Ellwein (1996): 135-148. 
221  Vgl. Schmitt-Egner (2005): 131-137. 
222  Vgl. Kübler (2003): 539ff. 
223  Vgl. Pütz (2004): 18ff.; Herrschel, Newman (2003): 544. 
224  Vgl. Mayntz (1993): 41. 
225  Selle (1994): 38. 
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ken.226 Bereits Mitte der 1980er Jahre wurde eine ‚Politik der örtlichen Nähe’227, die 
neue Interessenträger in einer anderen politischen Entscheidungsstruktur einbindet, 
gefordert.228
Politische Transaktionskosten ließen sich mindern, wenn die politischen Entscheidun-
gen auf Akzeptanz in der Bevölkerung treffen und nicht gegen deren Widerstände 
durchgesetzt werden müssten. Durch die Einbindung von Bürgern in den politischen 
Prozess, lässt sich diese Akzeptanz für die beschlossenen Politiken erreichen. Auch der 
Wissens- und Informationspool dieser Akteure, der zu politischen Alternativen und 
Verbesserungen beitragen kann, trägt zur zusätzlichen Kosteneinsparung bei,229 weil 
dadurch die Möglichkeit zur Verkürzung von Planungs- und Implementationszeiträu-
men gegeben ist.230
Derartige Veränderungen politischer Entscheidungsstrukturen durch die Einbindung 
neuer, d.h. gesellschaftlicher Akteure in den politischen Steuerungsprozess bezeichnen 
Mayntz, Fürst und auch Benz et al. als einen „Strukturwandel“ in einer modernen Ge-
sellschaft und ist ein „Grundmerkmal[s] gesellschaftlicher Modernisierung“231. Wie bei 
der Dezentralisierung geht bei der Regionalisierung (aber entgegen dem Regionalis-
mus) die Initiative vom Staat aus. Aber bei der Regionalisierung stehen keine Institu-
tionen auf dem Prüfstand. Im Gegensatz zur Dezentralisierung soll das Institutionen-
gefüge nicht reformiert werden. Ebenso geht es nicht um eine Neugliederung von 
Staatsebenen. Benz sagt dazu: 
„Eine moderne Regionalisierung [kann, S.D.] nicht einfach als [..] Neuzuschnitt 
von Gebietskörperschaften oder eine Aufgabenverlagerung zwischen Gebietskör-
perschaften verstanden werden, sondern in gewisser Weise eine Auslagerung 
von Politik und Verwaltung aus gebietskörperschaftlichen Strukturen bedeuten. 
Regionalisierung ist eine andere Form öffentlicher Aufgabenerfüllung  jenseits 
von Staat und kommunaler Selbstverwaltung.“232
Die bestehenden Probleme sollen durch Zusammenarbeit und Koordination der vor-
handenen Institutionen und Organisationen unter Einbindung weiterer Kooperations-
partner (hier: Akteure) gelöst werden.233 Dabei geht es nicht um die Verschiebung von 
Verantwortlichkeiten.234 Die eindeutigen Vorteile dieses ‚bottom-up’-Ansatzes fasst 
Gustedt zusammen: 
? Aufbrechen strukturbedingter selektiver Problemwahrnehmungen der Verwal-
tung, 
                                         
226  Vgl. Böcher, Krott (2002): 169; Bade (1999): 4. 
227  Vgl. Hesse (1986b): 11-25. 
228  Mit dem gegenwärtigen Regionalisierungsansatz wird diese Forderung insbesondere bei Strategien für 
eine nachhaltige Entwicklung, die auf bestimmte Politikfelder angewendet werden können (Wirtschafts-, 
Umweltpolitik, Regionalentwicklung etc.) institutionalisiert. Vgl. Scott, Verduzco (1998): 11. Speziell die 
überwiegend sektoral ausgerichtete staatliche Politik kann für Steuerungsprobleme in diesem Bereich 
verantwortlich gemacht werden, weil sie sich nicht mehr mit den komplexer gewordenen Organisations-
strukturen am Markt kombinieren lässt. Vgl. Diller (2002): 32.  
229  Vgl. Spitzer (1998): 132f.; Bade (1999): 5; Schuppert (2005): 450. 
230  Vgl. Gessenharter (1996): 11. 
231  Mayntz (1993): 41. Vgl. Benz et al. (1999): 133; Fürst, Schubert (1998): 352. 
232  Benz (1998b): 101. 
233  Vgl. Pütz (2004): 43. 
234  Vgl. Huebner (1996): 23. 
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? Akzeptanzerhöhung durch Verständnis, Kontext und innere Zusammenhänge 
von Programmen, Plänen, Entscheidungen, 
? Hinwendung zu einer stärker bedürfnisorientierten Politik, 
? bessere Krisenantizipation, 
? höhere Flexibilität von Planungsprozessen, 
? größer werdende Legitimation von Entscheidungen.235
Zum Ansatz der Strategie der Regionalisierung gibt es auch kritische Stimmen:236
„The new regionalism tells an attractive and persuasive story, but it is largely a ficti-
on“, weil er auf unzulänglichen Voraussetzungen basiert.  
„It fails to explain contemporary regional economic development in general and corre-
spondingly it is a poor general guide to regional policy formation”, obwohl auch Lover-
ing den Ursprung des new regionalism aus den bisher beschriebenen Rahmenbedin-
gungen herleitet. Die Verquickung mit verschiedenen Ansätze, die Interdisziplinarität 
von Regionalisierung, ist für ihn ein „loose bundle of ideas“, aus denen sich durch 
„speculation, hypothesis formation and model-building“ der Ansatz des new regiona-
lism bilden lässt. Für ihn bestehen folgende Grundprobleme: keine eindeutige Definiti-
on von Region, methodologisch ungenaue Analysen („vulgar new regionalism“237) und 
eine einseitige Ausrichtung auf Produktionssysteme der Mikroebene. Weitere Grenzen 
der Regionalisierung sind der eingeschränkte Bezug auf die lokalen Themen und A-
genden, ineffiziente Duplizierungen und Outcomes und die Gefahr negativer log-in-
Effekte. Bei der Bearbeitung der Probleme ist die regionale Ebene mit ihren handeln-
den Akteuren vielfach auch überfordert.238
In der wissenschaftlichen Literatur mangelt es noch an empirischen Belege die für o-
der gegen die Leistungsfähigkeit der Selbststeuerungsfähigkeit von Regionen spre-
chen. Vielfach beziehen Autoren sich auf eine induktive-pragmatische Herangehens-
weise und Beispielauswahl. Der Regionalisierungsprozess stützt sich auf selektive Pro-
zesse, doch aufgrund der Integrations- und Kommunikationsvorteile, die der Ansatz 
bietet, ist er letztlich positiv zu bewerten.239
Als Reaktion auf die Kritik, welche sich maßgeblich gegen den Ursprung und die Aus-
gestaltung der Diskussion richtet, muss eingewandt werden, dass Regionalisierung 
keinen allgemeingültigen Ansatz darstellt, sondern – in Ergänzung zu den traditionel-
len Ansätzen – nur zur Bearbeitung von Teilproblemen geeignet ist. 
Regionalisierung ist für Benz et al. eine „qualitative“ Veränderung der Politik, mit einer 
? raumbezogenen Problemdefinition (Regionen als Handlungsraum) und einer 
? Politikverwirklichung für den und im Raum, mit  
? neuen Steuerungs- und Handlungsformen (dialogorientiert, Kooperation, Kon-
sensfindung) und einer 
? Interessensvermittlung (offener, variabler Handlungsraum), die zu einer  
                                         
235  Vgl. Gustedt (2000): 88. 
236  Vgl. Lovering (1999): 380-388. Andere Kritiker sind: Brenner (1997), Brenner (2003): 19ff.; Brenner, 
Heeg (1999); Elsner (2000); Lagendijk (2001). 
237  Zitate nach Lovering (1999): 380; 384. 
238  Vgl. Pohn-Weidinger (2003): 16f. 
239  Vgl. Fürst (2003a): 22. 
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? neuen Rolle des Staats (Akteur, Moderation, Organisation, Management, Rah-
mensetzung) führen.240
Mit dem Regionalisierungsprozess geht es also um eine neue Organisationsform der 
Interessenvermittlung unter Einbeziehung neuer Akteure. Durch die Aktivierung regio-
naler, endogener Potenziale auf einer „neuen räumlichen Ebene“241 versteht sich Regi-
onalisierung somit als eine regionale Entwicklungsstrategie.242
Regionalisierung lässt sich zusammenfassend als ein Teil moderner demokratischer 
Politik darstellen, die vier Funktionen aufweist: 
? Effektivität, aufgrund der Problemnähe, der Kooperation der Akteure und Syn-
ergieeffekte durch die Koordination von Fachpolitiken. 
? Effizienz, durch Ressourceneinsatz, Vorteil von Skalenerträgen, Nutzung von 
Spezialisierung bei lokalen Projekten, Übereinstimmung von Entscheidungs- 
und Wirkungsraum. 
? Dezentrale Interessensvermittlung, in Form einer Gegenmacht zu den Zentrali-
sierungstendenzen.
? Legitimation, wegen neuer Formen von Bürgerbeteiligungen und Interessens-
vermittlung (Verhandlungsdemokratie).243
Nachdem die Elemente der Regionalisierung mit einer Bündelung lokaler und kommu-
naler Ressourcen und Kompetenzen zur Problemlösung oder zur Erreichung einer 
Problemlösungsfähigkeit vor Ort beschrieben wurden, muss nun über die Ausgestal-
tung des Prozesses nachgedacht werden. Wichtig ist, dass die Politik diese Potenziale 
nicht erschaffen, sondern allenfalls durch eine Veränderung der Rahmenbedingungen 
fördern kann. Regionalisierung ist kein automatischer Prozess und zur Aufgabenerfül-
lung des Staats dient die Einbeziehung von Akteuren nur als ein Instrument.244 Doch 
wie lassen sich die bestehenden endogenen Potenziale einer Region nutzen und ver-
wenden?245 Es stellt sich die Frage, wie eine Kooperation, die nur in einem Dialog zu 
erreichen ist und ein Handlungsprinzip der gesellschaftlichen Steuerung darstellt246,
institutionalisiert werden kann. Allgemein gefragt: Wie können soziale Beziehungen 
oder Interaktionen koordiniert werden? Dazu müssen auf der Ebene der Regionen in 
Ergänzung zu den bestehenden Policy-Strukturen neue (innovative) institutionalisierte 
Governance-Strukturen installiert werden.247 Was sich unter Governance verstehen 
lässt, soll im folgenden Kapitel dargestellt werden. 
                                         
240  Vgl. Benz et al. (1999): 48-50. 
241  Huebner (1996): 23. 
242  Vgl. Grabski-Kieron, Knieling (1994): 161. 
243  Vgl. Benz et al. (1999): 57f.; 135. 
244  Vgl. Benz, Fürst (2003b): 23; Wegener (2002): 114. 
245  Vgl. Müller et al. (2001): 132. 
246  Vgl. Spitzer (1998): 132; Pütz (2004): 28; Diller (2002): 15. 
247  Vgl. Scott, Verduzco (1998): 11. 
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3.2 GOVERNANCE – BEGRIFF, AUSRICHTUNG, NUTZEN
3.2.1 Genese des Begriffs 
Der Begriff Governance stammt ursprünglich aus den Wirtschaftswissenschaften und 
hier speziell aus der Institutionenökonomie.248 In die politikwissenschaftliche Diskussi-
on hat der Begriff erst ab Mitte der 1990er Eingang gefunden249 und in relativ kurzer 
Zeit eine Bedeutungssteigerung erfahren, so dass er, ob der recht jungen Erscheinung 
in der Literatur, schon als „Modebegriff"250 betitelt wurde. Diese Entwicklung ist auf 
mehrere Faktoren zurückzuführen, deren Ausgangspunkt die Rahmenbedingungen 
darstellen, die bereits in Kapitel 2.1 dargestellt wurden. Kooiman führt uns diese 
Sichtweise vor, indem er die Folgen darstellt: 
„[..] governments are not the only crucial actor in addressing major societal is-
sues. Traditional and new modes of government-society interactions are needed 
to tackle these issues. Governing arrangements and mechanisms will differ for 
levels of society and will vary by sector. Concomitantly, many governance issues 
are interdependent and/or become linked.“251
Der Governance-Begriff wurde besonders geprägt durch die bereits im Jahr 1995 for-
mulierte Definition der Commission on Global Governance, welche noch heute zur Er-
klärung in der Literatur verwendet wird: 
„Governance ist die Gesamtheit der zahlreichen Wege, auf denen Individuen so-
wie öffentliche und private Institutionen ihre gemeinsamen Angelegenheiten re-
geln. Es handelt sich um einen kontinuierlichen Prozess, durch den kontroverse 
oder unterschiedliche Interessen ausgeglichen werden und kooperatives Handeln 
initiiert werden kann. Der Begriff umfasst sowohl formelle Institutionen und mit 
Durchsetzungsmacht versehene Herrschaftssysteme als auch informelle Rege-
lungen, die von Menschen und Institutionen vereinbart oder als im eigenen Inte-
resse angesehen werden.“252
Diese Definition bezieht sich zwar ausschließlich auf die globale und internationale Re-
gelungsebene, sie kann aber, auch aus den Internationalisierungs- und Globalisie-
rungsprozessen heraus, durchaus als Grundstein für die gesamte Governance-
Diskussion Geltung finden.253
Der Governance-Begriff ist ein interdisziplinärer Brückenbegriff, weil verschiedene 
Wissenschaftsdisziplinen miteinander „ins Gespräch“ gebracht werden. Eine „Bereichs-
perspektive“ (global governance, local governance, regional governance, multilevel 
governance, corporate governance etc.) steht einer „disziplinenorientierte[n] Betrach-
tung“254 gegenüber. Der Governance-Ansatz wird also nicht nur in der Politikwissen-
schaft angewendet und erforscht (und innerhalb der Politikwissenschaft unterteilt in 
                                         
248  Vgl. Schuppert (2005): 443. Innerhalb der Ökonomie hat Governance besonders durch den Transakti-
onskostenansatz Bedeutung erlangt. Vgl. Mayntz (2005): 14; Jakubowsky, Pauly (2005): 619. 
249  Vgl. Fürst (2001d): 1. 
250  Frey (2003b): 451. Siehe insbesondere Benz (2004a). 
251  Kooiman (2002): 75. 
252  SEF (1995): 4. 
253  Vgl. Nischwitz, Molitor, Rohne (2001): 2f.  
254  Zitate nach Schuppert (2005): 374. 
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verschiedene Bereiche), sondern findet ebenso auch in anderen Wissenschaftsdiszipli-
nen als Schlüsselbegriff Verwendung, so z.B. in den Sozial-, Wirtschafts-, Regional- 
und Raumwissenschaften. Weil aber Governance von der jeweiligen Bezugnahme ab-
hängig ist, führt dies zum eigentlichen Problem in der weitläufigen Governance-
Forschung: Es gibt bis heute noch keine exakte Definition des Begriffs Governance, 
weil es schlicht zu viele Verwendungen und Bedeutungen für Governance gibt.255 Go-
vernance als wissenschaftliches (Analyse)Konzept steht einer mittlerweile unübersicht-
lichen wissenschaftlichen Verwendung gegenüber,256 was auch der erste Ansatzpunkt 
für kritische Stimmen ist (s. auch Kap. 3.1.3). Durch die Uneindeutigkeit des Begriffs 
Governance ist eine ambivalente Situation entstanden. Einerseits hilft dies den Kriti-
kern, den Ansatz zu hinterfragen und als beliebig benutzbares und veränderbares 
Konzept darzustellen. Andererseits ist diese Offenheit des Begriffs für die Befürworter 
ein Argument, weil dadurch neue Möglichkeiten zur Analyse und Konzeption der Steu-
erung gesellschaftlicher und nachhaltiger Entwicklungen gegeben werden, die sich auf 
die jeweiligen Bedürfnisse einstellen können.257 Und gerade der offensichtliche Erfolg, 
die dichte Verbreitung des Governance-Konzepts, zeigt jedoch an, dass allgemein ein 
Bedarf an neuen Erklärungsmustern besteht.  
Governance und moderner Staat 
Die Gemeinsamkeit bei allen Governance-Ansätzen der verschiedenen Wissenschafts-
disziplinen ist das Zusammenspiel von Akteuren aus dem privaten, zivilgesellschaftli-
chen sowie staatlichen Bereich. Daher ist die Governance-Forschung der „Spiegel einer 
Veränderung realer Bedingungen staatlichen Handelns“258, denn mit Governance geht 
es um die Neuorientierung des Handelns von Akteuren.259
Governance wird in der politikwissenschaftlichen Bezeichnung als „Koordinierung von 
Aktivitäten im Rahmen des Regierens“ verstanden. Governance-Strukturen stehen 
demnach für die staatlichen Interaktionskonstellationen zur Regelung für Konflikten. 
Im modernen Staat gibt es nach Benz drei Typen von Interaktionskonstellationen und 
Steuerungsformen: Hierarchie (Staat), Wettbewerb (Markt), Verhandlungen (Zivilge-
sellschaft).260 Die „boundaries between and within public and private sector have be-
come blurred“261 und Governance dient nun als Instrument zur Verknüpfung dieser 
                                         
255  Bereits 1997 hat Rhodes sechs separate Verwendungen des Governance-Begriffs beschrieben, bevor 
sein Überblick über die verschiedenen konzeptionellen Anwendungen der Governance-Ansätze von Ko-
oiman erweitert wurde: 1. Governance as the minimal state (redefining the extent and form of public 
intervention), 2. corporate governance, 3. Governance as NPM, 4. good governance, 5. Governance as 
socio-cybernetic governance (Kooiman), 6. Governance as self-organising networks (Rhodes), 7. Go-
vernance as „Steuerung“ or „Sturing“ (diese Diskussion wird hauptsächlich in Deutschland und den Nie-
derlanden geführt), 8. Governance as global governance, 9. concept of governing the economy or eco-
nomic sector, 10. governance and governmentality, 11. multi-level governance (Benz), 12. participato-
ry governance (Gbikpi/ Grote). Vgl. Rhodes (1997): 46f.; Kooiman (2002): 72. 
256  Vgl. Blumenthal (2005): 1152. 
257  Vgl. Nischwitz, Molitor, Rohne (2001): 3. 
258  Blumenthal (2005): 1176. 
259  Vgl. Blumenthal (2005): 1153; Fürst, Lahner, Zimmermann (2004): 32. 
260  Vgl. Benz (2001a): 165. Je nach Bereichsperspektive tritt an die Stelle der ‚Verhandlungen’ das ‚Netz-
werk’ als dritte Steuerungslogik. Vgl. Rhodes (1997): 52. 
261  Stoker (1998): 17. 
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zentralen Steuerungsformen.262 Damit sind nicht nur die Regelstrukturen gemeint, 
sondern alle regelungsbedürftigen Sachverhalte.263 Governance im modernen Staat 
bezieht sich auf rein staatliche Regelungsformen, die die hierarchischen Regelungs-
formen mit einbeziehen. Das Hierarchieprinzip ist also auch weiterhin ein wichtiges 
Instrument.264
Im Gegensatz dazu stehen die normativen Begriffe ‚modern’ oder ‚good’ governance, 
die mit ihrer Perspektive auf eine zivilgesellschaftliche Beteiligung abzielen und staatli-
ches Handeln daran messen wollen. Bei Mayntz umfasst der Begriff Governance letzt-
lich alle Formen der Handlungskoordination – auch wenn das traditionelle, hierar-
chisch-interventionistische Handeln im Hintergrund steht –, so dass nicht nur ein Ü-
bergang des Begriffs in die Politikwissenschaft gerechtfertigt ist,265 sondern die zivilge-
sellschaftliche Mitwirkung als das zentrale Merkmal von Governance Einzug erhält, was 
in der Modellvorstellung des ‚kooperativen Staats’ aufgegriffen wird.266 Hierzu gibt es 
einen weiteren Begriff – eng verzahnt mit dem kooperativen Staat –, welcher die Ver-
änderung der Rolle des Staats ebenso deutlich macht: Verhandlungsdemokratie. „Die 
Ausschöpfung verhandlungsdemokratischer Dispositionen und Strukturen [..] sind zivi-
lisatorische Medien der besseren politischen Problemlösung (governance) [..].“267 Und 
weil sich dies auch auf das Engagement weiterer Akteure (hier im Bezug auf das Bür-
gerengagement) bezieht, ist damit eine Verbindung zur Governance-Diskussion gege-
ben.
Verwendungen von Governance 
Obwohl Governance kein „neues Instrument“268 darstellt und damit auch keine „voll-
kommen neuen Phänomene“ beschrieben werden, hilft der Begriff, die bereits darge-
legten „Veränderungen zu begreifen“ und „auf wirkliche Veränderungen hinzuwei-
sen“.269 In diesem politikwissenschaftlichen Sinne sind gerade die Verlagerung von 
Verantwortung, die Entwicklung und die ständig wachsende Zunahme der Bedeutung 
und die Durchführung von endogenen Entwicklungsstrategien das eigentlich „neue“270
an Governance. Governance wird grundsätzlich in zwei verschiedenen Zusammenhän-
gen verwendet: im allgemeingesellschaftstheoretischen Kontext, als Koordinations-
und Steuerungsmodi für Formen sozialer und kollektiver Handlungen gesellschaftlicher 
Akteure („weiterer Begriff“) sowie im internationalen und nationalen Kontext als heu-
ristischer Sammelbegriff für die Fortschreitung und Entwicklung des staatlichen Wan-
dels – der Abkehr von der hierarchischen staatlichen Regelungstätigkeit und hin zur 
Beteiligung privater Akteure am politischen Prozess („engerer Begriff“271).272 Als heu-
                                         
262  Vgl. Nischwitz, Molitor, Rohne (2001): 3. 
263  Vgl. Mayntz (2004): 67. 
264  Vgl. Schuppert (2005): 421ff. 
265  Vgl. Mayntz (2005): 14f. 
266  Vgl. Einig (2003): 479; Mayntz (2005): 15. 
267  Kleger (1995): 113. Vgl. auch: Blumenthal (2005): 1163. 
268  Blumenthal (2005): 1162. 
269  Zitate nach Benz (2004a): 13. 
270  Fürst, Lahner, Zimmermann (2004): 31 
271  Zitate nach Benz (2004a): 17. 
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ristischer Begriff wird Governance oftmals benutzt, um besonders schwach institutio-
nalisierte oder informelle Steuerungsformen (z.B. Netzwerke) darzustellen und der 
Frage, „wer was wann und wie tut, um [..] kollektives Handeln zu ermöglichen“273,
nachzugehen. Heute wird er im deutschsprachigen Raum mit Elementen aus beiden 
Verwendungen gebraucht,274 so dass die Verwendung von Governance folgenderma-
ßen zusammengefasst werden kann: 
„Der Begriff Governance bietet also eine Betrachtungsweise und gibt Leitlinien 
für die Analyse komplexer Strukturen kollektiven Handelns. In Forschung und 
Lehre steht er für ein Programm, in der Praxis beschreibt er Veränderungsten-
denzen und Probleme, enthält aber keine Handlungsempfehlungen. Wenn wir 
den Begriff verwenden, so stehen wir vor der Aufgabe, seine Merkmale kontext-
bezogen zu präzisieren und die analytische Perspektive mit geeigneten Theorien 
und Methoden der empirischen Forschung umzusetzen. Erst daraus lassen sich 
für die Praxis relevante Aussagen gewinnen.“275
Demgemäß steht Governance für eine „soziale Koordination“276 kollektiven Handels 
über Regel- und Ordnungssysteme, weshalb das Konzept (speziell in der deutschspra-
chigen Diskussion) der Steuerungstheorie zugeordnet wurde. Wenn nun von Steue-
rung (‚control’) die Rede ist, wird mit diesem sozialwissenschaftlichen Begriff aus den 
1970er Jahren ein Vorgang bezeichnet, „durch welchen ein Objekt, ein System o.ä. 
von einem Ort oder Zustand zu einem bestimmten anderen Ort oder Zustand gebracht 
wird“277. Im Englischen ist die Aufgabe von Governance zu bestimmen, „how to main-
tain the ‚steering’ role of political institutions despite the internal and external chal-
lenges to the state”278. Die Verwendung von Governance nach Pierre bezieht sich so-
mit auf die Untersuchung von Prozessen und Mechanismen. Bei der deutschen Anwen-
dung von Governance kam es hingegen zu einer Ersetzung des Begriffs der politischen 
Steuerung.279 Somit wurde Governance in der politikwissenschaftlichen Perspektive 
der politischen Steuerungstheorie zugeordnet, um damit das Forschungsfeld einer ge-
sellschaftlichen Steuerung zu beschreiben.280 Governance wurde folglich auch als fort-
entwickelte bzw. modifizierte Steuerungstheorie bezeichnet, weil sie zunehmend von 
der Akteurszentriertheit der Steuerungstheorien, in welchen die Akteure als zentrale 
Forschungsobjekte im Fokus stehen (bspw. in der Netzwerktheorie), zu einer Betrach-
tung der Regelstrukturen und Institutionen tendiert.281 Seit kurzer Zeit mehren sich 
jedoch die Stimmen, die in diesem Perspektivwechsel jenes Argument finden, um Go-
vernance eben nicht mehr der Steuerungstheorie zuzuordnen. Eine Entwicklung von 
                                                                                                                             
272  Vgl. Mayntz (2004): 66; Einig et al. (2005): I. 
273  Fürst (2001d): 2. 
274  Vgl. Mayntz (2004): 66. 
275  Benz (Hg.) (2004): 27. 
276  Mayntz (1993): 11. 
277  Keim (2002): 2. 
278  Pierre (2000): 4. 
279  Vgl. Mayntz (2004): 66. Über das generelle Problem Governance ins Deutsche zu übersetzen, vgl. Blu-
menthal (2005): 1151. 
280  Vgl. Fürst (2001d): 2f. 
281  An dieser Stelle sei nur der Verweis auf die Darstellung der traditionellen Steuerungstheorie gegeben. 
Vgl. Schuppert (2005): 374-380. 
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‚Steuerung zu Governance’, zu den „Formen der Regelung“282, wird nunmehr abgelei-
tet, da erstens nicht-hierarchische Formen der Problemlösung in den Vordergrund ge-
treten sind, zweitens die Grenze zwischen Steuerungsobjekt und Steuerungssubjekt 
verwischt (weil im kooperativen Staat die Regelungsadressaten selber am Entwurf der 
Regeln mitwirken) und drittens Governance auf Institutionen zentriert ist, ohne die 
Analyseperspektive der Akteure auszuschließen („Management von Interdependen-
zen“283).284
Der Governance-Ansatz verfolgt also seine eigene Fragestellung, weshalb die Entwick-
lung „von Steuerung zu Governance“ oder „von Akteuren zu Regelungsstrukturen“285
durchgängig erscheint. Schon mit der Betonung auf der Bedeutung von ‚Regelungs-
strukturen’ wird auf die Ungleichheit zwischen Steuerung und Governance hingewie-
sen. Und weil nicht mehr das „Machen“, sondern die Modifikation der institutionellen 
Regelung von Entscheidungsprozessen im Vordergrund steht, wird dieses Verhältnis 
auch mit „governance without government“286 umschrieben. 
3.2.2 Governance ungleich Government 
Ursprünglich wurden die Begriffe Governance und Government synonym verwendet, 
doch hat sich der Gebrauch derart verändert, dass sie nun als „zwei Typen der Rege-
lung gesellschaftlicher Handlungsfelder einander entgegengesetzt werden“287. Gover-
nance (hier als enger Begriff) bezeichnet in diesem Sinne selbst eine Veränderung des 
Government, nämlich als „a new process of governing“ oder ein „code for less go-
vernment“288.
Mit Government sind gerade die institutionellen Aspekte des politisch-administrativen 
Systems – dazu gehört das Steuerungs- und Organisationssystem staatlicher Tätigkei-
ten – gemeint („staatliche Steuerung durch Setzen von Recht“289),290 während bei Go-
vernance die Prozesse im Vordergrund stehen. Entscheidend ist also nicht der Output, 
                                         
282  Mayntz (2005): 13. 
283  Blumenthal (2005): 1171. 
284  Besonders Mayntz hat ihre Meinung über die Einordnung von Governance in die Steuerungstheorie 
geändert. Vgl. Mayntz (2005): 11-15; Blumenthal (2005): 1149, 1170f. 
285  Zitate nach Schuppert (2005): 380. Unter Regelungs- oder Regelstrukturen wird der institutionelle 
Rahmen, der das Handeln der Akteure lenkt, verstanden. Vgl. Mayntz (2005): 13. Auf diese neuen Er-
kenntnisse, der von Mayntz beschriebenen institutionalistischen Wende in der Steuerungstheorie, 
macht Schuppert aufmerksam und bringt weitere Fachgebiete in den Fokus, die für die zukünftige Go-
vernance-Forschung neue Inputs geben können, so z.B. die Rechtswissenschaft, Regulierungs- Organi-
sations-, Institutionen- und Kommunikationstheorie. Vgl. Schuppert (2005): 374-458. 
286  Zitate nach Mayntz (2005): 14. Ob letztlich eine derartige Unterscheidung Sinn macht und zu neuen 
Inputs in der Governance-Forschung führen wird, lässt sich gegenwärtig noch nicht beantworten. Weil 
aber der Steuerungstheorie neben dem systemtheoretischen ein handlungstheoretischer Ansatz 
zugrunde liegt und Governance ein Koordinationsmodell des kollektiven Handelns darstellt, ist eine Nä-
he zur Steuerungstheorie nicht zu leugnen. Vgl. Fürst (2001d): 2f. 
287  Benz (2004a): 18. 
288  Zitate nach Stoker (1998): 17f.  
289  Blumenthal (2005): 1151. 
290  Vgl. Fürst (2004): 48; Zimmermann (2003): 49. Frey behauptet hingegen, in „der deutschen Sprache 
lässt sich die Unterscheidung zwischen „government“ [..] im Sinne der politischen Institution Regierung 
oder Staat und „governance“ [..] im Sinne von Steuerungsmechanismen nicht vornehmen.“ Frey 
(2003a): 2.  
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das politische Ergebnis, sondern der Prozess zur Erreichung dieses Ergebnisses: „Go-
vernance refers to the development of governing styles”.291
Governance verweist auch auf eine Veränderung in der Bedeutung von Government, 
im Sinne eines Wandel des Regierens, weil es sich auf „a new [sic!] process of gover-
ning; or a changed condition of ordered rule; or the new method by which society is 
governed”292 bezieht. Von ‚Government zu Governance’ ist daher der Inbegriff des 
Wandels des Staats, weil Governance die flexible, informelle und kooperative Form 
von Government repäsentiert.293
Tab. 1:  Government und Governance als Perspektive der  
Politikwissenschaft 
Government 
Staat vs. Markt bzw. Gesellschaft 
Governance 
Staat, Markt u. Netzwerke als  
komplementäre Steuerungsformen 
polity
- Fokussierung auf Staat 
- Mehrheitsdemokratie und Hierar-
chie als wichtigste Institutionen 
- Institutionelle Struktur, die Elemen-
te von Hierarchie, Verhandlungs-
systemen und Wettbewerbsmecha-
nismen verbindet 
- Netzwerke 
politics
- Wettbewerb zwischen Parteien um 
Machterwerb und zwischen Interes-
sengruppen um Einfluss 
- Konfliktregelung durch Entschei-
dung der zuständigen staatlichen 
Organe und Durchsetzung staatli-
cher Entscheidungen 
- Konflikte zwischen regierenden/ 
leitenden und regierten/betroffenen 
Akteuren 
- Steuerung u. Koordination im Kon-
text institutioneller Regelsysteme 
- Verhandlungen staatlicher und/oder 
gesellschaftlicher Akteure  
- Anpassung institutioneller Rahmen-
bedingungen 
policy
- Gesetzgebung (Ge- und Verbote) 
- Verteilung öffentlicher Leistungen 
- Verständigung (in Netzwerken und 
Gemeinschaften), Kompromisse, 
Tauschgeschäfte 
- Koproduktion kollektiver Güter 
- Netzwerkmanagement 
- Institutionenpolitik (Management 
des institutionellen Wandels) 
Quelle: Benz (2004a): 21. 
Beide Begriffe stehen dementsprechend für ein Koordinationsmodell, weshalb der Un-
terschied von Governance und Government „analytischer Natur“294 ist. Governance 
selbst ist eine spezifische Form des governing295 und „helps provide a map or guide to 
the changing world of Government“296.
An dieser Stelle fügt sich auch der von Kooiman erarbeitete Governance Theorie-
Ansatz ein, der auf eine „socio-political governance“ ausgerichtet ist. Dabei definiert er 
Governance ebenfalls aus der Steuerung heraus: 
„Soziopolitische bzw. interaktive Steuerung besteht aus Arrangements, in denen 
sowohl öffentliche als auch private Akteure danach streben, gesellschaftliche 
Probleme zu lösen, gesellschaftliche Chancen zu erzeugen und diejenigen gesell-
schaftlichen Institutionen zu entwickeln, in denen jene Steuerungsaktivitäten 
                                         
291  Stoker (1998): 17. 
292  Rhodes (1997): 46. 
293  Vgl. Pütz (2004): 30f.; Fürst, Lahner, Zimmermann (2004): 29. 
294  Einig et al. (2005): II. 
295  Vgl. Fürst (2001d): 2. 
296  Stoker (1998): 26. 
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stattfinden und diejenigen Prinzipien zu formulieren, die diese Aktivitäten steu-
ern sollen. Der Begriff Governance bezeichnet dabei konzeptionelle und theoreti-
sche Vorstellungen von derartigen Steuerungsaktivitäten.“297
Nach Kooimans Konzept einer ‚modern governance’298 regelt sich das politische Sys-
tem durch Interaktionen zwischen den verschiedenen Akteuren aus Markt, Staat und 
Zivilgesellschaft. Der Interaktionsansatz beschreibt Governance als ein „Gegenver-
kehr-Modell“, welches auf umfassende und systematische Interaktionen zwischen den 
Steuernden und Gesteuerten basiert. Interaktionen sind in diesem Sinne allgemeine 
soziale Phänomene, Steuerungsinteraktionen jedoch eine spezifische Form soziopoliti-
scher Interaktion. Interaktionen sind dabei das übergreifende Konzept, weil sie aus 
Prozessen (Handlungsaspekte) und Strukturen (materielle, soziostrukturelle und kultu-
relle Rahmenbedingungen) bestehen und „als Beziehung zwischen zwei oder mehr sich 
gegenseitig beeinflussenden Einheiten aufgefasst werden“299 können. Nach Kooimans 
Ansatz sind Interaktionen zwischen den Akteuren bestimmend, weil die Folgen von 
Handlungen und Prozessen auch von Handlungen anderer und den Geschehnissen in 
anderen Prozessen abhängen.300 Sein Verständnis von Akteur und Interaktion ist da-
mit eine zusätzliche Unterscheidung zum traditionellen Government-Begriff.301
3.2.3 Governance und seine Merkmale in der Analyse 
Wie die bisherigen Ausführungen gezeigt haben, tritt Governance heute in zweierlei 
Hinsicht, nämlich in normativer oder analytischer Verwendung, auf. In der normativen 
Verwendung von Governance besteht grundsätzlich die Annahme, dass mit dem Ein-
satz von neuen Steuerungsformen die Effizienz und Effektivität staatlicher Handlungs-
fähigkeit zu erhöhen ist. Hierzu hat u.a. die Erkenntnis von wachsenden sozialen In-
terdependenzen Vorschub geleistet.302 Normativ verwendet werden häufig Fragen zur 
Transparenz, Verantwortlichkeit und demokratischen Legitimation aufgeworfen, um 
nicht zuletzt auch die Theorie und Praxis von Governance zu hinterfragen. Hierfür fin-
den sich Bezeichnungen wie ‚good’ oder ‚modern’ governance, deren Konzepte und 
Kriterien allerdings nicht immer ausreichend theoretisch begründet sind.303 Im norma-
tiven Gebrauch von Governance ist auch die participatory governance einzugliedern. 
Nach ihrem Ansatz ist eine Erweiterung der Beteiligung von Akteuren an den politi-
schen Prozess verpflichtend, weil nur durch die Partizipation adäquate Entscheidungen 
getroffen werden können. Für Gbikpi und Grote besteht dabei keine Verbindung zwi-
schen der „system effectiveness“ und der „citizen participation“304.
                                         
297  Kooiman (2005): 150. 
298  Als normativer Begriff bezieht sich ‚modern’ (oder auch ‚good’) governance auf Transparenz, Partizipa-
tion, Verantwortlichkeit. Vgl. Mayntz (2005): 16. 
299  Zitate nach Kooiman (2005): 153; 155. 
300  Vgl. Kooiman (2002): 78; Kooiman (2005): 153ff. 
301  Vgl. Pütz (2004): 53. 
302  Vgl. Kooiman (2005): 149. 
303  Vgl. Benz (2004a): 26; Mayntz (2005): 16.  
304  Zitate nach Gbikpi, Grote (2002): 19f. Vgl. Blumenthal (2005): 1163; Dahl (1994); Schmitter (2002). 
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In der Analyseperspektive geht es dagegen nicht nur um die Installation neuer In-
strumente, um jenen Wandel von Staatlichkeit aufzuzeigen, sondern zur Erläuterung 
einer „neue[n] qualitative[n] Gewichtung verschiedener Instrumente“305. Dabei be-
steht ein Antagonismus zwischen der verbindlichen Annahme über den erfolgreichen 
Einsatz dieser Instrumente – als Ziel der Governance-Strukturen (normativ) – und 
dem Forschungsansatz. Auch aus diesem Grund ist Governance für Kooiman kein rei-
nes analytisches Konzept, da es „wertdurchtränkt“306, also normativ aufgeladen ist. Er 
unterscheidet bei den Analyselinien nach Governance-Ebenen (governance-orders): 
? Governance erster Ordnung (first-order governance): bezieht sich auf eine be-
stimmte Problemebene und bewirkt Politikprozesse und eine direkte Problemlö-
sung (z.B. auf lokaler Ebene); 
? Governance zweiter Ordnung (second-order governance): wirkt auf die Bedin-
gungen zur Problemlösung und Chancenerzeugungen („creating opportunities“) 
(Institutionen und institutionelle Rahmenbedingungen, die first-order gover-
nance beeinflussen); 
? Governance dritter Ordnung (meta governance): beschreibt den normativen 
Rahmen als Gerüst für first- und second-order governance.307
Die aktuelle Governance-Forschung kann nach zwei wesentlichen Analyselinien unter-
teilt werden: Governance als Struktur, zur Betrachtung der Dimension von Governan-
ce in der Mehrebenenperspektive (Akteurkonstellationen, Politikverflechtung etc.) und 
als Prozess zur Veränderung der Staatlichkeit, mithilfe der Politikfeldanalyse, also im 
Sinne einer Forschungsperspektive. Allerdings ist für die Analyse entscheidend, zwi-
schen welchen der unterschiedlichen Steuerungsinteraktionen und „Modi von Gover-
nance differenziert wird und wie diese im Spannungsfeld von Akteur und Institution 
betrachtet werden“308. Während zum Beispiel Benz seine Betrachtung auf das Regel-
system legt, beschreibt Kooiman verschiedene Steuerungsinteraktionen – unterteilt in 
drei governance-modes (Governance-Arten) –, die auf den verschiedenen Ebenen 
stattfinden:  
? self-governance (autopoeitischer Charakter, Selbstorganisation und Selbststeu-
erungskonzepte in einem autonomen, operationell geschlossenen System),  
? co-governance (Kooperation, Kommunikation und Koordination in horizontalen 
Steuerungsformen mit partizipierenden Strukturen ohne zentrale Steuerungsin-
stanz, in „bi- or multiple intra-/ interorganizational arrangements“309) und  
? hierarchische Governance (formalisierteste Steuerungsinteraktion durch klassi-
sche top-down-Intervention).310
Eine grundsätzlich einheitliche Systematisierung dieser Governance-Modi fehlt aller-
dings,311 was aber nicht zuletzt auch daran liegt, dass sie in der Praxis miteinander 
                                         
305  Blumenthal (2005): 1166. 
306  Kooiman (2005): 167. 
307  Vgl. Kooiman (2005): 163-167. 
308  Blumenthal (2005): 1168. Vgl. ebd.: 1161ff. 
309  Kooiman (2000): 148. Darunter fallen z.B. Regimes (aus der Internationalen Politische Ökonomie), 
Netzwerke (erforscht in der Soziologie, Politik- und Verwaltungswissenschaft), Public Private Partners-
hips (aus den Verwaltungswissenschaften), Co-Management (findet sich in der Politische Ökonomie) 
und der Communicative Governance (Politikwissenschaft). Vgl. Pütz (2004): 53. 
310  Vgl. Kooiman (2003): 77ff.; Kooiman (2005): 156-163. 
311  Zum Vergleich der unterschiedlichen Governance-Modi von Benz, Pierre/Peters, Kooiman und Lange/ 
Schimank anhand ihrer Terminologien und Mechanismen vgl. Blumenthal (2005): 1168ff. 
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kombiniert in Erscheinung treten. Kooimans Governance-Arten unterscheiden sich 
zwar im Formalisierungsgrad, in der Realität moderner Gesellschaften treten sie aber 
nur kombiniert als sogenannte „mixed modes“312 auf. Das bedeutet, dass es um eine 
Kombination von verschiedenen Steuerungsformen geht. Dieser ‚Mix’ stellt die eigent-
liche Neuerung im Governance-Ansatz dar:313
„Trotz weiterhin bestehender top-down-Strukturen [..] werden unterschiedliche 
Bereiche der Entscheidungs- und Prozessebene [..] zunehmend dezentralisiert, 
und dadurch bottom-up-Ansätze bzw. dezentrale Steuerungsprozesse ge-
stärkt.“314
Und hier liegt schließlich der Ansatzpunkt für einen Analyseansatz von Governance: 
Die Analyselinien sind nicht losgelöst voneinander zu betrachten oder gar anwendbar, 
da sie sich vielmehr gegenseitig bedingen und überschneiden (das betrifft sowohl die 
Governance-Ebenen von Kooiman als auch die in Prozesse und Strukturen eingeteilten 
Analyselinien). Durch Governance als Analyseansatz ist es allerdings möglich, Trends 
zu identifizieren,315 welche benötigt werden, um eine Erklärung jener Prozesse und 
Strukturen liefern zu können. Diese Arbeit vollführt in ihrer Untersuchung eine Politik-
feldanalyse eines Governance-Ansatzes, um schließlich auch der allgemeinen Gover-
nance-Frage nachzugehen, wie „in einer Welt mit Knappheiten die vielfältigen Ansprü-
che der Anspruchsgruppen aufeinander abgestimmt“316 werden können. 
3.2.4 Netzwerke in der Governance-Diskussion 
Dass Governance auch als interaktiver Prozess bezeichnet werden kann, wurde in den 
vorangegangen Kapiteln dargestellt. Mit diesem Interaktionsprozess werden Koopera-
tionen und „various forms of partnership“317 effektiver eingeschätzt als traditionelle 
Government-Regelungen. Dabei geht es um ein ‚government with society’318, eine In-
teraktion mit neu hinzukommenden nicht-staatlichen Akteuren.  
„Lose Akteurskopplung und Verhandlungsprozesse [..] sind prinzipiell besser ge-
eignet, auf externe Stimuli und veränderte Rahmenbedingungen zu reagieren 
und in funktional ausdifferenzierten Gesellschaften unterschiedliche AkteurInnen 
und deren Umsetzungskompetenzen auf verschiedenen Ebenen (Mehrebenensys-
tem) zu integrieren.“319
Für den Staat bedeutet das eine Abkehr von der „Ordnungsfunktion“ und eine Hin-
wendung zur „Entwicklungsfunktion“320. Derartige Kommunikationsprozesse werden 
dabei in Netzwerken institutionalisiert,321 weshalb die Governance-Debatte mit dem 
                                         
312  Kooiman (2005): 150. 
313  Vgl. Jann, Wegrich (2004): 205. 
314  Pohn-Weidinger (2003): 10. 
315  Vgl. Rhodes (1997): 52. 
316  Frey (2003a): 2. 
317  Stoker (1998): 22. 
318  Vgl. Kooiman (2000); Kleger (1995). 
319  Pohn-Weidinger (2003): 17. Zu den Entstehungsvoraussetzungen und Bedingungen von Netzwerken 
vgl. Genosko (1999): 44-59. 
320  Zitate nach Diller (2004): 271. 
321  Vgl. Schuppert (2005): 453. 
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Netzwerkansatz eng verknüpft ist.322 Netzwerke bilden demzufolge eine ubiquitäre und 
wichtige Form von Regierungsstrukturen in Industrieländern und sind „the analytical 
heart of the notion of governance“323. Aus diesem Grund werden Netzwerke der erhöh-
ten Binnenkomplexität moderner Gesellschaften gerecht324 und können als ein Teil der 
Modernisierungsstrategie bezeichnet werden,325 auch wenn nicht zuletzt aufgrund des-
sen die Verwendung des Netzwerk-Begriffs in der Literatur mittlerweile einer gewissen 
Beliebigkeit unterworfen ist.326
Netzwerke in der Governance-Diskussion sind dagegen in ihrer Form und Ausrichtung 
von den Netzwerken einer Wirtschaftskooperation zu unterscheiden.327 Innerhalb von 
Governance haben Netzwerke einen differenzierteren Aufgabenschwerpunkt:328 Netz-
werke dienen als informelle Infrastruktur, die den Raum für die Mobilisierung von Res-
sourcen bilden und in denen sich soziale Beziehungen, Wissenstransfer und Sozialkapi-
tal bilden lassen. Das Netzwerk erzeugt aber auch eine soziale Struktur, weil es das 
Verhalten der beteiligten Akteure beeinflusst. Somit bilden sie den Rahmen für kollek-
tives Handeln in Governance-Prozessen. Der Netzwerkansatz versucht dabei alle im 
politischen Aushandlungs-, Entscheidungs- und Implementationsprozess relevanten 
öffentlichen und privaten Akteure zu berücksichtigen.329 Daher wird den Netzwerken 
ein „Mittler-Charakter“ zwischen marktlichen und politischen (hierarchischen) Ent-
scheidungssystemen zugesprochen330 und stehen somit für eine Überwindung der 
Steuerungsdefizite von Macht und Hierarchie („Verhandlungen im Schatten der Hierar-
chie“331).332
                                         
322  Vgl. Fürst (2001d): 9.  
323  Rhodes (2000): 60. 
324  Vgl. Pohn-Weidinger (2003): 17. 
325  Vgl. Cappellin (1997). Als ein weiterer bedeutender Ansatz für die Governance-Diskussion gilt New 
Public Management (NPM). Vgl. Jann (2005); Blumenthal (2005): 1156. Auch in diesem management-
orientierten Ansatz besteht ein Bezug zur Steuerung, denn „steering is central to the analysis of public 
management and steering is a synonym for governance”. Rhodes (1997): 49, s. auch Kap. 3.1.2. Mitte 
der 1990er Jahre kam es zu einem erneuten Wechsel des Leitbilds in der staatlichen Verwaltung. Unter 
dem Stichwort ‚aktivierender Staat’ wird nun Governance als „verwaltungspolitisches Reformkonzept“ 
und neues Leitbild in die Verwaltung eingeführt. Im Gegensatz zum NPM ist Governance aber kein ferti-
ges Modell zur Verwaltungsmodernisierung, weshalb der Governance-Ansatz auch nur in Ergänzung – 
im Hinblick auf seine „Korrekturfunktion“ – zu den bestehenden Strukturen Anwendung finden kann. 
Für die Verwaltungspolitik ergeben sich durch Governance „neue Impulse und Sichtweisen“ bei der 
Problembehandlung, dem Einbezug der Perspektive anderer Akteure und der Lösungsmöglichkeiten. Zi-
tate nach Jann, Wegrich (2004): 211. Vgl. ebd: 194-212. Zu den einzelnen Leitbildern und einem Ver-
gleich zwischen Management und Governance: Siehe Jann, Wegrich (2004): 196-206. Der gemeinsame 
Bezug von NPM und Governance liegt in der „Entwicklung und Bereitstellung anderer Regelungsstruktu-
ren als bisher“, im Sinne von NPM kann auch von einer „mangementorientierte Governance-Kultur“ ge-
sprochen werden. Zitate nach Schuppert (2005): 440. 
326  Vgl. Genosko (1999): 32. 
327  Der Netzwerkansatz wird also erweitert, weil er sich nicht mehr nur auf Kooperationsformen in der 
Wirtschaft (Unternehmensnetzwerke) bezieht. Ursprünglich war die Ausgangslage, dass Netzwerke ty-
pologisch zwischen vertikalen, formalen Unternehmensbeziehungen und horizontal-informellen Platt-
formen des Marktes einzuordnen sind. Charakterisiert werden sie durch die Kooperation von Konkurren-
ten, jedoch befördern sie durch flexible Kooperationsstrukturen sowohl die Erfolgschancen des einzel-
nen Unternehmens als auch des Netzwerks insgesamt. Vgl. Aschauer (2000): 593. Zu Unternehmens-
netzwerken vgl. auch Genosko (1999). 
328  Vgl. Fürst, Lahner, Zimmermann (2004): 52. 
329  Vgl. Pohn-Weidinger (2003): 10. 
330  Vgl. Fürst (1994): 187f.; Gawron, Jähnke (2001): 12. 
331  Scharpf (2000): 323ff.; Diller (2004): 271. 
332  Vgl. Kilper (1994): 4. 
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Politiknetzwerke und Kooperationen 
Der Begriff Politiknetzwerke ist zwar ebenfalls nicht einheitlich definiert, als Oberbeg-
riff erfasst er dafür alle nicht-hierarchischen Beziehungen zwischen Staat und Gesell-
schaft,333 die in einzelnen Politikfeldern, also sektoral ausgerichtet, existieren.334 Im 
modernen Staat steht der Begriff für 
„relativ dauerhafte, nicht formal organisierte, nicht-hierarchische, durch wech-
selseitige Abhängigkeiten und gemeinsame Verhaltenserwartungen bzw. –orien-
tierungen stabilisierte Kommunikations- und Interaktionsbeziehungen zwischen 
Vertretern von Organisationen, die in politische Prozesse involviert sind“335.
In demokratischen Staaten sind Politiknetzwerke gerade deshalb von Bedeutung, weil 
das Regierungssystem mit organisierter Interessensvertretung und -vermittlung kon-
frontiert wird. Diese gilt es zu koordinieren: Politiknetzwerke übernehmen die Aufga-
be, die Beteiligung im Policy-Prozess abzugrenzen und die Rolle der Akteure zu defi-
nieren. Sie entscheiden, welche Themen auf der Agenda stehen und bestimmen das 
Verhalten der Akteure durch die Privilegierung bestimmter Interessen. Die Akteure 
wiederum werden durch ihre Beteiligung am Netzwerk zu öffentlicher Verantwortung 
geführt.336 Als Organisations- und Regierungskonzepte337 können politische Netzwerke 
auf unterschiedlichen Ebenen zustande kommen: Es kann sich um ein Netzwerk auf 
einem sektoralen Politikfeld (‚policy-network’), auf einem Teilaspekt eines sektoralen 
Politikfelds (‚issue-network’) oder um ein funktionales Netzwerk (‚politisch-strate-
gisches Netzwerk’) handeln. Allen gemeinsam ist der Ansatzpunkt einer gleichen Be-
troffenheit der in einer Kooperation aktiven Akteure.338 Die Bedeutung von policy-
networks, den lateralen Netzwerken,339 besteht demnach nach den skizzierten Aufga-
ben in ihrer Funktion, Akteure aus den verschiedensten Bereichen zusammenzuführen 
und zu einer Kooperation zu bewegen,340 um schließlich diese versammelten Ressour-
cen und Potenziale gesellschaftlicher Akteure nutzbar zu machen.341 Politiknetzwerke, 
als „Gebilde der Willensbildung“342, besitzen flache Hierarchien.343 Unter den öffentli-
chen und privaten kooperativen Akteuren herrschen horizontale Beziehungen, die von 
autonomer Selbst-Koordination und -Organisation sowie durch die Anwendung von 
Management- und Moderationsstrukturen geprägt sind. Gleichwohl das Netzwerk einen 
eher schwachen Institutionalisierungsgrad aufweist und auf meist informeller Basis 
                                         
333  Hierbei muss der Begriff unterschieden und abgegrenzt werden zu den Begriffen ‚korporative Verhand-
lungsysteme’ sowie ‚inszenierter Korporatismus’. Vgl. Benz (2001a): 170; Heinze; Voelzkow (1991) in 
Krafft, Ulrich (1994): 58. 
334  Vgl. Benz et al. (1999): 42. 
335  Benz (2001a): 170. 
336  Vgl. Rhodes (1997): 9f. Zum Entstehen von policy-networks siehe ebd. 
337  Vgl. Diller (2002): 53. 
338  Vgl. Beck (1997): 38. 
339  Vgl. Payer (2002): 39. 
340  Vgl. Schuppert (2005): 426. 
341  Vgl. Rudolph (2003): 73. 
342  Kilper (1994): 3. 
343  Das schließt nicht aus, dass ein Netzwerk auch hierarchisch geführt werden kann. Es besteht „keine 
Unvereinbarkeit zwischen Netzwerken und hierarchischen Steuerungsformen“. Hellmer et al. (1999): 
225. 
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dazu dient, Informations- und Kontaktbeziehungen, Kommunikationsaustausch und 
Verhandlungsprozesse in Gang zu setzen, sind die staatlichen Akteure von entschei-
dender Bedeutung, weil sie die Verhandlungsprozesse definieren und finanzielle Res-
sourcen bereitstellen. Weil Netzwerke in der Regel auch Verhandlungs- und Tauschpo-
tenzial beinhalten, sind Machtasymmetrien und Hierarchien innerhalb von Netzwerken 
nicht ausgeschlossen. Da aber Netzwerke auf dem Prinzip der Freiwilligkeit beruhen 
(als offene Systeme eingerichtet besitzen Akteure eine ‚exit-option’) – die Akzeptanz 
der Akteure ist dann die nicht exakt bestimmbare Grenze der Netzwerke –, ist das 
wesentliche Ergebnis des Netzwerkprozesses die Herausbildung von kognitiven Ge-
meinsamkeiten und Bindungen der Netzwerkmitglieder untereinander (Vertrauen, 
Wertevorstellungen, Zielsetzungen). Dies ist einerseits ihre Schlüsselstärke („individu-
al departments pursue their own autonomy, albeit within overall governmental 
constraints“344), andererseits kann diese lose Verbindung von Akteuren zu einer labilen 
Netzwerkstruktur führen.345
An dieser Stelle setzt auch die Kritik an, wenn davor gewarnt wird, eine zu „euphori-
sche Einschätzung der Problemlösungsfähigkeit und Innovation von Netzwerken“ zu 
propagieren (neben Markt- und Staatsversagen gibt es auch „Netzwerk-Versagen“346): 
Weiche Steuerungsformen sind mit vielen Problemen behaftet und können Scheitern. 
Für ein Scheitern oder wenig wirksame Fälle können mehrere Faktoren verantwortlich 
gemacht werden, die sich in zwei Problemdimensionen aufteilen lassen: in der Struk-
tur auf der einen Seite und in der Ausführung andererseits. Zu den strukturellen Fak-
toren, die zu einem Misslingen des Prozesses führen können, zählen z.B. eine unpas-
sende und selektierte Akteursteilnehmerzahl sowie Akteurkonstellation (Einigung auf 
Kosten Dritter durch die Selektion und Marginalisierung von benachteiligten Gruppen), 
daraus möglicherweise entstehende Koordinations- und Prozessmanagementprobleme, 
eine unzureichende Einschätzung der Kosten und Zeitdauer der Konsensfindung oder 
sich verändernde Rahmen- und Umfeldbedingungen. Nicht zuletzt führen mögliche 
Fehler bei der institutionellen Konsolidierung, der „Strategie-Definition“347 und bei der 
Bildung eines neuen Netzwerks durch den Initiator zu Unsicherheiten in der Netzwerk-
arbeit und zu einer insgesamt labilen Netzwerkstruktur. Weit mehr Unsicherheiten 
bestehen noch bei der Durchführung und Gestaltung des Netzwerkprozesses: Man-
gelnde Kooperationserfahrungen der Akteure gehören dabei noch zu den geringsten 
Problemen. Grundsätzlich besteht ein Disput zwischen den strategischen, langfristigen 
Zielen von Netzwerken und den kurzsichtigen Interessen der Akteure. Außerdem be-
finden sich die Akteure in einem Spannungsverhältnis von Konflikt und Kooperation 
und es kann dazu führen, dass Entscheidungsblockaden, Kartellbildungen und Machta-
symmetrien, Instrumentalisierungen und Verhandlungsdilemmata die Machtverhältnis-
se in den Netzwerkbeziehungen bestimmen. Fehlt dann noch eine ausreichende Bin-
                                         
344  MacLeod, Goodwin (1999): 511. 
345  Vgl. Kilper (1994): 3f.; Rhodes (1997): 52; Fürst (1994): 187ff.; Pohn-Weidinger (2003): 10f.; Zim-
mermann (2003): 44; Fürst (1994): 16ff. 
346  Zitate nach Hellmer et al. (1999): 76. Vgl. auch Mayntz (2004): 73f.; Voigt (1995a): 48f.; Reuter 
(2000): 10; zur allgemeinen Netzwerkkritik: siehe Hellmer et al. (1999); Genosko (1999). 
347  Genosko (1999): 62. 
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dungswirkung, besteht auch die Gefahr der „negativen Koordination“348. Derartiges 
Verhalten schlägt sich dementsprechend auf das Ergebnis des Verhandlungsprozesses 
nieder, das dann (bestenfalls) in Form von suboptimalen Kompromisslösungen ausge-
prägt ist. Innovative Lösungen wird ein solches Netzwerk nicht mehr erbringen,349
denn Problembearbeitungs- und Kooperationswille sind wichtige Voraussetzungen.350
Darüber hinaus beseitigen korporative Aushandlungs- und Steuerungssysteme nicht 
die strukturellen Ursachen, sondern reagieren auf Krisen und Probleme.  
Die eigentliche Frage soziopolitischer Interaktionen betrifft denn auch den Handlungs-
spielraum der Akteure. Je mehr Handlungsspielraum die Akteure besitzen, desto offe-
ner ist die Interaktionsstruktur. Eine „offene Struktur ist weniger entropieanfällig als 
eine geschlossene. Neue Impulse können aufgenommen werden“351. „Insbesondere 
informelle oder „weak-ties“-Netzwerke dürften daher dann besonders gut „funktionie-
ren“, wenn sie in der Tendenz „Projektcharakter“ haben“ oder ein „festes Ziel“352 ver-
folgen. Insgesamt zeichnen sich kooperative Netzwerke durch einen höheren Formali-
sierungsgrad mit einer Geschlossenheit nach außen und einer klaren Zielsetzung aus. 
Sollten sie zudem als eine feste Organisation agieren, spricht man auch von ‚instituti-
onalisierten Kooperationen’.353 Netzwerke sind allerdings nur für temporäre Institutio-
nen geeignet, da ihnen ein „Ewigkeitscharakter“354 abgesprochen wird. 
Das Handeln in kooperativen Handlungsformen ist ergebnisorientiert, d.h., es wird von 
einer Aufgabe oder einem Problem bestimmt und die Lösung jenes Problems ist das 
eigentliche Ziel des Verfahrens. Dabei hängt das Ergebnis vom Input anderer ab (Res-
sourcen, Knowhow, Zustimmung) und die Planung des inhaltlich offenen Prozesses 
wird nicht hoheitlich-interventionistisch, sondern unter Mitarbeit anderer und im Kon-
sensverfahren vollzogen.355 Diese Merkmale356 machen jene Kooperation zu einer der 
besonderen Stärke der Netzwerke. Durch Kooperation und die Suche nach problemlö-
sendem Konsens werden alte, traditionelle Denk- und Verhaltensmuster aufgebrochen. 
Flexibel und kreativ auf neue Strukturen und Probleme zu reagieren und neue Lösun-
gen und Innovationen anbieten zu können ist ein Ziel von Netzwerken, die deshalb ein 
„lernendes System“357 darstellen,358 welche das soziale Kapital erhöhen und zu einer 
positiven Handlungsfähigkeit führen können.359
                                         
348  Zur positiven und negativen Koordination: vgl. Scharpf (1993). Akteure unterschiedlicher Bereiche 
müssen zusammengebracht werden: territorial orientierte (Politiker) mit funktional orientierten Akteu-
ren (Wirtschaft, Verbände); kompetitiv und kooperativ ausgerichtete Akteure; Akteure, welche hierar-
chische Steuerung gewohnt sind, mit solidarisch handelnden Akteuren sowie lokalorientierte mit regio-
nalorientierten Akteuren. Vgl. Fürst (2004): 48. 
349  Vgl. Genosko (1999): 62; Pohn-Weidinger (2003): 18.; Hellmer et al. (1999): 76ff.; Fürst (1994): 192; 
Stoker (1998): 23. 
350  Vgl. Fürst (1994): 191. 
351  Kooiman (2005): 156. 
352  Zitate nach Genosko (1999): 74. 
353  Vgl. Diller (2002): 32-62. 
354  Genosko (1999): 78. 
355  Vgl. Knieling, Fürst, Dietrich (2003): 13. 
356  Vgl. hierzu auch Voigt (1995a): 33-92. 
357  Fürst (1994): 191. 
MODERNISIERUNGSSTRATEGIEN – GOVERNANCE – REGIONAL GOVERNANCE 61 
Die kompromiss- und konsensorientierte Kooperation, inkl. der Beteiligung an der Ver-
antwortung, von betroffenen (staatlichen und privaten) Akteuren tritt an die Stelle von 
Konfrontation („positive Koordination“360). Kooperative Handlungsformen – als konsti-
tutives Merkmal des sozialen Kapitals361 – werden zu einem „politischen Verfahrens-
prinzip“362 erhoben. Der Staat schafft als dritte Form der gesellschaftlichen Steuerung 
(neben Markt und Hierarchie) die Rahmenbedingungen für eine „kooperative Politik“363
und zieht sich zugunsten neuer Organisationsformen und anderer Akteure aus der In-
terventionspolitik zurück.364 Die Rolle des Staats in einem Netzwerk ist die des Mode-
rators, Organisators und gleichberechtigten Akteurs. In der neuen politischen Organi-
sationsform arbeitet der Staat also moderierend, kooperierend und informell365 und 
hofft auf die Überwindung korporativer Interessenstrukturen der Akteure.366
Kooperation muss nunmehr verstanden werden als eine bestimmte Art der Koordinati-
on367 eines „Aushandlungs- und Entscheidungsprozesses“368 innerhalb des politisch-
administrativen Systems, an dessen Ende Win-win-Lösungen für alle Beteiligten ste-
hen.369 Ferner ist bedeutsam, dass Kooperation zwar ein wichtiges, aber nicht unbe-
dingt notwendiges Element von Netzwerken ist. Umgekehrt bilden Netzwerke die Basis 
für Kooperation und Koordination,370 wobei natürlich nicht jede Kooperation auch ein 
Netzwerk darstellt.371 Es ist wichtig, derartige Politiknetzwerke zu identifizieren, um 
anschließend die neuen „governing structures“ beschreiben und analysieren zu können 
(somit hat Rhodes den Wandel von „government to governance“372 bestimmen kön-
nen). Doch wie lassen sich Politiknetzwerke analysieren? 
Politiknetzwerke können nach den bisherigen Ausführungen unterschieden werden in 
ihrer Integration und die Einbindung in den politischen Prozess sowie der Stabilität 
(Struktur) und Exklusivität (Ausführung).373 Den Versuch einer Typisierung von Netz-
werken hat auch Fürst erarbeitet: Er unterscheidet drei Netzwerkidealtypen (politische 
                                                                                                                             
358  In Verbindung mit Governance-Prozessen untersucht Healey die Verbindung von ‚Kreativität’ und ‚Inno-
vation’. Vgl. Healey (2004): 12. Benz verbindet in einem anderen Ansatz die „Theorie des regionalen 
Lernens“ mit der Analyse von Governance, um darauf aufmerksam zu machen, dass „Netzwerke ein E-
lement von Governance darstellen“. Zitate nach Benz (2003b): 71. Allgemein auf die regionale Ebene 
bezogen steht das Konzept der „lernenden Region“. Es beschreibt dabei einen Ansatz der Regionalpoli-
tik, welcher auf das Konzept des ‚endogenen Potenzials’ abzielt und sich auf die Reaktions- und Ände-
rungsfähigkeit der Akteure (aber auch des Prozesses) bezieht. Vgl. Olbertz (2001). 
359  Vgl. Pohn-Weidinger (2003): 15f. 
360  Vgl. Scharpf (1992). 
361  Vgl. Evers et al. (2000): 31. 
362  Knieling (1994): 117. 
363  Böcher, Krott (2002): 169. 
364  Vgl. Danielzyk, Oßenbrügge (1996): 109. 
365  Vgl. Schuppert (2005): 428. 
366  Vgl. Evers et al. (2000): 33. 
367  Vgl. Diller (2002): 37. 
368  Bischoff, Selle (1996): 73. 
369  Vgl. Diller (2002): 38. 
370  Vgl. Fürst, Lahner, Zimmermann (2004): 52. 
371  Vgl. Hellmer et al. (1999): 60. 
372  Zitate nach Rhodes (1997): 45. 
373  Rhodes bildet fünf Idealtypen von Netzwerken (policy community/ territorial community; professional 
networks; intergouvernemental networks; producer networks; issue networks) (von fester Struktur bis 
relativ loser (informeller) Art). Vgl. Rhodes (1997): 36ff.  
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Netzwerke, problem-solving Netzwerke und betriebswirtschaftliche Netzwerke), die 
sich jeweils unterscheiden anhand der Aufgaben, Funktion und Interessen, institutio-
nellen Einbindung, Akteurkonstellation sowie der Machtverteilung und Ressourcenkon-
trolle.374 In Kapitel 3.3.2 wird die Struktur von regionalen Netzwerken etwas intensiver 
untersucht und weitere Unterscheidungsmerkmale für die Analyse in Kapitel 5 gelie-
fert.
3.2.5 Zwischenfazit 
Das Kapitel hat einen Überblick geliefert, welche Aufgaben und Merkmale der Gover-
nance-Ansatz verfolgt: Governance ist ein Regulierungssystem zur Steuerung von kol-
lektivem Handeln unterschiedlicher Akteure.375 Die Aufgabe ist es, die am kooperati-
ven Policy-Prozess beteiligten Akteure in „self-organizing, interorganizational networks
[sic!] characterized by interdependence exchange, rules of the game and significant 
autonomy from the state“376 zu organisieren und koordinieren. 
Stoker hat hierzu fünf Aussagen zu Governance getroffen:377
? „Governance refers to a set of institutions and actors that are drawn from but 
also beyond government. 
? Governance identifies the blurring of boundaries. 
? Governance identifies the power dependence involved in the relationships be-
tween institutions involved in collective action. 
? Governance is about autonomous self-government networks of actors. 
? Governance recognizes the capacity to get things done which does not rest on 
the power of government to command or use its authority. It sees government 
as able to use new tools and techniques to steer and guide.” 
Der Governance-Begriff
„bezieht sich auf die gesamte Bandbreite empirischer Konstellationen von Steue-
rung, Selbstorganisation und Eigendynamik und fokussiert auf unterscheidbare 
modi der sozialen Handlungskoordination innerhalb der komplexen Beziehungen 
zwischen Staat, Gesellschaft und Wirtschaft. Er schließt dabei Politiken, formelle 
und informelle Regelungen ebenso ein wie Kooperation, Verhandlung und institu-
tionelle Arrangements.“378
Doch dies stellt keinen Freischein aus, quasi jegliche Aushandlungsprozesse als Go-
vernance bezeichnen zu können.379 Governance besitzt nämlich Kernmerkmale, die 
von Benz folgendermaßen charakterisiert wurden: 
                                         
374  Vgl. Fürst (1994): 185ff. 
375  Vgl. Fürst (2001d): 2.  
376  Rhodes (1997): 15. 
377  Stoker (1998): 18. Der Regime-Ansatz entstand in den 1980er Jahren in den USA und beschäftigt sich 
mit der Frage nach der Umsetzung öffentlicher Ziele in vorwiegend städtischen Räumen. Dazu be-
schreibt er Prozesse und Strukturen von Kooperationen der beteiligten öffentlichen und privaten Akteu-
re und bezieht sich auf lokale politisch-administrative Entscheidungssysteme. Die Netzwerk- und Koali-
tionsbildung ist der Kern des Ansatzes, doch besteht auch eine Ergänzung zu Governance durch eben 
jene „regimes“, die Gegenstand von „Aushandelungsprozessen“ zwischen Akteuren sind und sich in Ab-
hängigkeit von den Themen, der Akteurkonstellation und dem Umfeld entwickeln. Stoker ist einer der 
bekanntesten Vertreter des Regime-Ansatzes, dem auch weitere Einteilungen zugrunde liegen (bspw. 
urbane Regime etc.). Vgl. Bahn, Potz (2003); Fürst (2001d): 8f. 
378  Schwarz (2003): 607. 
379  Marshall (2003): 523;  
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„1.) Governance bedeutet Steuern und Koordinieren (oder auch Regieren) mit 
dem Ziel des Managements von Interdependenzen zwischen (in der Regel kollek-
tiven) Akteuren.  
2.) Steuerung und Koordination beruhen auf institutionalisierten Regelsystemen, 
welche das Handeln der Akteure lenken sollen, wobei in der Regel Kombinatio-
nen aus unterschiedlichen Regelsystemen (Markt, Hierarchie, Mehrheitsregel, 
Verhandlungsregel) vorliegen.  
3.) Governance umfasst auch Interaktionsmuster und Modi kollektiven Handelns, 
welche sich im Rahmen von Institutionen ergeben (Netzwerke, Koalitionen, Ver-
tragsbeziehungen, wechselseitige Anpassungen im Wettbewerb). 
4.) Prozesse des Steuerns bzw. Koordinierens sowie Interaktionsmuster, die der 
Governance-Begriff erfassen will, überschreiten in aller Regel Organisationsgren-
zen, insbesondere aber auch die Grenzen von Staat und Gesellschaft, die in der 
politischen Praxis fließend geworden sind. Politik in diesem Sinne findet norma-
lerweise im Zusammenwirken staatlicher und nicht-staatlicher Akteure (oder von 
Akteuren innerhalb und außerhalb von Organisationen) statt.“380
Weil Governance nun bedeutet, dass neue Akteure zur politischen Problembearbeitung 
hinzugezogen werden, findet sich der Staat in einer veränderten Rolle wieder, die der-
gestalt auszufüllen ist, um jene Akteure koordinieren und mit ihnen kooperieren und 
interagieren zu können. 
„Governance blurs the distinction between the state and civil society. The state 
becomes a collection of interorganizational networks made up of governmental 
and societal actors with no sovereign actor able to steer or regulate. A key chal-
lenge for government is to enable these networks and seek out new forms of co-
operation.“381
3.3 REGIONAL UND RURAL GOVERNANCE 
Der Regional Governance-Diskurs ist ein Teil der allgemeinen und recht jungen inter-
nationalen und multi-disziplinären Governance-Forschung. Die Bereichsperspektive ist 
hierbei eine regionale, wird aber auch als „raumbezogene“382 oder „territoriale“383 ü-
bersetzt, um den generalisierenden Charakter und eine internationale Vergleichbarkeit 
zu gewährleisten. Daneben gibt es weitere und meist einschränkende räumliche Per-
spektiven in der Governance-Forschung (bspw. metropolitan governance, urban go-
vernance, local governance),384 die Beiträge zur Erforschung dieses Ansatzes liefern. 
Regional Governance bezieht sich auf den Kontext der räumlichen Entwicklung und der 
                                         
380  Vgl. Benz (2004a): 25.  
381  Rhodes (1997): 57. 
382  Pütz (2004): 33. 
383  Frey (2003a): 2. 
384  ‚Metropolitan governance’ bezieht sich auf die Frage nach Organisationsformen für die politische Steue-
rung von Metropolen und Städteregionen. Vgl. Kübler (2003), Kritik hierzu durch Brenner (2003). Das 
davon nicht weit entfernte ‚urban governance’-Konzept richtet sich dagegen explizit auf das Politikfeld 
von Stadtentwicklung und -politik. Vgl. Healey (2004), MacLeod, Goodwin (1999), Einig et al. (2005). 
Mit ‚local governance’ erfolgt eine weitere räumliche Verkleinerung und ist gleichzusetzen mit Stadtteil-
entwicklungskonzepten. Vgl. Fürst, Lahner, Zimmermann (2004).  
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Regionalpolitik385 und dient als Ansatz zur Erfassung von Steuerungsstrukturen und -
prozessen, die auf einer regionalen Ebene vollzogen werden (zur Eingrenzung von Re-
gionen s. Kap. 2.2). Der Begriff Rural Governance gibt indes ebenfalls eine Einschrän-
kung der räumlichen Art an, indem er sich speziell auf den peripheren, ländlichen 
Raum bezieht. Für dieses Konzept gibt es speziell noch keine Vertreter in der For-
schung, die diesen Raum gesondert betrachten. In der allgemeinen Regional Gover-
nance-Diskussion geht die Perspektive des Rural Governance allerdings auf – da sich 
beide Ansätze um einen regionalen Kontext/ Raumbezug gruppieren –, so dass eine 
Erklärung der Begrifflichkeit durch die Vorstellung des Regional Governance-Konzepts
gegeben werden kann. Weil sich aber auch Rural Governance bezogen ist. 
Die Ausgangslage für das Konzept Regional Governance bildet der Regionalisierungs-
prozess (s. Kap. 3.1.3) und die gegenwärtige Stärkung der Regionen als Aktionsraum 
(s. Kap. 2).  
Wie in der gesamten Governance-Forschung werden die Inhalte der Perspektive von 
Regional Governance durch die vielen unterschiedlich ausgerichteten Governance-
Ansätze gespeist. Gleichzeitig aber konkurriert und komplementiert Regional Gover-
nance bereits bestehende Konzepte und Elemente aus den Raum- und Regionalwis-
senschaften.386 Ausgehend davon ist es offensichtlich, dass in den Raumwissenschaf-
ten keine eigenständige Raumentwicklungstheorie existiert, sondern verschiedene An-
sätze miteinander korrelieren. Dem Konzept Regional Governance wird somit ein vari-
abler theoretischer Zugang ermöglicht, was aber im Gegenzug dazu führen kann, dass 
– auch neben dem nicht immer eindeutigen Verständnis und den oftmals unklaren 
Verwendungen von Governance – die Debatten um Regional Governance „often slight-
ly nebulous and weakly theorised“387 sind.  
3.3.1 Verwendung und Erklärungsansatz des Begriffs 
Der Begriff Regional Governance kommt ursprünglich aus dem britischen Raum. Als 
einer der ersten hat Danson diesen Begriff Mitte der 1990er Jahre verwendet.388 Die 
ersten sich ausschließlich auf Regional Governance beziehenden deutschsprachigen 
                                         
385  Vgl. Benz (2003b): 2, Fürst (2001d): 6. 
386  So z.B. dem Akteurzentrierten Institutionalismus (Scharpf, Mayntz (1995))/ Regulationstheorie (A-
schauer (2000))/ Urban-Regime Theory (Stoker (2000); Bahn, Potz, Rudolph, (2003))/ Regionale 
Netzwerke (Kilper (1994); Schubert et al. (2001); Genosko (1999); Hellmer (1999); Beck (1997); We-
sely (2001); Zimmermann (2000); Fürst, Benz u.a.)/ Lernende Regionen (Olbertz (2001); Fürst)/ Mi-
lieu-Ansätze (Maillat (1998))/ Regionalmanagement (Troeger-Weiss (1998); Maier, Obermaier (2000); 
Fürst)/ Raum- und Regionalplanung (Fürst et al. (2003); Hübler (2002); Knieling (2003); Muggli 
(2002); Weiland (1999); Wiechmann (2004))/ Regionalisierung der Strukturpolitik (Voelzkow (1994); 
Bade (1999); Huebner (1996); Krafft, Ulrich (1993); Rehfeld (2004))/ Regionale und interkommunale 
Kooperationen (Baumheier et al. (1998); Bergmann, Jakubowski (2001); Danielzyk (1999); Diller 
(2002); Gawron, Jähnke (2001); Maier (1996))/ NPM und Verwaltungsmodernisierung (Schedler, Proel-
ler (2000); Schröter, Wollmann (1998)). Hierzu können noch weitere Ansätze und Forschungsschwer-
punkte genannt werden: Nachhaltigkeit und Nachhaltigkeitsstrategien (Grober (2001); Jahn (2003); 
Linne, Schwarz (2003))/ Moderation und Mediation (Hanisch (1999); Apel (1998); Müller et al. (2001); 
Wetzel et al. (2001)). Vgl. zu dieser Auflistung auch Fürst (2001d): 6-9; Fürst (2004): 57; Pütz (2004): 
47ff.
387  Marshall (2003): 523. 
388  Vgl. Danson (Hg.) 1997. 
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Publikationen können erst auf den Anfang des Jahres 2000 datiert werden.389 Doch 
heißt das nicht, dass die Forschung noch in den Anfängen steckt,390 denn wie bereits 
aufgeführt, wird der Regional Governance-Diskurs als Teil und als Fort- oder Weiter-
entwicklung existierender Diskussionen und Debatten betrachtet. Auch wenn es die 
Bezeichnung Regional Governance nicht gegeben hat, wurden in früheren Jahren die 
Inhalte und Teilverständnisse des heutigen Regional Governance-Begriffs durch ver-
schiedene Fragestellungen aufgeworfen und erarbeitet. So kamen neue Formen zur 
kommunikativen und liberalen Planung, die die bis dato gültige Steuerungslogik der 
staatlichen regionalen Planung in Frage gestellt haben, bereits in den 1980/90er Jah-
ren auf.391
Hieraus wird gleichwohl deutlich, dass der Begriff einer Variabilität in seiner Verwen-
dung unterworfen ist. Unterschiedliche Regional Governance-Richtungen sind möglich, 
die vom politischen System, der Ausgangslage des jeweiligen Landes und vom natio-
nalen institutionellen Rahmen abhängig sind. Aus dem internationalen Vergleich der 
Governance-Forschung lässt sich nämlich konstatieren, dass ursprünglich ähnliche 
Forschungsfragen unterschiedlich bearbeitet werden.392 Ist es für das Begreifen der 
allgemeinen Governance-Diskussion noch folgerichtig, internationale Literatur heran-
zuziehen, speziell um Begriffsbestimmungen und -ableitungen vorzunehmen, so wird 
ein solches Verfahren bei der speziellen Analyse von Regional Governance, also einem 
gesonderten Forschungsbereich zu einer speziellen Fragestellung, zu Ungenauigkeiten 
führen. Das Verständnis von Regional Governance ist in der deutschen Debatte ein 
anderes, als es in weiteren Ländern und Gesellschaften der Fall ist. So z.B. in Großbri-
tannien, wo der Untersuchungsgegenstand als Variante zur einem Regionalmarketing 
oder auf die Verlagerung von Kompetenzen auf untere Regierungsebenen ausgerichtet 
ist und nach unserem Verständnis eher mit dem Begriff Dezentralisierung gleichge-
setzt werden kann. Wie Regional Governance in einzelnen Staaten verstanden wird, 
hängt demnach von den Rahmenbedingungen und der Struktur der Staatsorganisation 
selbst ab.393 „The specific context in which international governance takes place differs 
considerably from the conditions under which governance works within states.“394
Ziele und Erklärungsansätze von Regional Governance 
In dem Verständnis dieser Arbeit ist Regional Governance als ein politisches Konzept 
zu sehen, eine Strategie und ein Prozess zur Raumentwicklung (‚Steuerung im enge-
ren Sinne’).395 Dabei liegt die Ausrichtung auf einer effektiveren Regionalentwick-
lungspolitik, um eine Erhöhung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit von Regionen 
                                         
389  Benz (2001b); Fürst (2001a), Nischwitz, Molitor, Rohne (2001) haben sich als eine der ersten in der 
deutschsprachigen Literatur mit dem Begriff auseinandergesetzt.  
390  So die Meinung von Pütz (2004): 11. 
391  Vgl. Fürst (2005): 23. 
392  An dieser Stelle sei auf die Darstellung der unterschiedlichen Governance-Ansätze von Kooiman verwie-
sen (s. Kap. 3.2.1). 
393  Vgl. u.a. Danson (Hg.) (1997); MacLeod, Goodwin (1999); Blumenthal (2005): 1157; Marshall (2003); 
Benz (2004b): 4; Fürst (2001e); Fürst (2004): 56; Herrschel, Newman (2003): 554. In der Schweiz ist 
die Verwendung des Begriffs bisher noch kaum verbreitet. Vgl. Frey (2003a): 2. Und auch in den USA 
hat er sich noch nicht völlig vom (Urban) Regime-Konzept lösen können. Vgl. Fürst (2004): 46. 
394  Wolf (2002): 36 
395  Vgl. Pütz (2004): 87. 
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in ‚ihrem’ Wettbewerb erreichen zu können (s. Kap. 2.1.1). Erster Ansatzpunkt ist eine 
Effizienzsteigerung bei den in diesem Politikfeld verantwortlichen öffentlichen Instituti-
onen, z.B. bei einer Abstimmung der behördlichen Planungen und differenzierten 
Fachpolitiken.396 Daher werden die traditionellen staatlichen Steuerungsprozesse mit-
samt ihren Verfahren in den Raumordnungs-, -planungs- und Regionalpolitiken (des 
Bundes und der Bundesländer in Deutschland) einer kritischen Betrachtung unterzo-
gen und sind fortan Ausgangspunkt für die Suche nach neuen Instrumenten für eine 
Regionalentwicklung (s. auch Kap. 2.1.2 und Kap. 4). Regional Governance versteht 
sich als politische Strategie, welche auf eine räumliche/ regionale Entwicklungspolitik, 
demnach also „entwicklungsorientiert“397, ausgerichtet ist.
Im Vordergrund des Handelns steht dabei eine eindeutige Problembearbeitung398 und 
weniger die Ausrichtung auf Einzelprojekte, denn auf der regionalen Ebene geht es um 
„praktische Politik“399, die sich z.B. in Förderungsprogrammen bemerkbar macht. Hier-
zu ist auch die Erkenntnis nicht neu, dass eine erfolgreiche Steuerung auf kleinerer 
räumlicher Ebene vom Zusammenwirken unterschiedlicher Akteure abhängt und das 
Zusammenspiel von öffentlichen und gesellschaftlichen Akteuren in Politiknetzwerken 
– als Reaktion auf Krisen und Problematiken – zu einer höheren Problemlösungsfähig-
keit führen kann.400 Eine zukunftsfähige Raumentwicklung hängt demnach auch von 
der Erkenntnis zur Kooperation bei den Akteuren ab.401
Derartige Kooperationen zur Regionalentwicklung bedürfen der Einbindung in den be-
stehenden institutionellen Rahmen,402 was zur natürlichen Fragestellung von Regional 
Governance führt: In der Übertragung von Fürsts´ Darstellung zur Anwendung und 
Aufgabe von Governance auf Regional Governance kann es hierzu heißen:  
Mit Regional Governance soll aufgeklärt werden, „wer was wann und wie tut, um 
[in einer Region, S.D.] kollektives Handeln zu ermöglichen.“403
Regional Governance sucht nach Steuerungsmodellen, um in einer Region kollektives 
Handeln zu ermöglichen, weitere Akteure einbeziehen zu können und Selbsthilfekräfte 
für eine regionale Entwicklung mobilisieren zu können. Weil aber für eine solche 
selbstbestimmte Steuerung die politisch-administrativen Strukturen fehlen, bleibt für 
Regional Governance-Prozesse nur auf die Freiwilligkeit der Akteure zu setzen, was 
sowohl für die Initiatoren solcher Regionalentwicklungskonzepte (Staat, Verwaltung) 
als auch für die an diesem Prozess beteiligten regionalen Ansprechpartner und Akteure 
gilt.404 Wie schon in Kapitel 3.2 dargelegt, können mit Hilfe des Governance-Ansatzes 
Trends einer möglichen Weiterentwicklung der staatlichen Steuerungspolitiken ausge-
macht werden. Regional Governance ist in der Lage, Aussagen über die Entwicklung 
                                         
396  Vgl. Thierstein (2002): 14. 
397  Frey (2003a): 9. 
398  Vgl. Diller (2004): 271; Fürst (2004): 46. 
399  Blumenthal (2005): 1157. 
400  Vgl. Blumenthal (2005): 1157; Genosko (1999): 109; Heinelt (2004): 34f. 
401  Vgl. Thierstein (2002): 16f. 
402  Vgl. Fürst, Lahner, Pollermann (2005): 331 
403  Fürst (2001d): 2. 
404  Vgl. Blumenthal (2005): 1158; Fürst (2004): 48. 
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neuer strategischer und entwicklungsorientierter Steuerungsinstrumente auf der Ebe-
ne von Regionen treffen zu können.  
Dass dabei der Fokus auf der regionalen Ebene liegt, ist in ihren Vorteile begründet: 
Sie liegen darin, dass die Regionsebene noch relativ wenig institutionalisiert ist und 
folglich offen neuen Steuerungsmöglichkeiten – über Traditionelles hinweg – gegenü-
bersteht. Gleichwohl ist für Regional Governance ein Mindestmaß an Institutionalisie-
rung erforderlich (s. Kap. 3.3.4).405 Dem kommt zugute, dass die Region als Hand-
lungsebene als anpassungsfähig und flexibel gilt, um neue Rahmenbedingungen zuzu-
lassen. Dahingehend wirkt auch der Prozess der Bedeutungssteigerung der regionalen 
Ebene (s. Kap. 2) unterstützend. Schließlich erscheint nur auf dieser Ebene eine Ver-
bindung von Ökonomie und Nachhaltigkeitsstrategie – als neue Orientierungsstrategie 
– möglich.406
Auf einer Ebene von kleinräumigen oder peripheren Regionen – als Gegenstand dieser 
Arbeit –, also dort, wo Kommunikationen zwischen Akteuren direkt stattfinden, lassen 
sich aus den genannten Gründen am besten verhandlungsdemokratische Experimente 
durchführen. Regionen als „Arenen“ überwinden im neuen Verständnis regionaler Poli-
tik („regionalisierte Regionalpolitik“407) räumliche und institutionelle Grenzen408 und 
werden zu so genannten „lernenden Regionen“, die mittels Selbststeuerung und 
Selbstorganisation, durch initiierte und geförderte Kooperationsprozesse, zu „kontinu-
ierlicher Innovation fähig sind [..] und so ihre Überlebens- und Wettbewerbsfähigkeit 
sichern“409 können. Regionen haben damit ein ausgemachtes spezifisches Leistungspo-
tenzial und eine – unausgeschöpfte – Selbststeuerungsfähigkeit, die es zu aktivieren 
gilt.410
Verständnis und Forschungsansatz von Regional Governance 
Regional Governance ist Ausdruck des paradigmatischen Wandels in der staatlichen 
Steuerung, ein neues Paradigma des Handelns, ganz im Sinne einer eigenständigen 
und selbstbestimmenden Regionalentwicklung, das zu selbstgesteuerten Entwick-
lungsprozessen auf der regionalen Ebene führt.411 Dabei findet auch bei Regional Go-
vernance, wie schon bei den Modernisierungsstrategien unter Kapitel 3.1 dargestellt, 
eine Verbindung der unterschiedlichen Grundformen gesellschaftlicher Steuerung (Lo-
giken) statt. Dieser erst seit kurzem in der Wissenschaft zirkulierende Begriff Regional 
Governance ist auch deshalb gerechtfertigt (und nicht nur ein Modebegriff), weil sich 
damit „tatsächliche Veränderungen“412 in der Theorie und Praxis räumlicher Entwick-
lungspolitik erkennen lassen. Der Begriff steht also für Prozesse und Formen der 
Selbststeuerung auf der Ebene einer Region mit einem „gewissen Maß an Autono-
                                         
405  Vgl. Fürst (2003c): 444. 
406  Vgl. Fürst (2001d): 13. 
407  Vgl. Benz et al. (1999): 43. Vgl. ebd.: 42-46. 
408  Vgl. Olbertz (2001): 30; Diller, (2002): 63; Benz et al. (1999): 47. 
409  Olbertz (2001): 84. Vgl. Fürst (2001e). 
410  Vgl. Thierstein (2002): 14. 
411  Fürst (2001d): 3ff.; 18f. 
412  Fürst (2001a). 
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mie“413 im kollektiven Handeln. Regional Governance ist in der Funktion ein hand-
lungsorientierter Ansatz, da hier die Akteure im Vordergrund der Betrachtung ste-
hen.414 Mit diesem Verständnis ist schon die erste von zwei Einteilungen gegeben, die 
für Regional Governance artikuliert werden können und die die Ausrichtung von Regi-
onal Governance treffend zusammenfassen:  
Regional Governance als funktionaler und territorialer Ansatz 
Als funktionaler Ansatz bezieht sich Regional Governance also auf die integrierte Zu-
sammenführung von Steuerungsformen und den Aufbau informeller Parallelstrukturen
bzw. Kooperationsformen. In der Regel geschieht dies innerhalb eines durch staatliche 
Institutionen initiierten regionalen Netzwerks, das gesellschaftliche und öffentliche 
Akteure in einem problem- und projektbezogenen Handlungsprozess einbezieht. Als 
territorialer Ansatz definiert Regional Governance seinen Raumbezug aufgrund der 
Basis von Gemeinsamkeiten zum funktionalen Bezug bei den Akteuren, also in Anleh-
nung an die „funktionalen Kooperationsbedarfe“415.
Die Unterteilung von Regional Governance in einen funktionalen und territorialen An-
satz legt dar, worauf der Regional Governance-Begriff aufgebaut ist: nämlich als Erklä-
rungsmuster eines „erweiterten Begriffsrahmen[s] für neue regionale Selbststeue-
rungsformen, [..] die primär über Netzwerke, Konventionen, Verträge/ Selbstverpflich-
tungen und allgemeine gesellschaftliche Normen“416 operieren. Für die Forschung be-
deutet dies, dass mit Regional Governance ein neues Forschungsfeld eröffnet wurde.  
Die Verwendung von Regional Governance in der Forschung ist jedoch auch, genauso 
wie der allgemeine Governance-Begriff, in einer analytischen und normativen Verwen-
dung des Begriffs differenzierbar. 
In der Verwendung des Analysebegriffs geht es verständlicherweise um die Funkti-
onsweise von Regional Governance mit ihren Elementen und Merkmalen: den organi-
satorischen Konstellationen (Entscheidungsorgane und Regeln), die Ausgestaltung des 
Netzwerks, die Bedeutung von Akteuren und ihre Konstellation, Regelung des Prozess- 
und Regionalmanagements, der Kombination unterschiedlicher Steuerungsmodi, aber 
auch den Rahmenbedingungen des staatlichen Rechtsrahmens, der politischen und 
administrativen Kultur, Akteurkonstellationen im Netzwerk sowie den situativen Be-
dingungen und möglichen externen Anreizen wie Fördermittel und Wettbewerbe.  
Normativ verwendet betrachtet Regional Governance Erfolg versprechende Formen 
regionaler Steuerung: den institutionellen Rahmen und die Institutionen selbst, die 
Kombination von Instrumenten sowie die Erfolgsbedingungen und nicht zuletzt die 
Frage nach der demokratischen Legitimation.417 Dabei wird angenommen, dass Regio-
nal Governance-Prozesse einen Beitrag zur Regionalentwicklung erbringen. Neu und 
                                         
413  Fürst, Lahner, Zimmermann (2004): 29. 
414  Vgl. Fürst (2001d): 3. 
415  Fürst, Lahner, Zimmermann (2004): 34f. Vgl. ebd.; Frey (2003b): 454; Fürst (2003c): 442; Nischwitz, 
Molitor, Rohne (2001). 
416  Fürst (2001d): 18f. 
417  Vgl. Benz, Fürst (2003b): 12ff. 
MODERNISIERUNGSSTRATEGIEN – GOVERNANCE – REGIONAL GOVERNANCE 69 
erst seit kurzem in der Diskussion ist die normativ geprägte Betrachtung von Regional 
Governance unter dem Aspekt einer Nachhaltigkeitsstrategie.418
Das Regional Governance-Konzept beschreibt also (unter der Verwendung des ‚engen’ 
Governance-Begriffs, s. Kap. 3.2) einen nützlichen Rahmen für die Analyse und Evalu-
ation der komplexen Planungs- und Kontroll- bzw. Steuerungsstrukturen. Regional 
Governance „offers an approach to describing structures and processes in regions, but 
it does not judge whether they are „modern“ or effective, or particularly problema-
tic“419, seine Verwendung impliziert aber gleichzeitig – in Anlehnung an Kooimans 
Feststellung420 – auch ein normatives, wertdurchtränktes Verständnis (s. Kap. 3.2.3). 
3.3.2 Regional Governance-Prozesse in ihrer Anwendung 
Nach der Darstellung der Begriffsverwendungen und Charakteristik geht es nun dar-
um, den Regional Governance-Ansatz auf politische Instrumente der Regionalentwick-
lungspolitik zu beziehen, bevor auf Grundlage dieser Veranschaulichungen die Merk-
male und Typologien von Regional Governance (im folgenden Kapitel) herausgestellt 
werden können. Wie schon in Kapitel 3.2.4 beschrieben, sind Governance-Prozesse 
generell verhandlungs- und netzwerkbasierte Kooperationen. Dies trifft natürlich auch 
auf die Regional Governance-Diskussion zu, weil es um die Art und Weise geht, wie 
regionale Akteure zusammen wirken und arbeiten.421 In diesem Prozess ist die „prolif-
eration of new governance structures at the regional level often in form of partner-
ships between the local state, civil society and business“422 erkennbar. Daher werden 
mit Regional Governance „netzwerkartige Kooperationen zwischen Akteuren des staat-
lichen, privatwirtschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Bereichs zur Bearbeitung von 
Problemen der regionalen Entwicklung“423, im Sinne von regionalen Entwicklungskoali-
tionen, umschrieben. Die Regional Governance-Diskussion setzt sich mit der Frage 
nach einer geeigneten Kombination dieser drei Steuerungslogiken auseinander.424 Da-
bei werden Netzwerke und andere weiche Formen von Kooperationen auch als ein 
„neuer Weg zur Förderung der Regionalentwicklung“425 vorgestellt, weil Verhandlungs-
systeme generell als geeignet gelten, um sich der „tatsächlichen Problemverflech-
tung“426 anzupassen. Regional Governance beschäftigt sich nun mit der Frage nach der 
Lenkung von Verhandlungsprozessen.427 Daher müssen im Folgenden die Begrifflich-
keiten regionale Kooperationen, die von Netzwerken unterstützt werden, als Regional 
Governance-Elemente verstanden und dargestellt werden (s. hierzu auch Kap. 3.2.4). 
                                         
418  Vgl. Nischwitz, Molitor, Rohne (2001). 
419  Benz (2001b). 
420  Vgl. Kooiman (2005): 163-167. 
421  Vgl. Benz, Fürst (2003b): 24. 
422  Lagendijk (2001): 147. 
423  Fürst, Lahner, Pollermann (2005): 331. 
424  Vgl. Fürst (2001d): 2ff.; Fürst (2001e). 
425  Aschauer (2000): 560. 
426  Scharpf (1991): 625. 
427  Vgl. Frey (2003b): 457. 
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Regionale Kooperationen und regionale Politiknetzwerke 
„Unabhängig von den institutionellen Rahmenbedingungen beruhen Entschei-
dungen der Politik in der Region im Kern auf der Zusammenarbeit zwischen Ver-
tretern [..] [von, S.D.] Organisationen. Regionale Kooperation ist daher die fun-
damentale Voraussetzung für die Funktionsfähigkeit von Regional Governan-
ce.“428
Auf Grundlage des bereits beschriebenen Verständnisses der Regional Governance-
Prozesse und ihrer Herleitung können Kooperation und Netzwerk nicht nur als moder-
ne Medien zur staatlichen Steuerung verstanden werden, sondern führen selbst noch 
zu einer Aufwertung der räumlichen Planung durch einen nun veränderten, dialogori-
entierten und offenen Planungsprozess.429 Regionale Verflechtungen und Kooperatio-
nen bilden damit ein direktes „Gegengewicht“430 zu den Kräften ökonomischer und 
kultureller Globalisierung sowie traditioneller staatlicher Planungspolitik.  
Regionale Kooperationen als neue politische Organisationsformen können daher einer-
seits als Instrument (als Beitrag zur räumlichen Entwicklung), andererseits als Prozess 
(Handlungsform) verstanden werden.431 In ihrer sektoralen Ausrichtung gelten sie 
auch als Ausgangspunkt für neue regionalisierte Politikstrukturen.432 Mit dem Blick auf 
den Output von Kooperationen ergibt sich zudem eine weitere Einteilung: ergebnisori-
entiert, also projekt- und themenbezogen (bspw. Regionalmarketing) oder aber er-
gebnisoffen, die wiederum als eine wirtschafts- und strukturpolitische (zur Lösung all-
gemeiner regionaler Konflikte) oder regionalplanerisch-raumordnungspolitische (zur 
Regionalentwicklung) Organisation stattfinden könnte.433 In dem hier behandelten 
Sinn können regionale Kooperationen als regionale Netzwerke bezeichnet werden. Re-
gionale Netzwerke, die also „zweckgerichtet“ (ergebnisorientiert) oder „richtungsoffen“ 
(ergebnisoffen) sein können, sind aber mehr als nur ein Verhandlungssystem, weil sie 
„institutionenübergreifend“434 wirken. Im weiteren Verlauf der Darstellung geht es um 
richtungsoffene Netzwerke, in welche die Akteure eine nicht festgelegte Summe ihrer 
persönlichen Ressourcen (Wissen, Finanzkapital etc.) in den Arbeitsprozess investie-
ren. Da es gegenwärtig keine Theorie für regionale Netzwerke gibt,435 soll eine Annä-
herung zur Erklärung von regionalen Kooperationen mit dem Blick auf die allgemeinen 
Erkenntnisse zu Politiknetzwerke erreicht werden (s. auch Kap. 3.2.4).  
Eine Definition von Politiknetzwerken ist nur anhand von mehreren Indikatoren mög-
lich. Es können verschiedene Netzwerktypen ausgemacht und aufgrund ihrer räumli-
chen Orientierung, ihrer Ausrichtung auf Themen, Akteure (bspw. öffentliche, private, 
                                         
428  Benz (2003b): 28. 
429  Vgl. Diller (2002): 35. 
430  Schubert et al. (2001): 7. 
431  Vgl. Knieling (2003): 467. 
432  Vgl. Benz et al. (1999): 42. 
433  Vgl. Baumheier et al. (1998): 14f.; Diller (2002): 35. 
434  Zitate nach Schubert et al. (2001): 14; 26. 
435  Vgl. Müller et al. (2001): 132. 
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wirtschaftliche Netzwerke) und ihrer formalisierten Struktur unterschieden werden.436
Ein Netzwerk kann – in Abgrenzung zur formalen Netzwerkanalyse437 – als eine durch  
„überwiegend informelle (aber auch formelle) Interaktion zwischen Akteuren, 
meist Organisationen oder Einzelpersonen (als Mitglieder von Organisationen) 
mit unterschiedlichen, aber wechselseitig abhängigen Interesse, die ein gemein-
sames Handlungsproblem auf einer dezentralen, nicht hierarchischen Ebene be-
arbeiten“438,
definiert werden. Etwas allgemeiner gesagt, handelt es sich bei Netzwerken in erster 
Linie um „Verflechtungen zwischen Akteuren, die primär unterschiedlichen Institutio-
nen (z.B. Unternehmen oder politisch-administrativen Einheiten aber auch gesell-
schaftlichen Gruppen) angehören“439.
Ein Netzwerk setzt dabei eine Kooperation und den Willen der Akteure zur Beteiligung 
voraus.440
Auch besteht zwischen Netzwerk und Vernetzung ein Unterschied. Bei einem Netzwerk 
handelt es sich um eine abgegrenzte Menge von Akteuren, während eine Vernetzung 
eine „existierende Beziehungsverflechtung“441 darstellt. Innerhalb eines Netzwerks, im 
Sinne einer sachbezogenen „offenen Verhandlungsarena“442, sind die beteiligten Ak-
teure durch eine Verantwortungsteilung verbunden. Die Diskussions- und Entschei-
dungsverläufe sind in einer Kooperation allerdings nicht festgelegt und werden als 
pragmatische und dialogische „open-ended“443-Prozesse bezeichnet. Wichtig ist, dass 
es in einem Netzwerk nicht zu „closed-shop-Mentalitäten“444 kommt.
Der Charakter regionaler Netzwerke kann demnach folgendermaßen zusammengefasst 
werden:
? heterogene Akteursstruktur und zentrale Rolle der Akteure, 
? Machtasymmetrien durch politisch-administratives Umfeld, 
? Legitimationsdruck nach innen und außen, 
? Formalisierungstendenzen, 
? geringes, überwiegend öffentlich finanziertes Budget, 
? Verbundenheit durch regionale Identität, 
? Reaktion auf hohen regionalen Problemdruck, 
? thematisch offener und gesamträumlicher Ansatz unter einer Leitbildorientie-
rung.445
Gewissermaßen sind die Kennzeichen regionaler Kooperationen leicht zu charakterisie-
ren: Es sind schwach institutionalisierte Organisationsformen mit Kombinationen von 
                                         
436  Vgl. Diller (2002): 55-59. 
437  Die sozialwissenschaftliche Netzwerkanalyse ist „noch weit davon entfernt, einen geschlossen theoreti-
schen Rahmen zur Beschreibung und Erklärung von Netzwerken und deren Einzelphänomene bereitstel-
len zu können“. Der Begriff wird oftmals im „metaphorischen Sinn“ verwendet. Zitate nach Wetzel et al. 
(2001): 8f. 
438  Beck (1997): 39. 
439  Diller (2002): 50. 
440  Vgl. Wetzel et al. (2001): 22. 
441  Schubert et al. (2001): 189. 
442  Spitzer (1998): 136. 
443  Diller (2002): 52. 
444  Selle (1994): 42. 
445  In Anlehnung an Müller et al. (2001) 148. 
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Netzwerkstrategien (persuasive Ansätze), Verhandlungen (Tauschstrategien) und ge-
legentlich hierarchischer Steuerung, die als Ergänzung zu bestehenden Institutionen 
auf die Freiwilligkeit von regionalen Akteuren angewiesen sind.446 Ihre Vorteile gegen-
über traditionellen Steuerungssystemen, liegen aber in einer größeren Flexibilität, auf-
grund einer geringeren Regelungsdichte, in einer Kompetenzbündelung und -ver-
besserung, die sich durch die Auswahl der Akteure und einem Wissenstransfer erge-
ben, sowie in einer Effizienzsteigerung, die aus günstigeren Kostenstrukturen resul-
tiert. Die Beteiligung ‚aktiver Bürger’ in einem Konsensverfahren, senken prinzipiell die 
politischen Durchsetzungskosten durch alternative Lösungsansätze und Win-win-
Lösungen.447 Dagegen können sich eine relative Abhängigkeit von Personen und eine 
geringe materielle und soziale Sicherheit der unverbindlich teilnehmenden Akteure 
nachteilig auswirken. Netzwerke können unter Umständen an einer Überkomplexität 
leiden, die sich aus ihrer Organisations- und Akteursstruktur ergeben kann.448 Um dies 
zu verhindern erhalten Netzwerke durch den Einsatz eines Netzwerkmanagers Unter-
stützung, dessen Einsatz als Ansatz zu einem Ausgleich zwischen induktivem (auf-
grund des Praxisbezugs und der Handlungsorientierung) und deduktivem (wegen der 
theoretischen Aufgaben) Weg angesehen wird. Auch wenn ein Netzwerkmanagement 
nicht als „Allheilmittel“449 angesehen werden darf, verbindet es durch seine Aufgaben 
verschiedene formale politische Planungsebenen und Institutionen mit den Handlungs-
trägern des (informellen) Netzwerks.450
Akteure in regionalen Netzwerken 
Das wohl entscheidende Element eines regionalen Netzwerks, einer „lokalen Partner-
schaft“451, sind verständlicherweise die miteinander verbundenen Partner und Akteure 
eines bestimmten, abgegrenzten Raums.  
„The principle of subsidiarity and of decisionmaking decentralisation should be 
implemented not only in the relationships between the State and the regions but 
also between the regional administration and the different public and private or-
ganisations which exist within a specific region. The crucial issue is to promote 
an original role for the different collective organisations in a process of self-
organisation of the regional society and economy. This strategy coincides with 
the shift from the hierarchy model of government to the network model based 
on partnership.“452
Es kommt also nicht nur darauf an, die Akteure für diesen Kooperationsprozess aus-
zuwählen, sondern zu Fragen, welche Rolle dieser oder jene Akteur ausüben wird und 
in welcher Konstellation er zu den anderen Teilnehmern steht. Dafür ist die jeweilige 
Interessenlage eines regionalen Akteurs entscheidend:  
                                         
446  Vgl. Baumheier et al. (1998): 12. 
447  Vgl. Spitzer (1998): 137-139. 
448  Vgl. Wetzel et al. (2001): 11. 
449  Fürst (1995): 258. 
450  Vgl. Fürst (1995): 254-258. 
451  Selle (1994): 43. 
452  Cappellin (1997): 51. 
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„Die Typologisierung des Akteurs spiegelt [..] die Aktionsrichtung und den unter-
schiedlichen Interaktionsradius wider, die nicht unbedingt mit der Aktionswir-
kung identisch sein müssen.“453
Dafür unterscheidet Schmitt-Egner drei Typen von Akteuren:  
? kollektive Akteure (demokratisch legitimiert und mit formeller Kompetenz (le-
gislativ, exekutiv, judikativ));  
? soziale Akteure (als Schnittstelle zwischen Kollektiv- und Partikularinteressen, 
bspw. Institutionen und Verbände);  
? gesellschaftliche Gruppen und individuelle regionale Akteure (Vertretung der 
Partikularinteressen (bspw. Unternehmen, Einzelpersonen)).454
Wie sich derartige Akteure in 
einer regionalen Kooperation 
wiederfinden, zeigt die Abb. 2 
zur Akteursstruktur eines 
Netzwerks. Darin werden die 
unterschiedlichen Bedeutun-
gen, die die Mitglieder inner-
halb der Zusammenarbeit 
haben, dargestellt. Hiernach 
besitzt eine Kooperation ei-
nen äußeren, mittleren und 
inneren Mitgliederkreis. Zum 
inneren Kreis gehören starke 
Persönlichkeiten und jene 
Mitglieder, die sich für die 
Kooperation in besonderer 
Weise engagieren. Es können 
auch spezielle Arbeitskreise, 
Lenkungsgruppen oder Ab-
ordnungen zum „inner circ-
le“455 gehören, jedoch wären 
nicht gleichzeitig alle Mitglieder dieser Gremien im inneren Kreis. Von diesem „organi-
satorischen Kern“456 hängt die Arbeit einer gesamten Kooperation ab, da sich hier die 
wichtigsten Akteure mit ihren möglicherweise unterschiedlichen Aufgabengebieten 
zusammenfinden. Der mittlere Kreis wird von Initiatoren, Gutachtern, Projektträgern 
etc. ausgefüllt, während der äußere Kreis durch Förderer und normale Mitglieder rep-
räsentiert wird.457 Aufgrund dieses Aufbaus wird klar, dass eine Kooperation kein end-
gültig machtfreies und anarchisches System ist. Zur Steuerung der Netzwerkorganisa-
                                         
453  Schmitt-Egner (2005a): 71. 
454  Weiterhin definiert Schmitt-Egner Handlungs- und Wirkungsebenen der regionalen Akteure. Vgl. 
Schmitt-Egner (2005a): 72f. 
455  Diller (2002): 103. 
456  Benz et al. (1999): 75. 
457  Vgl. Diller (2002): 102-109. 
Abb. 2:  Das Akteursgeflecht einer regionalen 
Kooperation 
Quelle: Diller (2002): 102. 
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tion haben sich deshalb „gestufte Organisationsmodelle“458 bewährt, die das Netzwerk 
in Arbeitsgruppen und -kreise aufteilt und den Akteuren in ausreichend legitimierter 
Form unterschiedliche Rechte und Pflichten zuweist (bspw. Vorsitzender einer Arbeits-
gruppe). Letztlich für das Verhalten der Akteure ebenso entscheidend sind die Phasen 
(Initial-, Planungs- und Durchführungsphase), die jedes Netzwerk durchmacht.459
Auch für die Akteure ergeben sich Gründe, die sie zu einer regionalen Kooperation 
bewegen. Für eine Beteiligung spricht eine (Mit)Kontrolle und Verantwortung über die 
zu verhandelnden Ressourcen. Eine höhere ‚Informationsdichte’ führt zu einem er-
leichterten Zugang zu Informationen. In einer Kooperation findet also Wissenstransfer 
statt. Durch Zusammenarbeit bildet sich unter den Akteuren Vertrauen, welches wie-
derum zu einem Sinken der Transaktionskosten führt. Mit Vertrauen verbinden die 
Akteure eine Handlungsweise der „Zuverlässigkeit, Kompetenz, Verbindlichkeit oder 
auch dem Eindruck, „nicht über den Tisch gezogen zu werden“460. Gründe gegen eine 
Beteiligung liegen indessen in der unterschiedlichen strategisch-taktischen Ausrichtung 
der Akteure (Konfliktfähigkeit, Risikoneigung etc.) und der Ausgestaltung der Koopera-
tion (Machtverhältnisse, Rechtsunterschiede).461 Grundsätzlich kann aber behauptet 
werden, dass Akteure eine Kooperation eingehen, sobald sie sich davon einen Nutzen 
versprechen und die Einschätzung vorherrscht, dass Kooperationsgewinne höher als 
die dadurch entstandenen Transaktionskosten ausfallen462 (s. auch Kap. 3.2.4). Eine 
Kooperation nur um des Kooperationswillens wird also nicht stattfinden. Umgekehrt 
heißt es auch nicht, dass Kooperation und dialogorientierte Politikformen die Aufgaben 
des Staats zwangsläufig besser bewältigen können.463 Kooperation bedeutet für die 
Akteure eine zeitaufwändige Abstimmung und Verzicht auf individuelle Vorteile. Des-
halb ist es wichtig, dass die Akteure ein gemeinsames Bewusstsein über diesen spezi-
fischen Steuerungsmodus besitzen.464 Und nur in Zusammenhang mit einer gemein-
samen Problemdefinition, einem gemeinsamen Problembewusstsein und sektoren-
übergreifender Problembehandlung können Win-win-Lösungen als Folge eines „Positiv-
Summenspiel[s]“465 erreicht und der Übergang vom Konsens- zum Konfliktbegriff 
vermieden werden.466 Der Staat erhält also ‚seine’ Summe durch auf Innovationsfä-
higkeit und „Informationsaustausch“467 ausgerichtete Kooperationen.468 Allgemein wird 
aus Kooperationen entstandenen Innovationen nachgesagt, den Handlungsspielraum 
einer Gesellschaft zu erhöhen, indem sie eine Schlüsselfunktion zur Konfliktlösung und 
Mobilisierung von Synergien verschiedener gesellschaftlicher Themen (Umwelt, Öko-
                                         
458  o.V. (2001). 
459  Vgl. Fürst (2004): 543f. 
460  Rehfeld (2004): 231. 
461  Vgl. Diller (2002): 39f. 
462  Vgl. Bergmann, Jakubowski (2001): 470. 
463  Vgl. Böcher, Krott (2002): 171; Selle (1994): 39. 
464  Vgl. Rudolph (2003): 83. 
465  Fürst, Ganseforth (1986): 204. Vgl. Fürst (1994): 16ff. 
466  Vgl. Böcher (2002a): 54. 
467  Benz et al. (1999): 43. 
468  Vgl. Ganser (1986): 122. 
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nomie, Arbeit etc.) einnehmen. Innovationen können in technisch-ökonomischer (be-
zogen auf Produkte, Optimierung von Prozessen, Organisation und Ressourcenein-
satz), institutioneller (Ausgestaltung von Institutionen, neue Rahmenbedingungen) 
oder sozialer Form (neue Verhaltensmuster, Rechte, Normen, Stile) auftreten.469 Eine 
„Garantie“ zu einer „leistungsfähigen“470 Zusammenarbeit kann folglich nicht gegeben 
werden.
Generell betrachtet besitzen „kommunikative Planungsformen“471 allerdings nur eine 
begrenzte Konfliktregelungskapazität. Einerseits besteht die Gefahr der Einigung auf 
den kleinsten Nenner, was zu einer Minderung der Innovationskraft führen würde, an-
dererseits – und das ist nicht weniger problematisch – können durch unfaire Verhal-
tensweisen von Akteuren Spannungen induziert werden. Es besteht das Risiko einer 
mangelnden Transparenz und Kontrolle der Kooperationen und Netzwerkstrukturen, in 
denen es zu undurchsichtigen Praktiken zur Durchsetzung von Einzelinteressen und 
Seilschaften einzelner Mitglieder sowie „Kommunikations-Privilegierungen“472 kommen 
kann.473 Deswegen ist eine institutionell geregelte Verarbeitung von (Verteil-
ungs)Konflikten nötig,474 damit das Netzwerk nicht zu einer Kampfarena der Akteure 
verkommt. Mit solchen institutionellen Konfliktregelungsmechanismen können für die 
Akteure auch Lernprozesse aus den Verhandlungen entstehen. 
Für ein regionales Netzwerk bedarf es also bestimmter Voraussetzungen. Dass die 
Auswahl der Akteure und ihre Zusammensetzung, die Akteursstruktur, entscheidend 
ist, wurde bereits beschrieben (innovatives Milieu als Voraussetzung475), ebenso wie 
die Wichtigkeit von Regel- und Regelungssystemen zur Führung eines Netzwerks bzw. 
einer regionalen Kooperation. Will eine Partnerschaft effektiv sein, dann bedeutet dies, 
dass die „Beziehungen [..] langfristig angelegt und konfliktfähig sind sowie keine be-
sonderen Gruppen generell ausschließen oder einzelne Gruppen begünstigen“476. Für 
einen erfolgreichen Verlauf der Kooperation ist zugleich die Entwicklung einer „Ver-
trauenskultur“ und „Win-Win-Mentalitäten“477 bei den Akteuren entscheidend. Vertrau-
en und Normen auf informaler Ebene sind nämlich in der Lage, nicht unbedingt nie-
dergeschriebene Regeln und Rollenzuweisungen zu ersetzen.478 Weil aber Verhandlun-
gen verständlicherweise von verhandlungsbereiten Akteuren abhängig sind, bedeutet 
die Beteiligung weiterer Akteure, sowohl produktive als auch subversive Elemente ein-
zubinden.479 Letztlich aber sollten alle Akteure das gleiche Ziel verfolgen, nämlich die 
                                         
469  Vgl. Hillebrand et al. (2000): 61ff.; Frey, Zimmermann (2005): 7. 
470  Zitate nach Mayntz (1993): 45. 
471  Wiechmann (1999): 44. 
472  Fürst (1994): 16. 
473  Vgl. Elbe et al. (2000): 8f.; Wiechmann (1999): 44. Grundsätzlich können die Kritiken aus der Netz-
werkforschung nicht eins zu eins übernommen werden, da sie sich vielfach auf ökonomische Netzwerke 
beziehen. So begründet dies auch: Rudolph (2003): 86. 
474  Vgl. Böcher (2002b): 69. 
475  Vgl. Genosko (1999): 40. 
476  Wegener (2002): 44. 
477  Zitate nach Wesely (2001): 17. 
478  Vgl. Fürst (2001d): 9. 
479  Vgl. Benz et al. (1999): 138. 
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Lösung der Probleme und Aufgaben, für die das Netzwerk geschaffen wurde. Die be-
findlichen regionalen Gemeinsamkeiten der Akteure, die sich in dem Begriff der ‚regio-
nalen Identität’ (s. Kap. 2.2) niederschlagen, führen auch dazu, dass sie entweder 
durch „kulturelle Überzeugung“ („culture-persuasive technique“) oder Mobilisierung 
(„promote partnership“480) zur Mitarbeit und Partizipation gewonnen werden können. 
Gleichzeitig wirkt aber auch ein „zivilisatorischer Zwang“481 auf die Akteure.  
Wollen Netzwerke eine regionale Wirtschaftsentwicklung unterstützen, so müssen die 
Akteure, die bisher noch nicht miteinander verbunden waren, zur Kooperation zusam-
menkommen, um somit Vertrauen zu schaffen und einen Innovationstransfer initiieren 
zu können. Die Akteure selbst reduzieren Unsicherheiten und Risiken durch einen 
kommunikativen und kooperativen Verhaltensstil, mit dem sie weitgehende Verände-
rungsprozesse im problemorientierten Netzwerk organisieren.482 Dabei führt eine regi-
onale Kooperation zur Identifikation der Akteure mit dem Thema und den Problemstel-
lungen, aber wiederum auch mit dem ausgewählten Handlungsraum selbst:483 An die-
ser Stelle erkennen auch Hellmer et al., trotz ihrer sehr ausladenden Kritik zu den 
Durchführungs- und Umsetzungsproblemen von Netzwerken, den Nutzen regionaler 
Kooperationen und Netzwerke: Eine dezentrale regionale Problemgestaltung ist prob-
lemadäquater und damit vermutlich auch effizienter.484 Die Region ist, wie oben aus-
geführt wurde, den eigenen Problemen näher, da es dort zu direkten Auswirkungen 
kommt, die von der Bevölkerung wahrgenommen werden. Durch die Ortsnähe werden 
politische Veränderungen und ebenfalls Entwicklungshemmnisse am ehesten wahrge-
nommen,485 die bei der Bevölkerung sogar Frustrationsgefühle auslösen können, wenn 
konstatiert wird, dass die zentralistischen Entscheidungen die regionalen Unterschiede 
und Gegebenheiten nicht ausreichend berücksichtigen.486 Politische Verfügungen auf 
regionalen Ebenen sind zudem vergleichsweise transparenter als auf übergeordneten 
staatlichen Ebenen (Landes- oder Bundesebene).487 Die Strategie der Regionalisierung 
und die Arbeit in und mit Netzwerken wird zudem als innovatorische Veränderung der 
Wirtschaftsstruktur angesehen.488 Regionale Identität ist daher ein strategisches Ele-
ment zur Gestaltung von Regional Governance, weil es eine „regional corporate identi-
ty“489 initiiert und inszeniert. Allerdings kann jene Identität nicht entwickelt oder vor-
geschrieben werden.
Regionale Kooperationen können allenfalls dazu beitragen, eine solche, bereits exi-
stente, regionale Identität zu beschreiben und gegebenenfalls zu instrumentalisieren. 
Dabei muss die Öffentliche Hand als eigenständiger Akteur in den organisations- und 
                                         
480  Zitate nach Stoker (2000): 98f. 
481  Schubert et al. (2001): 11. 
482  Vgl. Fürst, Schubert (1998): 355; Schubert et al. (2001): 17. 
483  Vgl. Fürst (2004): 51. 
484  Vgl. Hellmer et al. (1999): 183. 
485  Vgl. Olbertz (2001): 27; Böcher (2002a): 53; Bade (1999): 3. 
486  Vgl. Zimmermann (1999): 32. 
487  Vgl. Scheuch, Scheuch (1992): 58. 
488  Vgl. Schubert et al. (2001): 16f. 
489  Fürst (2001e). 
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hierarchieübergreifenden Projekten und Netzwerken mit den anderen Akteuren zu-
sammenarbeiten, was einerseits Unterstützung von den eigenen Mitarbeitern, die als 
Vertreter entsendet werden, andererseits aber auch Unterstützung der Mitarbeiter 
durch die Kommune selbst verlangt.490 Verkomplizierend wirkt es dann noch, wenn 
kommunale Politiker in den Prozess eingreifen, wodurch eine kommunalegoistische 
Perspektive (sei es Partei oder Verwaltung) zu einem höheren Konfliktniveau und ei-
nem Erschweren der Kooperation beitragen können.491 Der Staat befindet sich dann 
jedenfalls in der Rolle eines Akteurs, als ein „active interface“ oder ein „system in-
tegrator“492, der die Aufgabe vollziehen muss, Politiken und diverse regionale Akteure, 
inkl. der eigenen, zu integrieren und zusammenzubringen.  
3.3.3 Merkmale und Wirksamkeit von Regional Governance 
Regional Governance grenzt sich zu anderen partizipativen Formen der Steuerung ab, 
weil die beteiligten Akteure während einer „kollektiven Problembearbeitung und dau-
erhafte[n] Etablierung der Steuerungsform“ „gleichrangige Subjekte des Handelns“493
sind. Der Governance-Begriff ist in diesem Sinne also weiter gefasst. Regionale Koope-
rationen können dagegen nur als eine Form von Regional Governance verstanden 
werden, auch als Instrument, welches den Rahmen für die Umsetzung des Prozesses 
liefert. Weil Governance jedoch auch ein Konzept für Ordnungs- und Koordinationsleis-
tungen ist, gilt diese Beziehung nicht im umgekehrten Sinn: Nicht jede „regionale Ko-
operation ist als Regional Governance zu bezeichnen“494. Somit ist klar, dass sich Go-
vernance auch zu Konzepten regionaler Kooperationen durchaus abgrenzt und mit 
speziellen Merkmalen aufwartet: Eine Darstellung und Herausarbeitung der zusam-
menfassenden Merkmale von Regional Governance stellt somit einen ersten Aus-
gangspunkt für eine Analysemöglichkeit dar. Wie bereits mehrfach beschrieben, hän-
gen Governance-Prozesse von verschiedenen Faktoren und Voraussetzungen ab. In-
teraktionsprozesse, aufbauend auf einem Regelsystem, sind ein wesentliches Element 
von Governance, weshalb jeder Prozess eine andere Ausprägung erhalten wird. Aus-
schließlich generalisierend lassen sich Merkmale von Regional Governance ableiten, 
welche den Prozess als solchen wiederum beeinflussen und somit die Form der Gover-
nance immer wieder verschiedenartig gestalten: 
Regional Governance ist danach ein Zusammenspiel und Interdependenzmanagement 
von (personalen) Akteuren verschiedener Handlungslogiken auf der Grundlage von 
Regelungssystemen (Steuerungs- und Koordinationsmodi) und Beziehungsstrukturen 
(Interaktions- und Kooperationsmuster) … 
? … mit dem Steuerungsziel einer integrierten, querschnittsorientierten Regional-
entwicklungspolitik. 
? … mit einem definierten Raumbezug (Region) als intermediärem Aktionsraum. 
                                         
490  Vgl. Wegener (2002): 114; Fürst (2001e). 
491  Vgl. Fürst (1994): 16ff. 
492  Zitate nach Cappellin (1997): 52. 
493  Zitate nach Fürst, Lahner, Zimmermann (2004): 32. 
494  Benz, Fürst (2003b): 46. 
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? … auf der Basis von wechselseitigen Abhängigkeiten (auf Input- und/ oder Out-
putseite), Wissenstransfer und Innovationsmöglichkeiten. 
? … mit einer Kombination von Steuerungsprinzipien (Verhandlungs-, Koopera-
tions-, Anreiz-, Konkurrenzmechanismen). 
? … mit unterschiedlichen Anforderungen an die Formalität und Sichtbarkeit in-
formeller und formeller Strukturen durch selbstgewählte (ausgehandelte) Ver-
trags- und Entscheidungssysteme, welche die Interaktion formal kanalisieren 
(Grad der Formalisierung), sprich: selbstorganisierte Netzwerke. 
? … mit einem hohen Grad reflexiver Rationalität (Lernprozesse), die sich als Er-
gebnis der Interaktionsprozesse bei den Akteuren ergeben, die gleichzeitig aber 
auch eine Grenze von Netzwerken bilden. 
? … deren Steuerung zwar losgelöst von Einzelproblemen, dennoch aber themen- 
und problemorientiert als ergebnisoffener Prozess mit zeitlicher, finanzieller 
und personeller Stabilität (kurzfristig oder dauerhaft bzw. dynamisch und sta-
bil) ausgerichtet ist.495
Wirksamkeit 
Die letztlich erwartete Wirksamkeit von Regional Governance-Prozessen hängt maß-
geblich vom Grad der Institutionalisierung ab: Ein höherer Institutionalisierungsgrad 
bedeutet klarere und festgeschriebene Regel- und Führungsstrukturen, Mehrheitsre-
geln und ggf. Vorentscheiderstrukturen in kleineren Arbeitskreisen und Lenkungsgrup-
pen. Besonders bei einem Netzwerk mit vielen Akteuren geben dichtere Regelsysteme 
Verlässlichkeit und Konfliktregelungsmöglichkeiten und machen den Prozess augen-
scheinlich handlungsfähiger und senken die Interaktions- und Entscheidungskosten.496
Ein höherer Institutionalisierungsgrad kann auch das bekannte Mehrebenenproblem 
entlasten,497 weil das Netzwerk, welches zur Problemlösung installiert wurde, zusätz-
lich noch die Funktion als politisches Netzwerk erhält. Das ist nicht ganz unproblema-
tisch, denn mit zunehmender Institutionalisierungsdichte wird ein Netzwerk immer 
verbandsähnlicher. Dann besteht die Gefahr von ausdifferenzierten Macht- und Ein-
flussunterschieden sowie verminderter Interaktionsintensität und Innovationsmöglich-
keiten. Ist der Grad der Institutionalisierung weniger stark formell und durch Regeln 
vorgegeben, sind persönliche Faktoren, soziale Normen und situative Einflüsse der 
                                         
495  Vgl. Fürst (2004): 50; Benz, Fürst (2003b): 24-26; Frey (2003a): 11; Payer (2002): 36-39; Benz 
(2003b): 23. 
496  Vgl. Fürst (2004): 55; Fürst (2003c): 444f. 
497  Kommen mehrere staatliche Ebenen als Akteure in einem Netzwerk- und Kooperationsprozess zusam-
men, spricht man auch von multi-level governance oder Governance in Mehrebenensystemen. Mehr-
ebenensysteme entstehen dabei durch die Aufteilung der Macht oder Kompetenzen auf territorial abge-
grenzte Staaten, Organisationen oder Körperschaften. Der Begriff ist in den 1990er Jahren aus der Eu-
ropaforschung aufgekommen, um am Beispiel der Europäischen Union die Ausdifferenzierung des politi-
schen Systems durch die damalige Beteiligung der Regionen (‚Europa der Regionen’) zu erforschen. Mit 
multi-level governance wird eruiert, wie die Ursachen, Formen und Folgen dieser Ebenen überschrei-
tenden Politikverflechtung beschrieben werden können. Auch für multi-level governance gibt es noch 
keine eindeutige Definition. Sie bezeichnet „politische Strukturen und Prozesse, die Grenzen staatlicher 
Gebietskörperschaft mit dem Zweck überschreiten, Interdependenzen der gesellschaftlichen Entwick-
lung und politischer Entscheidungsträger zu bewältigen, die zwischen den einzelnen Territorien entste-
hen“. Benz (2005): 95. Die Aufgabe von multi-level governance besteht also darin, anhand der Ver-
handlungsstrategien und Strategien der politischen Führung Rückschlüsse auf die intragouvernementale 
(Verbindung von Strukturen und Prozessen innerhalb von Ebenen) und intergouvernementale (Verbin-
dung von Strukturen und Prozesse zwischen den Ebenen) Beziehungen und Verteilungskonflikte zu zie-
hen. Der Unterschied zu anderen Governance-Arten besteht darin, dass Entscheidungen aufgrund der 
Beziehungen der Ebenen zueinander koordiniert werden müssen und keine Interaktion oder Kooperati-
on auf Freiwilligkeit beruht. Vgl. Benz (2004c): 126-131; Benz (2005): 95-99. Ausführlicher hierzu 
Benz (1992): 83ff.; Benz (2004c); Benz (2005). 
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Akteure umso dominierender.498 Der Grad der Institutionalisierung ist also entschei-
dend, um einen zweckdienlichen Steuerungsprozess initiieren zu können.499
Die Lösung, die Fürst hierzu vorschlägt, wären Formen einer „Quasi-Institutiona-
lisierung“. Dies betrifft vor allem Regelungen der Führungsaufgabe und eine Etablie-
rung der Führungsrolle (im Sinne einer Moderation und Führungsfunktion). Doch auch 
die „Quasi-Institutionalisierung“ ist nicht vor einer „negativen Eigendynamik“500 gefeit. 
Selbst dann können Netzwerke noch Strukturen der Inflexibilität, Abschottung vor 
Neuerungen und konservierende Wirkung entfalten, weil unterschiedliche Akteure eine 
unterschiedlich starken Institutionalisierungsgrad präferieren. Als Quasi-Institutionali-
sierung kann zum Beispiel eine Rahmen- und Kontextsteuerung sowie eine von den 
Akteuren selbstorganisierte Ausgestaltung der Regeln begriffen werden.501
Es gibt bisher noch keine Untersuchungen darüber, ob regionale Kooperationen und 
Netzwerke auch tatsächlich zu Erfolgen führen. Dies wird jedoch, aufgrund von deduk-
tiven Annahmen allgemein unterstellt. Obwohl die Theorie noch einen ausgesproche-
nen Bedarf an empirischen Analysen und Ergebnissen hat, ist es aber auch bei ent-
sprechenden Studien zu Netzwerken, hier insbesondere bei Wirtschaftskooperationen, 
zu teilweise „ernüchternde“ Einschätzungen bezüglich der Leistungsfähigkeit der Netz-
werke gekommen. Die „Diskrepanz zwischen theoretischen Ausgangserwartungen und 
empirischen Ergebnissen“ liegt in erster Linie an der zu normativ ausgerichteten Theo-
riedebatte: Das „Ausmaß an Veränderungen im Gesamtbereich von Innovation, Ko-
operation und Region ist [..] geringer“502 als erwartet, da sich (betriebliche) Prozesse 
vorwiegend an traditionellen und klassischen Verfahren orientieren.503 Bezogen auf 
politische, regionale Kooperationen kommt hinzu, dass im Bereich der Regionalent-
wicklung die Indikatoren Wirtschaftsentwicklung, Arbeitslosigkeit und Lebensqualität 
„Ergebnis komplexer Wirkungszusammenhänge sind, die zudem von regionalen Akteu-
ren nur begrenzt beeinflusst werden können“504.
Trotzdem stellen neue, auf Kooperation abzielende Prozesse, als Ergänzung zu den 
bestehenden Instrumenten,505 die „Organisationsform der Zukunft“506 dar. Die bisher 
gesammelten Erkenntnisse betonen dabei die Wichtigkeit der weichen Effekte und 
                                         
498  Vgl. Benz, Fürst (2003b): 48. 
499  Für eine mögliche Institutionalisierung von regionalen Kooperationen kann ein Bezug zur Regionalisie-
rung – als ‚offener Prozess’ – zu einem besseren Verständnis beitragen: Benz et al. bestimmen vier 
mögliche Ausprägungen, die die Regionalisierung (mindestens) haben könnte: Die intensivste Form der 
Regionalisierung findet sich in einer festen Institutionenbildung („institutional building“) wieder, weitere 
Möglichkeiten sind „temporäre Vermittlungsprozesse“ oder „dauerhafte Verhandlungssysteme“. Die 
schwächste Form ist das „Ritual“ (als Zwischenstufe der ersten drei genannten Formen) (s. Kap. 3.1.3). 
Zitate nach Benz et al. (1999): 141f. 
500  Zitate nach Fürst (1994): 23; 25. 
501  Vgl. Fürst (1994): 18-25; Fürst (2003c): 444f. 
502  Hellmer et al. (1999): 245. 
503  Hinzu kommt, dass der Einfluss der regionalen Kooperationsleistungen auf den regionalen Arbeits- und 
Wirtschaftsmarkt sowie der Umweltsituation nur schwer messbar und an Indikatoren festzumachen ist. 
Vgl. ebd; Diller (2002): 54; 147. 
504  Benz, Fürst (2003b): 35. 
505  Vgl. Wiechmann (1999): 44. 
506  Wesely (2001): 16. 
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Funktionen, die durch eine Zusammenarbeit verschiedener Akteure zustande kommen 
(Kommunikation und Kooperation, Information und Wissenstransfer, Vertrauenszu-
wachs und Akzeptanzsteigerung (Abbau von Extrempositionen), Integration und Se-
lektion, Produktion und Innovation).507 Diese starken, auf Personen bezogenen Bezie-
hungen sind ein Hauptmerkmal von Kooperationen auf der Ebene von Regionen. Sie 
entstehen durch sozio-historische Gemeinsamkeiten und persönliche Beziehungen und 
führen zu den erwähnten Funktionen, die auch eine Ersatzfunktion für fehlende Ent-
scheidungsstrukturen einnehmen können.508
3.3.4 Zwischenfazit 
Regional Governance ist durch eine interorganisationale Kooperation und Koordination 
(horizontal und vertikal), einem Verhandlungsmodus und einem gewissen Grad an 
Institutionalisierung gekennzeichnet.509 Als eine weiche Form der Steuerung stellt Re-
gional Governance eine Kombination der unterschiedlichen Steuerungsformen (Hierar-
chie, Wettbewerb, Verhandlung) dar, der Begriff dagegen steht für ein Konzept, wie 
neue regionale Entwicklungsansätze umgesetzt und organisiert werden können. 
Regional Governance ist aber nicht nur gleichzusetzen  
„with the processual dimension of policy-making or with cooperative politics. It 
covers both, but it also includes the institutional rules that guide the processes 
and cooperation, as well as a structural patterns of interorganisational and inter-
actor relations.“510
Die skizzierten Regional Governance-Prozesse können somit als eine ‚Strategie der 
Selbstorganisation und Partizipation’ verstanden werden, weil neue Formen der Ver-
antwortungsteilung durch die Einbeziehung von privaten Akteuren ermöglicht werden 
(die Akteure eines Raums/ einer Region fühlen sich für die Entwicklung ihres Raums 
verantwortlich und beteiligen sich an der Umsetzung von Programmen und Projek-
ten).511
Ob und in welcher Art und Weise allerdings Regional Governance-Prozesse zum Erfolg 
führen, kann bisher nicht so ohne Weiteres beantwortet werden: zu viele Funktionen 
sind mitentscheidend, wie z.B. die Akteurkonstellationen, deren Mobilisierung, Pro-
zessmanagement. Hinzu kommt das Problem, dass die politisch-administrative Verwal-
tungspraxis in der Regel nicht auf weiche Strukturen ausgelegt ist, was zu einem Ko-
operationsproblem mit den vorhandenen Strukturen führen kann. Daher ist ein Rege-
lungssystem zur Formalisierung und Institutionalisierung von Regional Governance in 
einem gewissen Ausmaß nötig, welches aber gleichzeitig so ausgerichtet sein muss, 
dass weiche Kooperationsformen nicht durch harte Regeln ausgeschlossen werden. Es 
                                         
507  Vgl. Diller (2002): 144; Beck (1997): 54f. 
508  Vgl. Fürst, Schubert (1998): 353; Schubert et al. (2001): 12ff. 
509  Vgl. Benz, Fürst (2003b): 47. 
510  Benz (2001b). 
511  Vgl. Gustedt (2000): 147. Dagegen bezeichnet Pütz (2004) in seiner Arbeit ein Politikfeld als Regional 
Governance, obwohl es sich nicht um eine ‚neue’ Politikform handelt. Daher ist an dieser Stelle Pütz zu 
widersprechen. 
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kommt also auf eine zweckdienliche Kombination von politischer Steuerungsfähigkeit 
(harte Form der Institutionalisierung) und Selbsthilfe (weiche Form der Institutionali-
sierung) an.  
Das Problem hierbei ist, dass meistens die in der Theorie gemachten Unterschiede in 
der Praxis weniger eindeutig zu identifizieren sind. Wie es nicht die ‚eine’ Region gibt, 
existiert auch nicht die ‚eine’ regionale Kooperation mit einem vorgefertigten und all-
gemeingültigen Regelsystem im Sinne von harter oder weicher Struktur. Hier ist eher 
ein Mix von weichen und harten Organisationsstrukturen, jeweils bezogen auf regiona-
le Individualitäten und Besonderheiten notwendig.512
Regional Governance ist in dieser Ausrichtung kontextgebunden und unterscheidet 
sich deshalb von Region zu Region. Ein Regionalisierungsprozess ist abhängig von der 
Wirtschaftsstruktur und weiteren Vorbedingungen, der politischen Kultur und histo-
risch gewachsenen Identität, von staatlichen Anreizen zur Selbststeuerung, wie auch 
dem gesamten institutionellen Umfeld und der nationalen ‚Einbettung’. Regional Go-
vernance entwickelt sich nämlich „embeddded“513, also innerhalb der bestehenden 
Strukturen und ist daher nicht autonom.514
Regional Governance erhält seine Leistungsfähigkeit im Wesentlichen aus den regiona-
len Kooperationen und den Interaktionen in regionalen Politiknetzwerken. Die Leistun-
gen der Netzwerke können demnach folgendermaßen zusammengefasst werden:515
Als sektorübergreifender Ansatz werden staatliche Aufgaben, die bisher sektoral und 
aufgrund dessen defizitär bewältigt wurden, auf regionale Kooperation übertragen. Die 
Idee und das Ziel einer effektiven und effizienten regionalen Selbststeuerung (auch in 
Bezug auf die Konkurrenzsituation von Regionen) wird dadurch befördert, dass eine 
Kooperation und Interaktion auf einem regionalen Level Transaktionen durch soziale 
Bindungen (Sympathien, Vertrauen) absichern und eine direkte Konfliktverarbeitung 
und ein Informationsaustausch vor Ort stattfindet, um, orientiert an gemeinsamen 
Leitbildern, Programme und Maßnahmen kollektiv entwickeln und umsetzen zu kön-
nen. Die Funktionen solcher dezentral-kooperativen Politikmodelle zielen dann auf eine 
Koordination, Integration, Mobilisierung, Orientierung, Innovation und Steuerung 
ab.516
Jedoch besteht für den wirtschaftlichen Erfolg von Netzwerken generell keine Garan-
tie.517 Das gilt in der Übertragung ebenso für die Effizienz von integrierten regionalen 
Entwicklungsmodellen. Hier haben allerdings die deduktiven Argumente einen hohen 
Grad an Plausibilität, weshalb dieser Boom von Region, Regionalisierung und Regional 
Governance letztlich gerechtfertigt ist.518 Allerdings vermag der Regional Governance-
Ansatz nicht darzulegen, wie eine Idealform einer regionalen Kooperation auszusehen 
                                         
512  Vgl. Fürst (1999b): 612f.; Benz, Fürst (2003b): 33f.; Benz et al. (1999): 42f. 
513  Fürst (2001d): 10. 
514  Vgl. Fürst (2001d): 10; Fürst (2004): 543f. 
515  Vgl. Rudolph (2003): 80ff. 
516  Vgl. Meise (1997): 116-120. 
517  Vgl. Aschauer (2000): 593. 
518  Vgl. Fürst (2001b); Benz (2001b). 
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hat. Überhaupt sind bisher nur in sehr wenigen Ausnahmen (und das nicht nur bezo-
gen auf Deutschland) institutionalisierte regionale Steuerungsansätze umgesetzt wor-
den.519 Um dies zu fördern, bedarf es eines Konzepts zur endogen gesteuerten regio-
nalen Eigenentwicklung. Aus staatlicher Sicht wären hierzu Strategien einzuleiten, die 
Gustedt folgendermaßen beschrieben hat: 
? Verantwortung, durch die Strategie der kognitiv-informationellen Rahmenset-
zung (Förderung und Aktivierung des Sozialkapitals, Partizipation, Subsidiarität 
etc.);
? Vernetzung, durch die Strategie der politisch-institutionellen Rahmensetzung 
(Institutionenschaffung etc.); 
? Innovation, durch die Strategie ökonomisch-technischer Rahmensetzung (Nut-
zung und Mobilisierung von Milieus).520
Die weiteren Ausführungen dieser Arbeit richten sich auf die Darstellung und Möglich-
keiten dieser staatlichen Strategien in ihrer Ausgestaltung in Form von ‚institutionali-
sierten Kooperationen’. Genau solche Kooperationen, „strategic policy networks“521,
die ein Instrument für die Zusammenarbeit zwischen regionalen und lokalen öffentli-
chen und privaten Akteuren zur regionalen Eigenentwicklung in peripheren, ländlichen 
Räumen am Beispiel der Bundesrepublik Deutschland darstellen. Die Einschränkung 
auf diese peripheren, ländlichen Regionen (als meist wettbewerbsschwache Gebiete) 
ergibt sich vor dem Hintergrund, dass seit den 1980er Jahren die Europäische Kom-
mission eine zunehmende Regionalisierung als Strategie der Raumentwicklungs- und 
Strukturpolitik vollzogen hat, um eine höhere Effizienz im Einsatz der Fördermittel und 
Steuerungskompetenzen zu erreichen. Ebenfalls wurden als Ausgangspunkt einer 
selbstständigen Regionalentwicklung im Sinne des bottom-up-Ansatzes periphere und 
ländliche Räume identifiziert, welche die bedeutenden Elemente ländlicher Regionen in 
der „Gemeinwesensorientierung“522 betonen. Sie liegen in der Nutzbarmachung der 
Ressourcen ‚Mensch’, ‚Kultur’ und ‚Natur’ (regional bedeutsame „unique“-Faktoren523),
regionalen Bewegungen und Initiativen sowie vor dem Hintergrund der Nachhaltig-
keitsdebatte.524 Vor dem Hintergrund der Betrachtung dieser eindeutig räumlich be-
schriebenen, hier: ländlich-peripheren, Regionen wird der Begriff Rural Governance 
zukünftig explizit mitverwendet, um auf die besonderen Probleme jener Regionen 
aufmerksam zu machen und einen Ansatz für eine mögliche Abgrenzung zu den Kon-
zepten liefern zu können. 
Wie also Strategien, die Netzwerke „als Vehikel“525 benutzen, in der bundesdeutschen 
Praxis der Regionalpolitik aussehen können, welche Ziele und Auswirkungen damit 
verbunden sind und in welchem Rahmen solche Prozesse bisher stattgefunden haben, 
wird in den folgenden Kapiteln beschrieben. 
                                         
519  Vgl. Diller (2004): 270. 
520  Vgl. Gustedt (2000): 147. 
521  Scott, Verduzco (1998): 12. 
522  Evers et al. (2000). 
523  Maier (2000): 157. 
524  Vgl. Danielzyk (1999): 577; Maier, Tödtling (2002): 193; Baldock et al. (2001) 14. 
525  Genosko (1999): 99. 
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4 RAUM- UND REGIONALENTWICKLUNG, -PLANUNG UND -POLITIK
IN DER BRD
Vorausgehend sollten einige wichtige Begriffe in ihrer Bedeutung und Verwendung in 
dieser Arbeit erklärt werden:  
Regionalentwicklung wird als politische Strategie bezeichnet, die auf Entwicklungs-
probleme unterschiedlicher Regionen eingeht und parallel von der Regionalpolitik (als 
Strukturpolitik) und Regionalplanung (als staatlich institutionalisierte Planungsebene 
oder Planungsinstrument der räumlichen Gesamtplanung auf regionaler Ebene) ge-
prägt wird.526
Der Begriff Regionalpolitik, welcher oftmals mit den Begriffen regionale Wirtschafts- 
und Strukturpolitik oder regionale Wirtschaftsförderung synonym verwendet wird,527
beschreibt die „Beeinflussung wirtschaftlicher Prozesse in Teilräumen eines Staates 
oder eines größeren Wirtschaftsraums durch die öffentliche Hand“528 – dazu zählt auch 
die supranationale Ebene (EU) – und ist „explizit regional-strukturell“529 ausgerichtet. 
Auf der regionalen Ebene ist die Regionalpolitik eine „integrativ-querschnittige Raum-
ordnungspolitik“530, d.h. verschiedene Politikfelder verbindend (regionale Wirtschafts-
politik, Umweltpolitik etc.), horizontal und vertikal koordinierend (bspw. Staat – Bun-
desland – Kommune/ Gemeinde)531 und auf regional-räumliche Problemstellungen 
„maßnahmenbezogen“532 reagierend. Raumordnung und Raumordnungspolitik sind 
Oberbegriffe für die Begriffe Raumplanung (Bodennutzung), Regionalpolitik (Struktur-
entwicklung von Teilräumen) und raumrelevante Sektorpolitiken (Verkehr, Umwelt, 
Landwirtschaft).533
Somit ist eine regionale Wirtschaftspolitik nur als ein Teilbereich der Regionalpolitik
anzusehen.  
„Die Raumordnung entwickelt übergeordnete und umfassende Leitvorstellungen 
für eine ausgewogene, dem Wesen des Menschen gemäße Raumstruktur des ge-
samten Staatsgebiets und schafft zugleich Instrumente für deren Verwirklichung; 
konkret und schwerpunktmäßig bemüht sie sich um eine Beseitigung bzw. Redu-
zierung räumlicher Disparitäten. Raumordnung beschränkt sich somit nicht auf 
eine Zustandsbeschreibung, sie ist auf Veränderungen und zielorientiertes Han-
deln ausgerichtet.“534
Die Raumordnungspolitik grenzt daher die „Steuerungs- und Handlungskoordinati-
on“535 anhand „langfristig“536 zu bestimmender Zielsetzungen ab. Schätzl macht hier-
                                         
526  Vgl. Gustedt (2000): 16. 
527  Olbertz (2001): 32. 
528  Maier, Tödtling (2002): 177. 
529  Beck (1997): 42. 
530  Maier, Tödtling (2002): 177. 
531  Vgl. Fürst, Ganseforth (1986): 208. 
532  Beck (1997): 42. 
533  Vgl. Frey, Zimmermann (2005): 5. 
534  Henkel (1999): 251. 
535  Bergmann, Jakubowski (2001): 465. 
536  Beck (1997): 43. 
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für – er bezeichnet es als Raumwirtschaftspolitik (Regional-, Standort-, Mobilitätspoli-
tik) – vier Ziele aus, die in der Praxis nicht immer miteinander kompatibel sind, aller-
dings ein „multivariables Zielsystem“537 darstellen: Wachstumsziel, Stabilitätsziel, Ge-
rechtigkeitsziel, Ökologieziel. Mit dem Wachstumsziel sollen durch Maßnahmen, wie 
Lenkung von Produktionsfaktoren und Mobilisierung interner Wachstumsdeterminan-
ten, maximale Wachstumsraten durch die optimale Allokation der Produktivkräfte er-
reicht werden. Die Aufgabe des Stabilitätsziels ist hingegen die Absicherung gegen 
kurzfristige konjunkturelle und langfristig strukturelle Schwankungen (Diversifizierung 
der Branchenstruktur). Das Gerechtigkeitsziel dient der Gestaltung der Standort- und 
Regionalstruktur und verbindet somit das Ausgleichs- mit dem Versorgungsziel bezüg-
lich der Verbesserung der Lebensverhältnisse. Das letzte Ziel ist das Ökologieziel, wel-
ches Umweltschäden beseitigen und verhindern soll. Dieses Ziel hat besonders in den 
letzten Jahren einen höheren Stellenwert bekommen.538 Zentrales und übergreifendes 
Ziel der Raumordnungspolitik ist die Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen.539
4.1 ABRISS DER HISTORIE DER DEUTSCHEN RAUMPLANUNG NACH 1949
1. Stufe: Von der Ordnungsfunktion zur Entwicklungsfunktion540
Die Raumplanung wurde vor dem Hintergrund des Endes des Zweiten Weltkriegs, der 
Zeit des Wiederaufbaus und der Eingliederung von Flüchtlingen in einigen Bundeslän-
dern in Anlehnung an frühere – preußische – Strukturen betrieben. Mit dem neuen 
föderalen Staatsaufbau und im System einer (sozialen) Marktwirtschaft wurde indes-
sen die Frage nach der Funktion einer Raumplanung diskutiert. Schließlich führte es in 
diesem Politikfeld zu einer verfassungsrechtlichen Aufteilung und Festlegung der Kom-
petenzen von Bund und Ländern. In dieser Zeit eines technokratisch-
interventionistischen Staatsverständnisses wurde die Raumplanung zunehmend insti-
tutionalisiert, bis sie ihren Übergang in der Einführung von Landesgesetzen und des 
Raumordnungsgesetzes des Bundes gefunden hatte.541
Mit dem Erlass des Bundesraumordnungsgesetzes (ROG) 1965 wurde die Raumpla-
nung rationalisiert und die Handlungsfähigkeit politisch-administrativer Systeme ver-
bessert.542 Die Bundesebene übt hiernach eine Rahmen(gesetzgebungs)kompetenz 
aus543 und verfolgt das Ziel der Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse in allen 
Regionen Deutschlands. Die Beteiligung des Bundes an der Steuerung der regionalen 
Entwicklungsprozesse in dieser Zeit der ‚Planungseuphorie’ wurde 1969 mit der Auf-
                                         
537  Schätzl (1994): 20. 
538  Vgl. Schätzl (1994): 20ff. 
539  Vgl. Maier, Tödtling (2002): 182. 
540  In Anlehnung an Knieling, Fürst, Danielzyk ((2003): 17) gibt es drei verschiedene Entwicklungsstufen 
der Regionalplanung. Siehe hierzu Planungsmodelle nach Schönwandt (2000) zitiert nach Fürst (2005): 
19ff.
541  Vgl. Fürst (2005): 19. 
542  Vgl. Hübler (2002): 15. 
543  Vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (Hg.) (2002): 199. 
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nahme des Artikels 91a in das Grundgesetz festgelegt. Der Bund wirkt demnach bei 
den folgenden drei Gemeinschaftsaufgaben mit (Art. 91a, Abs. 1 GG):544
? Ausbau und Neubau von Hochschulen einschließlich der Hochschulkliniken, 
? Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW), 
? Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes (GAK). 
Diese Gemeinschaftsaufgaben wurden initiiert, um das Gerechtigkeitsziel zu erreichen 
und zielten auf die Heranführung wirtschaftlich schwächerer Räume oder benachteilig-
ter Gebiete an dynamischere und sich entwickelnde Regionen (s. Kap. 4.1.2).545 Die 
‚Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur’ (GRW) 
stellt dabei das Kernstück der regionalen Strukturpolitik dar und wurde als Bundesin-
strument eingesetzt, um die regionalen Folgen des Strukturwandels zu bewältigen. Auf 
dieses nationale Instrument stützt sich die traditionelle Regionalpolitik, die in Form 
einer regionalen Wirtschaftspolitik durchgeführt wurde.546
Mit der GRW wurde eine von der staatlichen Ebene verfolgte wachstumsorientierte 
Strategie institutionalisiert,547 welche sich auf zwei theoretische Grundsätze stützt: 
dem Export-Basis-Prinzip und dem Zentral-Ort-Ansatz. Nach dem Export-Basis-Prinzip 
sollten mit diesem Förderprogramm hauptsächlich strukturschwache und periphere 
Regionen zur Verwirklichung des Ausgleichs-, Stabilisierungs- und Wachstumsziels 
Unterstützung finden, indem dort einzelbetriebliche Investitionen (für exportorientierte 
Unternehmen) und der Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruktur gefördert wurden 
(durch Investitionsbeihilfen oder die Verbilligung von Kapitalnutzungskosten).548 Eine 
solche Regionalpolitik war ihrem Wesen nach eine reine „Industrieansiedlungspoli-
tik“549, welche durch investive Fördermaßnahmen eine Beeinflussung der Investitions-
tätigkeiten von Unternehmen als Ziel hatte. Diese regionale Strukturpolitik sollte 
Wachstumskräfte mobilisieren und Einkommen und Beschäftigung steigern, um somit 
die Einkommensdifferenzen auszugleichen und die konjunkturelle Stabilität auf diesem 
Wege zu erhöhen.550 Zwar ist es gelungen, die bevölkerungs- und unternehmensnahe 
Infrastruktur auszubauen, allerdings war die Förderung zentralistisch organisiert, sek-
torspezifisch auf die Industrie ausgelegt und zentrale Orte stützend.551 Dieser Fokus 
auf die Förderung von Zentren war für die Regionalpolitik des peripheren Raums ent-
scheidend. Es wurde hierbei angenommen, dass es mit der Förderung eines „Zentralen 
Ortes“552 zur Ausbreitung von Diffusions- oder spill-over-Effekten kommt, die zur Ent-
                                         
544  Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Textausgabe Stand Juli 1998. 
545  Vgl. Bundesregierung (Hg.) (2000): 7. 
546  Vgl. Genosko (1999): 97. Neben den nationalen Instrumenten bestehen auch Instrumente auf der 
europäischen Ebene (Regional- und Strukturfonds).  
547  Vgl. Goch (2004): 171. 
548  Vgl. Olbertz (2001): 36f.; Goch (2004): 172; Kruse (1990): 65f. 
549  Schikora (1994): 65. 
550  Vgl. Kruse (1990): 66. 
551  Vgl. Maier (1995): 15; Kruse (1990): 68. 
552  Ein „Zentraler Ort“ ist eine „Gemeinde bzw. Ortsteil, der über die Versorgung der eigenen Bevölkerung 
hinaus entsprechend seiner jeweiligen Funktion im zentralörtlichen System überörtliche Versorgungs-
aufgaben für die Bevölkerung seines Verflechtungsbereiches wahrnimmt“. Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung (Hg.) (2002): 320. Die Konzentration auf Wachstumspole und den jeweils größeren 
Ort in einer Region, die Hierarchie der zentralen Orte, ist ein Ansatz, wie er auch in der Schweiz An-
wendung findet. Vgl. Frey, Zimmermann (2005): 6-15.  
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wicklung des Umlands beitragen würden. Mit Hilfe von Anreizmaßnahmen wurde daher 
vornehmlich eine mobilitätsorientierte Regionalpolitik betrieben.553 Zwar bestimmen 
verschiedene Regionstypen die jeweilige Ausrichtung einer Raumwirtschaftspolitik, 
doch als Schwerpunkt für die Gemeinschaftsaufgaben kommen besonders die periphe-
ren Regionen und ländlichen Räume in der Bundesrepublik Deutschland in Betracht. 
Seit dem Ende der 1960er Jahre verzeichnete der ländliche Raum insgesamt einen 
wirtschaftlichen Bedeutungsverlust. Er wurde lediglich mit der Aufgabe einer „Puffer-
funktion“554 versehen (Zweigbetriebe, ‚verlängerte Werkbänke’), denn noch bis Ende 
der 1970er Jahre hielt sich das Modell von der Stadt als Lebensraum der Zukunft bei 
einer von einer generellen top-down-Handeln geprägten politischen Steuerung. Die 
traditionelle Steuerung der auf ökonomische Entwicklung ausgelegten Raumordnungs- 
und Regionalpolitik ist infolgedessen eine regulative Politik, die um Anreizwirkung von 
Förderprogrammen ergänzt wird.555 Der klassische Ansatz war eine wachstumsoptima-
le Allokation von Ressourcen durch eine „Industrialisierung der ländlichen Regio-
nen“556. Dieses Konzept war jedoch wenig erfolgreich, da in Deutschland nicht nur ein 
regionaler, sondern ausdrücklich der sektorale Strukturwandel zu einer Veränderung 
der Rahmenbedingungen, bspw. die Bedeutungssteigerung weicher Standortfaktoren, 
führte. Weitere Wirkungen können dem technischen Fortschritt und einer Bewusst-
seinsveränderung zugeschrieben werden.557 Zudem stießen die zentral(staatlich)en 
Entscheidungen – die generell unter einem Wissensdefizit über den zu entscheidenden 
regionalen Handlungsrahmen leiden – auf einen Akzeptanzmangel bei den Adressaten, 
sprich: Regionen und Teilregionen. Verbunden mit einer relativ schwachen Durchset-
zungsfähigkeit der Vollzugsinstanzen ließen sich die schon damals komplexen Struktu-
ren nicht bewältigen.558 Bereits Mitte der siebziger Jahre, während des Rückgangs des 
Wirtschaftswachstums, bildeten sich deshalb erste Bürgerinitiativen559, bevor dann in 
den 1980er Jahren endgültig Kritik an den auf das Export-Basis-Prinzip ausgerichteten 
Instrumenten aufkam. 
Einschub: Periphere, ländliche Räume 
In Deutschland nimmt der ländliche Raum rund 54% der Gesamtfläche des Staatsge-
biets ein, während er für über 15% der Bevölkerung ein Zuhause bietet.560 Laut Hen-
kel ist der ländliche Raum ein „naturnaher, von der Land- und Forstwirtschaft gepräg-
ter Siedlungs- und Landschaftraum mit geringer Bevölkerungsdichte sowie niedriger 
                                         
553  Vgl. ausführlicher Maier (1995): 9-15. 
554  Maier (1995): 9. 
555  Vgl. Keim (2002): 1ff. 
556  Potratz (2000): 40. 
557  Vgl. Maier (1995): 9-15. 
558  Vgl. Keim (2002): 3. 
559  Vgl. Hübler (2002): 15. 
560  In den Staaten der OECD leben nahezu ein Drittel der Menschen in überwiegend ländlichen Gebieten, 
die 75% der Gesamtfläche ausmachen. Demnach wird nach der OECD-Klassifizierung ein Kommune als 
überwiegend ländlich angesehen, wenn die Bevölkerungsdichte unter 150 Einwohnern pro km² liegt. Ei-
ne Region wird als überwiegend ländlich angesehen, wenn über 50% der Einwohner in ländlichen Kom-
munen leben (für Japan gelten dabei andere Werte). Vgl. OECD (2006): 24ff. Deutschland gilt im inter-
nationalen Vergleich eher als verstädtert. 
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Wirtschaftskraft und Zentralität der Orte, aber höherer Dichte der zwischenmenschli-
chen Bindungen“561.
Nach dem im Kap. 2.1.1 beschriebenen Verhältnis zur Globalisierung ist der ländliche 
Raum nicht generell als „Verlierer der Globalisierung“562 zu bezeichnen. Auch ist der 
ländliche Raum prinzipiell keine Problemzone, denn gemessen an Indikatoren zur Ent-
wicklung der Volkswirtschaft gibt es durchaus dynamische ländliche Regionen. Diese 
positiven Entwicklungstendenzen sind besonders bei ländlichen Räumen in der Nähe 
zu Verdichtungsgebieten zu verzeichnen, während in Ostdeutschland sowie in Teilen 
Bayerns strukturschwache Räume überwiegen. Eine Typisierung erfolgt nach struktu-
rellen und wirtschaftlichen Kriterien und führt zu einer Einteilung in vier Kategorien:  
1.) ländliche Räume in günstiger Lage bzw. im weiteren Einzugsbereich von Agglome-
rationsräumen,
2.) ländliche Räume außerhalb der großen Verdichtungsregionen, aber mit deutlicher 
und wirtschaftlicher Entwicklungsdynamik, 
3.) ländliche Räume mit relativ günstigen Produktionsbedingungen für die Landwirt-
schaft und/ oder anderen Potenzialen (z.B. Tourismus), 
4.) strukturschwache ländliche Räume ohne nennenswerte Entwicklungspotenziale.563
Nach dem Raumordnungsgesetz des Bundes (ROG) werden strukturschwache Räume
als Räume definiert, „in denen die Lebensbedingungen in ihrer Gesamtheit im Verhält-
nis zum Bundesdurchschnitt wesentlich zurückgeblieben sind oder ein solches Zurück-
bleiben zu befürchten ist“ (ROG §2 Abs. 7). Wegen der Vielzahl unterschiedlicher 
strukturierter Territorien mit diversifizierter Ausgangslage und mehr oder weniger gro-
ßen Entwicklungschancen ist ein bestimmter oder ‚der’ ländliche Raum nicht exi-
stent.564 Es lassen sich allerdings einige Trends aus der Entwicklung herauslesen:565
Allen ländlichen Räumen gemeinsam sind ein seit den 1970er Jahren anhaltender 
dramatischer Strukturwandel im Bereich der Land- und Forstwirtschaft und bestehen-
de Belastungseffekte durch Arbeitsmarktprobleme.  
Die wirtschaftliche Bedeutung des primären Sektors hat – besonders stark nach der 
Wiedervereinigung – rapide abgenommen (1970: 3,4% Anteil an der Bruttowertschöp-
fung (BWS) – 2005: 1,1% BWS-Anteil (21,8 Mrd. €)).566 Dementsprechend hat sich 
auch der Anteil der Erwerbstätigen in diesem Sektor von vormals ca. 2,7 Mio. (1970, 
nur West-Deutschland) auf 1,26 Mio. im Jahr 2005 für Gesamtdeutschland deutlich 
reduziert567 (seit 1991 betrug der Rückgang der Zahl der Arbeitskräfte fast 33%)568. In 
Ostdeutschland gingen seit 1989 vier Fünftel aller Arbeitsplätze in diesem Sektor ver-
loren, während ausreichende Ersatzarbeitsplätze nicht zur Verfügung standen.569 Ein 
Aufgeben landwirtschaftlicher Höfe und der Verlust von weiteren Arbeitsplätzen wird 
auch für die Entwicklung der nächsten Jahre vorhergesagt. Seit 1999 hat in Deutsch-
land ein Rückgang der Betriebe von 434.000 auf 366.000 Betriebe (2005) (>2 ha 
Landnutzungsfläche, LNF) stattgefunden.570 Während die Agrarwirtschaft in der Ver-
gangenheit noch bestimmend war für den ländlichen Raum (als Einkommens-, Be-
schäftigungs- und Produktionsquelle), ist sie nun „nicht mehr Rückgrat der ländlichen 
Wirtschaft“571
Obwohl die Arbeitsmarktprobleme stark unterschiedlich ausfallen, lässt sich generali-
sierend sagen, dass die gegenwärtigen Belastungen durch die Erwerbslosigkeit in allen 
                                         
561  Henkel (1999): 30. 
562  Irmen, Blach (1996): 714. 
563  Vgl. Irmen, Blach (1996): 721-724; Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (Hg.) (2002): 65f. 
564  Vgl. Gustedt (2000): 22. 
565  Vgl. ausführlicher Plieninger, Hüttl (2006). 
566  Vgl. Statistisches Bundesamt (Hg.) (2006): 261. 
567  Vgl. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006a): 96. 
568  Vgl. Statistisches Bundesamt (Hg.) (2006): 266. 
569  Vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (Hg.) (2002): 189. 
570  Vgl. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006a): 91. 
571  OECD (2006): 41. 
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ländlichen und peripheren Regionen572 bestehen bleiben oder sogar eine weitere Ver-
schlechterung zu befürchten ist. Dies ergibt sich bei den heutigen strukturschwachen 
Regionen aus dem Mangel an Arbeitsplätzen in den anderen Sektoren. Ländlichen Re-
gionen in der Kategorie ‚ohne Strukturprobleme’ werden zwar günstige Arbeitsmarkt-
entwicklungen vorhergesagt, aber auch sie können die gestiegene Zahl der freien Ar-
beitskräfte nicht vollends aufnehmen.573 In vielen ländlichen Regionen besteht also 
eine teilweise hohe Arbeitslosigkeit.  
Diese Problematik zeigt einen Übergang zu einem weiteren Trend in der Entwicklung 
ländlicher Regionen: Die meisten ostdeutschen peripheren Regionen verzeichn(et)en 
einen hohen Bevölkerungsrückgang. In elf Jahren, von 1989 bis 1999, verließen rund 
zwei Millionen Menschen die ostdeutschen Länder zugunsten der westdeutschen Pen-
dants. In dieser Zeit nahm in den ländlichen Gebieten Ostdeutschlands die Beschäfti-
gung um rund 40% ab, während sie im Westen um 6% anstieg.574 Auch für die fol-
genden Jahre wird ein Abwanderungsverlust, der die ländlichen und peripheren Regio-
nen besonders schlimm trifft, prognostiziert.575 Dies verstärkt gleichzeitig den allge-
meinen demografischen Trend. Die Bevölkerungsdichte in diesen Regionen, die schon 
heute mit im Schnitt 138 Ew./qkm bundesweit die geringste ist576 (Westdeutschland 
280 Ew./qkm, Stand 2000) wird demnach noch weiter abnehmen.577 Dies hat wieder-
um enorme Auswirkungen auf die Siedlungsstruktur, da für die vorhandenen Infra-
strukturausrichtungen (Bildungseinrichtungen, Kulturstätten etc.) problematische und 
dramatische Auswirkungen von der Angebotsreduzierung bis hin zum Versorgungs-
mangel drohen, die in einen negativen Kreislauf münden und zu weiteren Abwande-
rungen führen werden. 
Eine generalisierende Typisierung der ländlichen Räume betrifft ferner die ökologi-
schen Auswirkungen. So stehen ländliche Räume in unmittelbarer Nähe zu Agglomera-
tionsräumen unter einem enormen Entwicklungsdruck. Im Westen wandern die Men-
schen, aber auch das Gewerbe, von den Agglomerationen in die verstädterten und 
ländlichen Regionen. Im Trend der letzten Jahre wurden so die ‚suburbanen’ Räume in 
der Nähe von Metropolen und Agglomerationen gestärkt. Auch so genannte ‚counte-
rurbane’ Räume sowie die mittleren und großen Städte im ländlichen Raum verzeich-
neten ansehnliche Entwicklungen.578 Hier spricht man von „Suburbanisierung“579. In 
diesen Räumen kann eine zunehmende Zersiedelung der Fläche beobachtet werden, 
die durch den Ausbau der Infrastruktur, des Wohnungsbaus und des Gewerbes resul-
tiert. „Dekonzentrationsprozesse“ und eine „disperse Siedlungsentwicklung“580 führen 
gerade in diesen Regionen zu einem steigenden Verbrauch und zunehmender Versie-
gelung der Flächen, die verkehrliche und ökologische Probleme nach sich ziehen.581
Auch wird die gegenseitige Abhängigkeit von Stadt und Land bestimmend für die stär-
ker verlaufenden Transformationsprozesse. Es kann zu einer ökonomischen Aufwer-
tung der Region kommen, die zu einem Rückzug der Landwirtschaft und einer weite-
ren „Polarisierung in der Flächennutzung“582 führt. Die ländlichen Regionen mit einer 
‚wirtschaftlichen Dynamik’ treffen dadurch auf Konflikte zwischen der Nutzung durch 
betriebliche Unternehmen, der Landwirtschaft und dem Erhalt einer Kultur- und Natur-
landschaft.
                                         
572  Eine Ausnahme stellen bestimmte Regionen dar (bspw. Franken oder Nordschwarzwald). 
573  Vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (Hg.) (2002): 176. 
574  Vgl. Umweltstiftung WWF Deutschland Landwirtschaft und Entwicklung (Hg.) (2002): 8. 
575  Vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (Hg.) (2002): 170. 
576  Z.B. die (am Wettbewerb ‚Regionen Aktiv’ beteiligten) ostdeutschen Regionen Barnim-Uckermark: 30 
Ew./ qkm, Mecklenburgische Seenplatte und Odermündung: 57 Ew./qkm.  
577  Vgl. Umweltstiftung WWF Deutschland Landwirtschaft und Entwicklung (Hg.) (2002): 10. 
578  Vgl. Maier (1996): 1. 
579  Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (Hg.) (2002): 170; 320. 
580  Zitate nach Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (Hg.) (2002): 188. 
581  Vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (Hg.) (2002): 182. 
582  Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (Hg.) (2002): 189. 
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Ähnliche ökologische Probleme ergeben sich auch in ländlichen Räumen, die ungünsti-
ge Produktionsbedingungen für die Landwirtschaft besitzen. Speziell aus diesen Un-
gunstgebieten zieht sich die Landwirtschaft zurück und hinterlässt durch diese Aus-
räumung nicht selten ungelöste Umweltprobleme (Erosion etc.). Chancen können sich 
in diesen Gebieten hingegen durch die Ausweitung der Kulturlandschaftspflege oder 
anderer Bereiche, bspw. des Tourismus, ergeben.583 Zunehmend wird dabei von der 
Multifunktionalität der Landwirtschaft als zukünftiger Perspektive gesprochen, d.h., 
dass landwirtschaftliche Betriebe neben der traditionellen Produktion neue Einkom-
mensquellen erschließen.584
Die Basis einer weiteren lokal-wirtschaftlichen Entwicklungsstrategie – auch in Form 
von Projekten einer eigenständigen Regionalentwicklung – liegt zunehmend in einer 
Reanimierung lokal-regionaler Wirtschaftskreisläufe mit einer Erhöhung der Binnen-
marktnachfrage nach regionalen Produkten. Die so genannte „unique selling positi-
on“585 der Regionen wird durch eine (Direkt)Vermarktung landwirtschaftlicher Produk-
te und touristischer wie auch anderer Faktoren unterstützt. In Verbindung mit einem 
„high nature value farming“586, also der Hinwendung zu einem ökologisch orientierten 
Landbau, wirkt dies auf das Image einer Region und verhilft zu einer guten Position im 
regionalen Standortwettbewerb. 
In ihrer Entwicklung werden die ländlichen Räume und peripheren Gebiete maßgeblich 
von (diversen) Politikbereichen beeinflusst. Hier wirken unter anderem Agrar- und 
Struktur-, Regional-, Umwelt-, Naturschutz-, Wirtschafts-, Verkehrs- und indirekt auch 
die Sozialpolitik. 
2. Stufe: Vom Plan zum Prozess587
Bereits in dieser Dekade waren erste Ansätze eines Prozesses des Umdenkens zu er-
kennen. Die staatlichen Planungen steckten in einer Krise. Die herkömmliche Struktur- 
und Regionalpolitik folgte einer „etatistischen Logik“: Zentral geführte Entscheidun-
gen, die zwar partiell erfolgreich waren, wurden den regionalen Bedürfnissen und Be-
sonderheiten nicht gerecht und führten zu Mitnahmeeffekten und Ineffizienz. Dazu gab 
es keine „Konzertierungsmöglichkeiten“588 zwischen Politikbereichen und -ebenen. Als 
Folge daraus waren aber auch neue Entwicklungsstrategien erkennbar. Die Raumpla-
nung orientierte sich neu (Kontextsteuerung und „Negativplanung“589). Im Bereich der 
Raumordnung kamen Einzelfälle dezentraler und regionalisierter Handlungsformen auf 
(bspw. Teilraumgutachten in Bayern), die zumeist, initiiert von Gewerkschaften und 
Kammern, von den Regionen selbst eingeführt wurden und sich auf spezifische Prob-
lemlagen zu Fragen der regionalen oder ländlichen Entwicklung konzentrierten. In ih-
ren Ansätzen waren sie querschnitts- und problemorientiert, bildeten seinerzeit aber 
nur „Insellösungen“590 auf der Ebene einer Gemeinde oder Kommune. Gerade in der 
zweiten Hälfte der 1980er Jahre ließen die ungeordneten Impulse ‚von unten’ die Akti-
                                         
583  Vgl. Umweltstiftung WWF Deutschland Landwirtschaft und Entwicklung (Hg.) (2002): 10; Bundesamt 
für Bauwesen und Raumordnung (Hg.) (2002): 189. 
584  Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft; Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(Hg.) (1997). 
585  Gustedt (2000): 25. 
586  Gustedt (2000): 11. 
587  In Anlehnung an Knieling, Fürst, Danielzyk ((2003): 17) ist dies die zweite der drei verschiedenen Ent-
wicklungsstufen der Regionalplanung. 
588  Zitate nach Voelzkow (1994): 12. 
589  Fürst (2005): 20. 
590  Diller (2002): 71. Vgl. ausführlicher ebd.: 71-76. 
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vitäten und Programme auf regionaler Ebene derart ansteigen, dass die Regionalpolitik 
nicht mehr fähig war, die daraus entstandenen Koordinationsprobleme zu lösen. Hinzu 
kam das allgemeine Problem, dass eine hierarchisch-sektoralisierte Verwaltung nicht 
auf eine querschnittsorientierte Steuerung ausgerichtet ist.591 Einige Bundesländer 
griffen deshalb die neuen Steuerungsmöglichkeiten auf und integrierten sie in ihre 
Landesplanungen (in erster Linie Niedersachsen mit einzelnen Regionalkonferenzen 
und Nordrhein-Westfalen mit einer flächendeckenden regionalen Strukturpolitik (s. 
Kap. 4.2.1)).592 Zur Bewältigung des herrschenden Koordinationsdefizits der Instanzen 
mussten also neue Strukturen geschaffen werden. Die Bundesländer fanden aber noch 
weitere Gründe für die Implementierung neuer Steuerungsmöglichkeiten: anhand ihrer 
Wirkung nach innen, nämlich als Wahlkampfplattform, und nach außen, um dem Bund 
gegenüber ihre Probleme zu demonstrieren.593 Die Planung wurde nun – nach einem 
„massiven Paradigmenwechsel“594 – als ein Prozess betrachtet. 
4.1.1 Das ROG 1998 und die Instanzen der Bundesraumordnung 
Ausgangspunkt der im Grundgesetz festgelegten Aufgabenteilung der Raum- und Re-
gionalpolitik auf Bund und Bundesländer ist, wie bereits erwähnt, das Bundesraum-
ordnungsgesetz (ROG) von 1965. Darin wird den Bundesländern nach den gesetzli-
chen und inhaltlichen Vorgaben des Bundes die Ausgestaltung der Landes- und Regio-
nalplanung überlassen, um das übergeordnete gemeinsame und vorrangige Ziel, die 
Schaffung gleichwertiger595 Lebensverhältnisse in allen Teilräumen des Staats, zu ver-
wirklichen. Gerade dieses originäre Raumordnungsziel, welches dem Wachstumsziel in 
Konkurrenz gegenübersteht,596 wurde durch die verschiedenen Politikansätze bis heute 
nicht erreicht (siehe Kap. 2.1.2) und ist Gegenstand kritischer Diskussionen. Dies ist 
auch ein Grund, warum die Steuerungsfähigkeit des Staats besonders in diesem Poli-
tikfeld in Frage gestellt wurde.597 Die in den achtziger und neunziger Jahren aufge-
kommene Kritik an der deutschen Regionalpolitik ist daher aus zwei Gründen gerecht-
fertigt: Erstens zeigt die einseitige – und damit sich selbst einschränkende – Ausrich-
tung auf regionalökonomische Instrumente mit einer reinen Investitionsförderung nur 
oberflächlich, dass eine einheitliche regionalpolitische Strategie vollzogen wurde.598 In 
                                         
591  Vgl. Fürst (2005): 17. 
592  Vgl. Diller (2002): 76. 
593  Vgl. Benz et al. (1999): 67-70. 
594  Fürst (2005): 20. 
595  Gleichwertigkeit ist dann gegeben, wenn ein quantitatives und qualitatives Angebot an Wohnungen, 
Erwerbsmöglichkeiten und öffentlichen Infrastruktureinrichtungen gegeben ist. Vgl. Henkel (1999): 
255. 
596  Vgl. Frey, Zimmermann (2005): 5. 
597  Vgl. Arndt (1993): 44. 
598  Das Problem der GRW in der Gründungsphase war zum Beispiel, dass damit eine unspezifische Förde-
rung verbunden war und Regionen mit spezifischen Problemen außen vor blieben, weil die Bedürftigkeit 
nach dem allgemeinen Wert der Wirtschaftsindikatoren ermittelt wurde. Erst in den 1980er Jahren wur-
de die GRW umgestaltet, so dass auch Regionen mit spezifischen Problemen (besonders Altindustriere-
gionen) Berücksichtung gefunden haben. Mit dem Beitritt der ostdeutschen Länder hat sich das Instru-
ment wiederum verlagert. Es wurde nun vorrangig zur Sanierung der neuen Länder eingesetzt. Das 
Problem aber blieb: Die Förderung wurde auf Wirtschaftszweige verteilt, die für die Förderregion oft 
keine langfristigen Perspektiven auswiesen. Die GRW war also über finanzielle Anreize ausschließlich auf 
die Förderung privater und öffentlicher Investitionen ausgerichtet. Schon Ende der 1980er Jahre wurde 
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diese Richtung geht der oft erwähnte Kritikpunkt – das Fehlen eines Leitbilds – zur 
Regionalentwicklung.599 Der Wunsch zum Abbau regionaler Disparitäten reicht an die-
ser Stelle nicht aus (Kritik: fehlende Strategie). Zweitens sind die Gemeinschaftsauf-
gaben zentralistisch organisiert und arbeiten nach normativen Konzepten und Förder-
zielen. Individuelle Problemsituationen werden nicht berücksichtigt („Einheitsrezep-
tur“600). Hinzu kamen die mit den Gemeinschaftsaufgaben verbundenen Nachteile wie 
z.B. Mitnahmeeffekte und räumliche Fehlallokationen, die sich aus der Fördermittel-
vergabe ergeben haben.601 Die Gemeinschaftsaufgaben waren also aufgrund von Män-
geln in der Gestaltung und Durchführung nur eingeschränkt effektiv. 
Einschub: GRW und GAK nach dem ROG 1998 
Die beiden genannten Gemeinschaftsaufgaben sind auch nach dem ROG 1998 weiter-
hin die wichtigsten Instrumente des Bundes, die auf eine Stärkung des ländlichen 
Raums und strukturschwacher Regionen zielen.602
Die GRW ist dabei in den letzten Jahren zu einem Instrument einer ausgeglichenen 
Regionalentwicklung ausgebaut geworden. Hierzu gehören eine Investitionsförderung 
gewerblicher Betriebe, speziell im so wichtigen Bereich des Handwerks und der klein- 
und mittelständischen Unternehmen (KMU) sowie der Ausbau der wirtschaftsnahen 
Infrastruktur in den vom Bund und von den Ländern gemeinsam festgelegten Förder-
regionen (strukturschwache ländliche Räume und altindustrielle Regionen); aber auch 
nichtinvestive Programme in den Bereichen der Planung, Beratung und (Wei-
ter)Bildung sind möglich. Über die GRW können die erwähnten regionalen Entwick-
lungskonzepte gefördert werden.603 Die bewilligten Mittel der GRW betrugen im Jahr 
2005 nur noch rund 2 Mio. € aus Bundes- und Ländermitteln (1998 noch rund 3,9 Mio. 
€), wovon der größte Teil, 90% der Investitionsmittel, in den ostdeutschen Ländern 
investiert wurde. Zwei Drittel der Mittel entfallen dabei auf die Unterstützung der ge-
werblichen Wirtschaft, während der Rest für Infrastrukturmaßnahmen verwendet 
wird.604
Eine stärkere Bedeutung für die ländliche Entwicklung hat in den letzten Jahren die 
‚Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes’ 
(GAK) erfahren. Sie hatte eine leistungsfähige und auf künftige Anforderungen ausge-
richtete Land- und Forstwirtschaft und einen verbesserten Küstenschutz zum Ziel. Als 
zentrales Instrument zur Förderung der Agrarstruktur sind daher auch direkte Auswir-
kungen auf ländliche Räume spürbar. „Die Gemeinschaftsaufgabe ‚Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes’ (GAK) ist das zentrale nationale Instrument der 
Koordinierung der Agrarstrukturpolitik sowie zur Umsetzung und nationalen Mitfinan-
                                                                                                                             
die Wirkungsweise der Gemeinschaftsaufgabe als wenig wirksam beschrieben. Vgl. Goch (2004): 172-
183. 
599  Vgl. Schikora (1994): 73. 
600  Krafft, Ulrich (1993): 20. 
601  Vgl. Genosko (1999): 98. 
602  Die Gesamtmittel, sowohl nationale als auch EU-Mittel, für die ländliche Entwicklung in Deutschland 
betrugen im Planansatz für die Periode 2000-2006 rund 18 Mrd. €, wovon 42% für die Förderung des 
ländlichen Raums, Landwirtschaftstätigkeiten, Tourismus und Handwerk aufgewendet wurden. Vgl. 
Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2003a): 67. 
 Neben den Instrumenten des Bundes gibt es noch eine ganze Reihe von Maßnahmen und Förderpro-
grammen der Bundesländer. Die wichtigsten Instrumente zur Förderung der ländlichen und regionalen 
Entwicklung der EU sind im Rahmen der AGENDA 2000 vier Struktur- sowie der Kohäsionsfonds. Hierzu 
gehören Maßnahmen und Verordnungen, wie z.B. die Verordnung des Rates über die Förderung der 
Entwicklung des ländlichen Raums (VO 1257/99) oder die Gemeinschaftsinitiative LEADER+. In der 
neuen Förderperiode wurde die EU-Förderung umstrukturiert (s. Kap. 6.2.1). An dieser Stelle muss auf 
weiterführende Literatur verwiesen werden. Vgl. Europäische Kommission (Hg.) (2001a); Baumheier 
(1999); Rolle (2000). 
603  Vgl. Bundesamt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (Hg.) (1999): 9. 
604  Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (2006). 
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zierung der EU-Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums. Ein finanzieller Schwer-
punkt der Förderung liegt zurzeit bei der integrierten ländlichen Entwicklung, mit der 
insbesondere überbetriebliche Maßnahmen, z.B. der Dorferneuerung, der ländlichen 
Infrastruktur und der Diversifizierung, umgesetzt werden. Weitere Maßnahmen-
schwerpunkte sind die einzelbetriebliche Investitionsförderung, die Ausgleichszulage 
für benachteiligte Gebiete, die Wasserwirtschaft, der Küstenschutz, die Marktstruktur-
verbesserung, die markt- und standortangepasste Landbewirtschaftung (Agrarum-
weltmaßnahmen) und die Forstwirtschaft. Für 2007 stehen 615 Mio. Euro Bundesmit-
tel und damit die gleiche Höhe wie 2006 zur Verfügung. Zusammen mit den Landes-
mitteln ergibt sich ein Fördervolumen von rund 1 Mrd. Euro.“605 2002 wurden noch 
knapp 1,4 Mrd. € für die Gemeinschaftsaufgabe aufgebracht). Die integrierte ländliche 
Entwicklung hat allerdings nur einen Anteil von 19% an den GAK-Mitteln und macht 
rund 300 Mio. € aus.606
Auch die GAK verfolgt flächendeckende, sektorale Ziele.607 Sie ist kein Programm, 
sondern definiert Rahmenbedingungen, die von den Ländern in ihren Landesentwick-
lungsplänen berücksichtigt werden müssen. Die Fördergrundsätze für die GAK umfas-
sen einzelbetriebliche und überbetriebliche Maßnahmen. Einzelbetriebliche Investiti-
onsförderungen dienen in erster Linie der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen 
im landwirtschaftlichen Sektor (Verbesserung der Produktions- und Vermarktungs-
strukturen). Dazu zählen auch Investitionen zur Einkommensdiversifizierung der land-
wirtschaftlichen Unternehmen. Mit überbetrieblichen Investitionen wird zum einen die 
ländliche Entwicklung gefördert, z.B. durch Flurbereinigungen und Dorferneuerun-
gen.608 Es werden Infrastrukturmaßnahmen finanziert, von denen „Multiplikatoreffek-
te“609 erhofft werden. Zum anderen findet eine Förderung zur nachhaltigen Landbe-
wirtschaftung statt, zu der u.a. Ausgleichszahlungen gehören. Obwohl der Förder-
schwerpunkt auf einzelbetrieblichen Maßnahmen liegt,610 ist die GAK darauf ausgerich-
tet, die wirtschaftlichen Agrarstrukturen in die ländliche Wirtschaft zu integrieren. 
3. Stufe: Von der Steuerung durch Recht zu Verhandlungen und paradigmatischer 
Steuerung611
Aus dieser „Krise der Regionalpolitik“612 ergab sich schließlich eine Verstärkung von 
Dezentralisierungs- und Regionalisierungsprozesse in den achtziger und neunziger 
Jahren, der bisher beschriebene Wandel und Aufstieg der Regionen führte somit zu 
direkten Auswirkungen auf die bundespolitische Ausrichtung der Raum- und Regional-
politik. Es stand nun die „Ergebnisorientierung im Mittelpunkt des Erkenntnisinteresses 
planerischer Entscheidungen“613.
Zudem geriet neben dem Zusammenspiel der Rahmensetzung des Bundes und der 
Steuerung durch die Länder das Recht der Kommunen auf eine lokale Selbstverwal-
tung und die Normen- und Rahmensetzung der EU ins Blickfeld. Die veränderten Rah-
                                         
605  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2007a): 37f. Im Soll-
Ansatz des BMELV-Haushalts werden für die GAK 630 Mio. € ausgewiesen, was ein 3% niedrigerer An-
satz gegenüber 2006 (650 Mio. €) bedeutet. Vgl. ebd.: 53. 
606  Vgl. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2007a): 38. 
607  Vgl. Bundesregierung (Hg.) (2000): 8. 
608  Vgl. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2007a): 37f. 
609  Bundesamt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (Hg.) (1999): 7f. 
610  Vgl. Umweltstiftung WWF Deutschland Landwirtschaft und Entwicklung (Hg.) (2002): 11f. 
611  In Anlehnung an Knieling, Fürst, Danielzyk ((2003): 17) ist dies die letzte der drei verschiedenen Ent-
wicklungsstufen der Regionalplanung. 
612  Krafft, Ulrich (1993): 15. 
613  Hübler (2002): 16. 
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menbedingungen (Globalisierung, Europäisierung: Reform der Struktur- und Regional-
fonds der EU seit 1988) führten dazu, dass die für die Raumordnung zuständigen Bun-
des- und Länderministerien 1992 den Raumordnungspolitischen Orientierungsrahmen 
(ORA) erarbeiteten. Dieses Programm ist als ein flexibles Steuerungsinstrument zu 
verstehen, das die Perspektiven, Strategien und Wege zur Umsetzung einer räumli-
chen Entwicklung in Deutschland darstellt. Mit dem ORA wurde auf der Bundesebene 
erstmals sowohl die Notwendigkeit von regionalen Initiativen und Eigenkräften, als 
auch eine Stärkung der Eigenverantwortung der Regionen, vor dem Hintergrund der 
Forderung eines kombinierten und koordinierten Einsatzes von Fördermitteln, betont. 
Heute kann gesagt werden, dass der ORA eine Vorreiterrolle für einen Paradigmen-
wechsel in der Bundespolitik gespielt hat. Zum ersten Mal wurde der kooperativen 
Regionalentwicklung eine Rolle neben den bestehenden Konzeptionen zugestanden,614
indem regionale Initiativen und regionale Aktionsprogramme zur Ergänzung der Regi-
onalplanung gefördert wurden. Des Weiteren legt der ORA erstmals Leitbilder zur 
Raumentwicklung des Bundes fest. Der ORA wurde 1995 durch die Ministerkonferenz 
für Raumordnung (MKRO) konkretisiert: Mit dem Raumordnungspolitischen Hand-
lungsrahmen wurde nachfolgend ein Programm verabschiedet, welches das neue Pla-
nungsverständnis – den prozess- und handlungsorientierten Charakter und auch die 
Festschreibung von Leitbildern als „Instrumente der Entwicklungsvorstellungen von 
Bund und Ländern“615 – impliziert, der die Region erstmals als Umsetzungsebene 
raumordnerischer Prozesse installiert und als Handlungsebene festgelegt.616 Der Bund 
‚sprang’ also auf den „Regionalisierungszug“617 auf.  
Gleichzeitig wurde an einer neuen Fassung des Raumordnungsgesetzes gearbeitet, das 
am 01.01.1998 als grundlegend novellierte Fassung des Gesetzes in Kraft trat. Zwar 
hat sich an der grundsätzlichen Ausgestaltung nicht viel geändert, denn der Bund 
bleibt im Besitz der Rahmenkompetenz. Erstmalig wurden allerdings die Aufgaben des 
Bundes dergestalt gesetzlich festgelegt, dass der Bund die 
„Leitbilder der räumlichen Entwicklung des Bundesgebietes oder von über die 
Länder hinausgreifenden Zusammenhängen als Grundlage für die Abstimmung 
raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen des Bundes und der Europäischen 
Gemeinschaft“ (ROG § 18 Abs. 1) 
entwickelt. 
Das ROG beschreibt weiterhin die Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Lan-
desplanung, die die Bundesländer für ihre ‚zusammenfassenden und übergeordneten’ 
(ROG § 8 Abs. 1) Landesraumordnungsprogramme bzw. Landespläne umzusetzen ha-
ben. Zur weiteren fachlichen und räumlichen Konkretisierung der Landespläne werden 
sie zur Aufstellung von regionalen Raumordnungsplänen (Regionalpläne) verpflichtet, 
die sich speziell auf kleinräumigere Regionen beziehen (ROG § 9).618 Nach dieser In-
                                         
614  Vgl. Diller (2002): 72. 
615  Aring, Sinz (2006): 44 
616  Vgl. ebd.; Danielzyk (2001): 106; Danielzyk, Rietzel (2003): 513. 
617  Benz et al. (1999): 82. 
618  Regionalpläne sind in allen Flächenländern etabliert und gehören zur staatlichen Ebene. Zur weiteren 
Klärung von Begrifflichkeiten. Vgl. Hein (1998). 
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stanzenfolge gliedert sich die deutsche Raumplanung in die Landesplanung (Gesamt-
raum), Regionalplanung (Teilraum) und kommunale Flächennutzungsplanung (Ge-
meindegebiet).619
Abb. 3:  Instanzen der Raumordnung – Abstufung der Planungs-
ebenen in der BRD 
Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an  
           Naßmacher, Naßmacher (1999): 138; Henkel (1999): 254. 
Bezogen auf die Umsetzung der Raumordnungspläne berücksichtigt das ROG 1998 die 
in den Bundesländern bis dato gesammelten Erfahrungen einer „fachbezogenen Ver-
waltungsreform“620 (Regionalisierung der Strukturpolitik, Dezentralisierung von Fach-
                                         
619  Vgl. Fürst (2005): 17. 
620  Fürst (1995): 253. 
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politiken, Förderung eigenständiger Regionalentwicklung), die zu teilweise bedeuten-
den (teil)regionalen Ansätzen in den Bundesländern geführt haben,621 indem dem ge-
wachsenen Einfluss informeller (Kooperations)Instrumente Rechnung getragen und auf 
die bundespolitische Rahmengesetzgebung übertragen wurde. Die Träger der Landes- 
und Regionalplanungen werden zu mehr Kooperationen aller Betroffenen verpflichtet 
(ROG § 7 Abs. 3 u. 6) und auf den Einsatz von regionalen Entwicklungskonzepten 
(REK), Städtenetzen sowie vertragliche Vereinbarungen (ROG § 13) hingewiesen 
(REK622, Städtenetze und andere Strategien zur Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit von Regionen waren bereits im Raumordnungspolitischen Handlungsrahmen fest-
geschrieben und zielten auf einen Erfahrungsaustausch mit regionalen Akteuren 
ab623).624
Die Organisation und Aufgabe der Regionalplanung 
Die klassische Form der regionalen Steuerung wird in Deutschland durch die Regional-
planung organisiert, in deren Rahmen die regionalen Raumordnungsprogramme (Re-
gionalpläne) aufgestellt werden. Während die Raumordnung auf die Erfüllung ver-
schiedener Staatsaufgaben (Flächenvorsorge, Risikovorsorge, Umweltvorsorge, Erho-
lungsvorsorge) ausgerichtet ist, wirkt die Regionalplanung direkt auf die Flächennut-
zung, indem sie auf regionaler bzw. kommunaler Ebene Festsetzungen zur Erhaltung 
des Freiraums und der Optimierung der Siedlungsstruktur und der Baulandvorsorge 
definiert. Die Aufgabe der Raumordnung ist dabei auch gleichzeitig die Aufgabe der 
Regionalplanung, weil mit der Raumordnung eine „aktive Mitwirkung“ an der Entwick-
lung der räumlichen Strukturen, in Form einer „Entwicklungsaufgabe“625, einhergeht. 
Ausgehend davon ist die Regionalplanung Träger von Kontrollrechten und steuert das 
                                         
621  Vgl. Fürst (1995): 253f.; Priebs (1998b): 125; Diller (2002) 72. 
622  Schon Mitte der 1990er Jahre wurde als Instrument einer endogenen Regionalentwicklungsstrategie 
eine „strategische Regionalanalyse“ (Grabski-Kieron, Knieling (1994): 164) beschrieben, die Auskunft 
über potenzielle Entwicklungschancen und vorhandene Probleme oder Risiken einer Region geben soll. 
In der Regionalanalyse, einem (integrierten) regionalen Entwicklungskonzept (REK), werden zudem 
Leitbilder zur Ausrichtung der regionalen Entwicklung festgeschrieben. Sie besitzen seit der MKRO 1995 
eine feste Funktion in der Raumordnungspolitik. In regionalen Netzwerken besitzen sie einen „orientie-
renden oder anregenden Charakter“ (Diller (2002): 120) und führen zu einer „Selbstbindung der Akteu-
re“ (Danielzyk (2001): 107). Regionale Kooperationen sind somit auf die „Strategie der leitbildorientier-
ten Entwicklung regionaler Projekte“ (Diller (2002): 120) in gewisser Hinsicht angewiesen. Eine Regio-
nalanalyse ist also auch eine Grundlage einer regionalen Kooperation, die im Netzwerk durch ein „akti-
vierendes Informations- und Kommunikationsmanagement“ und eine „Regionalmoderation“ – zur Bera-
tung, Mobilisierung und als Mittlerfunktion innerhalb der Gremien und der Akteursstruktur, aber auch 
nach außen in die Öffentlichkeit – verarbeitet werden müssen. Zitate nach Grabski-Kieron, Knieling 
(1994): 164. Die REK-Prozesse stehen zusammenfassend für eine intensive und breite Einbindung regi-
onaler Akteure, professionelle Organisationsarbeit, ausgewiesene Finanzkonzeptionen regionaler Koope-
rationen und eine Unterstützung durch Prozesspromotoren. Mit der Einführung von REK wurde insge-
samt eine Verbesserung der Abstimmung zwischen Regionalentwicklungsstrategien und der Regional-
planung erwartet, weshalb die „Abstützung“ der Regionalpläne durch die REK ein weiteres erhofftes An-
sinnen darstellte. In der Praxis ist dies jedoch nicht erkennbar. Vgl. Ludwig (2005): 325. Über die Be-
ziehung zwischen Regionalplanung und regionaler Strukturpolitik vgl. Priebs (1998a): 210f. Es gibt 
mittlerweile mehrere Veröffentlichungen, die das Instrument der Regionalen Entwicklungskonzepte 
(REK) auf die Effekte und Wirkungen untersuchen und Handlungsempfehlungen zum Einsatz geben. 
Siehe hierzu Keim (2002). 
623  Vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (Hg.) (2002): 205-208. 
624  Vgl. Benz et al. (1999): 82. 
625  Benz, Henrich (1980): 35f. 
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Planungsverhalten untergeordneter staatlicher Ebenen durch eine „Planung der Pla-
nung“626.
„Aufgabe der Regionalplanung ist es, die räumliche Entwicklung im Hinblick auf 
eine angestrebte Ordnung des Raumes zu beeinflussen. [..] Der in der Regional-
planung zu behandelnde Problemverarbeitungsbedarf wird also bestimmt durch 
die aus der regionalen Entwicklung resultierenden Folgewirkungen für die Raum-
struktur.“627
Die Regionalplanung als Planungsebene liegt zwischen der Landesplanung und der 
kommunalen Ebene, welche wiederum für die Bauleitplanung zuständig ist. Während 
also die Zielsetzung der Raumordnung nur eine überfachliche räumliche Rahmenpla-
nung ist, finden sie sich als verbindliche Festlegungen in den Programmen der Landes- 
und Regionalplanung wieder.628 Die Abgrenzung der Planungsebenen, die auf ein 
wechselseitiges Zusammenspiel angewiesen sind, wird im Allgemeinen als ‚Gegen-
stromprinzip’ bezeichnet und ist schließlich, weil die Bundesländer für die Umsetzung 
verantwortlich sind, für die Vielfalt unterschiedlicher Planungsmodelle in Deutschland 
entscheidend.629 Diese Raumordnungsprogramme beschreiben die Raumnutzung, je-
doch keine Strategie zum Handeln.630 Dennoch sind die formellen Instrumente der 
Landes- und Regionalplanung (u.a. der Regionalplan) die Grundlage für eine räumliche 
Entwicklung.631
Die Regionalplanung hat grundsätzlich nur die Möglichkeit einer persuasiven Steue-
rung. Kooperative Handlungsformen und partizipative Verfahren sind deshalb nicht 
untypisch und gehören generell zur traditionellen Regionalplanung.632 Bereits heute 
gibt es für die Regionalplanung mehrere Einsatzfelder für einen erweiterten Einbezug 
von kooperativen Handlungsformen (bei der Aufstellung von Regionalplänen, in der 
Bearbeitung von Flächennutzungskonflikten und weiteren freiwilligen Initiativen).633
Diese Einschätzung betrifft jedoch hauptsächlich die Interaktionen zwischen Behörden 
und Planungseinheiten.634 Mit der in der Praxis zu beobachtenden Zunahme kooperati-
ver Praktiken und die Partizipation weiterer Akteure verändert sich aber die traditio-
nelle Regionalplanung grundlegend. Die Regionalplanung befindet sich in einem Wan-
del; der Einsatz neuer Instrumente in der Raumplanung befördert somit eine neue 
Rolle der Landes- und Regionalplanung. Eine neue Aufgabe im ROG 1998 („Zusam-
menarbeit der für die Verwirklichung [der Raumordnungspläne, S.D.] maßgeblichen 
öffentlichen Stellen und Personen des Privatrechts fördern“ (§13)) bedeutet die Über-
                                         
626  Einig (2003): 481. 
627  Benz, Henrich (1980): 4f. 
628  Vgl. Priebs (1998a): 206. 
629  Vgl. Henkel (1999): 254; Fürst (2005): 17; Einig (2003): 481; Benz, Henrich (1980): 1. 
630  Vgl. Fürst (2004): 52. 
631  Seit der Föderalismusreform 2006 ist die Raumordnung durch eine Gesetzesänderung Bestandteil der 
konkurrierenden Gesetzgebung, d.h. dass die Bundesländer in Zukunft von den Regelungen des ROG 
abweichen können (§ 15 (2)). 
632  Vgl. Knieling, Fürst, Danielzyk (2003): 11; 19; Priebs (1998a): 212; Danielzyk, Rietzel (2003): 513; 
Knieling (2003): 463; Einig (2003): 479; Zimmermann (2003): 33. 
633  Vgl. Danielzyk, Rietzel (2003): 513; Knieling (2003): 463. 
634  Vgl. Fürst (2001c). 
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nahme von Netzwerkkonzepten und weiteren Instrumenten (REK, Regionalkonferen-
zen, Regionalmanagement).635
Die Raumplanung hat demzufolge einen deutlichen Wechsel im Steuerungsverständnis 
erlebt:
„Vom Denken, orientiert am „technischen Plänemachen“, zum Denken in Pla-
nungsprozessen, vom Anhörungsverfahren der „negativen Koordination“ zur Mo-
bilisierung der Betroffenen, vom staatlichen Ordnungsdenken (Steuerung durch 
Recht) zum regionalkooperativen Entwicklungsdenken, vom „interventionisti-
schen Steuerungsanspruch durch „Moderieren“, „Managen“ und „Verhandeln“, 
vom Anspruch der verwissenschaftlichten Planung zur bescheidenen inkrementa-
listischen Planung „mit Augenmaß“.“636
Kurz dargestellt, hat in der deutschen Raum- und Regionalplanung eine Entwicklung 
von Planungsdenken und hierarchisch-interventionistischer „Überplanung“ hin zu einer 
kooperativ-beratenden Ausrichtung und zu integrierten Ansätzen einer Entwicklungs-
planung (mit der Verknüpfung verschiedener Sektoren) und somit zu einer „paradig-
matischen Steuerung“637, stattgefunden.638 Der Planungsprozess wird nunmehr durch 
auf „Problemzusammenhänge gerichtete dialogische Prozesse“ und eine „organisierte 
Kommunikation zwischen Akteuren“ geführt.639 Damit ist in der deutschen Regionalpo-
litik der Wandel von einer ausgleichsorientierten (exogenen) zur endogenen Prozess-
politik (im Sinne einer prozesspolitischen anstelle einer ordnungspolitischen Ausrich-
tung) eindeutig erkennbar geworden.640
Insgesamt aber ist es schwierig, den Nutzen der Raumplanung zu messen.641 Zu viele 
Faktoren bei der Wahrnehmung der Aufgaben relativieren die Wirkungen. Das deut-
sche Planungssystem (ROG und Landesgesetze) hat das Problem einer ambivalent zu 
bewertenden Organisation, weil es ‚von unten’ durch kommunale Interessen der Le-
bensqualitätssicherung und ‚von oben’ durch staatliche Interessen der rationalen 
Raumnutzung geprägt wird.642 Städte und Gemeinden sehen also in der Regionalpla-
nung Einschränkung ihrer kommunalen Selbstverwaltungsautonomie.643 Hinzu kommt, 
dass die Regionalplanung als „selbst-referenzielles System“ zur Abschirmung neigt und 
sich die Einstellung der Planer selbst ändern müsste, sollte der Raum mit seiner „so-
zialen Funktion“644 (Raumidentität, sozialkulturelle Traditionen etc.) einbezogen wer-
                                         
635  Vgl. Rudolph (2003): 73; Priebs (1998a): 215; Zimmermann (2003): 43; Löb (2003): 118. 
636  Fürst (2005): 21. 
637  Paradigmatische Steuerung ist dann gegeben, wenn sich persuasive Steuerung auf die Veränderung 
von Deutungsmustern und Einschätzungen von Situationen, Problemen und Lösungen richtet. Dabei 
sind nicht nur Interaktionsprozesse, auf welchen die paradigmatische Steuerung beruht, entscheidend, 
sondern die dialogartige Einbindung der Adressaten der Politik (hier: Regionalplanung). Dadurch wer-
den die Adressaten zu Partnern („Steuerungsgemeinschaft“). Zitate nach Fürst (2001c). 
638  Vgl. Knieling, Fürst, Danielzyk (2003): 16. 
639  Zitate nach Ludwig (2005): 322. 
640  Vgl. Beck (1997): 44-45. 
641  Es bestehen ein „Zurechnungsproblem“ (sehr beschränkte Zuständigkeit durch Steuerung der Flächen-
nutzung), ein „Zeitaspekt“ ((Miss)Erfolge stellen sich nach Jahren ein) und ein „Indikatorenproblem“ (es 
gibt keine quantifizierbaren Indikatoren zur Wirkungsanalyse). Zitate nach Fürst (2005): 19. 
642  Vgl. Fürst (2005): 17. 
643  Vgl. Einig (2003): 484. 
644  Zitate nach Fürst (2005): 19. 
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den. Ein ganz grundsätzliches Problem ist dabei, dass die Regionalplanung ein Gegen-
pol (informeller) kooperativer Netzwerkansätze ist, die sie eigentlich initiieren und be-
gleiten sollte.645 Eine zusammenfassende Kritik an der Raumplanung kann wie folgt 
aufgeführt werden: 
? Es besteht ein Missverhältnis von Planungswerk zum Steuerungsaufwand. 
? Die Fachplanungen entziehen sich dem regionalen Koordinationsprozess. 
? Die Arbeitsweise der Regionalplanung verkommt zur Routine; unverständliche 
Ziele und Grundsätze in der Anwendung führen zu einer schwerfälligen und in-
novationsfeindlichen Regionalpolitik. 
? Die Regionalplanung nimmt zusehends eine Verteidigerrolle von Naturraumpo-
tenzialen ein. 
? Reaktion anstelle von Aktion: Von der Regionalplanung geht keinerlei Anstoß 
einer positiven Entwicklung aus. 
? Die Probleme sind oftmals kleinteiliger als ein regionaler Lösungsmaßstab.646
Ebenso ist nicht zu erwarten, dass von der Regionalplanung – trotz Aufnahme neuer 
Instrumente – eine dominante Rolle zur Koordination neuer Steuerungsansätze aus-
gehen könnte, da sie  
? Teil des verrechtlichten staatlichen Systems ist,  
? ungenügende und fehlende Ressourcen beklagt (finanziell, materiell, metho-
disch),
? der territoriale Zuschnitt nicht mit der „gefühlten“ Region übereinstimmt,  
? einen fixierten Aufgabenkatalog besitzt und  
? politisch gebunden ist.647
Nichtsdestotrotz nimmt der Stellenwert der Raumplanung unter den veränderten Be-
dingungen (Globalisierung, demografischer Wandel etc.) eher an Bedeutung zu, be-
sonders aufgrund der Möglichkeiten zur Konfliktlösung zwischen beteiligten Akteuren. 
Die Regionalplanung ist in ihrer Ausrichtung nämlich generell eine querschnittsorien-
tierte Planungsfunktion – mit einer Steuerungsfunktion (Lenkung von räumlichen (und 
nicht sektoralen) Entwicklungstendenzen nach gesetzlichen Zielen) und einer Koordi-
nierungsfunktion (vertikale Koordination durch die Integration von staatlichen Ebenen; 
horizontale Koordination in fachlicher Hinsicht).648 In Verbindung mit einer guten Wirt-
schaftspolitik kann die Raumplanung durchaus einen „Standortvorteil“649 darstellen.
Zwar sind aus den positiven Erfahrungen aus den Politikansätzen zur Regionalentwick-
lung der Bundesländer Handlungsempfehlungen in die Bundespolitik eingegangen, 
doch besitzt die Raumordnungspolitik trotz der Gesetzesänderungen (des ROGs) und 
einer neuen Ausrichtung der Instrumente weiterhin ‚Vollzugsdefizite’, welche inhalt-
lich-instrumental und strukturell zu begründen sind.650 Die allgemeinen Defizite der 
Förderpolitik bestehen an dieser Stelle darin, dass sie sektoral und monofunktional 
ausgerichtet sind. D.h., es wird kein spezieller Raumbezug hergestellt und die projekt-
orientierten Instrumente werden nicht auf regional unterschiedliche Bedürfnisse abge-
                                         
645  Adam, Wiechmann (1999): 665. 
646  Vgl. Mielke (1999): 21-37 zitiert in Diller (2002): 70. 
647  Vgl. Zimmermann (2003): 49f. 
648  Vgl. Einig (2003): 485; Benz, Henrich (1980): 36. 
649  Muggli (2002): 25. 
650  Vgl. Henkel (1999): 271. 
RAUM- UND REGIONALENTWICKLUNG, -PLANUNG UND -POLITIK IN DER BRD 99 
stimmt. Da es zudem keine abgestimmte Entwicklungsstrategie gibt, kann es sogar 
vorkommen, dass diese diversen und komplexen Fördermaßnahmen zueinander in 
einem Widerspruch stehen.651
4.1.2 Das Leitbild der Nachhaltigkeit in der Raumordnung 
Im ROG 1998 wurden einige neue Ansatzpunkte übernommen, doch die wichtigste 
Neuerung des Gesetzes ist die Betonung des zentralen Leitbilds einer nachhaltigen 
Entwicklung: 
„Leitvorstellung bei der Erfüllung der [raumordnerischen, S.D.] Aufgabe [..] ist 
eine nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen Ansprü-
che an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang bringt und zu 
einer dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ordnung führt“ (ROG § 1 Abs. 2). 
Das Ziel, die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse, ist nunmehr einer von 
acht Teilaspekten, die die zentrale Leitvorstellung konkretisieren (ROG § 1 Abs. 2).652
Das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung, das sich auf den Austausch von Stoffströ-
men, Verkehrsbeziehungen, Flächennutzungsmustern usw. bezieht und auf regionaler 
Ebene am besten organisierbar ist, führt unvermeidlich zum Bedeutungsgewinn der 
regionalen Handlungsebene.653 Dies spiegelt sich auch in § 9 des Gesetzes wider, wo-
nach in bestimmten Räumen eine Zusammenfassung der Regionalpläne und ‚Regiona-
len Flächennutzungspläne’ möglich ist und somit eine Planungsebene eingespart wer-
den kann.  
Exkurs: Die nationale Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesrepublik Deutschland 
Als deutscher Beitrag wurde diese Strategie auf dem „Weltgipfel für Nachhaltige Ent-
wicklung – Rio+10“ in Johannesburg im September 2002 vorgestellt. Hiermit sollte ein 
für alle Politikbereiche geltendes Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung auf der 
Grundlage von umwelt-, wirtschafts- und sozialpolitischen Zielen bestimmt werden. 
Ein eingerichteter Staatssekretärsausschuss und der im April 2001 gegründete Rat für 
Nachhaltige Entwicklung – 18 Mitglieder, die relevante gesellschaftliche Verbände rep-
räsentieren – wurden mit der Erarbeitung von Zielen und Projektvorschlägen beauf-
tragt. Der Rat teilt sich in drei Arbeitsgemeinschaften auf (‚Energie und Klimaschutz’, 
‚Mobilität’ und ‚Landwirtschaft, Ernährung, Gesundheit, Umwelt’) und soll zur Förde-
rung des gesellschaftlichen Dialogs und des Problembewusstseins beisteuern.654 Der 
oftmals schwammige und inflationär verwendete Begriff Nachhaltigkeit soll durch Pro-
jekte und Konzeptionen politischer Maßnahmen an zu definierenden „Vorgaben zu Zie-
len und Indikatoren“ definiert werden. Der Rat hat Berichte und Empfehlungen zur 
Ausgestaltung bestimmter Politikbereiche an die Bundesregierung zu verfassen.655
Projekte gelten dann als beispielhaft, wenn sie eine „partnerschaftliche Zusammenar-
beit zwischen staatlicher Verwaltung, privaten und öffentlichen Unternehmen sowie 
bürgerschaftlichen Initiativen stärken“. Sie sollen eine „Vision der nachhaltigen Le-
bensqualität“656 geben. Hierfür genannte Stichworte sind Innovationen, Dezentralisie-
rung, neue Verantwortlichkeit in Netzwerken, Partizipation. Das vom Rat formulierte 
                                         
651  Vgl. Petermann (2002): 10. 
652  Vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (Hg.) (2002): 200. 
653  Vgl. Danielzyk (2001): 579. 
654  Vgl. Bachmann (2001). 
655  Vgl. Rat für Nachhaltige Entwicklung (Hg.) (o.J.b). 
656  Zitate nach Rat für Nachhaltige Entwicklung (Hg.) (o.J.a): 1. 
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„Leitbild der nachhaltigen Landbewirtschaftung“ beschreibt zum Beispiel eine mög-
lichst gering subventionierte, multifunktionale Landwirtschaft, die die natürlichen Res-
sourcen bewahrt, den Tierschutz garantiert sowie zum Schutz der Kulturlandschaft 
und der Artenvielfalt beiträgt. Das wichtigste Ziel, die Erzeugung gesunder Lebensmit-
tel nach ökologischen Grundsätzen und eine ethisch-verantwortliche Nachfrage, soll 
mit einer Kennzeichnung der Lebensmittel einhergehen. Die multifunktionale Ausrich-
tung stärkt regionale Wirtschaftskreisläufe und schafft zukünftige Betriebszweige im 
Sinne einer integrierten und sektorübergreifenden Entwicklung des ländlichen 
Raums.657
Überhaupt verlangt die nationale Strategie der Nachhaltigkeit einen ganzheitlich integ-
rierten Ansatz, im Sinne einer „Gesamtstrategie“658, die sich nunmehr auf die sektor-
übergreifenden Leitlinien Generationengerechtigkeit, Lebensqualität, sozialer Zusam-
menhalt und internationale Verantwortung stützt. Diese Strategie kann ebenso ver-
standen werden als Reformansatz in Richtung eines nachhaltigen Wirtschaftens mit 
Ziel zur Erlangung von Effizienzgewinnen bei Energie- und Ressourceneinsätzen.659
Weil die Nachhaltigkeitsdiskussion auf eine Verbindung zu neuen politischen Steue-
rungsmustern hinweist, sich an die Governance-Diskussion anlehnt660 und sogar noch 
eine Erweiterung des Governance-Konzepts darstellt (Sustainable Governance)661,
kann die nachhaltige Entwicklung als eine Entstehung eines „Bewusstseins der Glokali-
tät“662 interpretiert werden. Mit der Übernahme des Nachhaltigkeitsprozess als Leitbild 
ist ein „paradigm shift for regional economic policy away from the traditional primacy 
of economic growth towards the integration of economic, social and environmental
objectives“663 verbunden. Der Bezug zur Regional Governance-Debatte ergibt sich 
nunmehr daraus, dass die „Entscheidungen verschiedener Subsysteme – Gliedstaaten 
und Gebietskörperschaften – so aufeinander abzustimmen [sind, S.D.], dass eine dau-
erhafte Entwicklung möglich wird“664. Regional/ Rural Governance dient dabei als 
„Klammer für sozial-ökologische Prozesse in Richtung Nachhaltigkeit“ und dient als 
Instrument zur „pro-aktiven Gestaltung“665 im Sinne einer nachhaltigen Raumentwick-
lung. 
Nachhaltigkeit wird also für eine Neuausrichtung der Politik verwendet. Die Bedeutung 
des Worts leitet sich dabei aus der entwicklungs- und umweltschutzpolitischen Diskus-
sion ab, in welcher das Konzept der Nachhaltigkeit zu einem zentralen Begriff wur-
de.666 Mittlerweile muss aber eine inflationäre Verwendung des Begriffs auch auf ande-
re Politik- und Gesellschaftsbereiche attestiert werden, was kritisch betrachtet zu einer 
                                         
657  Vgl. Rat für Nachhaltige Entwicklung (o.J.); Rat für Nachhaltige Entwicklung (Hg.) (o.J.a): 1. 
658  Adam, Wiechmann (1999): 665. 
659  Vgl. Rid (2003): 24. Eine intensive Ausarbeitung zum Thema „nachhaltiges Wirtschaften“ in einer Be-
trachtung sowohl aus wirtschaftlicher und aus politischer Sicht findet sich bei Linne, Schwarz (Hg.) 
(2003). 
660  Vgl. Schneidewind (2003): 135f. 
661  Vgl. Schwarz (2003): 606f. 
662  Thierstein (2002): 15. 
663  Fichter, Moss (2001). 
664  Frey (2003a): 9. 
665  Zitate nach Nischwitz, Molitor, Rohne (2001): 13. 
666  Vgl. Fichter, Moss (2001). 
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Unschärfe der Wortbedeutung führt.667 Unter den bereits bestehenden unzähligen De-
finitionen des Begriffs ist die wohl bekannteste durch die Brundtland-Kommission 1987 
in ihrem Endbericht der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung, „Our Common 
Future“, geprägt worden. In diesem Bericht bezieht sich der Begriff ‚sustainable deve-
lopment’ auf eine „intergenerative Gerechtigkeit“, bei der es zu einer Entwicklung 
kommen soll, „die den Bedürfnissen der heutigen Generation entspricht, ohne die 
Möglichkeiten künftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse und ih-
ren eigenen Lebensstil zu wählen“.668 An diesem notwendigen Ausgleich der Interes-
sen hielten auch die meisten folgenden Definitionsversuche fest. Eine neue Kompo-
nente in der Begriffsbestimmung von Nachhaltigkeit ist die Einbeziehung des ‚Sozia-
len’. Der Nachhaltigkeitsbegriff wird somit als ein Drei-Säulen-Modell beschrieben, 
welches ökologische, ökonomische und soziale Komponenten669 im Sinne eines lang-
fristigen und dauerhaften Substanzerhalts zu einem „Systementwicklungsziel“670 integ-
riert.671 Eine nachhaltige Entwicklung ist langfristig das Ziel, welches für alle Ebenen 
des Handelns gilt: lokal, regional, national, supranational und global. Richter be-
schreibt dies anhand von zwei Aspekten, die der Nachhaltigkeit zuzuschreiben sind 
und die sich interessanterweise gegenseitig bedingen: „terrestrische Entgrenzung“ und 
„regionale Kontextualisierung“. „Nachhaltigkeit muss auf ein komplexes Netzwerk be-
zogen werden, das die Verknüpfungen von Handlungen im Kleinraum mit denen im 
globalen Raum in Rechnung stellt.“672 Nachhaltigkeit vollzieht sich dabei als „offener 
Begriff“ in einem dialogorientierten Prozess: 
„Ein plausibles Profil von Nachhaltigkeit erwächst nicht aus vermeintlich inhalts-
festen Appellen oder aus deklarierten Zwängen zu Umverteilung und Verzicht, 
sondern erst aus den Diskursen unter aller zentralen und möglichst vielen peri-
pheren Akteuren von Politik und Gesellschaft über den kurzzeitigen und den 
langfristigen kollektiven Nutzen oder den Schaden einzelner Handlungsmaxi-
men“.673
Dass die Politik bisher noch nicht als nachhaltig beschrieben werden kann, begründet 
die Europäische Kommission allgemein mit einer unzureichenden Koordination zwi-
schen den Fachpolitiken.674 Die Modelle haben versagt, sie waren nicht dauerhaft, weil 
sie zu einseitig auf quantitatives Wachstum gesetzt haben. Das betrifft auch die Er-
gebnisse der bisherigen deutschen Raumordnungspolitik. Sie werden als „ernüch-
                                         
667  Vgl. Richter (2005): 266. 
668  Zitate nach Weltbank (2003): 16. 
669  Vgl. Hillebrand et al. (2000): 17; Frey (2003a): 9. 
670  Kopfmüller (1993): 57. 
671  Die in den letzten Jahren gehäufte Verwendung des Begriffs Nachhaltigkeit macht dieses Wort unter 
Umständen zu einem Modewort. Ursprünglich ist die Formel der nachhaltigen Entwicklung ein schon 
sehr alter Begriff, der sich in Europa vor dem Hintergrund der Rodungsperiode im Mittelalter gebildet 
hat. Bereits 1144 setzte das Elsässer Klosters Mauermünster eine Forstordnung auf, die die Holznut-
zung und den Einschlag regelt. Jedoch wurden eindeutige und weitgreifende Anordnungen mit der Holz-
verknappung im 18. Jahrhundert unternommen. Es wurde festgeschrieben, dass nicht mehr Holz ge-
schlagen werden durfte, als nachwachse. Hieraus ergibt sich die umweltpolitische Ausrichtung des 
Nachhaltigkeitsbegriffs: eine Anpassung der Belastung durch das wirtschaftliche Wachstum an die Re-
generationsfähigkeit der Natur. Vgl. Altmann (1997): 309; Grober (2001): 4. 
672  Zitate nach Richter (2005): 264. 
673  Zitate nach ebd: 269f. 
674  Vgl. Europäische Kommission (Hg.) (2002): 25. 
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ternd“675 bezeichnet, da sich kein Abbau von Disparitäten, zwischen Großstädten und 
Verdichtungsräumen einerseits und ländlichen Regionen andererseits, eingestellt hat.  
Mittlerweile ist versucht worden, Indikatoren und Trends zur nachhaltigen Entwicklung 
zuzuordnen. Auch die Herleitung von Schlüsselelementen aus der Praxis ist wissen-
schaftlich versucht worden. Die bisherigen Ergebnisse zeigen dabei auf, dass es eine 
weitgehende Überschneidung mit den beschriebenen Elementen der Regionalisierungs- 
und (Regional) Governance-Prozesse gibt. Dazu zählen unter anderem das Subsidiari-
tätsprinzip, die Partizipation und Austausch von Wissen, eine Verstärkung regionaler 
Partnerschaften, Transparenz in den Programmen und der Entscheidungsfindung, Ak-
teursmotivation durch schnelle Erfolge, Langzeitperspektive in regionaler Entwick-
lungspolitik, die Integration von regionaler Nachhaltigkeit in alle Politikfelder und die 
Ausrichtung von regionaler Nachhaltigkeit als ein dynamischer Prozess.676
Auch wenn keine umfassende und generalisierende Darstellung von nachhaltiger 
Raumentwicklung bzw. Raumplanung existiert,677 muss die nachhaltige Entwicklung 
als ‚qualitativ zu bestimmender Prozess’ angesehen werden.678
Eine regionale Entwicklung im Sinne der Nachhaltigkeit erfordert daher ein Konzept. 
Für Schablitzki et al. gehören hierzu vier Elemente:  
? Integration ökologischer, ökonomischer, sozialer und kultureller Belange und 
Maßnahmen verschiedener Akteure, 
? Dauerhaftigkeit und Langfristorientierung bei Planungsentscheidungen,  
? Verteilungsgerechtigkeiten,
? diskursive bzw. kooperative Partizipation.  
Dazu gehören „strategische Prinzipien der Nachhaltigkeit“679, wie Vernetzung, Effi-
zienz, Suffizienz, Konsistenz, Risikovorsorge, inter- und intragenerative Gerechtigkeit, 
erweiterte Beteiligung, Kooperation und Transparenz, die mit einer Stärkung des Ge-
genstromprinzips680 die Umsetzung ‚von unten’ auch als einen „ethischen Weg“681 be-
schreiben. Anhand dieses Konzepts steht die staatliche Regionalplanung vor drei Arten 
von Herausforderungen:  
? Querschnittsorientierte Akteure werden durch die Ausweitung der interkommu-
nalen Zusammenarbeit und einer weiteren ‚Regionalisierung der Regional- und 
Strukturpolitik’ aufgewertet.  
? Neue Handlungsformen, regionale Kooperationsansätze, sind erforderlich. 
? Der „Zwang zum Lernen“ trifft die Regionalplanung, da sich Änderungen in ih-
rer Durchführung ergeben.682
                                         
675  Henkel (1999): 270. 
676  Vgl. Fichter, Moss (2001). 
677  Vgl. Kistenmacher, Mangels (2000): 91. 
678  Vgl. Strunk (1993): 35f. 
679  Schablitzki, Hübler, Kaether (1999): 481. 
680  Vgl. ebd.: 481-488. 
681  Kistenmacher, Mangels (2000): 90. 
682  Knieling, Fürst, Danielzyk (1999): 195. 
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Die Kooperationsbereitschaft einer Region reicht hierbei nicht aus. Die staatliche, ü-
bergeordnete Ebene muss Rahmenbedingungen setzen.683 Aber die breiten theoreti-
schen Forderungen zur Neupositionierung der Regionalplanung werden erst langsam 
politisch umgesetzt. Wegen fehlender umfassender Evaluierungen und weiter gehen-
der Erfahrungen ist dies durchaus verständlich, denn bislang ist eine generelle kogniti-
ve Einschätzung der Strategie der endogenen Entwicklung nicht möglich.684
Nachhaltige regionale Entwicklung ist also kein feststehendes Programm, sondern ein 
Lernprozess und in diesem Sinne auch ein abstraktes Konzept, ein soziales Kon-
strukt,685 welches „highly consensual“686 ausgerichtet ist. Nachhaltigkeit und nachhal-
tige Regionalentwicklung sind von daher, weil der Konstruktion nachhaltiger Entwick-
lung soziale Prozesse vorausgehen, „diskursive Konstrukte“687.
4.1.3 Regionalmanagement und Moderationsstrukturen 
Der aus der betriebswirtschaftlichen Organisationslehre stammende Begriff Manage-
ment bedeutet das „Gestalten und Lenken zweckorientierter sozialer Systeme“688 und 
betont in einem situativen Verständnis die Kooperation und Koordination des Zusam-
menwirkens von Akteuren. Eine (flexible) Organisationsstruktur und eine Vernetzung 
der (heterogenen) Vertreter von Behörden, Verbänden und Organisationen in regiona-
len Kooperationen verlangt nach Managementstrukturen689 – nach „regionalen Anima-
teuren und Regionalmanagern“690 –, um den Prozess mit Hilfe ihrer Lenkungs- und 
Motivationsfunktionen zu unterstützen und um die Handlungs- und Wettbewerbsfähig-
keit einer Region zu erhöhen.691 Daher wurde das Instrument Regionalmanagement 
Mitte der 1980er Jahre im Rahmen der Teilraumgutachten Bayerns eingeführt. Durch 
den zunehmenden Umsetzungs- und Projektbezug in den Planungstätigkeiten692 fand 
es daneben immer mehr Eingang in die jüngere Regionalpolitik693 im Rahmen der Um-
setzung von endogenen Entwicklungsstrategien und auf der Basis von Leitbildern in 
ländlichen und peripheren Räumen.694 Heute wird das Regionalmanagement als „Aus-
druck der Fortentwicklung der Planung und des Planungsverständnisses“695 in der 
Raumplanung betrachtet und ist Bestandteil der Fördergrundsätze (GRW).696 Einge-
setzt wird ein Management in nahezu allen Formen von entwicklungsorientierten Ko-
                                         
683  Vgl. Danielzyk (1999): 585. 
684  Vgl. Maier, Tödtling (2002): 195. 
685  Vgl. Schmitter (2002): 51. 
686  Vgl. Fichter, Moss (2001). 
687  Bauriedl, Winkler (2004): 36. 
688  Gugisch, Maier, Obermair (1998): 136. 
689  Vgl. Wesely (2001): 16. 
690  Benz et al. (1999): 31. 
691  Vgl. Müller (1998): 37. 
692  Vgl. Kistenmacher, Mangels (2000): 92. 
693  Vgl. Gugisch, Maier, Obermair (1998): 136. 
694  Vgl. Troeger-Weiss (1998): 156; Fürst (1998): 237. 
695  Fürst (1998): 243. 
696  Bundesregierung (Hg.) (2006): 57. 
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operationen. Bisher gibt es aber, in Abgrenzung zu den ebenfalls auf der lokalen oder 
regionalen Ebene tätigen Moderatoren, Mediatoren und Managern, noch keine eigen-
ständige Definition eines Regionalmanagements. Ein Regionalmanagement umschließt 
Teile dieser drei Tätigkeitsfelder und ist freilich auf einen Raum bzw. eine Region be-
zogen. Ein 
„Regionalmanagement ist ein auf regionaler Ebene ansetzendes Handlungskon-
zept prozeduraler Diskurssteuerung, mit dem Ziel, strukturpolitisch relevante Ak-
teure einer Region zu mobilisieren, in ihren auf die Entwicklung ihrer Region be-
zogenen Aktivitäten zu koordinieren und zur Kooperation zu ermuntern.“697
Ein „regionaler Netzwerkmanager“ ist zugleich ein „Netzwerkknüpfer und Prozessma-
nager“698 und besitzt verschiedene Funktionen und Wirkungen: 
? Initiierung (der Anlaufphase) der Kooperation („Netzwerk-Activator“), 
? Zusammenführen der Akteure und gemeinsame Lösungsfindung („Broker“), 
? Förderung von Interaktionen („Facilitator“), 
? Begleitung und Festigung der Kooperation („Moderator“), 
? gemeinsame Konfliktlösungssuche („Mediator“), 
? Vermittlung und Schlichtung („Conciliator“), 
? Konfliktentscheidungskompetenz, Schiedsrichter („Arbiter“).699
Das Regionalmanagement ist folglich die ausführende und kreative Ebene zugleich 
(„handlungs- und projektorientiert“700), ist bestimmend für den Prozess des Projekt-
managements („Innovationsmanagement“701) und stellt als regionales Führungs-, 
Gestaltungs- und Handlungskonzept eine Methode zur regionalen Kooperation, Kom-
munikation und Konsensbildung dar.702 Diese Darstellung berücksichtigt, dass ein Re-
gionalmanagement in vier unterschiedlichen Formen bestehen kann und abhängig vom 
Zweck des Einsatzes und des Problemfelds ist:  
? Regionalmarketing: Problembearbeitung und umsetzungsorientiertes Manage-
ment; Binnen- und Außenmarketing zur Identifikation, Stärkung und Abgren-
zung des Raums (Management als Marketingstrategie), 
? regionales Projektmanagement: projektbezogenes Umsetzungsinstrument (Pro-
zessorganisation und Koordination), 
? raumbezogenes Regionalmanagement: Prozesssteuerung (Mobilisierung der 
Selbstorganisation regionaler Akteure durch die Herausbildung und Aktivierung 
von richtungsoffenen Netzwerken und der Beteiligung an der Durchführung und 
Entwicklung von Projekten); breiteres Themenspektrum als Regionalmarketing,
? problembezogenes Handlungskonzept: intensive Kooperationsgestaltung und 
Themenbearbeitung mit Projektentwicklung durch einen Problembezug (anstel-
le räumlicher Bezug) mit sehr engem Kontakt zu den Akteuren.703
Eine Definition des Regionalmanagements muss daher die weit gefassten und unter-
schiedlich stark betonten Tätigkeitsfelder berücksichtigen. Dies sind Kompetenzen zur 
Führungs- und Gestaltungskonzeption einer regionalen Kooperation, aber auch die 
                                         
697  Vgl. Löb (2003): 96. 
698  Zitate nach Diller (2002): 275. 
699  Vgl. Diller (2002): 276. 
700  Kistenmacher, Mangels (2000): 92. Vgl. Beck, Maier, Obermaier (1999): 587. 
701  Vgl. Gugisch, Maier, Obermair (1998): 137. 
702  Vgl. Troeger-Weiss (1998): 152-168; Gugisch, Maier, Obermair (1998): 139. 
703  Vgl. Löb (2003): 99-108; Fürst (1998): 240f. 
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Erschließung und Förderung der regionalen endogenen Entwicklung durch seine Koor-
dinations- und Motivationsfunktionen. Das Regionalmanagement bezeichnet also eine  
„umsetzungsorientierte Initiierung und Weiterführung querschnittsorientierter 
regionaler Entwicklungsprozesse durch qualifiziertes Personal auf der Grundlage 
der Entwicklungsvorstellungen regionaler Akteure bei Beachtung externer Rah-
menbedingungen“.704
Insgesamt ist die bestenfalls langfristige und operative Arbeit des Regionalmanagers 
im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung auf Entwicklungsprozesse und „strategische 
Planungen“705 im Rahmen von Konsensstrategien ausgelegt, welche Konflikt vermei-
dend und vorbeugend wirken.706 Dies schlägt sich in den bedeutenden Aufgaben Mo-
deration und Mediation nieder. Die Moderation hat einen strukturierenden Ausgleich 
zwischen den Teilnehmern zum Ziel und führt zu einem ergebnisorientierten Grup-
pen(arbeits)prozess. Bliebe die Kooperation allerdings ergebnislos, z.B. wegen dauer-
haft unüberbrückbarer Differenzen unter den Mitgliedern, ist sie gescheitert.707 Eine 
‚klassische’ Moderation ist aus diesem Grund eine „dauerhafte und zweckgerichtete, 
externe und neutrale, bei Win-win-Situationen einsetzbare, integrativ-orientierte Un-
terstützung von Gruppen“708. Zu den Hauptaufgaben eines Moderators gehören dem-
nach die Initiierung und Gestaltung von Lernprozessen zur Aneignung einer 
Selbststeuerungs- und Problemlösungskompetenz bei den Akteuren sowie die Förde-
rung des Aufbaus transparenter Organisations- und Umsetzungsstrukturen, um die 
Rollen der Akteure zu definieren und deren Handlungssicherheit zu gewährleisten.709
Mediation hingegen beschreibt ein Verfahren der Konfliktlösung und einer „Win-win-
Problemlösung“710. Die Beteiligten finden in einem strukturierten Prozess und unter 
Vermittlung eines unparteiischen Dritten zu einer eigenständigen Lösung der Konflikt-
parteien.711 Bei den Mediationsverfahren besteht in erster Linie die Hoffnung auf das 
Aufbrechen der Blockaden bei festgefahrenen Auseinandersetzungen. Allgemein kön-
nen sie einen Beitrag zur Schaffung transparenter und effizienter politisch-adminis-
trativer Verfahrensweisen leisten, wodurch indirekt die Legitimation politischer 
Grundsatzentscheidungen erhöht wird.712 Die typischen praktischen Aufgaben eines 
Regionalmanagers können also folgendermaßen umschrieben werden:  
? Identifizierung, Akquisition, Beratung und Betreuung von (neuen) Akteuren, 
? Nennung von Leitfragen und Problemsichten zur Ingangsetzung des Diskussi-
onsprozesses, 
? Ideenaufnahme und -abwägung bei einer Prioritätensetzung und Herstellung 
von Zusammenhängen mit bestehenden drängenden Themen, 
? Abstimmung, Sortierung und Darstellung der Handlungsbedarfe, 
                                         
704  Beck, Maier, Obermaier (1999): 588. 
705  Diller (2002): 277. 
706  Vgl. Fürst (1995): 256. 
707  Vgl. Apel (1998): 17-22. 
708  Wetzel et al. (2001): 23. 
709  Vgl. ebd.: 91f. 
710  Kanther, Neugebauer (1998): 15. 
711  Vgl. Sellnow (1998): 49. 
712  Vgl. Diller (2002): 83. 
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? Formulierung von Leitbildern und Erarbeitung eines regionalen Entwicklungs-
konzepts, 
? Vorschlagspflicht und -recht zur Konfliktlösung, 
? Kommunikation und Lernprozesse anleiten, Öffentlichkeitsarbeit, 
? Abschätzung künftiger Rahmenbedingungen.713
Aufgrund dieses Aufgabenprofils wird allerdings klar, dass ein Regionalmanagement 
nur hauptamtlich und unter Mitwirkung von Experten zu leisten ist. Hierfür wird ein 
sicherer finanzieller Rahmen vorausgesetzt.714
Für das Regionalmanagement ist charakteristisch, dass es innerhalb einer regionalen 
Kooperation nur geringe formale Handlungsräume besitzt, da es einem Vorstand oder 
einem anderen Gremium weisungsgebunden ist. Diese reduzierten Einflussbereiche 
werden jedoch durch das Fach- und Expertenwissen ausgeglichen. Da das Regional-
management aufgrund der formulierten Kooperationsziele, denen es gegenüber ver-
pflichtet ist, Stellung bezieht und diese gegebenenfalls gegenüber den Akteuren um-
setzen muss, vollzieht es nicht immer eine neutrale Gutachtertätigkeit. Dadurch, und 
besonders durch eine unklar beschriebene Aufgabenaufteilung, können sich gegenüber 
den Funktionsträgern einer Kooperation Rollen- und Loyalitätskonflikte entwickeln.715
Zur Verhinderung eines solchen Konflikts sollten die Aufgaben und Funktionen der Re-
gionalmanager vertraglich festgeschrieben werden. Dazu gehört auch, dass die Arbeit 
eines Regionalmanagements hinsichtlich dessen Wirkung in bestimmten zeitlichen Ab-
ständen bewertet wird. Eine Kontrolle des (Regional)Managements kann über Rechen-
schaftsberichte und Evaluationen erfolgen, die die beschlossenen Projekte und Ergeb-
nisse der Kooperation in die Bewertung mit einbeziehen. Die persönliche und individu-
elle Vorgehensweise der Manager darf allerdings nicht zur Disposition stehen.716 Ein 
sichtbares, jedoch schwer zu bewertendes Kriterium eines erfolgreichen Einsatzes des 
Regionalmanagements wäre es, wenn den Akteuren eine Bewusstseins- und Verhal-
tensänderung zu mehr Kooperation attestiert werden kann.717
4.1.4 Modellvorhaben und Wettbewerb als Instrumente 
In den letzten Jahren wurden insbesondere zwei Instrumente vermehrt in der deut-
schen Raumentwicklungspolitik angewandt, die einen Beitrag zur Einführung und Un-
terstützung in der Durchführung von Regional Governance-Modi geleistet haben:718
regionale Modellprojekte und Regionen-/ Leistungswettbewerbe.  
Regionale Modellvorhaben und Praxistests 
Bevor neue Steuerungsansätze in regionale Förderprogramme und in die Mainstream-
politik übernommen werden, bedarf es neben einer wissenschaftlich-theoretischen 
                                         
713  Vgl. ebd.: 311f.; Kistenmacher, Mangels (2000): 98; Gustedt (2000): 89; Löb (2003): 98. 
714  Vgl. Fürst (1998): 249; 251. 
715  Vgl. Diller (2002): 278-313. 
716  Vgl. Gugisch, Maier, Obermair (1998): 137. 
717  Vgl. Kistenmacher, Mangels (2000): 98. 
718  In diesem Bereich fehlen Analysen zur Implementierung von Regional/ Rural Governance in der For-
schung. Vgl. Böcher (2005). 
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Analyse auch der Erprobung ihrer Wirkungsweisen und Effekte in der Praxis. Als Expe-
rimentierfeld eignen sich dafür besonders einzelne Regionen und Kommunen – als 
flexible und wenig vernetzte politische Arenen. Diese untersten politischen und eigen-
ständigen staatlichen Ebenen (aus politikwissenschaftlicher Sicht) dienen somit als 
„‚laboratory’ for practices of socio-economic engineering“719. Dieser „experimental re-
gionalism“, der hauptsächlich durch den Bund und die Bundesländer initiiert wird 
(„top-down regionalisation policy“720), dient zur Darstellung und Entwicklung von gu-
ten Beispielen (best-practices). Dabei wird das Ziel verfolgt, die „Anstoßeffekte erfolg-
reicher kommunaler Reformexperimente“ auf höhere Politikebenen übertragen zu 
können. Auch wenn die Krise der öffentlichen Finanzen in diesem Sinne als „reform-
günstigster“721 Faktor gilt, sind die Modellvorhaben ein „interessantes und zukunfts-
trächtiges Instrument der Raumordnung“722 geworden, die allerdings eine finanzielle 
Förderung voraussetzt. Mit diesem Instrument ist es jedoch möglich, mit relativ gerin-
gen Mitteln interessante Erkenntnisse zu gewinnen. Weil Modellvorhaben von ver-
schiedenen Ressorts und Regierungen (Bund/ Land/ EU) aufgelegt werden, gibt es 
mittlerweile allerdings eine Vielzahl von verschiedenen Modellprojekten, die nicht nur 
die beteiligten regionalen Akteure binden und sie stellenweise überfordern.723
Leistungs- und Regionenwettbewerbe724
In den 1990er Jahren begann in Deutschland die Praxis der Leistungswettbewerbe, 
einer zweiten neuen Form in der Raumentwicklungspolitik.725 Verbunden war dies mit 
dem generellen Paradigmenwechsel der staatlichen Industrie- und Strukturpolitik, in 
welchem Fördermittel nun mit mehr Wettbewerbselementen – und ebenfalls top-
down726 – initiiert wurden.727 Ein Leistungswettbewerb ist, in Abgrenzung zum Stand-
ortwettbewerb, ein sozialer Prozess, an welchem Akteure oder Körperschaften um 
                                         
719  Lagendijk (2001): 151. 
720  Zitate nach Wiechmann (2005): 5. 
721  Zitate nach Andersen (1998a): 5. 
722  Priebs (1998a): 218. 
723  Vgl. Fürst (2003c): 446. Für neue Projekte zur Regionalentwicklung und zur Unterstützung von regiona-
len Kooperationsprozessen ist besonders das Aktionsprogramm des Bundesamts für Bauwesen und 
Raumordnung mit den „Modellvorhaben zur Raumordnung“ (MORO) bedeutsam. Daneben bestehen a-
ber noch weitere vielfältige Initiativen von Fachressorts und Ministerien auf der Bundes, Landes und 
EU-Ebene. Vgl. Adam, Wiechmann (1999): 661; Fürst, Knieling (2004): 282. 
724  Benz unterscheidet drei auf Regionen und die Regionalpolitik wirkenden Wettbewerbsformen: Anbieter-
wettbewerb; Standortwettbewerb und Policywettbewerb. Anbieterwettbewerbe beziehen sich auf öffent-
liche Güter und Dienstleistungen, die von öffentlichen oder privaten Unternehmen angeboten werden. 
Die Organisation geht dabei hauptsächlich von regionalen Verbänden oder Gebietskörperschaften aus. 
Was unter Standortwettbewerbe zu verstehen ist, wurde bereits in Kapitel 2.1.1 ausführlich behandelt. 
Policywettbewerbe beziehen sich auf die Regionen- und Leistungswettbewerbe in diesem Kapitel. Vgl. 
Benz (2003b): 53-67. 
725  Wettbewerbe werden in einigen Bundesländern besonders im Bereich der Raumgestaltung in Ansätzen 
schon seit längerem durchgeführt: Der Wettbewerb „Unser Dorf soll schöner werden“ wird zum Beispiel 
in NRW bereits seit 1961 von den Landwirtschaftskammern Rheinland und Westfalen-Lippe vorbereitet 
und durchgeführt. Der Wettbewerb fußt auf vier Leitbildern (wirtschaftliche Entwicklung, soziale und 
kulturelle Stärkung, räumliche Lösungen und Baukultur, institutionelle Verdichtung (Eigeninitiative)) 
und verfolgt die Ziele ‚Verschönerung und Verbesserung dörflicher Infrastruktur’, ‚Verhinderung von 
Landflucht’, ‚Ausgleich zum Strukturwandel’. Der Wettbewerbsgedanke dient dabei zur Vorbereitung ei-
ner umfassenderen Entwicklung im Dorf und zur Mobilisierung der Akteure. Vgl. Siegel, Wetzlar (2004): 
27-29. 
726  Vgl. Benz (2004b): 5f. 
727  Fürst (2003a): 19. 
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„beste Politikergebnisse wetteifern und dafür Anerkennung bzw. Zustimmung erlangen 
wollen“.728
Der Wettbewerb (von Regionen, Kommunen) um eine Beteiligung an Förderprogram-
men und -projekten galt und gilt heute als ein viel versprechendes Instrument zur 
Realisierung von „Kooperationsgewinnen und Chancen“. Der Nutzen für die Raumord-
nung besteht darin, dass ein Wettbewerb Anreize für die Akteure schaffen kann, um 
„Tauschgewinne“729 wahrzunehmen. Das Instrument spielt als eine externe Steue-
rungsform eine zunehmende Rolle und entwickelt sich zu einem generellen Trend zur 
Untermauerung normativer Theorien.730 Regionenwettbewerbe sollten indessen nur als 
Ergänzungen zur traditionellen hierarchischen Steuerung angesehen werden, da sie 
sich nicht eignen, diese zu ersetzen. Dafür gelten sie aber als eine flexible und ent-
wicklungsorientierte Ergänzung.731
Leistungswettbewerbe sind oftmals mit dem Instrument der Modellvorhaben verbun-
den, so dass viele Förderprogramme ein mit Wettbewerbselementen versehenes Mo-
dellvorhaben charakterisieren (bspw. Regionen der Zukunft, Regionen Aktiv, InnoRe-
gio, Bio-Regionen). Demnach überschneiden sich auch die Ziele mit denen der Modell-
vorhaben. Diese ‚policy competitions’ gelten als „amendment of interregional coordina-
tion“ und „better practices“732. Sie verbessern den Output und geben eine Zustim-
mung für die staatliche Politik durch die Akteure. Der Wettbewerb dient dabei als Ko-
ordinationsmechanismus, der einerseits zur Mobilisierung und Motivation jener Akteu-
re und der Verbesserung von Kooperationen und internen Organisationen beitragen 
kann. Bezogen auf eine regionale Kooperation wirkt dabei das Element des Wettbe-
werbs stimulierend. Andererseits produzieren Wettbewerbe neue Ideen, Inspirationen 
und Politikinnovationen in den beteiligten Regionen, so dass einer regionalen Vielfalt 
Rechnung getragen werden kann.733 Mit der Ausrichtung auf eine Wettbewerb der ‚bet-
ter-practices’ werden Nachahmungsprozesse erzeugt, die ebenso einen Innova-
tionsgehalt besitzen.734
                                         
728  Benz, Meincke (2007): 28. 
729  Zitate nach Bergmann, Jakubowski (2001): 467. 
730  Vgl. Benz, Meincke (2005): 4. Als interne Steuerung wird der Wettbewerb (abgesehen vom verwal-
tungsinternen NPM/NSM-Ansatz) dagegen noch nicht eingesetzt, während er jedoch Eingang in theore-
tisch-wissenschaftliche Diskussionen gefunden hat. Ein Beispiel hierfür ist das Modell der FOCJ (Functi-
onal Overlapping Competing Jurisdictions). Es wurde von Eichenberger und Frey entworfen und baut 
auf der Modernen Politischen Ökonomie auf. Das Konzept bezieht sich auf neue Gebietskörperschaften 
(funktionsspezifische Verbände) – als „Träger öffentlicher Aufgaben“ (Spindler (2001): 494) –, welche 
folgende Eigenschaften besitzen: funktional: einem Thema angepasster Fokus (daher auch vergleichbar 
mit Zweckverbänden); überlappend: verschiedene FOCJ können nebeneinander existieren und sogar 
die gleiche Funktion erfüllen; wettbewerblich: im Wettbewerb nach außen (zu anderen Körperschaften 
(Gemeinden) und zu den Bürgern) und nach innen (da demokratisch organisiert), Jurisdiktionen: FOCJ 
sind mit Steuerhoheiten und Zwangsrechten ausgestattet. FOCJ sind also zweckorientierte Netzwerke 
freiwilliger interkommunaler Zusammenarbeit mit weitgehenden demokratischen Mitwirkungsrechten. 
Vgl. Benz (2003b): 21f.; Kübler (2003); Benz, Fürst (2003b): 33f. Vgl. weiterführend Eichenberger 
(1996): 110-130; Frey (1997). 
731  Vgl. Wiechmann (2005): 6. Auch die Raumordnungspolitik in der EU war lange Zeit auf das Prinzip des 
regionalen Ausgleichs ausgerichtet und wird erst seit einiger Zeit um die komplementäre Rolle des 
Wettbewerbsprinzips in der Förder- und Entwicklungspolitik erweitert. Vgl. Thierstein (2002): 16. 
732  Zitat nach Benz, Meincke (2005): 8. 
733  Vgl. Adam, Wiechmann (1999): 668; Wiechmann (2005): 1; Benz, Meincke (2005): 2. 
734  Vgl. Benz (2005): 110; Benz, Meincke (2005): 4; 13. 
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Leistungs-/ Regionenwettbewerbe, die in der Bundesrepublik und auf der EU-Ebene 
besonders in den Politikfeldern der Wirtschafts-, Beschäftigungs-, Sozial- und Umwelt-
politik sowie – im speziellen – der Raumentwicklungs- und Regionalpolitik Anwendung 
finden, sind demnach eine Kombination verschiedener Governance-Modi.735 Insbeson-
dere in Verbindung mit Modellvorhaben kann dieses Instrument dazu beitragen, gene-
rell neue Zugänge zur Implementierung von Entwicklungsstrategien zu erhalten.736
Wettbewerbe können daher auch auf versuchsweise angelegte Lösungsansätze über-
tragen werden. Ihnen gemeinsam ist ein hohes Maß an Flexibilität in den Rahmenvor-
gaben zur Umsetzung.737 Dabei wird die Definition von Zielen und Standards durch 
den Initiator beschrieben, also top-down vorgegeben. Der Initiator besitzt nunmehr 
die Möglichkeit, den Prozess durch seine politisch gesetzte Rahmensteuerung zu regu-
lieren und zu koordinieren. Die Umsetzung jedoch, einschließlich die Wahl der Instru-
mente, wird der unteren und sich selbstorganisierenden Region überlassen. Als Anreiz 
dient der fortwährende Leistungsvergleich (Benchmarking) und die Publikation der 
best practices. Dadurch lassen sich raumordnungs- und regionalpolitische Ziele besser 
erreichen und die begrenzten Fördermittel gezielter und effizienter einsetzen, weil sie 
nach der Auswahl der besten Praktiken vergeben werden. Dezentrale Politikwettbe-
werbe gelten somit im Mehrebenensystem als eine Alternative zu Mehrebenenver-
handlungen.738 Unter diesen Voraussetzungen ist ein Leistungs-/ Regionenwettbewerb 
ein
„process in which (individual or collective) actors, by independent activities, 
achieve better performance regarding a good or value, because each of them 
has an incentive to be outperform the other.”739
Die Merkmale des Wettbewerbs als ein geeignetes und sich anbietendes Steuerungsin-
strument lassen sich folgendermaßen zusammenfassen: 
? organisierter Wettbewerb dezentraler Einheiten, gesteuert durch eine überge-
ordnete Instanz, 
? Politikinhalte (policies) als Gegenstand des Wettbewerbs: Programme, Maß-
nahmen, Organisation etc., 
? Anreizsteuerung: Auszeichnung der Leistung, 
? Modus der Mehrebenenkoordination: regionale Selbststeuerung („autonomie-
schonende“ Form der Steuerung).740
Theoretisch verspricht dieser Steuerungsansatz also eine effektive Koordination zwi-
schen den Ebenen, „die als Kontextsteuerung die Autonomie dezentraler Gebietskör-
perschaften weitgehend erhält“741. In der Theorie werden Wettbewerbe als exzellent 
zur Stimulierung von Lern- und Innovationsprozessen in den Regionen bewertet, bei 
denen bessere und neue Praktiken entwickelt werden und „general policy goals“ imp-
lementiert werden können. Aber selbst die Annahme, dass alle Akteure durch diesen 
                                         
735  Vgl. Benz (2005): 112. 
736  Vgl. Benz, Meincke (2005): 4. 
737  Vgl. Nischwitz, Molitor, Rohne (2001): 4. 
738  Vgl. Benz (2005): 105ff. 
739  Vgl. Benz, Meincke (2005): 5. 
740  Vgl. Benz (2004b): 5f.; Benz (2005): 111. 
741  Benz (2005): 110. 
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„new mode of governance“742 profitieren, heißt nicht, dass dieser Steuerungsansatz 
auch in der Praxis praktikabel ist. Und die bisherigen Ergebnisse aus der Praxis lassen 
eine ambivalente Bewertung zu.  
Grundsätzlich bestehen dieselben Gefahren, die zum Scheitern führen können, wie bei 
Verhandlungssystemen: die Anreize sind nicht ausreichend genug, um die gewünsch-
ten Akteure zum Handeln zu bewegen, der Prozess ist geprägt durch fehlende Kompe-
tenzen und ineffektive Institutionen und Strukturen, das Verfahren ist zu kompliziert 
für die Akteure (in Anbetracht der unterschiedlichen Regelsysteme und der Koordinie-
rung verschiedener Ebenen (EU, Länder, Bund)) und es bestehen Blockadegefahren 
durch Akteure und Akteursgruppen. Hinzu kommt, dass eine gegenwärtige ungezügel-
te Vermehrung von Leistungswettbewerben sich zunehmend an die gleichen Akteuren 
richtet und deren Überlastung zu Zeitproblemen und Frustrationen etc. führen kann.743
„Policywettbewerbe werden [..] akzeptiert, solange sie nicht mit einer zu hohen Belas-
tung von Verwaltungskapazitäten verbunden sind.“744 Trotz der Freiwilligkeit bei der 
Teilnahme an derartigen Auswahlprozessen werden die Gegner des Mitmachens durch 
die Inaussichtstellung von Förder- und Preisgelder sowie einem Imagegewinn bei der 
Beteiligung an diesem Wettbewerb unter Druck gesetzt.745 Leistungswettbewerbe kön-
nen daher auch nach außen abgeschottete Netzwerke verstärken. Einer „Entpolitisie-
rung“746 von Entscheidungen und Verwissenschaftlichung der Politik – zur vermeintli-
chen Objektivierung von politischen Entscheidungen – wird Vorschub geleistet, was 
wiederum von Eliten und den Stakeholder ausgenutzt werden kann. So können elitäre 
Netzwerke entstehen, die wenig flexibel und konservativ wirkend sind und in der Regel 
keine Lernprozesse zulassen.747
Ein generelles Problem ist aber, dass bezüglich der Effekte und Wirkungen von Wett-
bewerben noch keine systematischen Untersuchungen angestellt wurden. Im Allge-
meinen werden bei Leistungswettbewerben nur die best-practices dar- und vorange-
stellt, während die negativen Beispiele außen vor bleiben. Dagegen ist auch speziell 
die Wirkung auf die Verlierer eines Wettbewerbs unerforscht.748
Dennoch sind Leistungswettbewerbe und Modellvorhaben in den letzten Jahren ver-
stärkt innerhalb öffentlicher Förderprogramme eingesetzt worden, da beide Instru-
mente das Handeln regionaler Akteure anregen und zur Mobilisierung innovativer I-
deen beitragen. Mittlerweile sind dies auch klassische Instrumente, um Win-win-
Konstellationen zu erreichen. Beide Instrumente verbinden verschiedene Governance-
Typen in einem Mehrebenensystem und stehen für „model examples of modern regio-
nal governance in action”749 und somit für eine „akteurszentrierte Politik“750.
                                         
742  Zitate nach Benz, Meincke (2005): 4. 
743  Vgl. Benz (2005): 109ff.; Benz (2004b): 7; Benz, Meincke (2005): 4, 9. 
744  Benz (2003b): 63. 
745  Vgl. Fürst, Knieling (2004): 286. 
746  Benz (2005): 115. 
747  Vgl. Benz (2003b): 64; Benz (2005): 111, 115. Ansatzweise versuchen dies Benz, Meincke (2007). 
748  Vgl. Wiechmann (2005): 6; Benz (2005): 110. 
749  Wiechmann (2005): 6. 
750  Benz (2005): 116. 
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4.1.5 Zwischenfazit 
Es gibt europaweit kein „ideal model“ für die Organisation, Entwicklung und Durchfüh-
rung von kooperativen Modellen in der Regionalentwicklung. In Deutschland hat die 
Regionalpolitik als Querschnittsfunktion integrierte ökonomische, soziale, ökologische 
und kulturelle Aufgaben. Auch die unscharfen Grenzen, wo „regional policy“ endet und 
„rural policy“751 beginnt, hängen von Institutionen zur Koordination der unterschiedli-
chen Fachpolitiken ab.  
Eine Förderung der Regionalisierung unter Beteiligung weiterer Akteure ist aber bei 
besonders komplexen Themen und einer Koordination der immer noch hauptsächlich 
sektoral durchgeführten Politiknetzwerke752 und Planungen aus raumordnungspoliti-
scher Sicht vorzuziehen. Und in der Tat werden regionale Kooperationen in ländlichen 
Regionen häufig durch externe, d.h. obrigkeitsstaatliche Einflüsse initiiert, wenn es um 
den Erhalt von Fördermitteln aus Programmen oder die Abwehr von zentralen Ent-
scheidungen geht.753 Diese regional-periphere Ebene ist allerdings noch gekennzeich-
net durch eine „schwach institutionalisierte, funktional zersplitterte und räumlich 
fragmentierte Handlungsebene“754, was schließlich die Ebene für Politikversuche inte-
ressant macht. Für eine regionale Eigenentwicklung („Raumentwicklung ‚von unten’“) 
wird jedoch ein „hohes Maß an territorialer Selbstbestimmung“755 mit entsprechender 
Verfügungsgewalt über endogene Ressourcen sowie Entscheidungskompetenzen vor-
ausgesetzt.
Anhand der Raumordnungspolitik ist der Wandel der staatlichen Strategien in der Re-
gionalentwicklung sehr deutlich zu erkennen. Die Steuerungsdefizite der Raumplanung 
liegen somit der staatlichen Steuerungspolitik zugrunde.  
Bis Ende der 1980er stand eine ordnungsorientierte Steuerung im Vordergrund. Dies 
beschränkte die Verfügungsrechte von Akteuren und löste Verteilungskonflikte aus. 
Damals arbeitete die Raumplanung ähnlich einer Verwaltung, indem die Raumord-
nungspläne unter weitgehendem Ausschluss der Öffentlichkeit vorbereitet wurden und 
gerichtsfest waren (Verwaltungsentwurf). Der größte Makel zu dieser Zeit war, dass 
die Regionalpläne nicht entwicklungsbezogen auf die Praxis und auf die jeweiligen re-
gionalen Bedürfnissen ausgelegt waren. In den 1990er Jahren wendete sich die 
Raumplanung der Raumentwicklung zu – von der Ordnungs- zur Entwicklungsplanung 
–, doch fanden kooperative Handlungsformen immer noch vor dem Hintergrund der 
Vorgaben der Landesplanung statt. Erst mit der Einführung der Verwaltungsmoderni-
sierungen (NPM/ NSM) nahm der Druck auf eine Modernisierung der Regionalplanung 
zu. Mit dem so genannten ‚schlanken Regionalplan’, sollten so die Steuerungsdefizite 
überwunden und eine effektivere Regionalplanung ermöglicht werden.756 Im Hinblick 
                                         
751  Zitate nach Baldock et al. (2001): VIIf. Vgl. Benz (2003b): 32. 
752  Vgl. Benz et al. (1999): 42. 
753  Vgl. Danielzyk (1999): 583f. 
754  Priebs (1998b): 123. 
755  Zitate nach Schätzl (1994): 30. 
756  Vgl. sowie ausführlicher zu den Modernisierungsvorschlägen: Fürst, Peithmann (1999): 377; 381ff. Eine 
mögliche Ausrichtung wäre eine Regionalplanung als „Dienstleister für die Zukunft der Regionen“. Aring 
(1999): 657. 
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auf die Verwaltungsmodernisierung war nunmehr auch das maßgebliche Argument 
gegeben, um kooperative Handlungsansätze einzuführen.  
Die Nutzung der endogenen Entwicklungspotenziale einer Region kann dabei die Koor-
dination zwischen den verschiedenen Planungsebenen verbessern und zu einer Eigen-
verantwortung der Beteiligten führen. Regionale Strategien sind dem Problem näher 
und erreichen, bei einer reduzierten Reaktionszeit, einen höheren Nutzungsgrad durch 
eine passgenaue Ausrichtung auf die bestehenden Strukturprobleme.757 Aufgabe ist 
es, die individuelle regionale Verbundenheit von Akteuren einer Region zu nutzen und 
diese zu motivieren, sich selbst für eine Verbesserung der regionalen wirtschaftlichen 
Situation einzubringen. Insbesondere in den ländlichen Regionen ist die Bedeutung 
von Vereinen, örtlichen Verbänden und Initiativen ein bedeutender Faktor bei der Ge-
meinschaftsbildung. Sie tragen zu einer „Milieustabilisierung“758 bei, zumal zwischen 
30 und 50% der Bevölkerung eine Mitgliedschaft in mindestens einem Verein besit-
zen.759 Das „innovative regionale Milieu“760, welches eingebunden werden soll, ist al-
lerdings nicht politisch herstellbar. Auch führt die notwendige Beteiligung der Akteure 
nicht zwangsläufig zu einer Abkehr von verfilzten Strukturen und Verbindungen.761
Daher setzt die Zusammenführung verschiedener Handlungssysteme – innerhalb eines 
top-down-Rahmens soll die Bildung dauerhafter Netzwerkstrukturen als idealtypische 
Form der Implementierung einer „regional-angepassten Entwicklungsstrategie“762 zu 
einer bottom-up-Struktur führen – von den Akteuren – in diesem Sinne sind gesell-
schaftliche Gruppen, Verbände aller Wirtschaftssektoren als auch Privatpersonen ge-
meint – eine Einstellung auf neue (Ver)Handlungsweisen voraus. Wenn sich die Betei-
ligten dessen bewusst sind, verfügt eine Kooperation über innovative soziale und kul-
turelle Potenziale. Es ist sodann möglich, einen „Innovationstransfer“763 zu vollziehen 
(s. auch Kap. 3). 
Die Regionen haben durch verschiedene gesetzliche Maßnahmen auf Bundes- und 
Länderebene eine Aufwertung erfahren. Die Verbindung von harter Institutionalisie-
rung und weichen Formen regionaler Kooperation764 ist aber nach den gegenwärtigen 
wissenschaftlichen Forderungen immer noch unzureichend, um den eigenen Zielen der 
Bundesraumordnung gerecht zu werden. In den von der Bundesregierung beschriebe-
nen Leitlinien und Ansätzen einer zukünftigen Politik wird auf eine Weiterentwicklung 
in die von der Wissenschaft geforderte Richtung eingegangen. Es wurde erkannt, dass 
es einer deutlich intensiveren Kooperation und Koordination der Fachpolitiken bedarf. 
Ein regionalspezifischer Zuschnitt der Fördermaßnahmen wird, ebenso wie die für den 
                                         
757  Vgl. Elbe et al. (2000): 7f. 
758  Naßmacher, Naßmacher (1999): 288. 
759  Vgl. Naßmacher, Naßmacher (1999): 287f. 
760  Häußermann, Siebel (1993): 220. 
761  Vgl. Häußermann, Siebel (1993): 222. 
762  Böcher (2002b): 66. 
763  Diller (2002): 150. 
764  Vgl. Benz et al. (1998): 55. 
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Nachhaltigkeitsanspruch unabdingbare stärkere Partizipation der regionalen Akteure, 
für notwendig erachtet.765
Der Regionalisierungsprozess und die Regional Governance-Diskussion haben durch 
einen propagierten neuen Steuerungsansatz bereits heute Folgen für die Aufstellung 
der Raumordnungspolitik und damit auch für die direkte Durchführung der Regional-
planung gebracht. Mit einer über eine paradigmatische Steuerung geführte Regional-
planung gibt es eine Annäherung im Sinne von Regional und Rural Governance. Um-
gekehrt geht mit den Regional Governance-Prozessen eine Flexibilisierung des raum-
planerischen Instrumentariums einher.766 Die gegenwärtig herrschende Vielfalt von 
regionalen Initiativen ist einerseits ein Beleg für engagiertes gesellschaftliches Enga-
gement, es zeigt aber andererseits auch die Zersplitterung und Unkoordiniertheit der 
staatlichen Ebene.767 Ein neuer Steuerungsansatz, der nur in Form von staatlichen 
Maßnahmen und Instrumenten Eingang in die Raumordnung und -planung einziehen 
kann, zielt nunmehr auf eine strategische Gesamtplanung ab, in der die sektoralen 
Politiken integriert werden und der regionalen Ebene eine klare Aufgabenverantwor-
tung zugesprochen wird.768 Eine staatliche Strukturpolitik bedarf somit einer regional 
integrierten statt sektoralen Wirtschaftsförderungspolitik. Weil der Einfluss auf sekt-
orale Produktionsstrukturen nicht mehr (oder nur in sehr geringem Maße) möglich ist, 
bleibt nur so die Möglichkeit günstige Rahmenbedingungen in der Standortfrage zu 
schaffen.769 Als Voraussetzung, aber auch in der Folge, dieser Entwicklungen muss 
sich die staatliche Steuerung mit ihren Instrumenten und Maßnahmen an die sich ver-
ändernden Rahmenbedingungen anpassen. Für die Regionalplanung könnte sich auf-
grund der Vielzahl neuer Steuerungs- und Interaktionsformen – durch den Einsatz 
bestimmter Instrumente (bes. der Leitbildprozesse und Regionalmanagements) – eine 
(Weiter)Entwicklung zu einer „Moderatorin regionaler Prozesse der Selbststeuerung“770
ergeben. Nicht zuletzt vor diesem Hintergrund wird zurzeit eine weitergehende Rolle 
der Regionalplanung im Rahmen von Regional Governance diskutiert (s. Kap. 
6.2.3).771
Die beschriebenen Instrumente im Rahmen des ROG und auch die eingesetzten Steue-
rungsmaßnahmen durch Förderprogramme, Modellvorhaben und Leistungswettbewer-
be sind Beispiele für unterschiedliche Verfahren und Steuerungen eines kooperativen 
Staats. Ihre Ausrichtung ist zudem „aktivierend“ (enabling), „prozedural“, „moderie-
rend“, „parametrisch“ und „persuasiv und paradigmatisch“.772 Die beschriebenen In-
                                         
765  Vgl. Bundesregierung (Hg.) (2000): 13ff. 
766  Vgl. Frey (2003b): 460. 
767  Auch ist z.B. immer noch nicht geklärt, ob die Leitbilder ‚Nachhaltigkeit’ und ‚Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse’ im neuen ROG in einem Widerspruch zueinander stehen. Vgl. Gustedt (2000): 85. 
768  Vgl. Knieling et al. (1999): 196. Wer Aufträge des Staats erfüllt, muss aber auch entsprechende Mittel 
zur Verfügung haben. Die derzeitig weitläufigsten theoretischen Forderungen sprechen sich für eine 
Einnahmenkompetenz der Regionen aus. Vgl. Bergmann, Jakubowski (2001): 467. 
769  Vgl. Benz, Fürst (2003b): 21. 
770  Fürst, Peithmann (1999): 379. 
771  Vgl. Knieling (2003): 470; Fürst, Peithmann (1999): 377; Fürst (2001c). 
772  Diller (2004): 272. 
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strumente stellen also dar, inwieweit und mit welchen zusätzlichen Mitteln und Maß-
nahmen neue Steuerungsprozesse – im Sinne von Rural Governance – in die heutige 
Regionalentwicklungspolitik eingebunden werden können. 
Nicht zuletzt dieser neuen Instrumente und Maßnahmen wegen hat die staatliche 
Raumplanung eine politischere Orientierung erfahren und ihren Schwerpunkt in Rich-
tung Regionalplanung verlagert.773 Die Aufgabe einer neuen Raumordnungspolitik ist 
somit, eine staatliche Raumplanung und Entwicklungspolitik „Hand in Hand“774 zu 
betreiben, die mit mehr Diplomatie in der Steuerung versehen und hin zu einem Ma-
nagement von raum- und umweltverträglichen Plänen entwickelt wird.775
Schließlich aber wurde eine Reform der (novellierten) Regionalpolitik mit einer Modifi-
kation und einem Neuansatz der Handlungsebenen gefordert, um Doppelstrukturen zu 
vermeiden und das hierarchische System in den Verwaltungen abzubauen.776 Weiche 
und informelle Ansätze sollten die mangelnde Innovationsfähigkeit der traditionellen 
Strukturen ausgleichen. Für eine innovationsorientierte und nachhaltige Regionalent-
wicklung bedarf es einer „regionalen Entwicklungspolitik“777, einer „entwicklungs-
potentialorientierten Regionalpolitik“778.
Also müssen regionale Kooperationen, insbesondere solche, die als Modellvorhaben 
und Leistungswettbewerbe konzipiert sind, planungsrechtliche, integrative und ver-
bindlich zu übernehmende Ergebnisse für die Raumordnung entwerfen.779 Hierbei wird 
das Leitbild einer regionalen Selbstverwirklichung vertreten, welches zunehmend Ein-
gang in die politische Konzeption finden soll.780 Mehr Kompetenzen für die Regionen 
und die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements781 sollen zu einer „Renais-
sance der Kommunalpolitik“782 oder auch „Renaissance des Regionalen“783 führen. 
Netzwerke können dazu beitragen, Innovationen auf regionaler Ebene deutlich zu stei-
gern und qualitative Aspekte der Regionalentwicklung besser abzudecken.784 Koopera-
tive Ansätze führen dazu, dass der eigentliche Adressat als Akteur eingebunden wird. 
Ein regionaler Akteur würde somit als „wesentlicher Steuerungsakteur“ involviert sein 
und keine Chance haben, zum „sanktionsfreien Störpotential“785 zu generieren. 
Die entscheidenden Prinzipien und Potenziale einer nachhaltigen Regionalentwicklung 
können zusammenfassend in folgender Form beschrieben werden:  
                                         
773  Alleine bis 1996 gab es 330 Modellvorhaben in 20 Handlungsfeldern. Vgl. Fürst (2005): 23f.  
774  Frey, Zimmermann (2005): 8. 
775  Vgl. Fürst (2005): 24. 
776  Vgl. Priebs (1998b): 126-130. 
777  Genosko (1999): 98. 
778  Lucas (2000): 5. 
779  Vgl. Danielzyk (1999): 584. 
780  Vgl. Maier (1995): 16. 
781  Eine bürgerschaftliche Beteiligung am politischen Prozess wird zum Teil auch als Fortsetzung der Ver-
waltungsmodernisierung im Sinne einer weiterführenden Reform eingestuft. Forschungen zur Bürgerge-
sellschaft haben im Netzwerk CIVITAS erste, jüngere Ergebnisse zu „Bürgerorientierten Kommunen“ 
aufgezeigt. Vgl. Pröhl, Sinning, Nährlich (Hg.) (2002). 
782  Bündnis 90/ Die Grünen (2002a): 130. 
783  Bergmann, Jakubowski (2001): 467. 
784  Vgl. Maier, Tödtling (2002): 198f. 
785  Zitate nach Knieling, Fürst, Danielzyk (1999): 196. 
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In räumliche Planungen müssen ökonomische, ökologische und soziale Belange integ-
riert werden und sich auf einen multidimensionalen, d.h. Politikfelder übergreifenden, 
und raumbezogenen Ansatz richten. Durch diese neue, auf Kooperation ausgelegte 
Ausrichtung entstehen sowohl institutionelle Innovationen als auch Verbesserungen in 
den regional spezifischen Entwicklungsstrategien. Regelmäßige Bewertungen und 
„selbstreflexive Steuerungsmodi“786 gewährleisten eine Kontrolle über die Effizienz der 
regionalen Kooperation.787
4.2 REGIONALE KOOPERATIONEN UND REGIONAL GOVERNANCE-PROZESSE IN DER 
BRD – DAS BEISPIEL DER REGIONALISIERTEN STRUKTURPOLITIK IN NRW
„The shift in the strategies of regional policy leads to the need to identify a new 
institutional and organisational framework of the decisionmaking process.“788
Die traditionellen Programme und Projekte stehen unter einem Wandel von einem 
zentralistischen hin zu einem „network model based on partnership“.789
Wie in Kap. 4.1.1 dargestellt, wird die Raumordnungs- und Regionalpolitik von unter-
schiedlichen Politikfeldern bestimmt. Die Organisation der deutschen Regionalplanung 
als ein Teil der Raumordnung erfüllt aber grundsätzlich einen Beitrag zur wirtschaftli-
chen Entwicklung und fördert auch Potenziale in Richtung Regional Governance. Dabei 
gewinnen besonders die Entwicklung und Einführung neuer Fördertatbestände (Regio-
nalmanagement, REK) an Bedeutung, was gleichzeitig jedoch auch einem Bedarf an 
diesen Instrumenten geschuldet ist.790 Insbesondere mit dem ROG 1998 wird der Re-
gionalplanung eine Entwicklungsfunktion zugewiesen (ROG §1), indem eine Interakti-
on der Regionalplanung mit weiteren Akteuren in einem Moderationsprozess vollzogen 
werden soll. Das ROG fordert schließlich die Träger der Raumplanung dazu auf, die 
„Zusammenarbeit der für die Verwirklichung maßgeblichen öffentlichen Stellen und 
Personen des Privatrechts [zu] fördern“ (ROG §13). Dieser Wandel im Steuerungspa-
radigma kann bereits als Regional Governance-Ansatz – im Sinne eines zu vollziehen-
den Reformprozesses – gewertet werden.791 Das aktuelle Planungsverständnis hat sich 
demnach dergestalt entwickelt, dass die Regionalplanung helfen soll – unter Einbezie-
hung informeller Instrumente und Verfahren –, die regionalen Potenziale zu aktivieren 
und eine Mittlerrolle zwischen den Akteuren einzunehmen.792
                                         
786  Keim (2002): 1. 
787  Vgl. Elbe et al. (2000): 5ff. 
788  Cappellin (1997): 50. 
789  „[..] there is a tight relationship between federalism and the modern forms of organisation in the indi-
vidual firms and the development of cooperative relationships among the various local actors within a 
local production system.“ Cappellin (1997): 54. 
790  Vgl. Fürst (1996b): 93-96. 
791  Vgl. Zimmermann (2003): 39-45. Allerdings ist es konfliktbehaftet, dass der Regionalplanung über ihre 
Instrumente (bspw. Regionalmanagement) gewisse Autonomien abverlangt werden, die sie aufgrund 
der Befangenheit im System gar nicht besitzt. Vgl. Müller (1998): 33. 
792  Vgl. Ludwig (2005): 322. 
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Bezogen auf die staatliche Steuerung finden daher auch vermehrt in den letzten Jah-
ren Veränderungen statt, die auf eine „kooperative Mehrebenenverflechtung“793 hi-
nauslaufen. Etwas problematisch ist allerdings, dass mittlerweile Kooperationsmodelle 
und Regional Governance-Muster überlagert sind, so dass keine reine und/ oder ein-
heitliche Regional Governance erkennbar ist. Nur wenige Beispiele in der Praxis ent-
sprechen überhaupt diesem „reinen Typus“ der horizontalen Kooperation (auch Meh-
rebenengovernance).794 Ein wissenschaftliches Problem besteht hierbei, weil für die 
meisten Beispiele, die als Regional Governance-Prozesse dargestellt werden, keine 
gesonderte Untersuchungsmethoden durchgeführt wurden. Nicht immer wird ein Ana-
lyseschema zu Regional Governance-Prozessen bemüht (s. Kap. 5) und allein die Dar-
stellung, dass es sich um neue oder vielmehr ‚anders geartete’ Formen handelt, reicht 
nicht aus, um derartige Formen als Regional Governance-Prozesse zu deklarieren. 
Nichtsdestotrotz soll im folgenden Kapitel ein Überblick über mögliche und unter-
schiedliche Formen von Regional Governance gegeben werden. Dabei wird auch eine 
Auf- und Darstellung von regionalen Kooperationsformen helfen, um eine Strukturie-
rung der gegenwärtigen Regional und Rural Governance-Prozesse in Deutschland vor-
zulegen und auf ihre Unterschiede aufmerksam zu machen, denn Regional Governance 
bedeutet in Deutschland in erster Linie eine regionale Vernetzung von staatlichen, ge-
meinnützigen und privatwirtschaftlichen Akteuren.795
                                         
793  Diller (2002): 34. Vgl. auch Benz (1992): 147-205. 
794  Vgl. Fürst (2004): 53. 
795  Vgl. Fürst (2001d): 12. 
Abb. 4:  Handlungsbereich von Raumordnungs- und Raumentwick-
lungspolitik 
Quelle: Thierstein (2002): 16. 
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Formen regionaler Kooperation 
Bislang gab es recht unterschiedliche Formen der regionalen Kooperation, die beson-
ders in den Anfängen aufgrund von Strukturproblemen ins Leben gerufen wurden und 
innerhalb der Regionalplanung stattfanden (dies umfasst runde Tische, Mediationen, 
Workshops, Foren, intermediäre Organisationen, Lokale Partnerschaften, REK-
Prozesse).796 Alle Formen besitzen Elemente der traditionellen Bürgerbeteiligung.797
Diese teilweise unüberschaubaren konflikt- bzw. entwicklungsorientierten Formen re-
gionaler Kooperationen sind anhand ihrer Ausrichtung („sektoral-thematisch“ oder 
„querschnittsorientiert-integrativ“798) unterscheidbar (s. auch Tab. 2). Danielzyk 
macht hierzu fünf verschiedene Typen aus, auch wenn der erst- und letztgenannte 
Typus keine Kooperationsform an sich darstellt, sondern eine Veränderung der ge-
bietskörperschaftlichen Struktur kennzeichnet:799
? Kommunale Gebietsreformen (bspw. Eingemeindungen) 
? Weiche Formen der Kooperation in vier Versionen:  
? thematisch orientiert – nicht rechtlich gestaltet (bspw. Arbeitskreise von Amts-
leitern) 
? thematisch orientiert – (privat)rechtlich gestaltet (bspw. Kulturbüros oder -
vereine) 
? integrativ orientiert – nicht rechtlich gestaltet (bspw. Regionalkonferenzen, 
Städtenetze)
? integrativ orientiert – (privat)rechtlich gestaltet (bspw. Regionalverbände, -
entwicklungsagenturen)
? Themen-Zweckverbände (bspw. Verkehrsverbünde) 
? Regionale Planungsverbände (bspw. gemeinsamer Flächennutzungsplan oder 
Regionalplanung) 
? Regionale Gebietskörperschaften (in Form interkommunaler Kooperation: Regi-
onalkreis etc.800)
Die Regionalisierung der Regionalpolitik führt zur Strategie der endogenen Entwick-
lung.801 Dabei geht es über neue Formen der interkommunalen Zusammenarbeit 
(bspw. Runde Tische, Regionalkonferenzen, Städtenetze, Städteverbünde, Public Pri-
vate Partnership und Contractings) hinaus.802 Der Schwerpunkt liegt dabei auf einer 
regionalen (Wirtschafts)Planung, eine „new regional policy“, die aus einem Verhand-
lungsprozess verschiedener Akteure der „actual policies“803 resultiert und in eine ge-
meinsame Strategiedefinition übergeht. Solche Leitbildprozesse richten sich speziell 
auf eine Partizipation weiterer Bürger, die in den vergangenen Jahren einen wahren 
                                         
796  Vgl. Priebs (1998b): 123-126; Knieling (2003): 469. 
797  Vgl. Bischoff, Selle, Sinning (1996): 73-86. 
798  Danielzyk (1999): 579. 
799  Vgl. Danielzyk (1999): 579-582. 
800  Handlungsfelder von interkommunalen Kooperationen finden sich z.B. in der Daseinsvorsorge (Schule, 
medizinische Versorgung, Abwasser, Abfall, Zivilschutz, Betreuung älterer Personen, Wasserversor-
gung, Feuerwehr, ÖPNV, Energieversorgung), im kommunalen Wirtschaften (im Gegensatz zur Liberali-
sierung kommunaler Unternehmen), im Regionalmarketing (Wirtschaft, Image, Identität) und neuer-
dings vermehrt bei Verwaltungsdienstleistungen. Sie sind in der Regel (regional)ökonomisch ausgerich-
tet (Verbesserung Standortfaktoren, Wettbewerbsfähigkeit, Attraktivität, Wirtschaftlichkeit, 
Dienstleistungangebot etc). Hierzu ausführlicher Hollbach-Grömig et al. (2005): 19-30. 
801  Vgl. Gustedt (2000): 18. 
802  Vgl. Hollbach-Grömig et al. (2005): 33. 
803  Zitate nach Cappellin (1997): 51. 
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Boom erfahren haben. Ausgangspunkt dabei sind allerdings eigene Steuerungsfähig-
keiten, die den Regionen zugesprochen werden.804
Tab. 2:  Merkmale der wichtigsten Typen regionaler Kooperationen 
                                         
804  Einen weitergehenden Ansatz verspricht der Ansatz einer „Regionalökonomie“. Lucas (2000): 9; 13. 
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In Deutschland können drei Lösungswege zur Gestaltung von Rural/ Regional Gover-
nance festgemacht werden: 
? die Integration über regulative Ansätze (innerhalb der räumlichen Planung), 
? eine managementbezogene Integration (Projekt-/ problembezogen durch in-
strumentalen Einsatz, bspw. Regionalmanagement oder Regionalkonferenzen), 
? eine parametrische Steuerung, indem von staatlicher Seite ausschließlich Ziel-
werte vorgegeben werden (gefolgt von regionalem Monitoring).805
Überdies können anhand der Kriterien zur Organisation und Steuerung (governance-
styles) der Prozesse und in Bezug auf die Darstellung der Regional Governance-
Merkmale zwei Kriterien zur Typisierung von Regional Governance unterschieden wer-
den, die die unterschiedlichen Formen zur Charakterisierung der bundesdeutschen 
Regionalpolitiken verbinden (s. Tab.3):  
Die Organisationsstruktur als 1. Kriterium zu Typisierung:  
? nach der Regionsabgrenzung, Art der Regionalisierung, 
? nach der Rechtsform, 
? nach der legitimierenden und entscheidenden Instanz, 
? nach der Kompetenzverteilung (in der Planung und/ oder Durchführung). 
Die Steuerungsstruktur als 2. Kriterium zu Typisierung: 
? Kreis der Akteure (eng, weit, öffentlich, privat, fest, offen), 
? Regelsystem (Kombination aus Steuerungsformen: Hierarchie, Anreize, Wett-
bewerbe, Verhandlungen), 
? Stabilität der Beziehungen (institutionalisiert, Verträge im Netzwerk, ad hoc).806
Als „Wegbereiter“807 für die Übernahme von Regionalisierungsstrukturen gilt das Bun-
desland Nordrhein-Westfalen und beginnt mit dem Anstoß zu einer sogenannten ‚Regi-
onalisierung der Strukturpolitik’ Mitte der 1980er Jahre. Damit hat in Deutschland die 
erste Form von Regional Governance Eingang gefunden.808 Das folgende Kapitel be-
schreibt diesen Prozess. Anschließend wird der Blick auf dasjenige gegenwärtige För-
derprogramm in der bundesdeutschen Förderpolitik gerichtet, welches die hier be-
schriebenen Funktionen einer regionalen Kooperation und Partnerschaft aufweist und 
in Eigeninitiative durchführt, um in der Region Entwicklungspotenziale zu erarbeiten: 
„Regionen Aktiv – Land gestaltet Zukunft“ (s. Kap. 4.2). 
                                         
805  Vgl. Fürst (2001e). 
806  Vgl. Benz, Fürst (2003b): 26f.; Benz (2003b): 23f. 
807  Fürst, Knieling (2004): 282. 
808  Vgl. Fürst (2004): 52. 
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Tab. 3:  Typen von Regional Governance 
Kreis der beteilig-
ten Akteure 
Regelsystem 
Stabilität der 
Beziehung
Regionale  
Gebietskörperschaft 
weit, öffentliche 
Akteure (Land, 
Region, Kommu-
nen), festliegend 
Regulierung, finan-
zielle Anreize, Fi-
nanzausgleich 
institutionalisiert 
Regionale 
Mehrebenenstruktur 
weit, öffentliche 
(Land, Region, 
Kommunen) und 
private Akteure, 
relativ offen 
Verhandlungen im 
Schatten der Hie-
rarchie
institutioneller 
Rahmen, Vertrags-
beziehungen und 
Netzwerke 
Regionaler 
Planungsverband 
eng, öffentliche 
Akteure (Planungs-
abteilungen des 
Landes und der 
Kommunen), fest-
liegend 
Regulierung durch 
verbindliche Pläne, 
faktische Verhand-
lungen 
institutionalisiert, 
Netzwerke 
Regionalkonferenz 
weit, öffentliche und 
private Akteure, 
relativ offen 
Verhandlungen, z.T. 
mit Anreizen 
schwach institutio-
nalisiert 
Regionale 
Netzwerke 
weit, öffentliche und 
private Akteure, 
relativ offen 
Verhandlungen Netzwerke 
Quelle: Benz, Fürst (2003b): 32. 
Regionalisierte Wirtschafts- und Strukturpolitik in NRW809
Als Weiterentwicklung der strukturpolitischen Maßnahmen und mit maßgebenden Im-
pulsen aus der EU-Strukturförderung ist erstmals in Nordrhein-Westfalen eine auf dem 
Regionalisierungsansatz basierte Strukturpolitik entstanden.810 Zwar standen die ers-
ten Ansätze einer regionalisierten Strukturpolitik aufgrund regionaler Strukturproble-
me bereits in den 1960er Jahren in der Diskussion,811 doch hat die regionalisierte 
Strukturpolitik in Nordrhein-Westfalen ihren eigentlichen Ursprung im Jahr 1987 mit 
der Zukunftsinitiative Montanregionen (ZIM) – als Folge der bis dato wenig erfolgrei-
chen Strukturförderpolitiken des Bundes und des Landes (den traditionellen Konzepten 
fehlte die Vernetzung einzelner Politikfelder und eine regionalspezifische Problemstel-
lung, Betroffene in den Regionen wurden zu dieser Zeit nicht mit einbezogen) und den 
Auswirkungen der massiven Arbeitsmarktprobleme und des Strukturwandels812 in den 
                                         
809  Zwar gelten die Bundesländer Niedersachsen und NRW gleichermaßen als Begründer der regionalisier-
ten Strukturpolitik, doch besitzt NRW im Allgemeinen eine „Vorreiterrolle“, da dieser Steuerungsansatz 
auf einen höheren Problemdruck (Strukturwandel) traf und ihm aus diesem Grund auch symbolische 
Bedeutung zukam. Vgl. Rehfeld (2004): 219f. 
810  Vgl. Rehfeld (2004): 218. In den 1960/70er Jahren verfolgte die Landesstrukturpolitik zuvorderst Ge-
werbeansiedlungen durch den Infrstrukturausbau (Entwicklungsprogramm Ruhr 1968, NRW-Programm 
1970-75), bevor sich die Ausrichtung auf einen Technologietransfer stützte (Aktionsprogramm Ruhr 
1979) und der Trend zur Tertiärisierung der Wirtschaftsstruktur einsetzte. Dann erst wurde mit der Re-
gionalisierung der Strukturpolitik mehr Mitbestimmung in den Regionen organisiert (ZIM 1986, Landes-
investitionsprogramm (LIP) und ZIM 1989) und die Investitionsbereitschaft von Unternehmen unter-
stützt (PROFIS – Programm für Industrieregionen im Strukturwandel 1993; generell das Ziel-2 Pro-
gramm der EU). Vgl. Noll (2004): 245ff., Goch (2004a): 164. Strukturpolitikprogramme werden aber 
kaum abgebrochen oder beendet, die Gestaltung basiert vielmehr auf der Reformulierung der beste-
henden Programme. Vgl. Goch (2004b): 39. 
811  Vgl. Voelzkow (1994): 14f. 
812  Ein Strukturwandel beschreibt Prozesse, die zur Verschiebung von Wirtschaftssektoren führen, maßgeb-
lich durch den Wandel und die Modernisierung von Produktionsverfahren, und führt zu krisenhaften so-
zialen Konsequenzen (Unternehmenszusammenbrüche und Arbeitslosigkeit). Als Folge des Struktur-
wandels greift die staatliche Politik mit seinen wirtschaftspolitischen Instrumente in diese Wandlungs-
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Bergbauregionen.813 Die zentralen Leitprojekte sollten in einem regionalen Konsens, 
unter Beteiligung regionaler Akteure, zu Projekten und Maßnahmen in den Handlungs-
feldern Technologie und Innovation, Infrastruktur, Umwelt und Energie führen.814
Wegen positiver Erfahrungen und Ergebnisse wurde dieser Ansatz bereits zwei Jahre 
später auf alle Regionen des Bundeslandes erweitert (ZIN: Zukunftsinitiative für die 
Regionen NRWs). Mit Anfang der 1990er Jahre startete damit eine Phase der regionali-
sierten Regionalpolitik, weil dieser Ansatz nunmehr zu einem flächendeckenden Pro-
gramm ausgeweitet wurde. Das Ziel der Regionalisierung der Strukturpolitik ist,  
„durch eine problembezogene Analyse der regionalen Situation und durch eine 
regionalspezifische Formulierung und Umsetzung von Erneuerungskonzepten die 
strukturpolitische Qualität der Maßnahmen zu erhöhen und damit höhere Wir-
kungsgrade zu erzielen, und zwar ohne damit gleichzeitig die formalen Zustän-
digkeiten zu ändern.“815
Damit verbindet die Regionalisierung der Strukturpolitik eine sektoral ausgerichtete 
mit einer regionalen Strukturpolitik und versucht, die verschiedenen strukturrelevan-
ten Förderprogramme durch eine räumliche Differenzierung, in der die speziellen Prob-
leme von Teilräumen in den Fokus geraten, zu koordinieren.816 Dabei sollte eine quer-
schnittsorientierte Verbindung von Politikfeldern (Arbeitsmarkt, Soziales, Infrastruktur, 
Umwelt, Gleichstellung) über zentrale Instanzen umgesetzt werden,817 wofür „neue 
Verfahren der Abstimmung“818 und eine Intensivierung privat-öffentlicher Koop-
erations- und partnerschaftlicher Kommunikationsstrukturen geschaffen werden muss-
ten. Dabei ging es um vertikale (Politikebenen), horizontale (Politikbereiche) und um 
interkommunale Kooperations- und Koordinationsfortschritte.819
In damals 15 Regionen – der Regionszuschnitt wurde nach den Abgrenzungen der In-
dustrie- und Handelskammern (IHK) übernommen – wurden am 16.10.1990 soge-
nannte Regionalkonferenzen als ‚intermediäre’ Organisationen geschaffen.820 Die Regi-
onalkonferenzen, auch als „regionale Förderkonferenzen“ betitelt, hatten somit als 
institutionalisierte Zwischenebene zwischen Regierungspräsidenten und Landkreisen 
die Aufgabe, die öffentlichen Subventionsprogramme des Staats effizient abzuwickeln. 
An den Regionalkonferenzen beteiligten sich die Politik- und Verwaltungseinheiten der 
Gebietskörperschaften der Regionen (Bezirksregierungen als Vertreter des Landes) 
                                                                                                                             
prozesse ein. Strukturwandel ist also auch der „Versuch der aktiven Gestaltung regionale[r] Entwick-
lungsprozesse“. Goch (2004b): 17. Vgl. ausführlicher ebd.: 11-17. 
813  Vgl. Lucas (2000): 15; Voelzkow (1994): 15. 
814  Vgl. Rehfeld (1998): 45. 
815  Voelzkow (1994): 12. 
816  Vgl. Rehfeld (2004): 217; Goch (2004a): 196. 
817  Die ökologischen Ziele blieben eine Randerscheinung. Vgl. Lucas (2000): 16f. 
818  Meise (1997): 17. 
819  Vgl. Voelzkow (1994): 20. Zwar gab es innerhalb der Regionalkonferenzen eine Aufgabenfülle, doch 
wurde nur eine begrenzte Verantwortung für die Konferenzen auf die Akteure übertragen. Diese lag 
hauptsächlich im Bereich der REK und der Projekte, doch fehlten den Akteuren maßgebliche Entschei-
dungs-, Durchführungs-, Finanzierungs- und Kontrollkompetenzen. Vgl. Krafft, Ulrich (1993): 41. 
820  Vgl. Goch (2004a): 197; Fürst (1994): 9. 
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sowie alle ‚relevanten’ gesellschaftlichen Gruppen („organisierte“821 Interessen), die an 
der Formulierung strukturpolitischer Maßnahmen des Bundeslandes teilnehmen woll-
ten („inszenierter Korporatismus“822 oder „inszenierte Kooperation“823).
In den Regionalkonferenzen besaßen die verschiedenen Akteure (als Vertreter der 
Verbände) einer sehr heterogenen Region die Aufgabe, die Koordination strukturwirk-
samer Programme und allgemeine wirtschaftspolitische Fragen zu diskutieren. Als Be-
ratungsgrundlage und -ergebnis der regionsweiten Diskussionen (mit unterschiedlich 
starker Beteiligung von 25-200 Teilnehmern) diente ein regionales Entwicklungskon-
zept (REK), welches die regionsspezifischen Konzepte und Ziele beschrieb und den 
jeweiligen Fachressorts zur Prioritätensetzung verhelfen sollte.824 Diese REK bildeten 
also gleichzeitig ein Strategiepapier für die zukünftige Entwicklung einer Region sowie 
Handlungsempfehlungen zur Erreichung der Ziele.825 Innerhalb der Regionalkonferen-
zen mussten sich die Akteure auf Grundlage des REK auf die Mittelverwendung für 
Projekte und Maßnahmen verständigen. Hatte die Regionalkonferenz einen Beschluss 
dazu gefasst, gab die Landesregierung im Anschluss daran die benötigten Finanzmit-
tel.826 An dieser Organisationsstruktur wurde deutlich, dass diejenigen Regionen einen 
Vorteil besaßen, deren Akteure intensiv zusammen gearbeitet haben. Je intensiver die 
Kooperation verlief, desto höher war die Qualität der beantragten Projekte.827 Das war 
verständlicherweise auch für die Regionen von Vorteil, in denen sich schon vorher Ko-
operationen oder ein Austausch von regionalen Akteuren aufgebaut hatten, während 
andere Regionen Startschwierigkeiten zu beklagen hatten.828
Die Kritik an der regionalisierten Strukturpolitik ist vielfältig. In den Jahren der Durch-
führung wurden in vielen Regionen Problematiken erkannt, die nachträglich zu einer 
Hinterfragung dieses Steuerungsansatzes geführt haben. In einer Zusammenfassung 
der Kritik muss jedoch festgehalten werden, dass die beschriebenen Probleme auch 
lösbar erscheinen:
Die Implementation eines solchen Prozesses ist schon damals als Fortschritt an sich 
und selbst als eine eigene politische Innovation beschrieben worden.829 Das besagt 
natürlich noch nicht aus, ob der Prozess als solcher auch erfolgreich ist (Erfahrungen 
                                         
821  Zitate nach Dahme, Wohlfahrt (2003): 101. Über den Aufbau der Landesverwaltung in NRW, Aufgaben 
und Funktionen der verschiedenen mittleren Landesbehörden wie Landschaftsverbände (höhere Kom-
munalverbände), Bezirksregierungen, Bezirksplanungsräte und außerhalb des Verwaltungsaufbaus ste-
hende Institutionen, wie z.B. Kommunalverband Ruhrgebiet (KVR). Vgl. Dahme, Wohlfahrt (2003); 
Grunow (Hg.) (2003).  
 Allerdings ließen die Ausführungen keine eindeutige Zuordnung zu, welche Akteure in einer Region als 
‚relevant’ zu bezeichnen sind. Der Prozess verstand sich als ‚offener’ Prozess. Die Teilnehmer an diesen 
Regionalkonferenzen wurden von der Landesregierung nicht festgeschrieben oder erzwungen, ihre Teil-
nahme basierte auf Freiwilligkeit. 
822  Voelzkow (1994): 9. 
823  Dahme, Wohlfahrt (2003): 100. 
824  Vgl. Potratz (2000); Diller (2002): 76ff.; Meise (1997): 16-29; Fürst (1994): 9. 
825  Die REK dienten der demokratischen Legitimation, auch zur Legitimation dieser problem-solving Netz-
werke an sich, weil es in den politischen Gremien der beteiligten Kreise und Kommunen beraten wurde. 
Vgl. Fürst (1994): 8f. 
826  Vgl. Dahme, Wohlfahrt (2003): 100. 
827  Vgl. Krafft, Ulrich (1993): 36. 
828  Vgl. Meise (1997): 26. 
829  Vgl. Meise (1997): 137; Voelzkow (1994): 9. 
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gab es zu diesem Zeitpunkt nicht). Letztlich hängt der Erfolg maßgeblich vom Input 
und Einsatz der beteiligten Akteure und insbesondere des Führungspersonals ab.830
Die Akteure und ihre Akteurkonstellation sind jedoch Hauptansatzpunkt für Kritik: Das 
betrifft besonders die 
? große Anzahl der Akteure (erhöht die Transaktionskosten),831 eine 
? ungleichmäßige Interessenverteilung durch einen exklusiven Beteiligtenkreis;
Selektionsmechanismus: es gab einen Unterschied zwischen hauptamtlichen 
und nebenamtlichen Akteure (Fähigkeiten, Zeit etc.): bspw. hohes Gewicht der 
IHK als Stimme der Wirtschaft (bes. bei der REK-Erstellung832), im Gegenzug 
Vertretungsdefizit bei Gewerkschaften und bei Naturschutzorganisationen und 
Umweltverbänden (fehlende Personalressourcen der Verbände). Die Wohl-
fahrtsverbände waren anfangs ausgeblendet und wurden erst später mit einbe-
zogen.833 Daraus resultieren 
? Vorentscheiderstrukturen (auch durch einen Effektivitätsdruck) und Machta-
symmetrien,834 was bedeutet, dass die 
? Mitglieder nur formal gleichgestellt sind, faktisch jedoch unterschiedlich ein-
flussreich agieren.835 Es gab aber auch eine 
? mangelnde Partizipation und Partizipationsfähigkeit der Akteure (besonders von 
Seiten der Körperschaften öffentlichen Rechts (kommunale Verwaltungen), die 
zwar für zentrale Koordinierungs- und Entwicklungsaufgaben (Projekte) ver-
antwortlich waren, teilweise aber jene Steuerungsstruktur als Angriff auf ihre 
kommunale Selbstverwaltung erachtet haben)836. Gerade diese
? Sonderstellung der öffentlichen Körperschaften (durch die Legitimation über 
Kommunalparlamente und die Übernahme der Geschäftsarbeit der Kooperati-
on) führte dazu, dass parteipolitische Aktionen ermöglicht wurden. Sie erhalten 
somit eine „zentrale Filterfunktion“837 für Themen- und Problemlösung. Ebenso 
kritisch war die  
? Rolle der Regierungspräsidenten als Behörde und Person (in einigen Regionen 
als zentraler Akteur, in anderen kaum beteiligt bzw. akzeptiert).838
Zusammengefasst litten die Regionalkonferenzen in gewissem Maße unter ihrem poli-
tischen Umfeld, weil politische Akteure anstatt ergebnisorientiert, stärker verteilungs-
orientiert denken und handeln“839, weshalb ihre Innovations- und Entwicklungskompe-
tenz letztlich angezweifelt wurde.840 Dass der gesamte Prozess zudem unter einem 
enormen Zeitdruck stand (es war deshalb nur schwer möglich, die Projekte auf ihre 
Strukturrelevanz zu untersuchen)841, hat mit dazu beigetragen, das Zweifel an der 
Effektivität und Effizienz („Output“) solcher Entscheidungsstrukturen (auch im Hinblick 
auf ihre Demokratieverträglichkeit) laut wurden. Dennoch, mit der Regionalisierung 
                                         
830  Vgl. Krafft, Ulrich (1994): 63. 
831  Vgl. Fürst (1994): 15f. 
832  Die Aufstellung der REK ist nicht frei von Kritik, denn die Aufstellung eines solchen Konzepts im Rah-
men einer Landesinszenierung beschreibt schon im Voraus die Gewinner und Verlierer der Kooperation. 
Vgl. Huebner (1996): 95. 
833  Vgl. Voelzkow (1994): 24ff.; Krafft, Ulrich (1994): 62. 
834  Vgl. Voelzkow (1994): 28; Fürst (1994): 15f. 
835  Vgl. Fürst (1994): 30. 
836  Vgl. Meise (1997): 26; 136. 
837  Fürst (1994): 16. 
838  Vgl. Genosko (1999): 93. 
839  Zitate nach Fürst (1994): 27. 
840  Vgl. Meise (1997): 135. 
841  Krafft, Ulrich (1993): 35. 
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der Strukturpolitik ließen sich die Artikulations- und Durchsetzungschancen der Inte-
ressen in der Strukturpolitik erhöhen.842
Schließlich muss dieser Steuerungsansatz auch als ein Modellvorhaben betrachtet 
werden, weil die Kooperation zwischen den Akteuren getestet wurde, wenn auch mit 
direkten maßgeblichen Auswirkungen auf die landeseigene Mainstreampolitik.843 Nach-
träglich haben die Erfahrungen in der regionalisierten Strukturpolitik auch zur Einfüh-
rung von Instrumenten in die Raumplanung beigetragen (siehe REK).  
Die Beurteilung der Regionalisierung der Strukturpolitik befördert deshalb auch ambi-
valente Ergebnisse: 
Die Regionalisierung der Strukturpolitik wird zuweilen als „staatlich initiierte Dezentra-
lisierung“844 beschrieben (durch die Integration in die Förderstruktur des Landes und 
die Bedeutung der staatlichen Akteure in diesem Prozess). Durch eine Neufassung der 
staatlichen Aufgaben (Moderation, Projektinitiierung und Begleitung bei ZIN/ ZIM und 
den Regionalkonferenzen, Informateur) trifft in der Tat eine „Dezentralisierung der 
Kompetenzen“845 ein, doch werden in diesem explizit neuen Prozess neue und zusätzli-
che Akteure beteiligt. Daher ist die Regionalisierung der Strukturpolitik vielmehr eine 
Mischform aus Dezentralisierung und Regionalisierung. Die Regionalkonferenzen sind 
dagegen nur als „eingeschränkte“ Netzwerke zu bezeichnen, die zwar zwischen Markt 
und Politik stehen und horizontale Politikverflechtung zulassen, jedoch durch wenig 
Flexibilität und eine eher fehlende Bindung der Akteure zu diesem Prozess gekenn-
zeichnet sind, was sich nicht zuletzt durch die enge Verbindung zur Politik und der 
verbundenen Erwartungshaltung als ein „Anspruchskartell“846 ergibt. Die Beteiligung 
von Akteuren ist einerseits der Hoffnung geschuldet, damit regionale Entwicklungsef-
fekte erzeugen zu können, andererseits aber auch Teil der symbolischen Politik, da die 
Landesregierung sich hierdurch positive politische Effekte versprochen hatte (Mitver-
antwortung für die Politik, Begründung und Erklärung des Mittelverteilungszwangs).847
Grundsätzlich ist die institutionelle Struktur der nordrhein-westfälischen Verwaltung 
durch „Vermittlerstrukturen“ oder „inszenierte Netzwerke, die diese horizontale Poli-
tikverflechtung über die aktive Einbindung nicht-staatlicher Interessen [sic!] ergän-
zen“848, gekennzeichnet. 
Bleibt der grundsätzlich positiv zu betrachtende Wert einer regionalen Kooperation und 
der Partizipation von Beteiligten einmal außen vor, so verbleibt für die Regionalisie-
rung der Strukturpolitik eine – trotz einzelner innovativer Projekte – nur „ernüchtern-
de Bilanz“, weil die Netzwerkpotenziale nur unzureichend ausgenutzt wurden (die Vor-
teile der Netzwerke werden durch die Organisation und Struktur der Steuerungs- und 
Entscheidungsgremien nicht vollständig ausgeschöpft849), die Leitbilder unverbindlich 
                                         
842  Vgl. Voelzkow (1994): 10; 26. 
843  Vgl. Goch (2004c): 384. 
844  Meise (1997): 131. 
845  Dahme, Wohlfahrt (2003): 84. 
846  Zitate nach Fürst (1994): 10. 
847  Vgl. Fürst (1994): 9-14. 
848  Zitate nach Dahme, Wohlfahrt (2003): 97. Zum Begriff „horizontale Politikverflechtung“ siehe Benz, 
Scharpf, Zintl (1992). 
849  Vgl. Fürst (1994): 39. 
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waren und eine Abstimmung mit den Raumordnungszielen ausgeblieben ist850 (die 
regionalisierte Strukturpolitik kann – etwas abwertend – auch als „überregionaler Re-
gionsmarketingprozess“851 verstanden werden).852
Weiterentwicklung der Regionalisierung der Strukturpolitik 
Aus diesem Grund ist die Phase der regionalisierten Strukturpolitik in dieser Organisa-
tions- und Steuerungsform mit dem Ende der 1990er Jahre als flächendeckendes Lan-
desinstrument ausgelaufen. Dabei hat sich eine „reflexive Weiterentwicklung“ des Pro-
zesses zu „verbundspezifischen Ansätze“ ergeben („Zwischenphase“), die jedoch nicht 
mehr das Ziel der Koordination aller Politikfelder vertraten. Nun sollten Projekte zum 
Aufbau regionaler Netzwerke unterstützt werden, speziell durch eine Stärkung der 
„Verbünde von Unternehmen und Netzwerke zwischen Unternehmen, Verbänden, For-
schungs-, Entwicklungs- und Qualifizierungseinrichtungen, Kommunen und Staat“853.
Dieser Prozess richtete sich also bedeutend stärker auf die Wirtschaft und eine Unter-
nehmensunterstützung aus. Dieser Verbundansatz (zwischen 1994-1999 gab es 35 
verbundspezifische Einzelprojekte854) hatte mit seinen harten und weichen strukturpo-
litischen Instrumenten insofern Auswirkungen auf eine Neuorientierung der Struktur-
politik des Landes, als dies eine Grundlage zur Entwicklung der gegenwärtig gültigen 
Cluster- und Kompetenzfeldpolitik ausmachte. 
Cluster- und Kompetenzfeldpolitik 
Seit Anfang 2000 wird ein sogenannter Kompetenzfeldansatz verwendet, der im wei-
ten Sinne eine Weiterentwicklung des strukturpolitischen Paradigmas darstellt. Der 
Grund für diesen Wechsel bestand darin, dass die Strukturpolitik es bisher nicht ge-
schafft hat, die gewünschten gleichwertigen Bedingungen herzustellen, sondern allen-
falls die gleichen strukturellen Bedingungen (Ausstattung mit Infrastruktur) zu unter-
stützen. Der Wachstums- und Beschäftigungspakt Ruhr 2000 war mit Zusammenarbeit 
von Verbänden, Unternehmen und Forschungseinrichtungen eine erste Clusterbildung 
(bei der Schaffung kooperativer Strukturen bei Betrieben einer Produktionskette, inkl. 
der Zulieferer855), mit dem Ziel, zu einer Definition von Kompetenzfeldern der Region 
zu gelangen und mit einer Spezialisierung ein regionales Profil entwickeln zu kön-
nen.856 Diese regionalen Kompetenzfelder dienen anschließend als ein inhaltlicher 
                                         
850  Vgl. Rehfeld (1998): 46; Rehfeld (2004): 224. 
851  Blotevogel (2000): 502. 
852  Aufgrund der Erfahrungen ist es aber auch möglich, wie Lucas der Meinung zu sein, dass korporatisti-
sche Verfahren nicht geeignet erscheinen und neue Formen eines regionalen Managements („innovati-
ves Regionalmanagements in Zwischenräumen“) mehr Entwicklungspotenzial liefern könnten, welches 
„die Schnittmenge zwischen regionaler Eigenständigkeit und Außenorientierung als neues Aktionsfeld 
entdeckt und in überschaubaren Projekten bearbeitet“. Zitate nach Lucas (2000): 25f. 
853  Zitate nach Rehfeld (2004): 226f. Vgl. Rehfeld (1998): 46. 
854  Vgl. Rehfeld (2004): 228. 
855  Vgl. Kuschke (2004): 14. 
856  Vgl. Noll (2004): 246f.; Goch (2004c): 384. Kompetenzfelder in Regionen sind z.B.: Köln: Medienzent-
rum, Bonn: Telekommunikation, Duisburg: Stahl-/ Textilindustrie, Aachen: Automotive und Life Scien-
ce, Ostwestfalen-Lippe: Möbelindustrie und Bäderwirtschaft. 
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Entwicklungsrahmen, auf die sich die landesweite Regionalpolitik, die Arbeits- und 
Qualifizierungspolitik und die Mittelstands- und Gründungspolitik beziehen sollen.857
Mit dem Ziel dieses Kompetenzfeldansatzes ist auch gleichzeitig ein weiterer Paradig-
menwechsel in der Strukturpolitik verbunden, weil dieser Ansatz auf den Ausbau der 
Stärken einer Region (und nicht die Beseitigung von Engpässen und Schwächen) aus-
gerichtet ist.858 Für diese neue Regionalpolitik wurde die regionale Struktur an die da-
malige regionalisierte Strukturpolitik angelehnt, die das Bundesland nunmehr aber, 
ebenfalls auf der Grundlage der IHK-Bezirke, in 16 Regionen einteilt. Durch die Ver-
bindung von Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik wurde die Regionsaufteilung angepasst 
(vormals gab es 30 arbeitsmarktpolitische und 14 strukturpolitische Regionen). Die 
Arbeitsstruktur teilt sich auf in einen Lenkungskreis (Vertreter der Kommunen, Kam-
mern, Wirtschaft, Gewerkschaft), der die regionale Entwicklungsstrategien auf der 
Grundlage der Kompetenzen und Stärken entwickelt, 16 Regionalagenturen (die den 
Kontakt zwischen den Akteuren herstellen und Netzwerke bilden) sowie den Fachar-
beitskreisen (zur fachlichen Begleitung).859
Die in NRW verfolgte Clusterbildung mit Unternehmenskooperationen und -netzwerken 
ist nicht neu und gründet auf die gemachten Erfahrungen der Raumentwicklungspolitik 
aus den 1980er Jahren. In Verbindung mit dem Kompetenzfelderansatz wird hier ver-
sucht, den bereits bekannten und älteren Ansatz der Wachstumspole und der Strategie 
der ‚Zentralen Orte’ unter neuen Voraussetzungen bzw. mit neuen Inputs zu versor-
gen. Die Kompetenzfeldentwicklung ist zudem ausschließlich auf Wirtschaftskraft aus-
gelegt. Dabei besteht besonders für ländliche Regionen die Gefahr an den Rand des 
Geschehens gedrängt zu werden. Aus diesem Grund ist eine kritische Betrachtung die-
ses Politikansatzes durchaus gerechtfertigt. 
                                         
857  Vgl. Mengelkamp (2004): 267. 
858  Vgl. Noll (2004): 246; Mengelkamp (2004): 266. 
859  Vgl. Mengelkamp (2004): 267. Die gemeinsame Betrachtung von Regionen durch das Wirtschafts< als 
auch des Arbeitsministeriums kommt zustande, weil die damalige rot-grüne Landesregierung (2000-
2005) eine Zusammenlegung beider Ressorts vollzogen hat. 
REGIONAL GOVERNANCE-FAKTOREN AM BEISPIEL DES MODELLVORHABENS ‚REGIONEN AKTIV’ 127 
5 RURAL/ REGIONAL GOVERNANCE-FAKTOREN – DAS BEISPIEL 
‚REGIONEN AKTIV’
5.1 ANALYSEANSATZ FÜR REGIONAL GOVERNANCE-PROZESSE
5.1.1 Der akteurzentrierte Institutionalismus als Analyseinstrument 
Dem Governance-Ansatz fehlt es an konkreten Operationalisierungen und eindeutigen 
Instrumenten, insbesondere für empirische Untersuchungen.860 Er ist als ‚analytischer 
Rahmen’ (also in der Analyseperspektive) nur unvollständig, da es ihm an einer Be-
stimmung des Charakters der Akteure und der Institutionen fehlt und durch die Inter-
disziplinarität und die Offenheit des Begriffs mit anderen Ansätzen korreliert, was zu 
jeweils unterschiedlichen Schwerpunkten und subjektiven und selektiven Ausrichtun-
gen führen kann (s. Kap. 3).  
An dieser Stelle kann der von Mayntz und Scharpf entwickelte handlungstheoretische 
Ansatz des ‚akteurzentrierten Institutionalismus’ helfen, um Governance-Regimes zu 
beschreiben und empirisch durch Fallstudien zu erfassen sowie die Prozesse speziell 
bezüglich der institutionellen Regelungen und der Handlungslogik der Akteure zu un-
tersuchen (bei gleichzeitiger Beibehaltung einer Objektivität zu den Kernaussagen der 
Governance-Debatte).861
Die Verbindung von Governance zu einem weiteren Ansatz ist insofern unproblema-
tisch, als dass der Governance-Ansatz als Analyseperspektive eine Anschlussmöglich-
keit für weitere institutionalistische Ansätze bietet. Governance ist somit ein übergrei-
fender Rahmen, in dem „der akteurzentrierte Institutionalismus als eine von mehreren 
denkbaren Forschungsheuristiken angewendet werden kann.“ Darüber hinaus haben 
beide Ansätze den „gleichen Ursprung [..] und sind in weiten Teilen durchaus in ihren 
Annahmen und Forschungsinteressen deckungsgleich“. Insofern könnte der akteur-
zentrierte Institutionalismus dazu beitragen, „die weite Perspektive von Governance zu 
konkretisieren“862.
Der akteurzentrierte Institutionalismus versucht als heuristisches Raster eine Analyse 
gesellschaftlicher Steuerungsformen durch die Verknüpfung der Steuerungs- mit der 
Governance-Perspektive. Das heißt, der Ansatz fasst in seiner Analyse eine akteur-
zentrierte und institutionenzentrierte Herangehensweise zusammen.863 Dies dient der 
Erfassung und Ordnung von Tatbeständen und lenkt die Aufmerksamkeit auf die Tat-
sache, dass gesellschaftliche und politische Prozesse gleichermaßen durch Institutio-
nen wie durch das Handeln und die Interaktionen von Akteuren beeinflusst werden. 
Der akteurzentrierte Institutionalismus stellt also das Zusammenwirken von Institutio-
                                         
860  Vgl. Pütz (2004): 97. 
861  Vgl. Mayntz, Scharpf (Hg.) (1995); Blumenthal (2005): 1174; Fürst, Lahner, Pollermann (2005): 333; 
Fürst, Lahner, Zimmermann: 47. 
862  Blumenthal (2005): 1175. 
863  Vgl. Scharpf (2000): 73; Pohn-Weidinger (2003): 17; Mayntz (2005): 17. 
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nen, Akteurshandeln und Politikergebnissen in den Mittelpunkt. Dabei besteht eine 
Wechselwirkung: Kollektive Entscheidungen werden durch Institutionen bewirkt, die 
ihrerseits Ergebnis kollektiver Entscheidungen und Interaktionen sind.864 Der Ansatz 
vertritt jedoch gleichzeitig die These, dass innerhalb von Institutionen immer noch 
Handlungsspielräume für die Akteure verbleiben.865 Der akteurzentrierte Institutiona-
lismus hat also das kollektive Zusammenspiel von Akteuren in ihrer „situativen und 
institutionellen Einbindung zum Gegenstand“866.
Somit beruht der Ansatz auf einer interaktionsorientierten Policy-Forschung, die sich 
„vergangener politischer Entscheidungen“ widmet, um somit Wissen zu generieren, 
das der gegenwärtigen „Praxis helfen könnte, realisierbare Problemlösungen zu entwi-
ckeln oder Institutionen zu entwerfen, die im allgemeinen die Formulierung und 
Implementation gemeinwohlorientierter Politik begünstigen“867.
5.1.2 Akteurzentrierter Institutionalismus und Regional Governance-Prozesse  
Mit dem akteurzentrierten Institutionalismus existiert ein „suitable“868 Zugang, der als 
„Suchrahmen“869 für Strukturmerkmale und die Analyse von Voraussetzungen von 
Regional Governance-Prozessen herhalten kann.870 Die grundsätzliche Stärke des An-
satzes liegt darin, dass er den speziellen institutionellen Kontext von gesellschaftlichen 
Teilsystemen mit dem individuellen Handeln von Akteuren in Relation setzen und ana-
lysieren kann. Ein Nachteil dagegen ist, dass sich der Ansatz nur auf politisch-
                                         
864  Vgl. Scharpf (2000): 76-84; Benz (2001a): 74f. 
865  Vgl. Zimmermann (2003): 34; Pohn-Weidinger (2003): 7. 
866  Fürst (2001d): 3. 
867  Scharpf (2000): 84f. 
868  Benz (2001b). 
869  Fürst (2001d): 15. 
870  Vgl. Pohn-Weidinger (2003): 6. 
Abb. 5:  Der Gegenstandsbereich der interaktionsorientierten 
Policy-Forschung 
Quelle: Scharpf (2000): 85. 
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institutionelle Aspekte konzentriert und darauf den Schwerpunkt legt. Insbesondere 
fehlt dabei der Bezug auf informelle Normen und Abhandlungen sowie eine Projektion 
auf die individuellen Leistungen der Akteure – welche besonders wichtig im Bezug auf 
den Diskurs zu Rural und Regional Governance sind. Demgegenüber bietet er aber als 
akteursorientierter Ansatz ein weitreichendes Erklärungspotenzial für die Analyse von 
Steuerungsprozessen in der Regionalentwicklungspolitik. 
Zur Erklärung bedient sich der akteurzentrierte Institutionalismus folgendem Schema: 
Als bestimmende Faktoren eines aus Verhandlungen und Interaktionen generierenden 
politischen Ergebnisses gelten die Akteure selbst, die Art und Weise ihres Zusammen-
treffens, also die Akteurkonstellation sowie ihre Interaktionsformen. Diese Faktoren 
generieren sich zum einen aus der politischen Situation heraus (Politik-Umwelt) und 
werden zum anderen durch den institutionellen Kontext bestimmt (s. Abb. 5). 
Um die Struktur von Governance-Prozesse zu beschreiben ist die Verwendung des ak-
teurzentrierten Institutionalismus also als Grundlage geeignet. Eine Anwendung auf 
die spezielleren Regional/ Rural Governance-Prozesse bedarf allerdings eines erweiter-
ten Analyserahmens. An dieser Stelle haben Benz und Fürst in Anlehnung an den ak-
teurzentrierten Institutionalismus einen weitergehenden und expliziteren Ansatz ent-
wickelt, indem sie Faktoren benennen, die eine regionale Kooperation beeinflussen. 
Dieser ist eine analytische Anleitung für Gegenüberstellung verschiedener Beispiele 
von Regional Governance. Weil Kooperationen nicht automatisch erfolgreich sind (s. 
Kap. 3.3), verbleibt daher nur die Möglichkeit, diejenigen Faktoren zu bestimmen, die 
sich positiv oder negativ auf eine Kooperation (und letztlich auf ihre Kooperationser-
folge) (aus)wirken können:871 Dieser Ansatz beinhaltet eine intensivere Ausarbeitung 
der situativen, politischen und institutionellen Rahmenbedingungen als Fundament 
und Ausgangspunkt.  
Der Ansatz des akteurzentrierten Institutionalismus wird durch folgende Aufteilung 
erweitert:872 Zweck; Thema; situative Rahmenbedingungen; Akteure; Akteurkonstella-
tion; institutionelle Rahmenbedingungen; Prozess-endogene Faktoren und Prozessma-
nagement.
Auf dieser Grundlage und in Rückgriff auf weitere Untersuchungsansätze873 lässt sich 
zur Beschreibung und Bewertung der Rural Governance-Prozesse des Modellvorhabens 
‚Regionen Aktiv’ folgender Analyseansatz aufbauen: 
                                         
871  Vgl. Benz, Fürst (2003b): 12; 34ff. Ausgangspunkt dieses Ansatzes ist, dass Regional Governance als 
kollektive regionale Selbststeuerung verstanden wird. Regionale Selbststeuerung und Regional Gover-
nance besitzen formal die gleiche Bedeutung, ihre Konnotationen unterscheiden sich aber zum Teil. Re-
gionale Selbststeuerung beinhaltet regionale Institutionen, die Selbststeuerungsfähigkeit entfalten kön-
nen und sind auf politisch-administrative Akteure beschränkt. Regional Governance ist demnach eine 
weiche Form der regionalen Selbststeuerung und baut sich auf Netzwerke und Kooperationen auf Vgl. 
Fürst (2003): 441f. Das grundlegende Verständnis, dass Regional Governance-Prozesse in regionalen 
Kooperationen vollzogen werden (als Voraussetzung zur Selbststeuerung), wird jedoch auch in dieser 
Arbeit vertreten. Daher eignet sich die Verwendung der analytischen Anleitung von Benz und Fürst. Ei-
ne Gegenposition hierzu vertritt Pütz (2004): 99. 
872  Vgl. Benz, Fürst (2003b): 38-52. 
873  Als weitere Grundlage dienen die gewählten Ansätze von Fürst, Lahner, Zimmermann (2004): 47ff. und 
Pütz (2002): 97. 
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1.) Ausgangslage des Prozesses:  
Zweck und Problemlage; Themendefinition und Zielsetzungen; situative Rahmenbe-
dingungen. 
2.) Prozessformation – Förderstruktur: 
Externe institutionelle Rahmenbedingungen: Handlungsanreize; Regionsbildung (Kon-
textsteuerung). 
3.) Prozessgestaltung/ -struktur: 
Interne institutionelle Rahmenbedingungen: Akteurkonstellationen; Akteure (Beteili-
gung, Auswahl, Fähigkeiten, materielle Ressourcen, Handlungsorientierung, Koopera-
tionsbereitschaft, Kompetenzen, Rekrutierung); Regelsysteme; Machtverhältnisse; 
Steuerungs- und Interaktionsformen; zeitlicher Verlauf; Mehrebenenverflechtung; 
funktionale Zusammenhänge; Prozessmanagement. 
4.) Prozessergebnis/ -bewertung: 
Evaluation und Begleitforschung; Wirkungen und nachprüfbare Ergebnisse von ‚Regio-
nen Aktiv’. 
Anhand dieses Analyseansatzes und Untersuchungsmusters und der Anwendung auf 
das Modellvorhaben als Fallstudie wird das Ziel verfolgt, die jeweiligen Erfolgsfaktoren 
und Hemmnisse einer regionalen Kooperation – und damit eines Rural und Regional 
Governance-Prozesses – darstellen und dokumentieren zu können. Mit Governance als 
Analyseansatz nach Kooiman (s. Kap. 3.2.3) bezieht sich ein regionales Förderpro-
gramm im Rahmen der Regionalentwicklungspolitik (Governance erster Ordnung) – 
und hier im Falle von ‚Regionen Aktiv’ – auf die self- bzw. co-governance Ebene. 
Durch eine Betrachtung der Struktur der Governance-Prozesse durch den hier ver-
wendeten Ansatz soll es nun möglich sein, den Formalisierungsgrad – und die Ausprä-
gung dieses mixed-modes – zu bestimmen. 
5.2 ANALYSE DES MODELLVORHABENS ‚REGIONEN AKTIV’
Gegenwärtig kann ein Modellvorhaben dem Anspruch eines nach den neuesten regio-
nalwissenschaftlichen Erkenntnissen gestalteten, regionalisierten Steuerungsansatzes 
gerecht werden: Das vom Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz (BMELV) initiierte Modellvorhaben ‚Regionen Aktiv – Regionen gestal-
ten Zukunft’. Dieses Kapitel stellt die Organisationsfolge und Durchführung des Pro-
gramms vor. Die Analyse und die Darstellung der Ergebnisse wird zeigen, inwieweit 
dieser Prozess in die aktuelle Regional/ Rural Governance-Diskussion eingeordnet 
werden kann. Mit dem oben erarbeiteten Analyseraster soll es auch möglich sein, Vor-
teile und Probleme von ‚Regionen Aktiv’ aufzuzeigen, um damit – verallgemeinert und 
in einem Abgleich mit der theoretischen Vorlage aus der Literatur – einen Übergang 
von einer bisher weitgehend normativ geführten Debatte auf Inhalte schließen zu kön-
nen.
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5.2.1 Ausgangslage des Prozesses 
5.2.1.1 Zweck und Problemlage – Entstehung von ‚Regionen Aktiv’ 
Nach den in Kap. 4 skizzierten und auf die bundespolitische Entwicklung der Regional-
entwicklung wirkenden Rahmenbedingungen sah das BMELV in dem Ansatz einer regi-
onal-individuellen und partnerschaftlich organisierten Selbststeuerung eine Möglichkeit 
zur Stärkung der mit großen Unterschieden behafteten peripheren Räume. Zur Umset-
zung einer Agrarpolitik mit einer „ganzheitliche[n] Betrachtung“874 ländlicher Gebiete 
wurde unter anderem das Modellvorhaben ‚Regionen Aktiv’ als Praxistest zwischen 
dem BMELV als zentralem Akteur und dem Umweltbundesamt (UBA) initiiert.875 In 
ausgewählten Regionen sollen nach einem bottom-up-Ansatz im Sinne einer endoge-
nen Entwicklungsstrategie „neue Wege in der ländlichen Entwicklung“876 auf regionaler 
Ebene aufgezeigt werden. Mit Hilfe von regionalen Partnerschaften erarbeiten lokal-
regionale Akteure ihre eigene und zuvor selbst definierte Entwicklungsstrategie. Durch 
dieses Modellvorhaben soll die neue Politik mit den dadurch angeregten Konzepten 
und Projekten veranschaulicht werden und auf Erkenntnisse schließen lassen, wie ein 
zukünftig selbsttragender (Regional)Entwicklungsprozess eines gesamten ländlichen 
Raums und der Stadt-Land-Beziehungen aussehen könnte.877
Die Initiierung dieses Modellvorhabens liegt in einem bestehenden Problemdruck mit 
zwei Ausprägungen begründet: Der direkte Auslöser war zunächst das Ausbrechen von 
Tierseuchen in der Viehhaltung der Landwirtschaft, dem ersten BSE-Fall878 in Deutsch-
land am 26. November 2000 und der folgenden Maul- und Klauenseuche (MKS). Daran 
anschließend wurden viele Debatten über eine Neuausrichtung der Landwirtschaftspo-
litik geführt. Die damalige neue Ministerin Renate Künast (Bündnis 90/ Die Grünen) 
proklamierte das Ziel einer neuen verbraucherorientierten und umweltgerechten Ag-
rarpolitik, was mit dem Begriff Agrarwende umschrieben wurde. Zu diesen krisenbe-
dingten Gründen im Landwirtschaftssektor wurde die Änderung in der Politik auch auf-
grund des ländlichen Strukturwandels, der seit Jahrzehnten schwindenden volkswirt-
schaftlichen Bedeutung des Land- und Forstwirtschaftssektors sowie dem verstärkt 
sichtbaren demografischen Wandel verkündet.879 Der zweite Grund für das neue Mo-
dell ist also der bestehende wirtschaftliche Problemdruck in den ländlichen Regionen 
des Landes.  
                                         
874  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2003b): S. 1. 
875  Die Methodik basierte auf dem 2001 laufenden F+E Vorhaben „Entwicklung einer Methodik zur Nutzung 
des Instruments Globalzuschuss gemäß EU-Strukturfonds“, worin eine methodische Umsetzung eines 
nachhaltigen, dialog- und konsensorientierten Kooperationsprozesses beschrieben wurde. Vgl Elbe et al. 
(2001): 66f. 
876  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001a): 5. 
877  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2003b): 1-4. 
878  BSE ist die Kurzform für Bovine Spongiforme Enzephalopathie und ist auch als Rinderwahnsinn be-
kannt. Die politischen Diskussionen um BSE führten sogar zum Rücktritt zweier Bundesminister. 
879  Zur Darstellung dieser grundlegenden Änderung des Politikbereichs wurde das Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (BML) am 22. Januar 2001 in das Bundesministerium für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (BMVEL) umbenannt. Nach der letzten Bundestag-
wahl 2005 wurde der Name des Ministeriums unter dem Minister Horst Seehofer (CSU) erneut geändert 
und heißt nun Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV). 
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Als direkte Folge und Antwort auf die Fehlentwicklungen der bisherigen Förderpraxis, 
aber auch als Konsequenz des Problemdrucks, der in den wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen begründet liegt, wurde ‚Regionen Aktiv’ ins Leben gerufen. 
Dabei ist es natürlich so, dass jede Region eine andere wirtschaftliche Struktur besitzt. 
Auch ländliche Räume blicken auf unterschiedlich gewachsene, mitunter traditionelle 
Strukturen zurück, die wiederum durch differente wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
und Voraussetzungen herbeigeführt wurden. Daher ist der Problemdruck durch den 
Vergleich bestimmter Faktoren selektiv und differenziert darstellbar (z.B. hoher Anteil 
des primären Sektors an der regionalen Wirtschaftsstruktur, mittel- und langfristige 
Reduzierung der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft, anhaltender Strukturwandel im 
sekundären Sektor, kurz: Defizite bei der Diversifizierung der Wirtschaftsstruktur und 
Landwirtschaft, die sich in den Problemen Arbeitslosigkeit, Pendlerströme, Arbeits- 
und Ausbildungsplatzmangel, Abwanderung etc. bemerkbar machen). 
Unterschiedliche Voraussetzungen erfordern jedoch eine differenzierte Strategie zur 
Lösung der Probleme, also einen darauf abgestimmten Problemlösungsbeitrag. Dem-
nach muss auch jede Region andere Strategien anwenden, um auf ihre eigene Situati-
on entsprechend reagieren und agieren zu können. Das bedeutet aber gleichzeitig 
auch, dass nur auf die veränderbaren Problematiken in einem Raum reagiert werden 
kann. Manche Rahmenbedingungen, die zu einem Problemdruck führen können, sind 
unveränderbar (bspw. Landschaftsformen, land- und forstwirtschaftliche Produktions-
bedingungen, Marktrandlage etc.), weshalb es angepasster Strategien bedarf, die 
durch die Betroffenen vor Ort bestimmt und durchgeführt werden können. Dies kann 
dazu führen, dass z.B. in besonders strukturschwachen Regionen vergleichsweise 
stärker investive Maßnahmen und einzelbetriebliche Förderungen durchgeführt wer-
den, wohingegen in anderen Regionen andere Schwerpunkte (Förderung weicher 
Standortfaktoren) gesetzt werden (s. Kap. 5.2.4.2). 
Mit dem rot-grünen Koalitionsvertrag 2002 hatte die Bundesregierung den Anspruch 
einer Verbraucherschutzpolitik und einer „ökologischen Modernisierung“ im Rahmen 
der „Umsetzung und Weiterentwicklung der Nachhaltigkeitsstrategie“880 untermauert. 
Dazu kam eine „Neuausrichtung der Agrarpolitik“, die zu einer wettbewerbsfähigen 
und nachhaltigen Landwirtschaft und einer stärkeren Unterstützung von Maßnahmen 
zur Entwicklung des ländlichen Raums führen sollte. Das Fundament einer „ökono-
misch, ökologisch und sozial nachhaltigen Entwicklung ländlicher Räume ist eine multi-
funktionale Landwirtschaft“, die durch die Förderung „wirtschaftlicher Entwicklung, 
sozialer Ausgewogenheit und intakter Natur und Umwelt“881 ihren Beitrag zur Entwick-
lung des Raums leisten kann. In den Programmen der Partei Bündnis 90/ Die Grünen 
wird die grundsätzliche Absicht zur Änderung der Landwirtschafts- und Regionalpolitik 
beschrieben: Dazu zählen u.a. eine Dezentralisierung staatlicher Aufgaben und die 
Zuweisung von mehr Kompetenzen auf die Ebene von Regionen sowie die Förderung 
von mehr bürgergesellschaftlichem Engagement.882 Deswegen forderte das Wahlpro-
                                         
880  Zitate nach Sozialdemokratische Partei Deutschlands; Bündnis 90/ Die Grünen (2002): 31. 
881  Zitate nach Knickel, Siebert, Ganzert (2003): 3. 
882  Vgl. Bündnis 90/ Die Grünen (2002a): 130. 
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gramm für die ursprüngliche Legislaturperiode 2002-2006 eine „Stärkung der Regio-
nen“ und eine „eigenständige regionale Finanz- und Planungshoheit“883. Eine multi-
funktionale, ökologische und bäuerliche Landwirtschaft sowie die regionale Vermark-
tung sollten gestärkt werden, um die Wertschöpfung in den Regionen halten und die 
Erwerbsmöglichkeiten ausbauen zu können.884
Mit der öffentlich diskutierten Neuausrichtung der Agrarpolitik lastete also ein eklatan-
ter Handlungsdruck auf der Bundesregierung und der neuen Ministerin des BMELV. Die 
zu Beginn eher unklaren Absichten, die mit einer vielmehr langfristig angelegten Ag-
rarwende verbunden wurden, mussten konkretisiert werden. Die von den Lebensmit-
telskandalen unmittelbar betroffene Öffentlichkeit erwartete dagegen zügige Umset-
zungserfolge. Schließlich wurde das Förderprogramm ‚Regionen Aktiv’ aufgrund dieser 
politischen Rahmenbedingungen und der positiven Bewertungen des Ansatzes durch 
alle wichtigen Interessengruppen auf der Bundesebene vom BMELV (in der Federfüh-
rung des Referats 525, Nachhaltige Landentwicklung) initiiert.885 Das Förderprogramm 
‚Regionen Aktiv’ wurde als Instrument installiert, um auf diese Problemlagen ange-
messen, flexibel, differenziert und vor Ort reagieren zu können. 
5.2.1.2 Die Ziele des Förderprojekts 
Unter diesen Voraussetzungen ist ein Förderprogramm entstanden, das als Grundlage 
eine regionale Kooperation/ Partnerschaft vorsieht. ‚Regionen Aktiv’ soll dabei eine 
praktische Umsetzung eines neuen Steuerungsansatzes mit dem Thema der Förderung 
einer „multifunktionalen Landwirtschaft und ländlichen Entwicklung“ erwirken, indem 
in ausgewählten Regionen mit Hilfe regionaler Partnerschaften – nach dem bottom-up-
Ansatz und der endogenen Entwicklungsstrategie – lokal-regionale Akteure ihre eigene 
und zuvor selbst definierte Entwicklungsstrategie erarbeiten. Sie bilden also eine regi-
onal-individuelle und partnerschaftlich organisierte Selbstorganisation. Mit einer Rah-
menvorgabe durch den Bund müssen die Akteure zu einer eigenständigen Projektaus-
wahl finden, indem sie gemeinsam innerhalb der vorgegebenen Strukturen ein festes 
Arbeits- und Organisationsschema verabschieden. 
Gerade weil mittel- bis langfristig der Umwelt- und Naturschutz eine der wichtigsten 
„Legitimationsgrundlagen für den Erhalt und die Weiterentwicklung der GAK“886 wer-
den, ist das Programm eine vielversprechende Möglichkeit, um Rückschlüsse und In-
formationen für die weitere Entwicklung und Ausgestaltung einer regionalisierten 
Strukturpolitik im Bund und in den Ländern und hinsichtlich der europäischen Agrar- 
und Strukturpolitik ziehen zu können. 
„Regionen als Motor für eine neue Verbraucher- und Agrarpolitik“887 ist gleichzeitig 
Inhalt und Ziel des gesamten Wettbewerbs und stützt sich auf drei essenzielle Elemen-
te, die von den Akteuren zu berücksichtigen sind:  
                                         
883  Zitate nach Bündnis 90/ Die Grünen (2002b): 15.  
884  Vgl. Bündnis 90/ Die Grünen (2002b): 15; 27. 
885  Vgl. Elbe et al. (2001): 93ff. 
886  Elbe et al. (2001): 64. Vgl. ausführlicher ebd. 64ff. 
887  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001b): 1. 
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? Verbraucherorientierung: durch Transparenz in der Erzeugung und verbesserte 
Vermarktungswege,
? Maßnahmen zur natur- und umweltverträglichen Landbewirtschaftung, Quali-
tätssteigerung in der Erzeugung und Ausweitung der ökologisch bewirtschafte-
ten Flächen, sowie eine  
? Stärkung ländlicher Räume und Schaffung zusätzlicher Einkommensquellen: 
durch den Ausbau regionaler Wertschöpfungsketten, Entwicklung von Produk-
ten und Dienstleistungen zur Vernetzung des Landwirtschaftssektors mit Auf-
gaben aus dem Umwelt- und Naturschutz, dem Tourismus und der Land-
schaftspflege und die Verbesserung der Erwerbschancen insbesondere für 
Frauen und Jugendliche und speziell in den Bereichen der Informations- und 
Kommunikationstechnik, des Handwerks und des Tourismus.888
Zusätzlich zu allen drei Zielelementen dienen Maßnahmen zur Qualifizierung und Wei-
terbildung entsprechender Zielgruppen ebenfalls der Zielerreichung von ‚Regionen Ak-
tiv’. Die regionalen Entwicklungsstrategien müssen in ihrer Ausrichtung die Förderung 
der ‚multifunktionalen Landwirtschaft’ und die ‚Stärkung des ländlichen Raums’ (auch 
außerhalb des landwirtschaftlichen Bereichs)889 erkennen lassen. Die Regionen sollen 
mit ihren Projekten und Ideen eine Vorbildfunktion für die Entwicklung des ländlichen 
Raums und den Stadt-Land-Verbindungen übernehmen, indem sie best-practice-
Maßnahmen erfinden und initiieren, die ihrerseits wiederum von anderen (nicht am 
Wettbewerb beteiligten) Regionen aufgegriffen werden können. 
Diese von ‚Regionen Aktiv’ verfolgten Ziele gehen einher mit der neuen Ausrichtung in 
der Landwirtschafts- und Verbraucherpolitik. Mit diesem Ansatz wird im Zuge der Ag-
rarwende eine Qualitätssteigerung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, ein Mehr an 
Umweltverträglichkeit in den Produktionsweisen – bis hin zur Ausweitung des ökologi-
schen Landbaus – unterstützt. Ein „hohes Maß an Transparenz und Sicherheit für 
Verbraucher“890 und erhoffte Wachstumseffekte für die Region werden durch eine stär-
kere Einbindung von regionalen Kooperationen und Netzwerken, speziell zwischen Er-
zeugern, Verarbeitern und Verbrauchern und durch die Ausweitung der regionalen 
Direktvermarktung erreicht. Als zukunftsweisend nicht nur für Deutschland, sondern in 
ganz Europa gilt diese multifunktionale Landwirtschaft, bei der die Landwirtschaftsbe-
triebe zusätzliche Einkommensquellen (bspw. in der Vermarktung, Natur- und Land-
schaftspflege, Tourismus, regenerative Energien etc.)891 erschließen.892 Dabei ist ‚Re-
gionen Aktiv’ mit einem integrierendem Ansatz ein viel versprechendes Pilotprojekt 
auch im Rahmen der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie,893 um das vom Rat für Nach-
haltige Entwicklung formulierte Leitbild zur nachhaltigen Landwirtschaft zu demonst-
rieren. 
                                         
888  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001a): 6ff. 
889  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001b): 3. 
890  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2003b): 1. 
891  19% aller Landwirtschaftsbetriebe betreiben Weiterverarbeitung, 15% der Betriebe erwirtschaften zu-
sätzliches Kapital in der Direktvermarktung. 
892  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2003b): 1ff. 
893  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2003b): 8. 
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5.2.2 Prozessformation – Förderstruktur 
5.2.2.1 Rahmenbedingungen: Wettbewerb, Finanzmittel 
Der Ansatz zur Erreichung der Ziele ist auf eine stärkere Einbindung der bestimmten 
Politikbereiche mit den betroffenen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren ausge-
richtet, die in einem partnerschaftlichen Netzwerk die Interessen von Verbrauchern, 
Erzeugern, Handel, Umwelt- und Tierschutz, Ausbildung, Weiterbildung und Qualifizie-
rung verbinden und eine Regionalentwicklungsstrategie mit innovativen Ideen, Per-
spektiven und Visionen ausfüllen sollen.894 Diese Strategie, die durch in Eigenregie zu 
erarbeitenden und am Nachhaltigkeitsprinzip orientierten Projekte umzusetzen ist, 
wird in einem regionalen Entwicklungskonzept (REK) konkretisiert und als Handlungs-
grundlage für die Umsetzung des Programms festgeschrieben (siehe auch Kap. 
4.1.1).895
Die Wettbewerbs- und Umsetzungsphasen 
Um eine repräsentative Auswahl teilnehmender Regionen zu erhalten, ist ‚Regionen 
Aktiv’ als Leistungswettbewerb gestaltet worden. Die Umsetzung dieses Praxistests ist 
in drei Stufen eingeteilt worden: 
Stufe 1: „Die Vision“: Mit der ersten Stufe startete der Wettbewerb am 10. September 
2001. Innerhalb von zwei Monaten mussten die sich bewerbenden Regionen selbst 
organisieren und eine gemeinsame „Vision“896 zur Entwicklung ihrer Region entwerfen. 
Ein zentraler Akteur, der die Bewerbungsphase koordinieren soll, musste von den zu 
beteiligenden „maßgeblichen Interessengruppen“897 bestimmt werden. Auf den ausge-
schriebenen Wettbewerb haben sich 206 Regionen beworben, von denen im Dezember 
2001 33 Konzepte durch eine Jury898 in die zweite Phase ausgewählt wurden. 
Stufe 2: „Die Konkretisierung“: Ebenfalls zwei Monate Zeit hatten die verbliebenen 
Regionen für die Ausarbeitung eines REK. Bezogen auf die Umsetzung von ‚Regionen 
Aktiv’ mussten Konzepte zur Durchführung und zur Trägerschaft der Kooperation vor-
gelegt werden. In dieser Stufe erhielten die Regionen eine finanzielle Unterstützung in 
Höhe von 5.000 € und beratenden Beistand durch die Geschäftsstelle von ‚Regionen 
                                         
894  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001a): 6. 
895  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001a): 1f. 
896  Die „Vision“ einer Region durfte in einer einheitlichen Gliederung nicht mehr als 15 Seiten umfassen 
und sollte folgende Themen beinhalten: Darstellung der Region mit den räumlichen und funktionalen 
Zusammenhängen und der Problemlage, Ideen und Projektskizzen für die zukünftige Entwicklung des 
Gebiets und eine Beschreibung der geplanten Organisation der regionalen Partnerschaft und der Koor-
dination des Programms. Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 
(Hg.) (2001a): 11f. 
897  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001a): 8. 
898  In der Jury waren maßgebliche Bundesverbandsvertreter des ländlichen Raums vertreten. Dies waren 
folgende Verbände: Dachverband der Deutschen Natur- und Umweltschutzverbände e.V. (DNR); 
Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. (vzbv); Deutscher Bauernverband e.V. (DBV); Arbeitsgemein-
schaft bäuerliche Landwirtschaft e.V. (AbL); Arbeitsgemeinschaft ökologischer Landbau (AGÖL); Deut-
scher Landkreistag; Deutscher Städte- und Gemeindebund; Zentralverband des deutschen Handwerks 
(ZDH); Deutscher Landfrauenverband e.V. (dlv); Firma tegut; Fachgebiet Ökologische Lebensmittelqua-
lität und Ernährungskultur der Universität Gesamthochschule Kassel; Fachbereich Landwirtschaft der 
Fachhochschule Weihenstephan/ Triesdorf. 
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Aktiv’. Anhand der vorgelegten REK wurden von der Jury die 18 Gewinnerregionen 
ausgewählt.899
Stufe 3: „Die Umsetzung“: Mit der Auswahl von 18 Modellregionen (12 westdeutsche, 
sechs ostdeutsche Regionen) hat die Umsetzungsphase begonnen. Die Regionen sind 
nun angehalten, ihre im REK festgesetzte Strategie in Form von Projekten umzusetzen 
und die dafür notwendigen Gremien aufzubauen sowie zu arbeitsfähigen Strukturen zu 
gelangen.900 Die Laufzeit des Programms endete ursprünglich Ende 2005. Wegen der 
positiven Ergebnisse ist das Modellvorhaben jedoch um zwei Jahre verlängert worden 
und in eine Phase 2 eingetreten.901
Die Phase 2 läuft von 2006 bis 2007 und baut grundsätzlich auf der ersten auf. Das 
Ziel dieser Phase ist, die aufgebauten Strukturen und Prozesse zu verstetigen, so dass 
sie auch langfristig – auch nach Ablauf des Modellvorhabens – Bestand haben können. 
Dies betrifft besonders das Regionalmanagement, wofür die Regionen Unternehmens-
konzepte erarbeiten müssen. Die zweite Phase setzt allerdings auch einen neuen in-
haltlichen Schwerpunkt: Die Regionen sind angehalten, in ihrem für diesen Zeitraum 
zu erstellenden Regionskonzept 2006/2007 ‚regionale Wertschöpfungsketten’ zu ent-
wickeln und zu optimieren, die sich für ihre Region besonders förderlich bezüglich der 
Beschäftigung und regionaler Wertschöpfung erweisen.902
Die finanzielle Mittelausstattung und die Förderungsabwicklung 
Für den gesamten Förderzeitraum von September 2001 bis Ende 2005 wurde ur-
sprünglich zu Beginn des Wettbewerbs eine Fördersumme von 35,5 Mio. € veran-
schlagt.903 Obwohl auch das BMELV von einer Haushaltskürzung in Höhe von 600 Mio. 
€ betroffen war – eine Reduzierung des Haushaltsvolumen um ca. 10% –, wurden für 
‚Regionen Aktiv’ zusätzliche Mittel bereitgestellt, so dass das Modellvorhaben in den 
knapp fünf Jahren mit rund 49,3 Mio. € Bundesmittel ausgestattet wurde.904 Durch die 
Festsetzung einer Kofinanzierungsregel sind zusätzlich noch weitere öffentliche (ca. 
4,26 Mio. €) und private Finanzmittel (ca. 19,35 Mio. €) generiert worden, so dass 
‚Regionen Aktiv’ ein Gesamtvolumen von 72,9 Mio. € umfasste.  
In den Regionen können Projekte gefördert werden, wenn sie mit der Strategie des 
integrierten regionalen Entwicklungskonzepts übereinstimmen und solange sie nicht 
über andere bereits bestehende Förderprogramme von Bund, Ländern und der EU-
Kommission gefördert werden können („Doppelförderungsverbot“). Weiterhin müssen 
                                         
899  Die Regionen sind: Altmark, Barnim-Uckermark, Bitburg-Prüm, Chiemgau, Eichsfeld, Hohenlohe, Lübe-
cker Bucht, Mecklenburgische Seenplatte, Odermündung, Ostfriesland, Östliches Ruhrgebiet, Saarland, 
Schwäbische Alb, Schwäbisches Donautal, Sächsiche Schweiz, Uthlande, Wendland/ Elbetal, Weserland. 
900  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001a): 8f. 
901  Vgl. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006a): 56. 
902  Die ‚Wertschöpfungskette’ ist eine Strategie zur Regionalentwicklung, die die regionale Bündelung aller 
zu einem Produkt gehörenden Entwicklungsschritte (von der Produktion bis zur Vermarktung) bedeutet.  
 Die 18 Regionen ordnen sich nach der Auswahl ihres Präferenzprojekts in thematische Regionsgruppen. 
Die Kernthemen, die zu diesen Regionsgruppen gehören, sind: Tourismus, Dachmarken, Regionalver-
marktung, Bioenergie, Regionale Esskultur. Vgl. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (Hg.) (2006b): 28f.; Geschäftsstelle Regionen Aktiv (Hg.) (2005). 
903  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2003b): 1. 
904  Vgl. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006a): 56. 
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sie beihilferechtlich auf Grundlage der EU-Programme und nach den Fördergrundsät-
zen des Rahmenplans der GAK und GRW zulässig sein. Ist dies nicht der Fall, können 
Beihilfen nur als „De-minimis“-Beihilfen im Sinne der Verordnung (VO) (EG) 69/2001 
der EU-Kommission und als Beihilfe für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) nach 
der VO (EG) 70/2001 EU-Kommission gewährt werden (s. hierzu Einschub: Begriffsbe-
stimmungen/ Begriffsdefinitionen). Mit ‚Regionen Aktiv’ haben die Regionen auch die 
Möglichkeit, Agrarumweltmaßnahmen umzusetzen, sofern eine „programmgerechte“ 
Bewirtschaftung als Ziel im REK ausgewiesen ist und die Maßnahme eine höhere öko-
logische Wirkung erzielt als die bereits bestehende. 
Das BMELV hat für die von den Regionen zu verwaltenden Fördermittel Anteile für be-
stimmte Verwendungen festgelegt. So dürfen nicht mehr als 20% der Gesamtförder-
summe für die regionale Partnerschaft aufgewendet werden. Von diesen 20% dürfen 
maximal 75% für das Regionalmanagement und Personalkosten zugelassen werden. 
Wenn das Regionalmanagement den Status eines Projekts erhält, kann es zu 100% 
dieser Kosten finanziert werden, darf aber gleichzeitig nicht mehr als 15% der Ge-
samtkosten von ‚Regionen Aktiv’ ausmachen. Die Förderungen nach den VO (EG) 
69/2001 und VO (EG) 70/2001, „De-minimis“- Beihilfen sowie betriebliche bzw. über-
betriebliche Investitionen bei klein- und mittelständische Unternehmen (KMU) müssen 
weniger als 50% der Gesamtfördermittel von ‚Regionen Aktiv’ ausmachen. Unter diese 
Marke fallen auch Projekte außerhalb der Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung 
landwirtschaftlicher Produkte (z.B. Entwicklung von Produkten und Dienstleistungen, 
Infrastrukturausbau) und Projekte, die Struktur verbessernde Maßnahmen (bspw. 
durch Investitionen, Nutzung regenerativer Energien, Informationsinfrastrukturaus-
bau) nach sich ziehen. Hierbei können 40% der einzelnen Projektkosten erstattet wer-
den. Die Agrarumweltmaßnahmen unterliegen ebenfalls einer Einschränkung. Sie dür-
fen nicht mehr als 50% der Gesamtmittel beanspruchen und müssen zudem von der 
EU-Kommission notifiziert werden. Sie werden jährlich gewährt und dürfen bestimmte 
Höchstbeträge nicht überschreiten.905 Uneingeschränkt bleiben Projekte, die dem gel-
tenden Rahmenplan der GAK und der GRW entsprechen, aber in dem jeweiligen Bun-
desland nicht angeboten werden, sowie Maßnahmen im Bereich von Informations-, 
Bildungs- und Beratungsdienstleistungen, die die Kooperationsstrukturen verstärken 
können (bspw. Studien, Evaluierungen, Messen, Präsentationen, Seminare).906
Die zweite Phase des Wettbewerbs in den Jahren 2006 und 2007 wird nochmals mit 
rund 8,5 Mio. € Mitteln des BMELV ausgestattet. In dieser Phase können die Regionen 
50% der Gesamtkosten des Regionalmanagements (maximal 50.000 € pro Jahr), 
25.000 € pro Jahr für Beratungs- und Weiterbildungsdienstleistungen für die Akteure 
sowie 150.000 € pro Jahr für die Förderung von Projekten erhalten.907
                                         
905  600 € pro Hektar für einjährige Kulturen/ 900 € pro Hektar für spezielle Dauerkulturen/ 450 € pro Hek-
tar für andere Flächennutzungen. 
906  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001b): 5-12. 
907  Vgl. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006b): 29; Elbe 
et al. (2006): 14f.; Geschäftsstelle Regionen Aktiv (Hg.) (2005): 1. 
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Einschub: Begriffsbestimmungen/ Begriffsdefinitionen: 
„Staatliche Beihilfen“ – Art. 87 und Art. 88 EG-Vertrag (EG-V):908
Nach Art. 87, Absatz 1 EG-V sind staatliche Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt 
unvereinbar. Der Beihilfebegriff ist bewusst weit gefasst („Beihilfen gleich welcher 
Art“, EG-V Art. 87 Abs. 1). Beihilfen umfassen alle freiwilligen Maßnahmen an Unter-
nehmen oder Produktionszweige, die diesen selektive finanzielle Vorteile verschaffen 
und zu einer aktuellen oder potenziellen Wettbewerbsbeeinträchtigung führen. „Klassi-
sche“ Beihilfeformen wären direkte Zuwendungen, zinslose Kredite, Bürgschaften. Mo-
dernere und auch komplexere Formen können dagegen Auftragsvergaben, Privatisie-
rungen, Steuergesetze oder verbilligte Grundstücke etc. sein. Ausnahmen bestehen 
u.a. bei Beihilfen zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung von Gebieten, in de-
nen die Lebenshaltung außergewöhnlich niedrig ist oder eine erhebliche Unterbeschäf-
tigung herrscht, bei Beihilfen, die zur Behebung einer beträchtlichen Störung im Wirt-
schaftsleben eines Mitgliedstaats beitragen, oder Beihilfen zur Förderung der Entwick-
lung gewisser Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete, soweit sie dem gemeinsa-
men Interesse nicht zuwiderlaufen (Art. 87 Abs. 3).  
Mit einem Antrag an den Rat und die Kommission können Mitgliedsstaaten Beihilfen, 
die nach Art. 87 als solche von einem Mitgliedsstaat nicht geleistet werden dürfen, als 
außergewöhnliche Maßnahme rechtfertigen lassen. Die Beihilfe muss von der Kommis-
sion „notifiziert“ werden. Zuwendungen, die keine wirtschaftliche Tätigkeit beinhaltet, 
sind demnach keine Beihilfen im Sinne des Art. 87 EG-V. 
„De-minimis“- Beihilfen – VO (EG) 69/2001:909
Mit „De-minimis“-Beihilfen kann ein Unternehmen in einem Zeitraum von drei Jahren 
mit einem Bruttohöchstbetrag von 100.000 € ausnahmsweise gefördert werden (Art. 2 
Abs. 2). Entgegen dem Art. 87 EG-V wurden diese Beihilfen zugelassen, da „Erfahrun-
gen der Kommission“ gezeigt haben, dass bei diesem geringen Gesamtbetrag weder 
der Handel noch der Wettbewerb beeinträchtigt werden. Dies gilt für Unternehmen 
aller Wirtschaftsbereiche, außer dem Verkehrssektor, der Landwirtschaft, Fischerei 
und Aquakulturen, da hier selbst kleine Beträge eine Wettbewerbsverfälschung erge-
ben können. 
Beihilfen für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) nach VO (EG) 70/2001:910
Für kleine und mittlere Unternehmen (für eine Definition siehe Anhang 1 der unten 
aufgeführten Quelle, S. 39) in allen Wirtschaftsbereichen, ausgenommen der Land-
wirtschaft, Fischerei und Aquakultur, die nicht exportbezogen agieren, können Beihil-
fen entgegen des Art. 87 EG-V gewährt werden (Art. 1 Abs. 1 u. 2). Eine so genannte 
Bruttobeihilfeintensität (BBI) gibt den Prozentsatz der Höhe der Beihilfe anhand der 
beihilfefähigen Kosten vor Steuern wider. Es ergeben sich Unterschiede in der Förder-
höhe für KMU und für die Art der Beihilfe (Investitionen: KU: 15% BBI/ MU: 7,5% 
BBI; bei Beratungen und Dienstleistungen darf die BBI nicht mehr als 50% der Kosten 
ausmachen). Aber auch die geografische Lage der Unternehmen spielt eine Rolle. Be-
triebe in Gebieten mit Anspruch auf Regionalbeihilfe erhalten bei Investitionsbeihilfen 
einen Zuschlag von 10-15%. 
Staatliche Beihilfen im Agrarsektor:911
Nach dem Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen im Agrarsektor (davon ausge-
nommen sind die Bereiche Forstwirtschaft und Fischerei und Aquakulturen – hierfür 
gibt es separate Rahmenregelungen) sind entgegen des Art. 87 EG-V Förderungen von 
Landwirtschaftsbetrieben möglich, wenn dadurch eine Verbesserung der landwirt-
schaftlichen Einkommen und der Lebens-, Arbeits- oder Produktionsbedingungen er-
möglicht wird. Dies können Beihilfen u.a. für Betriebsinvestitionen, Kulturlandschafts-
pflege, zur Verbesserung der Verarbeitung und Vermarktung der Erzeugnisse, zur Di-
                                         
908  Vgl. Europäische Union (Hg.) (2002): 67f.; Schwarze (Hg.) (2000): 1050-1101. 
909  Vgl. Europäische Kommission (Hg.) (2001b): 0030-0032. 
910  Vgl. Europäische Kommission (Hg.) (2001c): 33-42. 
911  Vgl. Europäische Kommission (Hg.) (2000): 2-24. 
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versifizierung der Betriebstätigkeiten, zur Intensivierung des Umweltschutzes, Agrar-
umweltmaßnahmen, Stilllegung von landwirtschaftlichen Kapazitäten, Erzeugerge-
meinschaften, als Ausgleich bei unvorhergesehenen Schäden (Naturkatastrophen, ex-
treme Witterungsverhältnisse, Tierseuchen etc.), zur Flurbereinigung, zur Erzeugung 
von Qualitätsprodukten, zur Technischen Hilfe und Forschung und Entwicklung sein. 
Agrarumweltmaßnahmen:912
Agrarumweltmaßnahmen, die zur Notifizierung bei der Kommission vorgelegt werden 
müssen, sind Beihilfen für landwirtschaftliche Produktionsverfahren, die bei einer fünf-
jährigen Laufzeit auf den Schutz der Umwelt und die Erhaltung des ländlichen Lebens-
raums ausgerichtet sind und Landwirten gewährt werden können, mit dem Ziel, einer 
mit dem Umweltschutz vereinbarten Förderung der Flächenbewirtschaftung, einer 
umweltfreundlichen Extensivierung der Landwirtschaft und der Erhaltung von wertvol-
len Kulturlandschaften (Art. 22-24). 
5.2.2.2 Regionsbildung - Die Auswahl der Regionen 
Bestimmung der Abgrenzung einer Region – Regionalität 
Der räumlich integrierende Ansatz stellt in Bezug auf die Mainstreamförderprogramme 
eine Novität dar. Da sich also die Förderung nicht sektorbezogen, sondern raum- und 
programmbezogen auf eine Region als Umsetzungsebene bezieht, hätte eine Definition 
der Region vorangehen können. Doch – wie in Kap. 2 und 3 dargestellt – ist dies bes-
tenfalls begrenzt möglich, wenn verhindert werden soll, dass zentral dekretierte Fest-
legungen regionale Varietäten einschränken. Den Regionen wurde deshalb in der Ab-
grenzung ihrer Region freie Hand gelassen. Von Seiten des BMELV heißt es zur Regi-
onsbestimmung bei ‚Regionen Aktiv’:  
„Unter Region ist ein Gebiet mit räumlichem und funktionalem Zusammenhang 
zu verstehen (gemeinsamer Problem- und Potenzialraum, Ausprägung spezieller 
Merkmale, natur- und kulturräumlicher Zusammenhang, gemeinsames Regional-
bewusstsein, u.a.). Die Region kann mehrere Gemeinden aber auch mehrere 
Landkreise umfassen.“913
Aufgrund dessen ist es nicht verwunderlich, dass die Regionen in ihrer Ausprägung 
sehr stark variieren. Anhand mehrerer Indikatoren wird deutlich, dass die Auswahl der 
Regionen eine große Bandbreite einnimmt (s. Tab. 5) 
Auswahl der Regionen 
Als Grundlage zur Auswahl der Regionen nach der zweiten Phase diente ein nicht mehr 
als 50 Seiten umfassendes regionales Entwicklungskonzept, welches eine auf die je-
weilige Region spezifizierte Entwicklungsstrategie beschreibt. Hierin wurde die zuvor 
beschriebene Vision ausgearbeitet und so ein Konzept verfasst, welches die Beteiligten 
der Region anhand einer eigens verfassten und beschriebenen Regionalanalyse ausge-
richtet haben. Mit der Definition von Leitbildern, Handlungsfeldern und möglichen Pi-
lotprojekten für den Beginn des Umsetzungsprozesses sollten die verfolgten Ziele in 
einem zusammenhängenden Gesamtkonzept dargestellt werden. Eine Wirkungsab-
schätzung und eine Bewertung des Umsetzungsprozesses der zu vertretenden Ent-
wicklungsstrategie musste beschrieben werden. Außerdem waren ausführliche Anga-
                                         
912  Vgl. Europäische Kommission (Hg.) (1999): 90. 
913  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001a): 11. 
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ben zur regionalen Partnerschaft, dem wichtigsten Gremium innerhalb der Region, 
bezüglich der Zusammensetzung und Zusammenarbeit zu dokumentieren. Für die 
haushaltsrechtliche Abwicklung musste eine öffentlich-rechtliche Körperschaft als ‚Ab-
wicklungspartner’ bestimmt werden. Ein anschließendes Finanzierungskonzept auf 
Grundlage der ersten Projekte und für das Regionalmanagement sollte Auskunft geben 
über die Mittelverteilung in den einzelnen Handlungsfeldern, wodurch in den jeweiligen 
Regionen, wenig überraschend, un-
terschiedliche Schwerpunkte erkenn-
bar wurden.914
Eine unabhängige Jury befasste sich 
im März 2002 mit der Auswahl der 
Regionen. Bei den Auswahlkriterien 
wurde Wert auf eine erkennbare und 
in sich schlüssige Gesamtentwick-
lungsstrategie gelegt, die wirtschaft-
liche Entwicklung, soziale Ausgewo-
genheit und intakte Natur und Um-
welt verbindet. Dies betrifft eine Verquickung und Affinität der im REK beschriebenen 
Themen. Sind z.B. die regionale Abgrenzung und die Stärken- und Schwächenanalyse 
in ökonomischer und sozialer Beziehung und mit den Zielen, die auf diese Gegebenhei-
ten und auf die Neuausrichtung der Agrarpolitik ausgerichtet werden sollen, vereinbar? 
Verbunden mit der regionalen Entwicklungsstrategie ist auch die geplante Realisierung 
der Ziele ein wesentliches Kriterium915, welches zur Auswahl der Regionen geführt hat. 
Im Grunde waren sogar die unterschiedlichen Ausgangsbedingungen der Regionen 
eine Voraussetzung bei der Auswahl der Regionen. In ihren REKs bearbeiteten die Ak-
teure eine auf die Region zugeschnittene Strategie, so dass bei der in jeglicher Hin-
sicht vorhandenen Disparität (bspw. Nordsee-Regionen gegenüber Alpen-Regionen) 
desgleichen disparate inhaltliche und prozessuale Schwerpunkte bei der Umsetzung 
gefasst wurden. Die unterschiedlichen geografischen Merkmale der Regionen bedeuten 
nämlich im Umkehrschluss auch differente Aus 
gangs- und Problemlagen. Diese Vielfältigkeit der ländlichen Gebiete ist jedoch aus-
nahmslos mit der von der Bundesregierung verfolgten Neuausrichtung der Verbrau-
cher- und Agrarpolitik und einem „vielfältigen regionalen Ansatz“916 kompatibel. So 
wurden einerseits besonders strukturschwache und abgelegene, andererseits Regionen 
mit günstigen Entwicklungsbedingungen gewählt.917 Die Bandbreite der Daten der Re-
gionen zeigt die folgende Tabelle. 
                                         
914  Bei einem REK ist es wichtig, dass die Akteure die beschriebenen Leitbilder und Ziele mittragen und 
verwirklichen wollen. Dabei erfordert dieses den „bewußten Verzicht auf wissenschaftliche Perfektion 
und Vollständigkeit zugunsten von strategischer Ausrichtung, Konsens, Zuspitzung (Reduktion) und 
Flexibilität“. Dehne (2002): 30. Vgl. ebd.: 13f.; 30. 
915  Vgl. Dehne (2002): 17. 
916  Dehne (2002): 8. 
917  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2002a): 9. 
Tab. 4:  Bandbreite ausgewählter Struk-
turdaten der Modellregionen 
von bis
Einwohnerzahl 36.000 1.200.000 
Einwohnerdichte (EW/qkm) 30 1.200 
Fläche (qkm) 320 5.810 
Anzahl der Landkreise < 1 6 
Arbeitslosenquote (%) 7,3 28,4 
Anteil der Beschäftigten in 
Land- und Forstwirtschaft (%) 
0,43 8 
Prognose Bevölkerungsent-
wicklung (%) 
+1,6 -9,8 
Quelle: Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernäh-
rung und Landwirtschaft (Hg.) (2006b): 12. 
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5.2.2.3 Zwischenfazit 
Der Förderansatz von ‚Regionen Aktiv’ ist kein auf bestimmte Sektoren ausgerichtetes 
Förderprogramm. Mit dem Ziel einer Gesamtstrategie für die Entwicklung eines Raums 
können sowohl aufeinander abgestimmte weiche Maßnahmen (Regionalmanagement, 
Bildung, Beratung, Information) als auch harte Maßnahmen (Investitionen, Infrastruk-
tur, Agrarumweltprogramme) gefördert werden, wenn die einzelnen Projekte „Schritte 
zur Umsetzung der Strategie darstellen“918. Die Entscheidung, welche Maßnahmen 
gefördert werden, tragen die regionalen Akteure selbst. 
Mit ‚Regionen Aktiv’ wird nämlich der Ansatz einer Programmförderung (anstelle einer 
Projektförderung) vertreten. Das zu fördernde Programm ist in diesem Sinne das von 
den regionalen Akteuren erarbeitete REK, welches im Bewerbungsverfahren das ent-
scheidende Instrument zur Auswahl der Regionen war. Der beschriebene Steuerungs-
ansatz unterscheidet sich demnach erheblich von der sogenannten Regelförderung.  
Im Verlauf des Programms, besonders aber in der Anfangsphase, übernahm das REK 
noch weitere Aufgaben und Funktionen im Sinne eines Konsensinstruments innerhalb 
der Partnerschaften: Einerseits galt es als zentrale Entscheidungs- und Handlungs-
grundlage für die Projektauswahl in den Regionen („Vertrag“, Leitdokument“919), an-
dererseits konnte das REK auch zur Überprüfung der Zielerreichung verwendet wer-
den.
Wettbewerb
Das Instrument des Wettbewerbs führte zu einer effizienten Bewerbung der einzelnen 
Regionen, da die Bewerber durch die Konkurrenz gezwungen werden, Ergebnis ver-
sprechende Konzepte vorzulegen. Dieser fördernde Ansatz brachte in einigen Regionen 
sogar einen innerregionalen Wettbewerb zustande, mit dem Projekte und Projektideen 
für das Entwicklungskonzept ausgewählt wurden.920 Die Auslobung eines Wettbewerbs 
bewertet auch der Rat für Nachhaltige Entwicklung positiv, weil dies zur Förderung von 
Partizipation und Selbstverantwortung führe und den sektorübergreifenden Ansatz mit 
der Einbindung der verschiedenen Dimensionen Ökologie, Ökonomie und Soziales auf-
greife.921 Aber nicht nur zur Implementation eines innovativen Modellvorhabens hat 
der Wettbewerb Akzeptanz und Nutzen in den Regionen vereinbart. Die Mehrzahl der 
Nicht-Gewinner-Regionen will mit den geschaffenen partnerschaftlichen Strukturen 
weiter zusammen arbeiten.922 Damit signalisieren sie eine von Förderprogrammen un-
abhängige regional-ideologische Dialogbereitschaft, um einen Beitrag zur Entwicklung 
der Region zu geben. Das Wettbewerbsprinzip hatte also auf die regionalen Akteuren 
positive Wirkungen: Im Auswahlprozess zwang der Zeitdruck bei der Erstellung der 
REK die Akteure zur Einigung und Konfliktbewältigung (oder -verschiebung). In der 
Durchführung von ‚Regionen Aktiv’ half der Wettbewerb selbst zu einer Reflexion des 
eigenen Handelns durch den Vergleich, die Beobachtung und den fachlichen Austausch 
                                         
918  Deutsche Vernetzungsstelle LEADER+ (Hg.) (o.J.): 2. 
919  Zitate nach Elbe (2005): 33. 
920  Vgl. Elbe et al. (2002): 83. 
921  Vgl. Rat für Nachhaltige Entwicklung (Hg.) (o.J.a): 6. 
922  In den Regionen, die nach der Phase 1 und 2 ausgeschiedene sind und somit nicht zum Teilnehmerkreis 
gehören, bestehen von 45 installierten regionalen Partnerschaften immerhin noch 31. Vgl. OECD 
(2006): 105. 
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mit den Akteuren anderer Regionen. Deren Arbeiten und Ansätze wurden nicht nur 
wahrgenommen, sie wurden auf die jeweils eigenen Prozesskonstellationen proji-
ziert.923
Anreiz
Als finanzieller Anreiz zur Zusammenarbeit innerhalb dieses Steuerungsansatzes ha-
ben die Regionen ein Budget zur Verfügung, welches nach einer Prüfung durch eine 
selbst bestimmte und in der Region ansässige öffentlich-rechtliche Körperschaft (Ab-
wicklungspartner) die Mittel verwaltete und verantwortlich für die Aufwendungen war. 
Damit ist eine Ausrichtung auf ein neues Verfahren zur finanziellen Mittelverwaltung 
verbunden, welches schon seit längerem gefordert wurde.924
Im Vergleich mit anderen Mittelzuflüssen ist das Budget von ‚Regionen Aktiv’ für die 
einzelnen Regionen jedoch eher gering (die für die jeweiligen Regionen verfügbaren 
Mittel erhöhten sich von ursprünglich 1,86 Mio. € auf rund 2,3 Mio. €). Im Laufe des 
Programms wurden noch zusätzliche finanzielle Mittel „leistungsgebunden“ vergeben. 
Dabei wurde allerdings eine Mittelaufstockung auf der Grundlage einer Auswertung der 
Halbzeitberichte (Januar 2004) an diejenigen Regionen gegeben. Dadurch wurde unter 
den beteiligten Regionen ein weiterer Wettbewerb ausgelöst. Mit der relativ geringen 
finanziellen Mittelausstattung können sich aber „große Räder“ auch wegen der „förder-
politischen Restriktionen“925 nicht bewegen lassen. Vielmehr dient diese finanzielle 
Anreizsteuerung der Aufgabe zur Anstoßung von Prozessen, durch die sich weitere 
private und öffentliche Gelder mobilisieren lassen.926 Für sich alleine gesehen, ist dies 
aber noch keine Garantie für eine kooperative und verhandlungsförmige Interorgani-
sationsbeziehung.927 Bei der Selbstständigkeit in der Verfügung der regionalen Fi-
nanzmittel in den Regionen ist somit auch erkennbar gewesen, dass das Verhältnis der 
Gegenseitigkeit bei den Leistungen des Förderprogramms bei einigen Projektträgern 
nicht immer angekommen ist und durchaus auch Begehrlichkeiten und eine „Selbstbe-
dienungsmentalität“928 bei den Akteuren geweckt wurden. Gerade diese Konkurrenz 
um die begrenzten Fördermittel kann den „integrativen Entwicklungsgedanken“929 in 
der Region zurückdrängen und zu negativen Auswirkungen auf die Kooperation in den 
regionalen Partnerschaften führen.  
Das eigenständige Finanzbudget ist allerdings deshalb eindeutig positiv zu bewerten, 
weil dadurch die Verantwortung der Akteure im gesamten Kooperationsprozess ge-
stärkt werden konnte. 
„Es hat die Entscheidungskompetenz der regionalen Ebene (fundamental) geför-
dert, aber auch die Eigenverantwortung und den Rechtfertigungsdruck erhöht. 
Regionen Aktiv hat es dabei ermöglicht, Projekte zu fördern, die sonst nicht för-
                                         
923  Vgl. Elbe (2005): 17. 
924  Vgl. Bergmann, Hardt (1999): 629. 
925  Zitate nach Knickel et al. (2003b): 14. 
926  Vgl. Knickel et al. (2003b): 14. 
927  Vgl. Krafft, Ulrich (1994): 62. 
928  Elbe (2005): 12. 
929  Vgl. Knickel et al. (2003a): 8. 
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derfähig gewesen wären (z.B. sektorübergreifende und administrative Grenzen 
überschreitende Förderung).“930
Für Projekte, die die Koordination und Durchführung von ‚Regionen Aktiv’ betrafen 
sowie bestimmter innovativer und experimenteller Projekte war eine hundertprozenti-
ge Finanzierung mit ‚Regionen Aktiv’-Mitteln möglich. Einige Regionen haben allerdings 
eine eigene Projektförderquote eingeführt, um „durch die obligate Aufbringung von 
Eigenanteilen dem Planungsrealismus und damit der Nachhaltigkeit Vorschub zu leis-
ten“931. Diese Eigenanteile machen Sinn, um dadurch erst das Engagement eines Pro-
jektträgers zu gewährleisten. Diese Bindung von Förderleistungen an zu erbringende 
Vorfinanzierungen und Eigenleistungen932 kann jedoch speziell in struktur- und ein-
kommensschwachen Regionen zu Schwierigkeiten bei der Projektfindung führen, da 
finanzstärkere Projektträger fehlen. Das bei ‚Regionen Aktiv’ bestehende Kofinanzie-
rungsverbot, durch das Mittel aus anderen Förderprogrammen sowie Drittmittel 
(Sponsoring etc.) nicht hinzugezogen werden durften, hat hier noch eine verschärfen-
de Wirkung, wenn letztlich Projektideen wegen fehlender Eigenmittel nicht verwirklicht 
werden können.  
Eine genaue Einschätzung und Beurteilung der Stufe 2 von ‚Regionen Aktiv’ ist erst 
zum Ende des Jahres 2007 möglich, so dass an dieser Stelle auf die laufende Begleit-
forschung verwiesen werden muss. Was jedoch wohl erkennbar geworden ist, ist die 
Tatsache, dass das Modellvorhaben mit der zweiten Stufe und der Ausrichtung auf 
regionale Wertschöpfungsketten – insbesondere vor dem Hintergrund der Begründung 
mit knapper werdenden finanziellen Mitteln – eine deutlichere Ausrichtung zu harten 
Effekten einnimmt. Die Regionen haben sich auf jene Kernthemen zu konzentrieren 
und eine weitere Spezialisierung voranzutreiben, für welche die „höchsten Potenziale 
und besten Erfolgsaussichten für die Erhöhung der Wertschöpfung und die Förderung 
von Beschäftigung bestehen“.933 Das Modellvorhaben ‚Regionen Aktiv’ wird also – ent-
gegen der ersten ursprünglichen Ausrichtung und der Betonung von weichen Wirkun-
gen – weiter verökonomisiert.  
Die regionale Identität – Wie findet sich eine Region? 
Mit ‚Regionen Aktiv’ stellt sich die Frage, auf welchem Territorium ein solch regionali-
sierter Steuerungsansatz am sinnvollsten umzusetzen wäre. Das BMELV hat hierfür 
einen offenen Ansatz gewählt, der den Akteuren vor Ort viel Spielraum zur Regionen-
bildung gelassen hat. Nach der Rahmenvorgabe bestimmten also die Akteure selbst, 
wie sie ihre Region verstehen. In diesem ‚region building’ (oder auch „Designpro-
zess“934) spielen maßgeblich informelle Verfahren und kommunikative Praktiken der 
Überzeugung eine zentrale Rolle, die sich vornehmlich auf das Konzept der regionalen 
                                         
930  Elbe (2005): 13. 
931  Elbe et al. (2006): 74. 
932  Jakubowski, Melzer (2002): 29. 
933  Geschäftsstelle Regionen Aktiv (Hg.) (2005): 2. 
934  Weichhart (2000): 560. 
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Identität als Bezugssystem zur Integration gründen.935 Im Gegenzug ist eine regionale 
Identität aber ebenso abhängig von der Identifizierung der Region: Als Identifikations-
objekt für Zwecke von Außen, im Sinne einer Planungsregion oder Strukturregion 
(formale Identität), sind personale und soziale Identitäten dominant. Für eine Gestal-
tung von Innen sind besonders kulturelle und historische Identitäten entscheidend. 
Dieser regionale Identifizierungsprozess wird von verschiedenen Faktoren bestimmt: 
ökologisch (Region als Lebensraum), personell (Region als Erlebnisraum und kogniti-
ver Erfahrung), sozial (Region als Raum sozio-kultureller Erfahrung), kollektiv (Region 
als Raum kollektiven Bewusstseins), historisch (Region als historische Landschaft), 
kulturell (Region als gemeinsamer Raum des „Selbst“- und „Fremd“-Bewusstseins).936
Mit ‚Regionen Aktiv’ kommt hinzu, dass ein subjektiver Identifizierungsprozess statt-
findet, d.h. die regionale Identität bestimmt sich anhand der Selbstdefinition des regi-
onalen Bewusstseins und Wertesystems der Akteure. 
Damit verbindet das Modellvorhaben eine funktionale und territoriale Governance: Es 
konstruieren sich Regionen aus einem sozialen Prozess heraus als Handlungsebenen 
mit jeweils individueller regionsspezifischer Funktionalität. Wichtig ist, dass lokale I-
dentitäten einerseits Voraussetzung für den regionalisierten Prozess sind und anderer-
seits auch zu direkten Auswirkungen auf die regionsbezogene Politikentwicklung füh-
ren.937 Weil die Akteure über die Region als Aktionsraum selbst entscheiden, steht zu 
erwarten, dass sie sich an die Ergebnisse gebunden fühlen, selbst wenn das innerregi-
onale Identitätsverständnis – wie bei einigen Regionen der Fall – divergent ausgeprägt 
ist. Durch die Ausweisung eines gemeinsamen Aktionsraums wird die Umsetzung des 
Prozesses erleichtert. 
Dabei zeigen die Erfahrungen aus ‚Regionen Aktiv’, dass die Größe einer Region 
grundsätzlich nicht entscheidend ist bezüglich einer regionalen Identitätsfindung. Denn 
erstens gibt es ein teils differentes Regionalverständnis selbst bei kleinen Regionen 
(speziell Stadt-Umland-Problematiken) und zweitens können im Gegenzug auch große 
Regionen eine regionale Eigendynamik festmachen (bspw. Flächenländer im Osten).938
„Insgesamt deutet das Ergebnis der wenig regulierten Regionsabgrenzung in 
REGIONEN AKTIV darauf hin, dass zur Stärkung des ländlichen Raums in 
Deutschland größere Gebiete als bislang in der Förderung durch die EU, den 
Bund und die Länder überwiegend vorgesehen, zielführend ist.“939
Wie in Kap. 2.2 festgestellt, bleibt die Frage, wie eine Region definiert wird, ungeklärt, 
doch haben die Erfahrungen aus der Regionalisierung der Strukturpolitik schon damals 
bestätigt: eine
                                         
935  Vgl. Schmitt-Egner (2005a): 99. 
936  Vgl. Schmitt-Egner (2005a): 109ff. Wenn eine administrative Region, in der Grenzen als Identitätsan-
ker dienen, auch gleichzeitig Handlungsraum ist, dann spricht man auch von einer „kollektiven Identi-
tät“. Vgl. ebd. 
937  Vgl. Herrschel, Newman (2003): 553. 
938  Sollte es zu Identitätsproblemen kommen, sind die Akteure in den Regionen durchaus in der Lage, auf 
diese Sinnfragen angemessen zu reagieren: Innerhalb größerer Regionen ist es möglich, den Prozess 
mit dezentralen Elementen (über regionale Arbeitskreise etc.) fortzuführen. In allen Regionen bestimmt 
jedoch die Dialog- und Konsensbereitschaft der Akteure die Problemlösungsfähigkeit. 
939  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006b):13. 
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„zielgenaue Aktivierung und Bündelung der regionalen Ressourcen ist eher mög-
lich, wenn die Akteure „vor Ort“ selbst über den räumlichen Zuschnitt ihrer Ko-
operationsbeziehungen entscheiden können und nicht an die Vorgaben staatli-
cher Planungsinstanzen gebunden sind.“940
Als Nachteil muss erwähnt werden, dass es zu einer unkontrollierbaren Selektivität des 
Prozesses kommen kann, wenn die Akteure der Regionen ihre Region selbst bestim-
men. Die Gefahr besteht, dass die Aufgabe der Regionsbildung von wenigen Initiato-
ren vorweggenommen wird, da durch sie die Akteure erst einmal zu einem solchen 
Prozess eingeladen werden müssen. Allein schon durch die Auswahl oder Bestimmung 
jener Initiativakteure wird die Struktur der Region vorweggenommen. Persönliche und 
lokal-politische Gesichtspunkte bestimmen somit die lokal gewählte Abgrenzung und 
Definition einer Region. Insbesondere auf der lokalen Ebene spielen Persönlichkeitsas-
pekte eine Rolle und können bei der Gebietsbestimmung und bei den daraus folgenden 
Mitwirkungsrechten eine entscheidende Rolle spielen. Bei der Regionenbildung besa-
ßen deshalb prinzipiell diejenigen Regionen einen Vorteil, die bereits auf eine regionale 
Kooperation zurückblicken konnten, weil dadurch im Rahmen des Prozesses Vorbehal-
te bezüglich der möglichen Vorteilnahme durch die Dominanz einiger Akteure weniger 
Bestand hatten. Diese Vorbehalte waren selbst bei den Kooperationen in ‚Regionen 
Aktiv’ – besonders zu Beginn des Verfahrens – noch nicht ausgeräumt.941
Letztlich aber können „identitätsstiftende“942 Regionsabgrenzung, Leitbilder – sollten 
sie von den regionalen Akteuren akzeptiert werden – und ein Regionalbewusstsein zu 
einem Entstehen erfolgreicher regionaler Kooperationsprozesse beitragen.943
Diese wissenschaftliche Betrachtung deckt sich wiederum mit den Ergebnissen aus 
‚Regionen Aktiv’: In einer Selbsteinschätzung der Akteure wird bestätigt, dass durch 
diese „Selbstdefinition der regionalen Abgrenzung“ eine „Erhöhung des Identitätsbe-
wusstseins- bzw. Regionalbewusstseins sowie die Steigerung des „Wir-Gefühls““944
ausgegangen ist. Die durch diesen freien Ansatz entstandenen Regionen zeigen, dass 
sich ihre Ausrichtung anhand vorher bestimmter (und teilweise in den REK beschrie-
bener) regionaler Identitäten vollzieht und dafür vielfach administrative Grenzen ü-
berwunden wurden. Die administrativen Grenzen, an denen die 18 Regionen ausge-
richtet sind, stellen sich so dar:
? drei Regionen, die sich an den Grenzen eines Landkreises orientieren, 
? sechs Regionen mit Gebieten aus zwei Landkreisen bzw. kreisfreien Städten, 
? zwei Regionen mit Gebieten aus drei Landkreisen bzw. kreisfreien Städten, 
? drei Regionen mit Gebieten aus fünf Landkreisen bzw. kreisfreien Städten, 
? drei Regionen mit Gebieten aus sechs Landkreisen bzw. kreisfreien Städten, 
? eine Region mit Gebieten aus sieben Landkreisen bzw. kreisfreien Städten. 
                                         
940  Krafft, Ulrich (1993): 51. 
941  In den Untersuchungen zur NRW-Strukturpolitik wird bereits festgestellt, dass es auch „regionalisie-
rungsskeptische“ (Potratz (2000): 212) Regionen gibt. Da es sich bei ‚Regionen Aktiv’ aber um einen 
freiwilligen Wettbewerb handelt, wird das Vorhaben weitgehend von kooperationswilligen Akteuren ge-
tragen. Mit ‚Regionen Aktiv’ wird zugleich bestätigt, was in der Theorie in mehrfacher Hinsicht beschie-
den wurde: Gerade Stadt-Umland-Konstellationen – diversifizierte Landesstrukturen mit dem Wechsel 
von Verdichtungsräumen und peripheren Gebieten (fünf Regionen bei ‚Regionen Aktiv’ sind Stadt-Land-
Regionen) – erweisen sich in der Kooperation als schwierig, da sich die Akteure in stärkerer Form (den 
anderen gegenüber) Übervorteilung und Misstrauen vorwerfen. Vgl. ebd.; Gawron, Jähnke (2001): 13. 
942  Gustedt (2000): 45. 
943  Vgl. Böcher (2002a): 55; Benz, Fürst (2003a): 190. 
944  Elbe (2005): 11. Vgl. ebd.: 26. 
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Vier der Regionen überschreiten zudem die Grenzen eines Bundeslandes. Nach den 
Auswertungen der Berichte der Regionen aus der ersten Phase des Modellvorhabens 
wurde die Aussage hergeleitet, dass die Größe einer Region und die sich überschnei-
denden Grenzen Auswirkungen auf die regionale Kooperation und somit auf die regio-
nale Entwicklung hat.945 Dies sind allerdings nur erste Annahmen, die vermuten las-
sen, dass in diesen Regionen der Kreis der Akteure zu groß und dadurch mögliche Blo-
ckierungen der Kooperation einfacher zu gestalten ist.946 Es ist nämlich noch nicht 
möglich festzustellen, ob die Leistungen dieser großen Regionen denen der anderen 
Regionen nachstehen. Dafür bedarf es einer intensiveren Untersuchung nach Beendi-
gung von ‚Regionen Aktiv’.  
Die regionalen Partnerschaften haben schließlich als „Handlungskollektive“947 die für 
den regionalen Entwicklungsprozess nötige Verantwortung übernommen und ausge-
füllt. Mit der überwiegenden Zufriedenheit der Akteure über die Zusammensetzung 
„ihrer“ Regionen zeigt das Modellvorhaben, dass dieser offene Regionenansatz eine 
erfolgreiche Grundlage bieten kann. Die Abgrenzung der Region ist demnach die erste 
gemeinsame Maßnahme der Akteure vor Ort zu einer eigen bestimmten regionalen 
Entwicklungspolitik.948
Mit der Darstellung der Prozessformation und der Förderstruktur wird deutlich, dass 
der Staat mit dem Modellvorhaben ‚Regionen Aktiv’ Anreize zur regionalen Kooperati-
on gibt und somit wesentlich mitverantwortlich für die Entstehung dieser Kooperatio-
nen ist: „Die externen Rahmenbedingungen präjudizieren die Governance-Formen.“ 
Die Rahmen setzenden „externen institutionellen Rahmenbedingungen“ sind beschrie-
ben worden. Ob aber der gewählte Steuerungsansatz die gewünschten Ziele zu erfül-
len in der Lage ist, hängt maßgeblich vom Zusammenspiel mit den „internen instituti-
onellen Rahmenbedingungen“949, also der Prozessgestaltung und -struktur, ab. 
5.2.3 Prozessgestaltung/ -struktur 
5.2.3.1 Akteurkonstellation – Institutionelle Rahmenbedingungen 
Als Akteure werden alle am Umsetzungsprozess beteiligten Personen, Institutionen 
und Verbände bezeichnet. Bei ‚Regionen Aktiv’ sind dies also alle Beteiligten, die in 
den drei vorgegebenen Gremien regionale Partnerschaft, Regionalmanagement und 
Abwicklungspartner mitwirken. Bei der Betrachtung, wie sich die Akteurkonstellation 
darstellt und der Steuerungsansatz in den Regionen wirkt, muss eine Unterscheidung 
der am Prozess beteiligten Gremien vorausgehen. Einen Überblick zum Steuerungsan-
satz von ‚Regionen Aktiv’ gibt Abb. 6. 
                                         
945  Vgl. Weichhart (2000): 552. 
946  Vgl. Benz, Meincke (2007): 40. 
947  Weichhart (2000): 560. 
948  Vgl. hierzu auch Begleitforschung Regionen Aktiv (Hg.) (2006): 4f. 
949  Zitate nach Benz, Fürst (2003b): 42. Vgl. ausführlicher ebd.: 42-52. 
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Gremium 1: Die regionale Partnerschaft einer Region 
In der regionalen Partnerschaft finden sich die Akteure einer Region, die sich am Um-
setzungsprozess beteiligen wollen. Die Partnerschaft ist Träger des Kooperationspro-
zesses, welcher auf dem REK beruht. Die Partnerschaft hat die Aufgabe, die gemein-
sam festgelegte Entwicklungsstrategie umzusetzen. Sie entscheidet über Projektan-
träge und ist als „Träger von Pflichten und Rechten“950 als Verein, GmbH oder in einer 
anderen Form organisiert. Als Pflichten gelten regelmäßige (halbjährliche) Berichte zur 
Dokumentation der Projekte, des Umsetzungsstandes und der Zielerreichung mit einer 
Defizitanalyse. In einer Geschäftsordnung werden die Organisationsstruktur, weitere 
Aufgaben und Zuständigkeiten und die Einbeziehung der Akteure festgelegt. 
Die maßgeblichen Interessengruppen, welche einzubeziehen sind, wird mit den Rah-
menvorgaben durch den Bund letztendlich nicht explizit festgelegt. In den ‚Informatio-
nen zum Wettbewerb’ heißt es, dass insbesondere die Bereiche der Verbraucher, 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt, Handel, Handwerk, Gewerbe, Gesundheit, Ge-
bietskörperschaften, Bildung und Wissenschaften gemeint sind. Auch wurde eine be-
stimmte, durchzuführende Organisation nicht vom BMELV vorgeschrieben. Wichtig ist 
nur die Vorgabe, dass auf der Entscheidungsebene der regionalen Partnerschaft die 
Vertreter von Gebietskörperschaften und Behörden nicht die Mehrheit stellen dür-
fen.951
Die regionale Partnerschaft entwickelt ein Entscheidungssystem zur Auswahl der Pro-
jekte, welche in der Partnerschaft in Abstimmung mit den Projektträgern (wei-
ter)entwickelt werden. Die Träger der Projekte sind nach der Projektverabschiedung 
Zuwendungsempfänger und verwalten die vom Abwicklungspartner übertragenen Mit-
tel952 im Rahmen eines vorgelegten Finanzierungskonzepts. Mit einem aufzubauenden 
Begleit- und Bewertungssystem sollen die Regionen fähig sein, aus ihren Erfahrungen 
Informationen zur Weiterentwicklung ihrer Strukturen ziehen zu können und gegebe-
nenfalls Änderungen an ihnen durchzuführen. Hiermit wird das Stichwort der ‚lernen-
den Region’ verbunden.953
Gremium 2: Das Regionalmanagement einer Region 
Das Regionalmanagement ist ein tragender Bestandteil für die Umsetzung von ‚Regio-
nen Aktiv’, dessen sich eine regionale Partnerschaft bedienen kann. Dafür können alle 
entstehenden Kosten des Managements bis zu einem Anteil von 20% am Gesamtbud-
get vollständig von Programmmitteln übernommen werden. Das beinhaltet z.B. die 
sachlichen und personellen Aufwendungen, Öffentlichkeitsarbeiten und jegliche Kom-
munikations- und Interaktionskosten. Zu den Aufgaben des Postens eines Regional-
managers, welcher in einer öffentlichen Ausschreibung vergeben werden muss und die 
in den Regionen stark differenzieren können, zählt u.a. die Organisation der Partner-
schaft, die Projektentwicklung, -auswahl und -begleitung sowie die Erstellung der Be-
                                         
950  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001b): 6. 
951  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001a): 8; Bun-
desministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001b): 6. 
952  Vgl Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001b): 7. 
953  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2002a): 12. 
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richte zur Evaluierung und zum Monitoring von Projekten, aber auch der Partnerschaft 
und der Gesamtumsetzung (s. Kap. 5.2.4.1).954
Gremium 3: Der Abwicklungspartner einer Region 
Für die finanzielle Abwicklung der Projekte ist ein von der regionalen Partnerschaft 
benannter öffentlich-rechtlicher Partner – „innerhalb“955 der Partnerschaft – verant-
wortlich. Der Abwicklungspartner verwaltet unentgeltlich956 die Bundesmittel für die 
Region und erteilt die Zuwendungsbescheide. Sodann überweist die Bundeskasse auf 
Anforderung des Zuwendungsempfängers die Mittel, die von ihm in der Zeit von zwei 
Monaten abgenommen werden können.957 Weiterhin überprüft der Abwicklungspartner 
die Projektanträge auf Einhaltung der Fördervorschriften und vergleicht die Verwen-
dungsnachweise. Nach der Überprüfung und Feststellung der beihilfe-, wettbewerbs-, 
vergabe- und haushaltsrechtlichen Rechtmäßigkeit muss der Zuwendungsbescheid 
erstellt werden, da der Abwicklungspartner an die Projektauswahl der regionalen Part-
nerschaft gebunden ist und keine weiteren Eingriffsmöglichkeit besitzen soll (s. Kap. 
5.2.3.3).958
                                         
954  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001b): 6; 8. 
955  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001b): 6. 
956  Vgl. Geschäftsstelle Regionen Aktiv (Hg.) (2001): 3. 
957  Vgl. Geschäftsstelle Regionen Aktiv (Hg.) (2002). 
958  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001b): 7. 
Abb. 6:  Rahmen- und Detailsteuerung bei ‚Regionen Aktiv’ 
Quelle: Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2002a): 10. 
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Obwohl in dialogorientierten Prozessen die subjektiven Einschätzungen und Empfin-
dungen der Akteure eine entscheidende Größe darstellen, sind gerade diese schwer zu 
operationalisieren. Um zu allgemeinen Aussagen kommen zu können, ist eine Analyse 
der Prozessstruktur deshalb nur ohne die persönlichkeitsgebundenen Faktoren mög-
lich. Die hier zu betrachtenden Fragen richten sich auf den Partizipationsgrad der Ak-
teure und danach, welche Entscheidungskompetenz sie haben.959
Das BMELV hat besonders die externen institutionellen Rahmenvorgaben vorgegeben, 
welche sich auf die Struktur und die Konstellation der drei Gremien (regionale Partner-
schaft, Regionalmanagement und Abwicklungspartner) bezieht. Die interne Ausgestal-
tung der Gremien („Mindestinstitutionalisierung“960) ist den Regionen dagegen weitge-
hend freigestellt worden. Das führt schließlich dazu, dass die Kooperationen in den 18 
Regionen sehr unterschiedlich koordiniert und organisiert werden, weil die Gremien 
selten gleich aufgebaut werden. Hier sind lediglich gleichartige Muster zu erkennen, 
die es in diesem Kapitel herauszuarbeiten gilt. 
5.2.3.2 Akteure und Entscheidungssysteme in den Regionen 
Gremium 1: Regionale Partnerschaften – Die Kooperationen in den Regionen 
Die regionalen Partnerschaften sind bei ‚Regionen Aktiv’ das zentrale Gremium, in de-
nen die regionalen Akteure kooperieren und über den Prozessverlauf entscheiden. 
Eine Novität in nahezu allen Regionen war eben diese ungewohnte Zusammenarbeit 
und das Aufeinandertreffen von Verbände-, Vereins- und Wirtschaftsvertretern, politi-
schen Akteuren sowie Einzelpersonen, deren Arbeitsverhältnisse zueinander bis dato 
eher durch gegensätzliche Verkündungen und Auffassungen, in günstigeren Fällen 
durch Nichtbeachtung und Ignorieren bestanden hatten. Auch wenn in einigen Regio-
nen schon vor ‚Regionen Aktiv’ Netzwerke und Kooperationen praktiziert wurden, wa-
ren dies meist jedoch – wie es der traditionellen Förderpraxis entspricht – partiell sek-
torbezogene Zusammenarbeiten. Sechs Regionen konnten ihre Kooperation auf bereits 
bestehenden Strukturen aufbauen. In sechs Regionen wurde eine derartige partner-
schaftliche Zusammenarbeit dagegen das erste Mal vollzogen (weitere sechs Regionen 
können nicht so eindeutig zugeteilt werden).961
Mit dem Modellvorhaben wurde nun zum ersten Mal ermöglicht, in eine sektorüber-
greifende Entwicklung einzusteigen und den Sachverstand unterschiedlicher Akteure, 
die sich freiwillig und unentgeltlich am Prozess beteiligen, in partnerschaftlicher Zu-
sammenarbeit für die Region förderlich einzubringen. Für die Akteure selbst bedeutet 
das aber, für die neuen Kooperationsmöglichkeiten offen zu sein, parallel zu den bis-
herigen traditionellen Strukturen zu arbeiten und flexibel auf die ungewohnten Ent-
scheidungsmechanismen reagieren zu können. Die Akteure in der regionalen Partner-
schaft müssen sich gemeinsam für die regionale Entwicklung einsetzen und kooperativ 
und diskursiv verhalten.  
                                         
959  Vgl. Fürst, Lahner, Pollermann (2005): 335. 
960  Benz, Fürst (2003b): 42. 
961  Vgl. Benz, Meincke (2007): 43. 
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Damit der Prozess aber überhaupt beginnen kann, müssen erst einmal ausreichend 
Akteure aus verschiedenen Tätigkeitsbereichen das Interesse an einem solchen Kon-
zept bekunden. Das Programm steht und fällt mit dem Engagement regionaler und 
lokaler Akteure. Mit einem Engagement von Akteuren ist aber nur zu rechnen, wenn 
für sie komparative Handlungsvorteile gegeben sind.962 In der Regel geschieht dies 
durch den in der Region bestehenden Problemdruck und/ oder entsprechende Hand-
lungsanreize (Motivation und finanzielle Mittel) (s. Kap. 5.3.1.1). Die Akteure und ihre 
Motivation erklären sich auch aus Eigeninteressen und Rollenerwartungen.963 Sie er-
warten, einen Beitrag zu (positiven) Veränderungen und der Entwicklung ihrer Region 
leisten zu können. Mit der Wettbewerbsphase und der Aufstellung der REK haben die 
Initiatoren der Regionen begonnen, diese Akteure aus der Region zur Zusammenarbeit 
zu bewegen. 
Die beteiligten Akteure innerhalb der regionalen Partnerschaft und als Projektträger 
sind bei ‚Regionen Aktiv’ sowohl Institutionen als auch Einzelpersonen. Während der 
Mittelwert bei den teilnehmenden sowie neu hinzugewonnenen Einzelpersonen bei 89 
Personen liegt (sieben Regionen geben sogar an, dass sie über 100 Einzelpersonen an 
den Prozess binden konnten), liegt der Mittelwert bei den Institutionen bei 27 pro Re-
gion (in zwei Regionen sind es über 50 Institutionen).964 Damit sind bei ‚Regionen Ak-
tiv’ ausdrücklich auch neue Akteure in den Prozess eingestiegen. Die Mitarbeit ist in 
den meisten regionalen Partnerschaften auf reges Interesse gestoßen, auch wenn die-
se Zahlen besagen, dass nicht alle regionalen Partnerschaften ihre Kooperation ähnlich 
gestalten. Auch die Beurteilungen zur Einsatzbereitschaft und zum Engagement der 
Akteure in den Regionen sind ausnahmslos positiv ausgefallen, selbst wenn einige Pro-
jekte durch die häufig ehrenamtliche Tätigkeit einiger Projektantragsteller etwas 
schwieriger und zeitaufwändiger in der Projektentwicklung und -durchführung waren. 
Das regelmäßige Erscheinen zu den häufigen Sitzungen oder Foren ist in allen Regio-
nen als förderlich zu bezeichnen.  
Dennoch, der kooperative Ansatz bedeutet für die Akteure (auch in ihren ehrenamtli-
chen Funktionen) einen relativ hohen zusätzlichen Zeitaufwand und führte auch zu 
„Ermüdungserscheinungen“ bei den Akteuren, speziell wenn sie an mehreren Koopera-
tionen in ihrer Region teilnahmen. Die Folge war, dass das Ehrenamt teilweise in den 
Gremien der Modellregion „unterrepräsentiert“965 war. Hierzu zählt auch das Problem 
der „ungeübten“966 Akteure bei Diskussions- und Verständigungsprozessen, so dass in 
der Theorie bisher die Meinung vertreten wurde, dass Experten als einzige Akteure 
fähig seien, autonom entscheiden zu können und unabhängig von der Willensbildung 
und Kontrolle anderer Organisationen sind967 (auch in ‚Regionen Aktiv’ hat die Wissen-
schaft bei der Beteiligung eine exponierte Stellung: einmal als Akteur (wenn in den 
Regionen Forschung ansässig ist), andererseits in Form von Studien und Gutachten, 
                                         
962  Vgl. Fürst (2004): 53. 
963  Vgl. Scharpf (2000): 95; 116ff. 
964  Vgl. Elbe (2005): 41ff. 
965  Zitate nach Elbe (2005): 14.  
966  Holbach-Grömig et al. (2005): 30. 
967  Vgl. Benz (2004c): 133. 
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die in vielen Regionen mit Programmmitteln in Auftrag gegeben wurden). Dies be-
schreibt das generelle Problem von Regional Governance-Prozessen, denen vielfach 
auch eine „Verlagerung der Machtchancen kollektiver Akteure“968 oder auch eine „Eli-
tenveranstaltung“969 bescheinigt werden kann. 
Mit dem Steuerungsansatz von ‚Regionen Aktiv’ ist es aber möglich, eine Elitenveran-
staltung zu verhindern, weil die Akteure einer Region selbst darüber entscheiden, wie 
sie ihre Kooperation gestalten. Die Organisation der regionalen Partnerschaft wird 
durch die Erstellung eines Regel- und Entscheidungssystems zur allgemeinen Struktu-
rierung und Koordinierung der Arbeit im Kooperationsprozess und zur Auswahl von 
Projekten von allen beteiligten Akteuren selbst bestimmt. Sie handeln ein für sich und 
im Sinne der Zusammenarbeit vertretbares (und somit individuelles und auf die Regi-
on und ihre Akteure bezogenes) Regelsystem bzw. Regelwerk aus. Ein solches Regel-
system (in den Regionen auch: Satzungen, Verträge, Geschäftsordnungen) ist der 
Ausgangspunkt zur partnerschaftlichen Zusammenarbeit. Das bedeutet, dass sowohl 
die Kooperationsstrukturen als auch die Entscheidungen über ein Projekt in den Regi-
onen stark variieren können.970
Die 18 regionalen Partnerschaften können diesbezüglich eingeteilt werden in ‚offene’ 
und ‚geschlossene’ Netzwerke. Während interessierte Akteure in offenen Partnerschaf-
ten durchweg die Möglichkeit erhalten, an der Kooperation auch nachträglich noch 
teilnehmen zu können, bestehen bezüglich der Neuaufnahmen in geschlossenen Ko-
operationen mehr oder minder deutliche Restriktionen. Daneben gibt es Beispiele, 
dass durch den Initiator schon bei der Aufstellung des Programms Restriktionen bei 
der Auswahl der zu beteiligenden Akteure Bestand hatten. Dies kann auch durch 
Nicht-Information der Akteure geschehen. Eine grenzenlose Aufnahme neuer Akteure 
in den Kooperationsprozess ist also grundsätzlich nicht in allen Regionen praktiziert 
worden. Es gibt Regionen, die eine mehr oder weniger geschlossene regionale Partner-
schaft vollziehen, indem sie ihre Kooperation auf die Vertretung von Verbändevertre-
tern und Organisationen beschränkt hielten. Private Einzelpersonen und/ oder Wirt-
schaftsvertreter waren dann am Prozess nicht beteiligt. In der Regel wurde ein solches 
Vorgehen mit der erwarteten Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit der Partnerschaft 
begründet. Dabei gilt festzuhalten, dass einige Regionen in ihrer Umsetzung die Vor-
gaben des BMELV missachtet haben: Es war nicht vorgesehen, dass eine Region nur 
Verbändevertreter als Ansprechpartner und Akteure in die regionale Partnerschaft be-
stimmt. Gerade hauptamtlichen Vertretern fehlt die notwendige Flexibilität, die nicht 
zuletzt durch das Mehrebenendilemma und Loyalitätskonflikte verhindert wird.  
                                         
968  Potratz (2000): 41. 
969  Fürst (2003a): 25. 
970  Die Projektauswahl kann einerseits kollektiv von der regionalen Partnerschaft (als Mitgliederversamm-
lung) bestimmt werden, was die demokratischste aller Entscheidungssysteme wäre. Andererseits be-
stimmen in einigen Regionen andere Entscheidungsgremien (z.B. der Vorstand) die Auswahl der Projek-
te, was ein Vorteil bei besonders mitgliederstarken Partnerschaften wäre, da der Auswahlprozess sonst 
zu viel Zeit in Anspruch nehmen könnte. Favorisiert werden dabei generell paritätisch zusammenge-
setzte Gruppen auf der Entscheidungsebene. Vgl. Baumheier et al. (1998): 55. Welches der Systeme 
das bessere ist, kann an dieser Stelle nicht bestimmt werden. Wichtig ist allerdings, dass das jeweilige 
Entscheidungssystem von den Akteuren der Region mitgetragen wird. 
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Generell ist eine – von wem auch immer – bestimmte Eingrenzung der regionalen 
Partnerschaft auf gewisse, ausgewählte Akteure problematisch. Die Arbeitsintensität 
nimmt zwar bei einer ausgeweiteten Partnerschaft überproportional zu, so dass, um 
eine vernünftige Arbeitsorganisation zu gewährleisten, die vorhandenen Arbeitsstruk-
turen und Gremien gegebenenfalls verändert oder überarbeitet werden müssen. Die 
Vorteile einer möglichst heterogenen Partnerschaft liegen aber u.a. in einer veritabel 
gesteigerten Akzeptanz und Transparenz bei der Arbeit zur regionalen Entwicklung 
und der Möglichkeit, den Netzwerkgedanken und die Kooperationsfelder in der Region 
auszubauen, um somit auch in anderen Teilbereichen (bspw. Verkehr, Energie etc.) 
Synergien nutzen zu können. Neben dem Nachteil der Effektivität einer personell und 
sektoral eingeschränkten Zugänglichkeit für die Akteure besteht auch das Problem der 
fehlenden Legitimation der Kooperation (s. Kap. 5.3.1.3).971
Die partiell sehr langwierigen Projektverhandlungen, die zum Teil auch aus den hete-
rogenen Mitgliederstrukturen resultieren, dürfen allerdings nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass dabei eine intensive Form der Konsenssuche vorherrscht, die zu einer 
qualitativen Projektauswahl und -akzeptanz führt.972 In keiner ‚Regionen Aktiv’-Region 
sind bisher desultorisch oder destruktiv agierende Mitglieder zu verzeichnen gewesen. 
Alle Partnerschaften blieben von Auflösungserscheinungen verschont; und mit den 
bereits jetzt gesammelten Erfahrungen wird der in den Regionen geäußerte Wunsch 
um die längerfristige Existenz dieser Vereine und Partnerschaften auch nach dem Ende 
von ‚Regionen Aktiv’ wahrscheinlicher. Dagegen wird allerdings im nächsten Kapitel 
deutlich, dass die gegebenen Minimalvorgaben für die Ausgestaltung der Organisation 
der regionalen Partnerschaft nicht ausschließt, dass es zu Übervorteilungen einzelner 
Interessengruppen kommen kann. Diese unterschiedlichen Machtverhältnisse in den 
Netzwerken führen zu grundsätzlich unterscheidbaren Kooperationen. 
5.2.3.3 Das Prozess- und Regionalmanagement  
Abstimmung des Förderprogramms durch Beirat und Geschäftsstelle 
Neben den drei in der Region tätigen Gremien wurden vom BMELV zur Unterstützung 
des Förderprogramms ein Beirat und eine Geschäftsstelle eingesetzt: Ein Beirat wurde 
mit fünf Vertretern von Wirtschafts- und Sozialpartnern auf Bundesebene und einem 
BMELV-Vertreter eingerichtet. Nachträglich wurden auch Vertreter der Bundesländer 
einbezogen. Die Aufgabe des Beirats ist die Prüfung und Beratung zum Umsetzungs-
prozess und die Auswertung der Regionsberichte vor dem Hintergrund möglicher Än-
derungen an den REKs in den Regionen.973
Die Bundesgeschäftsstelle soll einen Erfahrungsaustausch zwischen den Regionen ko-
ordinieren und als zentraler Ansprechpartner für die maßgeblichen Akteure der Region 
dienen. Diese Aufgabe wurde auf das Nova-Institut in Hürth übertragen. Mit der Orga-
                                         
971  Vgl. Fürst, Lahner, Pollermann (2005): 335. 
972  Vgl. Elbe (2005): 29. 
973  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2001b): 6. Mitglieder 
des Beirats sind: BMELV (Vorsitz); Deutscher Verband für Landschaftspflege; FH Weihenstephan, FB 
Landwirtschaft; Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft; Bundesamt für Naturschutz; Deutscher 
Landkreistag. 
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nisation von Seminaren und Workshops werden die Beteiligten der verschiedenen 
Gremien, besonders die Regionalmanager und Abwicklungspartner unterstützt.974 Um 
einen geregelten bundesweiten Informationsaustausch auch zwischen allen Akteuren 
(also auch der regionalen Partnerschaften) zu organisieren, wurde eine umfangreiche 
Internetseite erstellt, die zusätzlich in einem intern zugänglichen Bereich mit Möglich-
keiten zu einem interaktiven Prozess aufwartet. Auf diesen Internetseiten werden die 
Projekte in den Regionen und weitere wichtige Dokumente veröffentlicht. In Foren zu 
verschiedenen Themen, bspw. der Weiterentwicklung der Förderpolitik, Evaluierung 
oder Transparenz bei der Projektauswahl können sich die Akteure der Region äußern 
sowie ihre Erkenntnisse zum Prozess kundtun. Daneben können drängende Fragen zur 
Umsetzung gestellt werden. Die offiziellen Antworten der Geschäftsstelle und des 
BMELV werden dann ebenfalls online gestellt. Die frei zugänglichen Seiten der Inter-
netseite geben Auskunft über den Gesamtwettbewerb mit einer aktuellen Projektliste 
und den bisherigen Forschungsergebnissen aus der wissenschaftlichen Begleitfor-
schung. Ab Januar 2003 wurde außerdem ein regelmäßiger Newsletter herausgege-
ben, der zusätzlich zu einigen Projekten einen Überblick über Veranstaltungen und 
aktuelle Informationen aus dem Forschungsbereich der ‚Ländlichen Entwicklung’ dar-
stellt sowie als „Plattform“975 für wichtige Interessengruppen aus dem ländlichen Raum 
dienen soll. 
Gremium 2: Das Regionalmanagement in den Regionen 
Die Durchführung der Kooperationsprozesse in den Regionen wird durch ein Manage-
ment unterstützt. Neben der regionalen Partnerschaft und dem Abwicklungspartner ist 
das Regionalmanagement das dritte Gremium in der Region, welches die Akteure in 
der Kooperation durch Organisation, Koordinierung und fachliche Bewertungen unter-
stützen soll. Dennoch sind die Strukturen der drei Gremien in vielen Regionen unter-
schiedlich aufgebaut. 
Auch das Regionalmanagement hat in den Regionen unterschiedliche Bedeutung er-
langt, was durch differente Arbeitsaufwendungen nachgewiesen werden kann: In der 
Prozessgestaltung variieren die Arbeitszeiten der Regionalmanager zwischen 10 und 
120 Stunden pro Woche. Das Mittel aller Regionen liegt bei 39 Stunden pro Woche.976
Im Schnitt bedeutet dies, dass ein bis zwei Vollzeitbeschäftigte im Regionalmanage-
ment tätig sind,977 wobei die Manager in jenen Regionen mit nur einer Vollzeitstelle 
(38,5h/ Woche) oder weniger Schwierigkeiten haben, mit ihrem Zeitkonto auszukom-
men. Grundsätzlich besteht in jeder Region ein extrem hohes Niveau im Arbeits- und 
Koordinationsaufwand. Besonders in den Regionen, die administrative Grenzen über-
schreiten, wird der Arbeitsaufwand des Regionalmanagements vervielfacht (weil eine 
Förderungsprüfung von Projektanträgen nach Länderprogrammen durchgeführt wer-
den muss und diese im Regionalmanagement additiv erarbeitet werden müssten).978
Das Regionalmanagement war oftmals überlastet, die Arbeitsprozesse mussten sich 
                                         
974  Elbe (2005): 54. 
975  Künast (2003): 1.  
976  Vgl. Elbe (2005): 47. 
977  Vgl. Geschäftsstelle Regionen Aktiv (Hg.) 2003. 
978  Vgl. Elbe (2005): 20. 
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darüber hinaus erst einmal einspielen. Erst im Laufe des Prozesses wurden durch die 
Verlagerungen von Aufgaben und Arbeitsroutinen zuvor stark belastete Akteure ent-
lastet.979
Dass sich das Regionalmanagement vom Arbeitsaufwand so unterschiedlich darstellt, 
resultiert zum Teil aus der Durchführung des Regionalmanagements: Während einige 
Regionen (durch ‚Regionen Aktiv’-Mittel) diese Stellen neu geschaffen haben und in 
ihrer Region ansiedelten, besetzten andere Regionen das Regionalmanagement durch 
eine Auftragsvergabe an externe Regionalentwicklungsgesellschaften oder -agenturen. 
Das führte zusätzlich zu mit unterschiedlichen Aufgaben versehenen Regionalmana-
gements. Gründe für diese vielen Varianten liegen u.a. darin, dass sich in einigen Re-
gionen ein Teil des Regionalmanagements mit der regionalen Partnerschaft verquickt. 
(s. auch Kap. 5.2.3.3). Außerdem haben viele der an der Formulierung der REK maß-
geblich mitwirkenden Personen die Aufgabe des Regionalmanagements übernommen 
oder übertragen bekommen. Dabei scheint sich ebenso bewährt zu haben, dass die 
Regionalmanager aus der Region stammen und über persönliche Bindungen und Be-
ziehungen zu den Akteuren verfügen. Wiederum ein Grund, warum die Stellen der 
Regionalmanager bis auf wenige Ausnahmen mit Quereinsteigern besetzt wurden.980
Letztlich ausschlaggebend für die Leistungsfähigkeit des Regionalmanagements ist in 
diesem Prozess aber die fachliche und „soziale Prozesskompetenz“981 eines Regional-
managers. Die Bedeutung des „personellen Faktors“982 entzieht sich jedoch der wis-
senschaftlichen Erfassung. Sind allerdings die Initiatorfunktionen mit dem Manage-
ment verbunden, wächst die „Grauzone“ zwischen Management und Steuerung. Wird 
hingegen das Management von externer Stelle eingesetzt, muss es, um handlungs-
wirksam zu werden, akzeptiert sein. In der Theorie wird, um eine nachhaltige Nutzung 
eines Netzwerks oder Kooperation eher gewährleisten zu können, eine externe Bera-
tung und/ oder Moderation für notwendig erachtet, um die „personalen und organisa-
tionalen Kompetenzen der Netzwerkpartner“983 erfolgreich nutzen und überparteiisch 
lenken zu können. Es besteht allerdings immer die Gefahr für das Management, zwi-
schen vorhandenen Konflikten der Akteure in der Partnerschaft – insbesondere wenn 
sie in Parteien zerteilt sind – aufgerieben zu werden.984
Die Ein- bzw. Fortführung eines regionalen Managements in der regionalen Entwick-
lung ist bei diesem dialogorientierten und kooperativen Steuerungsansatz ein für alle 
Beteiligten und Akteuren wichtiger Punkt. Die Wichtigkeit des Managements in einem 
solchen Ansatz ist wegen der notwendigen Moderationsfunktion und der koordinieren-
den Tätigkeiten unbestritten und gilt als Voraussetzung für eine nachhaltige Koopera-
tion.985 Dies haben auch die Beteiligten der Regionen erfahren, weshalb in jeder Regi-
on eine Übernahme des Managements nach dem Auslaufen des Förderprogramms an-
                                         
979  Vgl. Elbe (2005): 46. 
980  Vgl. Elbe (2005): 55. 
981  Knickel et al. (2003b): 4. 
982  Selle (1997): 56. 
983  Zitate nach Wetzel et al. (2001): 91.  
984  Vgl. Knickel et al. (2003a): 8. 
985  Vgl. Gustedt (2000): 45. 
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gestrebt wird. Im Mittel aller Regionen ist ein ‚kompetentes Prozessmanagement’ als 
wichtigstes Erfolgselement eingeschätzt worden.986 Allerdings stellt sich hier im Allge-
meinen die Frage, wie die Finanzierung des Regionalmanagements nach Auslaufen von 
‚Regionen Aktiv’ sicher gestellt werden kann. 
5.2.3.4 Machtverhältnisse in den Regionen 
Initiierung von ‚Regionen Aktiv’ in den Regionen 
Die bereits beschriebenen Unterschiede in der Akteursbeteiligung in den Regionen 
führt zu der Frage, welche Akteure zu den Steuerungszielen Zugang haben und die 
treibende Kraft einer regionalen Kooperation sind. Ebenso muss hinterfragt werden, ob 
im Gegenzug andere Akteure vom Entwicklungsprozess ausgeschlossen werden. Diese 
Fragen haben 
„viel mit praktischer Demokratie und mit den Prinzipien der bürgerschaftlichen 
Mitwirkung zu tun. Eine demokratische Raumpolitik zeichnet dich dadurch aus, 
dass sie eine „Übersetzung“ leistet zwischen den privaten und öffentlichen Inte-
ressen.“987
Wie bereits dargestellt, waren im ‚Regionen Aktiv’-Prozess durchgängig in allen Regio-
nen – nicht zuletzt bedingt durch das Freiwilligkeitsprinzip – sehr unterschiedliche Ak-
teure vertreten. Dies trifft im Besonderen die Aufstellung des REKs: Die Initiatoren, 
die sich um eine Bewerbung der eigenen Region an diesem Wettbewerb bemühen, 
vertreten längst nicht alle Akteursgruppen und beteiligen auch generell nicht alle Ak-
teure gleichrangig an diesem Aufstellungsprozess. Weil es keinen Dialog oder keine 
Verhandlung auf gleichberechtigter Höhe gibt, gibt es auch bei ‚Regionen Aktiv’ die 
Beispiele, bei denen die REK-Erstellungen als „diskursive Verfahren [..] ohne Dis-
kurs“988 stattgefunden haben. Bei der Erstellung der REK kann somit gerade die For-
mulierung und Definition der „common needs“989 wie auch der Probleme, welche die 
eigentliche Basis für die Kooperationen der Akteure bedeuten, zu einem Problem einer 
regionalen Selbststeuerung werden. Interessant ist also die Frage nach den Initiatoren 
dieses Programms in den jeweiligen Regionen. Klar ist, dass regionale Kooperationen 
zur Durchführung und Initiierung auf Stakeholder und „Promotoren“990 angewiesen 
sind. Dabei ist auch politisches „leadership“ in den Regionen entscheidend.991 Das ist 
insofern bedeutend, weil in vielen Regionen eine (quasi) Meinungsführerschaft des 
Antragstellers bei der Bewerbung zu ‚Regionen Aktiv’ festgestellt werden kann.992 Die 
Gefahr besteht nun darin, dass sich die maßgeblichen Akteure seit der Mitwirkung an 
                                         
986  Vgl. Elbe (2006): 10ff. 
987  Keim (2002): 8. 
988  Ludwig (2005): 326. 
989  Vgl. Fürst (2001a). 
990  Böcher (2002a): 55. Weitere in der Literatur verwendete Bezeichnungen sind „Lokomotiven“ (ebd.), 
„Zugpferde“ oder „Galionsfiguren“. Weber, Banthien (1999): 449; Frey (2003a): 9. 
991  Vgl. Kübler (2003): 540. 
992  Während in einigen Regionen die Antragsstellung von einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft ausging 
(Landratsämter, Kreisverwaltung), gründeten andere Akteure einer Region einen neuen Verein oder 
wendeten sich an eigenständige Körperschaften, die die Aufgabe der Antragstellung übernehmen konn-
ten. Auffällig unterschiedlich ist dabei, dass es in einigen Regionen einen forcierenden Druck einer Be-
hörde gab, während andere Akteure ‚ihre’ Behörden erst informieren mussten und dementsprechend 
selbstständig agieren konnten. 
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der Initiierung des Programms als „Netzwerkpioniere“ fühlen und sich zu „Netzwerkbe-
sitzern“ weiterentwickeln („Besitzdilemma“993). Sie führen den ‚inner circle’ der Part-
nerschaft an. Eine regionale Kooperation würde somit unweigerlich in einen Kooperati-
onskern und eine Kooperationsperipherie („Netzwerkkern“ vs. „Netzwerkperipherie“994)
aufgeteilt. Das konnte zum Teil auch bei ‚Regionen Aktiv’ beobachtet werden. Das be-
deutet aber, dass die Trägerschaft und die Bestimmung, wer die Formulierung jenes 
Leitbilds vornimmt, entgegen den Meinungen von Benz et al.,995 nicht gleichgültig ist, 
da hiermit der Interesseneinfluss der Meinungsgeber auch für den weiteren Verlauf der 
Kooperation festgeschrieben wird. Die Frage nach der Trägerschaft und Initiatorenrolle 
einer regionalen Kooperation wird also im Allgemeinen „kontrovers diskutiert“996, da 
sie weitere Auswirkungen auf die Gestaltung der zu schaffenden Gremien und die Ini-
tiativen zur Leitbildformulierung hat. Schuppert hat daher richtig herausgestellt, dass 
für die Governance-Struktur die jeweilige Frage nach den organisatorischen Rahmen-
bedingungen der handelnden Akteure gestellt werden muss: 
„Wenn es richtig ist, daß mit Organisationsentscheidungen zugleich eine Vorent-
scheidung über die Art und Weise politischen Handelns erfolgt, dann sind Organi-
sationswahl-Entscheidungen in hohem Maße governance-relevante Entscheidun-
gen. Wenn dies wiederum zutrifft, so müßte es ein wichtiges Anliegen der Go-
vernance-Forschung sein, sich über die Kriterien solcher Auswahlentscheidungen 
im Organisationsbereich zu vergewissern [..].“997
Das betrifft auch den Organisationsprozess bei ‚Regionen Aktiv’: Stehen in den Regio-
nen noch keine Kooperationen fest und müssen sie auf neuen Strukturen aufgebaut 
werden, so werden die entscheidenden Vorstöße zur Gestaltung der Kooperation schon 
in der Initiativphase des Prozesses durch den organisatorischen Kern und starke Per-
sonen (Initiatoren in den Regionen) (mit)bestimmt. 
In den Modellregionen haben sich besonders drei starke Personen- bzw. Akteursgrup-
pen hervorgetan: die traditionelle Landwirtschaft, Politik und Verwaltung, ökologische 
Verbände. Aufgrund der Ausrichtung des Förderprogramms auf ländliche Räume ver-
wundert der hohe Anteil der Personen, die die traditionelle Landwirtschaft repräsentie-
ren, weniger. In zehn Regionen gelten sie als starke Akteure im Netzwerk. Auch die 
Vertreter von Politik und Verwaltung besitzen noch in acht Regionen einen großen Ein-
fluss. Die dritte Gruppe starker Akteure in den Regionen ist die der ökologischen Ver-
bände, die in fünf Regionen eine herausragende Stellung besitzen.998 In den Regionen 
können aber gleichzeitig auch mehrere starke Akteure vertreten sein, obwohl auffällig 
ist, dass in den Regionen, in welchen die ökologischen Verbände als starke Akteure 
wahrgenommen werden, weder die traditionelle Landwirtschaft noch die Politik oder 
Verwaltung eine ähnliche Stellung haben.999
                                         
993  Baitsch, Müller (Hg.) (2001). Vgl. auch Benz, Fürst (2003a): 193. 
994  Zitate nach Wetzel et al. (2001): 69. 
995  Benz et al. (1999): 76. 
996  Dehne (2002): 31. 
997  Schuppert (2005): 418. 
998  Vgl. Benz, Meincke (2007): 43. 
999  Das mag zum einen vielleicht darin begründet sein, dass besonders zwischen den Verbänden der tradi-
tionellen und alternativen Landwirtschaft eine große Rivalität besteht. Ein anderer Grund – und das 
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Die bei ‚Regionen Aktiv’ auftretenden Promotorentypen stellt in Anlehnung an Fürst, 
Lahner, Pollermann die folgende Tabelle dar. 
Nun können einerseits 
diese starken Partner 
und Promotoren ein 
Netzwerk stabilisie-
ren, wobei es Unter-
schiede bei den Pro-
motorentypen und 
ihren jeweiligen Fä-
higkeiten und Eignun-
gen gibt, Regional/ 
Rural Governance-
Prozesse zu fördern 
und Akteure zu moti-
vieren, mobilisieren 
und integrieren zu 
können.  
Diese Akteursgruppen sind jedoch notwendig, weil sie die benötigte Akzeptanz für sol-
che neuen Steuerungsstrukturen aufbauen können. Dafür werden in der Regel auch 
durch Funktionen, Wahlen oder Konsens „legitimierte Promotoren“ einbezogen. Ande-
rerseits kann das Netzwerk unter den starken Akteuren auch leiden, wenn dadurch 
Ungleichgewichte befördert werden. 
Regionale Kooperationen sind hauptsächlich die Domäne der kommunalpolitischen 
Akteure, wobei diese – durch Lokalegoismen getrieben – eher „Bremser“1000 solcher 
Prozesse sind. Diese Beobachtungen wurden auch bei ‚Regionen Aktiv’ gemacht: Ein 
zu hoher Anteil von Behördenvertretern und Gebietskörperschaften führt zu einer Re-
duzierung des Innovationsgrads und steht einer breiten Beteiligung entgegen.1001 Da-
her kann auch die These von Fürst, Lahner, Pollermann übernommen werden, dass 
engagierte Persönlichkeiten aus der Zivilgesellschaft grundsätzlich besser geeignet 
sind, als Mandats- und Funktionsträger.1002 Bezogen auf ‚Regionen Aktiv’ lässt sich 
diese These zwar nicht derart verallgemeinert darstellen, doch gibt es folgende Beo-
bachtung: 
„Innerhalb der Region ist die Verwirklichung des integrativen Ansatzes stark von 
der Persönlichkeit der handelnden Akteure abhängig. Ressortdenken in Fachbe-
hörden ist dabei ebenso schädlich wie eine fachliche Abkapselung von Projekt-
trägern. Viele Akteure sind es nicht gewohnt, fachlich übergreifend zu denken. 
Ein Verdienst von Regionen Aktiv ist es, dass sich der Anteil dieser Akteure deut-
lich verringert hat. Die Vorteile des integrativen Ansatzes haben sich herumge-
sprochen.“1003
                                                                                                                             
könnte auch eine Folge aus dem vorher genannten sein – liegt in der Ausgrenzung bestimmter Akteurs-
gruppen schon zu Beginn des Prozesses. 
1000  Vgl. Benz, Fürst (2003a): 193. 
1001  Vgl. Knickel et al. (2003b): 3. 
1002  Vgl. Fürst, Lahner, Pollermann (2005): 335ff. 
1003  Elbe (2005): 61. 
Tab. 5:  Differenzierung nach Promotorentypen 
Sektor/ 
Funktion 
Privatwirt-
schaftlicher 
Sektor 
Öffentlicher 
Sektor 
Zivilgesell-
schaft
Macht-
promotor 
(Groß) Unter-
nehmen 
Politik (Gemein-
derat, Bürger-
meister, Landrat, 
Kreisverwaltung) 
Vorsitzende star-
ker Verbände 
Fach-
promotor 
Unternehmen mit 
spezifischem 
Know-how
Ämter für Wirt-
schaftsförderung; 
Regionalplanung; 
Fachministerien 
der Länder 
Fachverbände 
(Bauernschaft, 
ökologische und 
Umweltverbände)
Prozess-
promotor 
Regionalmanager 
aus Regionalbü-
ros und Entwick-
lungsagenturen 
Koordinierende 
Stellen in Verwal-
tungen 
engagierte 
Schlüsselperso-
nen aus Vereinen 
Quelle: in Anlehnung an Fürst, Lahner, Pollermann (2005): 336. 
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Gremium 3: Der Abwicklungspartner – Auswahl und Einflussmöglichkeiten 
Nach dem Ansatz von ‚Regionen Aktiv’ vollzieht ein zusätzlicher regionaler Akteur die 
finanzielle und haushaltstechnische Abwicklung der Budgetmittel. Nach der Vorgabe 
des BMELV muss es sich um eine öffentlich-rechtliche Körperschaft handeln. Lediglich 
der Beginn des Praxistests hat bei einigen Abwicklungspartnern zu Problemen geführt, 
weil der Aufwand zur Einarbeitung und zusätzlichen Qualifizierung unterschätzt wurde 
und weil die Abwicklungspartner „häufig unvorbereitet in ihre Rolle eingestiegen“1004
sind.
Die Rolle des Abwicklungspartners wird in den Regionen von unterschiedlichen Akteu-
ren ausgeführt. In vielen Fällen wird diese Arbeit von Mitarbeitern in Landratsämtern 
oder Kreisverwaltungen übernommen. Dabei erhält der Abwicklungspartner keine Ver-
gütungen für seine Arbeit, was bedeutet, dass es sich hierbei um eine rechtlich dekla-
rierte Amtshilfe handelt, da Mitarbeiter aus den jeweiligen Behörden freigestellt wer-
den müssen. Nicht zuletzt aus diesem Grund, führt dies in den Regionen und bei den 
Abwicklungspartnern zu unterschiedlichem Einsatz.  
Die Abwicklungspartner in den Regionen unterscheiden sich auch anhand ihrer Stel-
lung im Kooperationsprozess. In einigen Regionen ist der Abwicklungspartner ver-
quickt mit den Akteuren des Regionalmanagements oder der regionalen Partner-
schaft1005 – dies betrifft besonders kleinere Regionen, in denen keine administrativen 
Grenzen überschritten werden und einzelne Politiker als starke Persönlichkeiten den 
Prozess entscheidend mitgestalten. Diese intensive Einbindung des Abwicklungspart-
ners, aber auch schon die nach den Rahmenvorgaben des BMELV vorgesehene Über-
gabe der Verantwortlichkeit an den Abwicklungspartner zieht automatisch einen Willen 
des Einbringens und zur Mitsprache, speziell bei der Projektauswahl, nach sich. Diese 
inhaltliche Einmischung ist in dieser Form eigentlich nicht gewollt.1006 In einigen Regi-
onen ist der Abwicklungspartner ein entscheidender regionaler Akteur und erhält somit 
die Möglichkeit, Stimmrohr und Vertreter der Interessen von Behörden und öffentli-
chen Körperschaften zu werden. Anders sieht es in den Regionen aus, in denen der 
Abwicklungspartner, abgesehen von seinen Aufgaben (Mittelverwaltung, Prüfung auf 
Förderfähigkeit eines Projekts), weniger Einflussmöglichkeiten erhält. 
Für regionale Kooperationen bestehen durch die Beteiligung öffentlicher Meinungsträ-
ger in der Praxis Vor- und Nachteile. Einerseits kann es zum Problem einer zu starken 
Bindung der Kooperation an die Spitzen der Verwaltung und Lokalpolitik kommen, die 
oftmals die „Elitegruppe“1007 einer Kooperation ausmachen. Die Kooperation wird von 
deren „Interessens- und Entscheidungskalkülen“1008 abhängig. Auch wenn sich enge 
Beziehungen zu Verwaltungsstrukturen gerade in der Aufbauphase eines solchen 
                                         
1004  Elbe et al. 2006): 67. 
1005  Nicht alle Regionen plädieren für eine vollständige Trennung der Gremien. 
1006  Dieser Ansatz ergibt sich allerdings schon aus den Ausschreibungsunterlagen, in welchen der Abwick-
lungspartner „innerhalb“ der regionalen Partnerschaft die Verantwortung für die finanzielle Abwicklung 
übernehmen soll. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) 
(2001b): 6. 
1007  Dehne (2002): 31. 
1008  Baumheier et al. (1998): 37. 
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Wettbewerbs hilfreich und unterstützend auswirken können,1009 kann es durch eine zu 
intensive Begleitung im Verlauf des Programms, sei es durch den Abwicklungspartner 
oder auch durch das Regionalmanagement, zu Paternalismus kommen, was letztlich 
die Arbeit der regionalen Partnerschaft konterkarieren würde. Andererseits kann eine 
Einbindung nicht nur die Prozesse beschleunigen, sondern vorteilhaft für die Stabilisie-
rung der Kooperation gegenüber Einzelinteressen und Beziehungsnetzen maßgeblicher 
Akteure sein.1010
Dass mit ‚Regionen Aktiv’ die Beteiligung einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft zur 
Pflicht gemacht wurde, ist durch seine administrative Bedeutung also nicht unproble-
matisch. Trotzdem wird in jeder Region auf eine zwar konfliktreiche, aber dennoch 
konstruktive und enge Zusammenarbeit mit den Vertretern des Abwicklungspartners 
hingewiesen. Dabei sind die Fachkompetenz, die sich vornehmlich aus den Erfahrun-
gen mit anderen Förderprogrammen ergibt, und die Personalausstattung entscheiden-
de Größen bei der Bewältigung der Aufgaben des Abwicklungspartners.1011 Schließlich 
wurde die Gestaltung der Administration von ‚Regionen Aktiv’ durch die Akteure posi-
tiv beschieden, da der Abwicklungspartner ein in der Region ansässiger Akteur ist, was 
dem bottom-up-Ansatz entspricht.1012 Aus eben diesem Grund werden von den Akteu-
ren der Region als größte Vorteile des Abwicklungspartners die räumliche Nähe und 
die damit verbundenen regionalen Kenntnisse sowie die dadurch möglichen persönli-
chen und meist unbürokratischen Kontakte zwischen den unterschiedlichen Akteuren 
gewertet. Gerade bei der Projektentwicklung werden durch die Organisation der ‚kur-
zen Wege’ relativ schnelle Bearbeitungszeiten für Projektanträge ermöglicht,1013 erst 
recht, wenn der Abwicklungspartner früh in den Projektauswahlprozess eingebunden 
wurde.  
Eine frühe Beteiligung der Abwicklungspartner lässt durchaus Vorteile im Auswahlpro-
zess erkennen, doch ist dies nicht gleichzusetzen mit einer mitentscheidenden oder 
sogar mitbestimmenden Position. Vielmehr führt dies unmittelbar zu der in allen Regi-
onen mehr oder minder formulierten Kritik an dem bürokratischen Aufwand zur förder-
rechtlichen Abwicklung. Gegenstand jener Kritik ist der zeitliche, personelle und kom-
plizierte Aufwand zur Überprüfung der Förderfähigkeit von Projekten.1014
„Die zeitraubende Prüfung auf Nichtförderbarkeit durch andere Programme, die 
im Europäischen Agrarfonds (EAGFL) und im EU-Beihilferecht (de minimis-Regel) 
niedergelegten Ausschlusskriterien sowie die haushaltsrechtlichen Bestimmungen 
des Bundes und der Länder engten – für viele RA-Akteure überraschend – den 
Spielraum für RA-Förderungen ein. Dies betraf insbesondere sektorübergreifende 
Projekte mit hohem innovativen und integrativen Anspruch – also genau das ei-
gentliche Zielsegment des Programms.“1015
                                         
1009  Nienhaus, Kröger, Knickel (2003): 6. 
1010  Vgl. Baumheier et al. (1998): 37. 
1011  Vgl. Knickel et al. (2003b): 7. 
1012  Vgl. Elbe et al. (2006): 64. 
1013  Vgl. Elbe (2005): 36. 
1014  Vgl. Elbe (2005): 13, 60. 
1015  Elbe et al. (2006): 71. 
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Im weiteren Verlauf des Programms haben sich aber Routinen in der Zusammenarbeit 
und der Förderungsprüfung ergeben, so dass den Abwicklungspartnern verstärkt mo-
dellhafte Verhaltensweisen nachgesagt werden können.1016
5.2.3.5 Zwischenfazit – Akteursgefüge und Anbindung an Strukturen 
Aus diesen Beobachtungen heraus wurde bereits in den ersten Begleitforschungser-
gebnissen auf drei verschiedene Typen der regionalen Kooperation hingewiesen. Es 
wurde deutlich, dass die Regionen aufgrund ihrer Mitglieder- und Interaktionsstruktur, 
die sich an die Einbindung öffentlich-rechtlicher Akteure und Strukturen innerhalb der 
Partnerschaft anlehnt, in Gruppen einteilbar sind:  
? starke Einbettung des ‚Regionen Aktiv’-Prozesses in bestehende Strukturen, 
? Verbindung bestehender Strukturen mit im Rahmen von ‚Regionen Aktiv’ neu 
geschaffenen Strukturen, 
? weitgehende Unabhängigkeit von bestehenden Strukturen.1017
Die erste Gruppe sind Regionen, die ihre Entscheidungsabläufe in bereits bestehende 
(Verwaltungs)Strukturen eingebettet haben. Die Anlehnung an existente Abläufe för-
dert die Stabilität des Netzwerks und kann in der Initiativphase zu einem professionel-
len Start verhelfen. Der Nachteil dieser Organisationsform liegt in der Entstehung von 
lock-in-Effekten. Neuen Akteuren wird der Zugang erschwert und durch feste und alte 
Strukturen werden Innovationen verhindert. Es besteht auch grundsätzlich die Gefahr, 
dass die beteiligten Akteure, den Kooperationsprozess für sich instrumentalisieren. 
Die zweite Gruppe, die alte und neue Strukturen intern verbindet, wird positiver be-
wertet. Aber auch hier besteht das Risiko, dass die Verbindung und die Zusammenar-
beit nicht gelingt und infolge dessen  
„Parallelstrukturen entstehen, die zum einen zu einer gegenseitigen Blockadesi-
tuation zwischen neuen und etablierten Institutionen führen und zum anderen 
Überschneidungen bei der Aufgabenausführung hervorrufen werden.“1018
Die dritte Gruppe von Regionen, sind die solche mit weitgehend unabhängigen Struk-
turen. Die in den Regionen geschaffenen Strukturen sind neu und fügen sich nicht in 
die bestehenden ein. Es gibt keine Verquickung öffentlich-rechtlicher Akteure (oder 
Gremien). Auch diese Organisation der Kooperation hat Vor- und Nachteile. Als Vorteil 
kann dabei die Entstehung von Innovationseffekten durch eine alternativere Ausrich-
tung gesehen werden. Andererseits führen diese Netzwerke zur Ausgrenzung von Ak-
teuren (insb. der öffentlich-rechtlichen), auf deren Knowhow und Ressourcen dann 
verzichtet wird. 
„Die Ausführungen zeigen, dass bei allen drei Strukturtypen unter bestimmten 
Bedingungen positive Effekte für eine integrierte ländliche Entwicklung auftreten 
können, die aber von den jeweiligen regionalen Strukturen abhängig sind.“1019
                                         
1016  Vgl. Knickel et al. (2003a): 19f. 
1017  Vgl. Knickel et al. (2003b): 17-21. 
1018  Benz, Meincke (2007): 39. 
1019  Benz, Meincke (2007): 39. 
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Auf der Grundlage bereits bekannter Netzwerktypisierungen (s. Kap. 3.2.4) haben 
Benz und Meincke die regionalen Kooperationen in den Regionen verschiedenen Netz-
werktypen zugeordnet. Ihre Typen unterscheiden sich in der „Form und Intensität der 
Kooperation (Informationsbeziehungen)“1020, und hierbei speziell durch die Beziehung 
zwischen dem Gremium regionale Partnerschaft und öffentlichen und privaten Akteu-
ren. Zur Unterscheidung der Netzwerke wurden folgende Kriterien herangezogen: 
Aufbauend auf den Untersuchungen zu den starken Akteuren in den Netzwerken, die 
gezeigt haben, dass selten nur ein einzelner Akteur in einem Netzwerk wahrzunehmen 
war, wurde deutlich, dass sich in den regionalen Kooperationen Machtzentren gebildet 
haben. Diese Machtzentren stellen die heterogenen Positionen der beteiligten Akteure 
zueinander in der Kooperation dar (hier in der Unterscheidung privat oder öffent-
lich)1021 und können in „öffentlich versus privatwirtschaftlich dominierte Trägerstruktu-
ren“ eingeteilt werden: 
„Die Trägerstrukturen, die sich an öffentlich-rechtliche Strukturen anlehnen und 
demgemäß auch einem stärkeren Institutionalisierungsprozess unterliegen, ü-
bernehmen gerne die Rolle eines Meta-Koordinators, einer Plattform oder Dreh-
scheibe. [..] In den meisten Fällen konzentrieren die Partnerschaften, die sich an 
privatwirtschaftliche Strukturen anlehnen, ihr Themenspektrum auf regionale 
Produkte und Dienstleistungen bzw. auf Wertschöpfungsketten.“1022
Ein weiteres Kriterium ist die Frage nach der Offenheit eines Netzwerks, die sich an 
der Intensität der Kontakte und der Aufnahme neuer Akteure aus der Region ausrich-
tet. Die fünf verschiedenen Netzwerktypen sind in Tab. 6 zusammengefasst. 
Tab. 6:  Merkmale der Netzwerktypen bei ‚Regionen Aktiv’ 
Typ 1 Typ 2 Typ 3 Typ 4 Typ 5 
Schatten der 
Hierarchie 
– integriert 
hierarchisch 
– integriert 
spezialisiert 
– integriert 
spezialisiert 
– isoliert 
lose  
gekoppelt 
– integriert 
Thematische 
Ausrichtung
themenüber-
greifend
themenüber-
greifend
sektoral sektoral 
themenüber-
greifend
Machtzent-
rum
Verein und 
Landrat
Landrat
dezentrale 
Gruppen
Vorstand keine 
Informations-
beziehung 
wechselseitig 
stark
zentrumsge-
steuert 
schwach 
wechselseitig 
partiell 
zentrumsge-
steuert par-
tiell 
wechselseitig 
stark
Autonomie 
der Akteure 
hoch gering hoch gering hoch 
Stabilität hoch hoch variabel gering hoch 
Akteursbetei-
ligung 
offen
offen oder 
geschlossen 
offen geschlossen geschlossen 
Quelle: Benz, Meincke (2007): 56. 
                                         
1020  Benz, Meincke (2007): 47. 
1021  Insgesamt wurden vier Machtzentren ausgewiesen: Ausgewogenheit zwischen den Gruppen; einzelne 
Gruppe; einzelne Personen; mehrere Gruppen. Vgl. Benz, Meincke (2007): 51. 
1022  Zitate nach Lukesch (2006): 96. 
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Die von Benz und Meincke ausgearbeiteten Netzwerktypen lassen sich also grob an-
hand der bereits zuvor dargelegten Einteilung aus der ersten Begleitforschung darstel-
len. 
Zur ersten Gruppe der Netzwerke gehören die Typen 1 und 2, da sie eine starke An-
bindung an öffentlich-rechtliche und speziell politische Akteure aufweisen. Sie unter-
scheiden sich allerdings noch einmal in der Ausgestaltung dieser Beziehung und der 
Interaktions- und Informationsdichte: Im ersten Typ, ‚Schatten der Hierarchie – integ-
riert’, wird die Zusammenarbeit mit den politischen Vertretern genutzt, um die regio-
nale Partnerschaft zu unterstützen. Die politischen Akteure (hier die Landräte) agieren 
als Promotoren und Unterstützer der regionalen Kooperation in der Regel nicht offen-
siv und handeln eher im Hintergrund. Das Netzwerk arbeitet sektorübergreifend mit 
einer Vielzahl verschiedener Akteure zusammen und ist nach außen hin für neue Ak-
teure offen. Trotz der vielfältigen, einzugliedernden Interessen gelingt es dem Netz-
werk, durch interne Regelsysteme eine stabile Struktur aufzubauen.  
In Typ 2, ‚Hierarchie – integriert’, nutzt dagegen der politische Akteur ganz gezielt 
seine zentrale Stellung, um die regionale Kooperation nach seinen Vorstellungen zu 
gestalten. Dieser Netzwerktyp ist dort möglich, wo sich die Regionen mit den admi-
nistrativen Grenzen hauptsächlich eines Landkreises decken. In diesen Regionen kann 
der politische Akteur (Landrat) seine herausragende Position einnehmen. In diesem 
Netzwerk sind auch die Gremienstrukturen anders organisiert: Das Regionalmanage-
ment und/ oder der Abwicklungspartner sind dem Landrat direkt unterstellt. Zwar be-
steht auch in diesem Netzwerktyp ein intensiver Austausch mit den regionalen Akteu-
ren, doch bestimmt der Landrat durch seine herausragende Stellung einen Großteil der 
Interaktionsbeziehungen. Das kann gegebenenfalls auch dazu führen, dass die Koope-
ration zu einer weniger offenen Partnerschaft generiert und gewisse Akteure außen 
vorbleiben. Vorteil dieses Netzwerks ist zwar eine große Stabilität sowie hohe Leis-
tungsfähigkeit (wegen der klaren Strukturen), allerdings ist davon auszugehen, dass 
dies zu Lasten der Innovationsfähigkeit geschieht.  
Eine zweite Gruppe ist die der thematisch und sektoral spezialisierten Netzwerke (Ty-
pen 3 und 4). Sie unterscheiden sich untereinander anhand der Beteiligungsmöglich-
keiten für Akteure.
Der Netzwerktyp 3, ‚spezialisiert – integriert’, zeichnet sich durch einen deutlichen 
thematischen Schwerpunkt (ökologisch) aus. In den meisten Fällen gab es schon vor 
‚Regionen Aktiv’ Kooperationsbeziehungen in der Region. Die Umweltverbände sind 
hier besonders starke Akteure in diesem bottom-up-geprägten Netzwerk. Die Interak-
tionsstrukturen der Gremien untereinander lassen sich ebenso deutlich von der ersten 
Gruppe abgrenzen. Das Regionalmanagement hat in diesem Netzwerktyp einen be-
deutenderen Machteinfluss, nicht zuletzt um die offene Kooperation mit ihren vielen 
Mitgliedern zu stabilisieren. Doch gleichzeitig besteht in diesem dezentral strukturier-
ten Netzwerk auch die Verbindung zu öffentlich-rechtlichen Akteuren, so dass nicht 
ausgeschlossen ist, dass auch politische Akteure eine starke Rolle einnehmen können. 
Die Verbindung der wichtigsten Akteure, die Offenheit nach außen und ein Schnittstel-
lenmanagement durch das Regionalmanagement führt dazu, dass diese Art des Netz-
werks als stabil bezeichnet werden kann. 
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Im vierten Typ, ‚spezialisiert – isoliert’, besteht zwar eine ähnliche thematische 
Schwerpunktbildung, jedoch fehlt eine Verbindung zu wichtigen Promotoren, insbe-
sondere zu politischen Akteure. Auch die deutliche Vormachtstellung einzelner Schlüs-
selakteure ist ein Element dieses Typs. Die Strukturen sind verfestigt und das Netz-
werk tritt nach außen hin geschlossen auf. Bedeutende Akteure aus der Region fehlen 
in diesem Netzwerk. 
Als letzte Gruppe wird das Netzwerk Typ 5 dargestellt (‚lose gekoppelt - sektorüber-
greifend’). Dieses Netzwerk ist ohne Machtzentrum und starke Akteure, besitzt den-
noch aber eine dichte Interaktionsbeziehung. Es bestehen also – bei einer offenen 
Struktur und breiten Beteiligung von Akteuren – intensive Kontakte, die durch das 
Fehlen eines organisatorischen Kerns zu langen Aushandlungsprozessen führt. Dieses 
Netzwerk ist innovativ, weil nahezu alle Akteure integriert sind und eine hohe Interak-
tionsdichte besteht. In Verbindung mit einem anerkannten Regelsystem sind zwar die 
Projekte schnell umzusetzen, eine Reaktion auf Veränderungen kann in diesem Netz-
werk nur schwer gelingen.1023
Wie und in welchen Regionen welche Art von Netzwerktypen entstehen, ist von den 
regionalen Besonderheiten und Rahmenbedingungen abhängig und orientiert sich ei-
nerseits an den Problemen vor Ort, andererseits an den sich freiwillig beteiligenden 
Akteuren. Auch in ‚Regionen Aktiv’ findet sich damit die Bestätigung, dass es keine 
idealtypischen Netzwerke mit hierarchiefreien Strukturen in der Regionalentwicklung 
gibt. Es herrschen immer Einflussnahmen und Abhängigkeiten von Personen.1024
Zusammenfassend lässt sich allerdings nur schwer beurteilen, welche der Netzwerkty-
pen die besseren Ergebnisse liefert. Hier bleibt nur ein Vergleich mit den Rahmen- und 
Zielvorgaben von ‚Regionen Aktiv’, um zu einer Bewertung zu kommen: Die Typen 1 
und 3 schaffen es dabei am offensichtlichsten, die Ziele von ‚Regionen Aktiv’ umzuset-
zen, während speziell der Typ 4 die Ziele von ‚Regionen Aktiv’ überwiegend nicht er-
füllt.1025
Aus den gemachten Erfahrungen in den Regionen ist eine uneingeschränkte Öffnung 
der regionalen Partnerschaft für Verbände sowie Privatpersonen eine zu empfehlende 
Handlungsmöglichkeit. Tendenziell gilt: Je größer die regionale Kooperation, desto 
besser wird sie und ihre Arbeit eingeschätzt und beurteilt, da intern Instrumente ent-
wickelt werden müssen, um die Zusammenarbeit koordinieren zu können. Dazu 
kommt, dass im Allgemeinen eine Beschränkung der Beteiligung von Akteuren aus der 
Verwaltung und Politik angeraten wird,1026 die als Akteure zwischen den Tätigkeiten als 
Promoter und Bremser einer regionalen Kooperation balancieren.1027 Besonders den 
                                         
1023  Vgl. Benz, Meincke (2007): 56-72. 
1024  Vgl. Müller et al. (2001) 213. 
1025  Vgl. Benz, Meincke (2007): 61; 67; 69; 81. Dies wurde insbesondere auch vor dem Hintergrund unter-
sucht, dass ‚Regionen Aktiv’ ein Leistungswettbewerb war. Benz und Meincke haben ausgeführt, dass 
die Wirkungen des Wettbewerbskonzepts besonders auf die Netzwerktypen 1 und 3 am positivsten aus-
fällt. Vgl. hierzu Benz, Meincke (2007): 79-94.  
1026  Vgl. Dehne (2002): 31. 
1027  Vgl. Selle (1994): 62. 
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Akteuren mit kommunal(politisch)en Führungspositionen muss ein schwer überwind-
bares „überzogenes Konkurrenzdenken“1028 unterstellt werden. Deshalb ist die Be-
stimmung vom BMELV, dass Vertreter von Behörden und Gebietskörperschaften weni-
ger als 50% der entscheidenden Stimmen in der Partnerschaft ausmachen müssen, 
eine richtige Entscheidung. Sie kann allerdings durch eine andere Anordnung konter-
kariert werden: Die Mitglieder der Partnerschaft werden nach ihren zu vertretenen 
Interessen und nicht nach möglichen Funktionen beurteilt. Es kann also vorkommen, 
dass ein Bürgermeister als Interessensvertreter eines Verbands (z.B. Bauernverband) 
Mitglied der Partnerschaft wird.1029 Ebenso schließen die Vorgaben des Bundes nicht 
aus, dass Gremien durch ein und denselben Akteur geleitet werden (s. Typ 2). 
‚Regionen Aktiv’ liefert aber gleichzeitig auch das Instrument zur Lösung des Prob-
lems: Durch die Vorschaltung eines REK-Prozesses ist es möglich, auf die Handlungs-
orientierung der Akteure einzuwirken. In Verbindung mit einem ausgeprägten Regel-
system bestehen dann Instrumente, mit denen auf Blockaden und Verteilungskämpfe 
angemessen reagiert werden könnte. 
„Der Entwicklungserfolg in den Modellregionen ist sicherlich von der Zusammen-
setzung der regionalen Partnerschaft und der Machtverteilung innerhalb dieser 
abhängig. Zentrale Akteure mit starker Einflussmöglichkeit werden den Prozess 
entscheidend mitgestalten. Gerade politische Akteure könnten den Prozess für 
ihre eigenen Ziele nutzen. Das birgt Gefahren.“1030
5.2.4 Prozessergebnis/ -bewertung: 
5.2.4.1 Evaluierung, Monitoring und Reflexivität 
Wissenschaftliche Begleitforschung 
Das BMELV hat zunächst für den Zeitraum von Mai 2002 bis Dezember 2003 das Insti-
tut für Ländliche Strukturforschung (IfLS) an der Universität Frankfurt für die wissen-
schaftliche Begleitung und Beobachtung beauftragt. In Zusammenarbeit mit dem 
Zentrum für Agrarlandschafts- und Landnutzungsforschung Müncheberg am Institut 
für Sozioökonomie und die TUM-Tech GmbH an der Technischen Universität in Mün-
chen wurden laufend die Wirkung der integrierten REK, ihre Umsetzung und die Betei-
ligungsprozesse in den Regionen wissenschaftlich untersucht (Auswertung von Berich-
ten und Protokollen, Expertengespräche) und regelmäßig Ergebnisse aus dem Umset-
zungsverfahren mit deduzierten Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Förderpolitik 
veröffentlicht.1031 Für die Phase von November 2004 bis Dezember 2006 wurde das 
Team der Begleitforschung gewechselt und deren Arbeit neu strukturiert: Nunmehr 
werden verschiedene Themenschwerpunkte von unterschiedlichen beteiligten Instituti-
onen erarbeitet: Gesamtkoordination des Projekts, Einordnung des Steuerungsansat-
zes und ökonomische Analysen (Sprint GbR), Erfolgsfaktoren und Rahmenbedingun-
gen (Universität Göttingen), regionalwissenschaftliche Theorieansätze und Netzwerk-
                                         
1028  Holbach-Grömig et al. (2005): 18. 
1029  Vgl. Geschäftsstelle Regionen Aktiv (Hg.) (2001): 2. 
1030  Benz, Meincke (2007): 42. 
1031  Vgl. Institut für ländliche Strukturforschung (Hg.) (2002): 1-5. 
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analyse (FernUniversität Hagen), Politikbeobachtung und Fokusgruppen (ÖAR Regio-
nalberatung). Weiterhin ist das Modellvorhaben Gegenstand verschiedener Studienar-
beiten und findet Eingang und Diskussion in der Fachpresse. 
Begleitende und regelmäßige Evaluierung des Umsetzungsprozesses 
Bei ‚Regionen Aktiv’ sind die Akteure in den Regionen zu einer Selbstevaluation ver-
pflichtet. Sowohl die Akteure in den drei Gremien (regionale Partnerschaften, Regio-
nalmanagement, Abwicklungspartner) als auch die Projektträger müssen regelmäßig 
Berichte über den Entwicklungsstand abgeben. In jeder Region ist der Prozess „lau-
fend zu evaluieren“1032. Zusätzlich haben einige Regionen eine Evaluierung des Umset-
zungsprozesses zur Wirkungsabschätzung der geleisteten Arbeit durch extern beauf-
tragte Entwicklungsbüros, Agenturen oder Institute durchgeführt. 
Diese regelmäßig stattfindenden Kontrollen, die als Halbzeitbewertung eines Pro-
gramms, mindestens aber in einem Abstand von zwei Jahren durchgeführt werden 
müssen, können langfristige Fehlentwicklungen aufdecken. Flexible Organisations-
strukturen vorausgesetzt, können aus den Ergebnissen Richtungswechsel im Durch-
führungsprozess abgeleitet werden, um eine dauerhafte Funktionsfähigkeit sicherzu-
stellen und eine Deterioration der Arbeitsstrukturen zu verhindern.  
Das Instrument des Monitoring begründet also mit einer langfristigen Evaluation be-
schlossener Maßnahmen und Eigenleistungen eine erfolgreiche Partnerschaft. Für eine 
effiziente und sinnvolle Interpretation der Ergebnisse müsste jedoch eine „Strategie 
der Nachbearbeitung“1033 entwickelt werden. 
Auch wenn die positiven Aspekte einer Evaluation (Zielkontrolle; Überprüfung der Pro-
zessgestaltung auf Effizienz, was bis hin zu Kurswechseln, generell aber zu Lernpro-
zessen führte; transparentere Gestaltung von Handlungsweisen etc.) zu deutlichen 
Wirkungen (und auch zu meist positiven Einschätzungen) in den Regionen führten, 
wurde dieses Steuerungsinstrument der Reflexion auch als Belastung empfunden, weil 
hierdurch ein zusätzlicher und hoher Zeitaufwand zu Blockaden in der Arbeitsweise der 
Partnerschaft und besonders des Regionalmanagements führte. Bei der Gestaltung 
ihrer Berichte und bei der Beantwortung der Fragebögen wurde von den Akteuren be-
sonders die anzuwendende Methodik kritisiert: Sie ist „inhaltlich, methodisch und 
sprachlich schwer zu vermitteln, ist kompliziert, wird von vielen Akteuren nicht ver-
standen oder akzeptiert“1034. Gute Erfahrungen wurden dagegen in den Regionen ge-
macht, die externe Evaluatoren beauftragt hatten. Diese Entscheidung hat dazu beige-
tragen, dem Prozess eine zusätzliche Transparenz nach außen zu geben, weil somit 
eine Selbstlobung der Arbeit vermieden wird. Außerdem kann dies zu einer gesteiger-
ten Akzeptanz in der Region führen, die auf alle Beteiligten (neu) motivierend wirken 
und weitere Akteure an diesen Steuerungsansatz binden könnte. 
                                         
1032  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2002b): 3. 
1033  Böcher, Krott (2002): 181. 
1034  Elbe (2005): 52. 
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Darüber hinaus haben fünfzehn Regionen auf der Projektebene eigene Evaluierungs-
prozesse eingeführt (jährlich oder sogar halbjährlich), um Kenntnisse über den Verlauf 
eines Projekts zu erlangen.1035
Flexibilität der Organisationsstruktur(en) – Reflexivität 
Bei der Institutionalisierung der Gremien und dem Aufbau der verschiedenen Organi-
sationsstrukturen ist im Laufe des Wettbewerbs eine flexible Anpassung und Verände-
rung gerade dann unentbehrlich, wenn, wie bei ‚Regionen Aktiv’ geschehen, ein enor-
mer Zeitdruck auf die Akteure in den Regionen ausgeübt wurde. Innerhalb kürzester 
Zeit mussten neue Strukturen geschaffen werden, die nicht unerhebliche finanzielle 
Mittel zu verwalten hatten. Das konnte bspw. dazu führen, dass die Organisation der 
Durchführung in den Regionen mit anderen Mitteln erfolgte als im REK beschrieben. 
Einige Regionen wiederum haben sich bewusst einige Teilbereiche, bspw. die Definition 
der Projektauswahlkriterien, offen gelassen, um diese erst in den noch stellenweise zu 
gründenden Gremien zu beschließen bzw. zu entwickeln. Änderungen oder zumindest 
Aktualisierungen zum REK haben somit in vielen Regionen während des Umsetzungs-
prozesses stattgefunden. Wäre dies nicht möglich gewesen, könnten zu spezielle Fest-
schreibungen der Handlungsziele in den REK durchaus die Kapazitäten der Akteure 
blockieren, die für eine innovative Kooperation unerlässlich sind.1036
Aufgrund der Dialogprozesse, aber auch der ständig fortschreitenden Entwicklung 
müssen die regionalen Akteure, deren gesamte Arbeit auf dem REK beruht, in die Lage 
versetzt werden können, ihr REK anzupassen und weiterentwickeln zu können.  
Reflexivität kann auch auf die Netzwerkstruktur bezogen werden. Es ist durchaus 
möglich, dass sich die Netzwerke/ Kooperationen zu einem anderen Netzwerktyp ver-
ändern.1037 Das generelle Problem ist aber, dass Spieler (die Akteure) nicht in der La-
ge sein dürften, die Spielregeln selber zu verändern, Regelsetzer und -überwacher 
sollten nicht zugleich Spieler sein.1038 Für die Akteure bei ‚Regionen Aktiv’ bestehen die 
Befürchtungen über einen Missbrauch in diesem Sinne jedoch nicht: Die Akteure wer-
den durch selbstgewählte Satzungen und Regeln bestimmt, die nach demokratischen 
Regeln auch wieder veränderbar sind. Dies dient der Durchlässigkeit der Strukturen, 
das Reagieren auf Veränderungen, eine Anpassung sowohl des Regelsystems als auch 
der Handlungsziele wird dadurch möglich. Auch in Bezug auf eine ‚lernende Region’, 
einen durch die Kooperationen und Interaktionen entspringenden Lernprozess, ist ein 
lernfähiges und anpassungsfähiges Regelsystem, also eine Änderungsmöglichkeit des-
selben durch die Akteure im laufenden Prozess, eine Voraussetzung für eine langfristi-
ge Kooperation.1039
                                         
1035  Vgl. Elbe (2005): 52. 
1036  Vgl. Huebner (1996): 185. Eine Lösung könnte in diesem Sinne ein „parametrisches“ REK sein: Die 
Aufstellung des REK wird versehen mit einer relativ offenen Darstellung der Zielangaben (Parameter), 
welche nur als Handlungsanweisungen bestehen. Somit bleiben die Ressourcen der Akteure frei für die 
Projektentwicklung und Bearbeitung. Vgl. Fürst (2003b). 
1037  Benz, Meincke (2007): 95. 
1038  Vgl. Frey (2002): 14. 
1039  Vgl. Fürst (1999b): 615 
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Als zentrales Element gilt hierbei die Mitwirkungsmöglichkeit der Akteure,1040 die im 
Verlauf des Verfahrens einen Lernprozess durchlaufen haben. Bei der ‚Steuerung über 
Ziele’ mussten viele Regionen ihr jeweiliges Konzept den entsprechenden Zielvorgaben 
anpassen und im Konsens ihre Ziele aus dem REK spezifischer fassen und entspre-
chende Entscheidungsgrundlagen dafür festlegen. Eine solche Veränderung ist nur 
möglich, wenn die Organisationsstrukturen flexibel, demnach auch veränderbar, blei-
ben.
„Top-down-Politiken und -Programmen mangelt es oft an Flexibilität oder sie 
verfolgen zu enge bzw. im Vorhinein definierte Ziele, die den lokalen Umständen 
und Bedürfnissen nicht entsprechen, insbesondere weil Regionen heterogen und 
ex ante vorgegebene Standards nicht in jedem Fall geeignet sind.“1041
Dass dies bei ‚Regionen Aktiv’ so möglich ist, kann auch als das wesentlich Neue an 
diesem Praxistest gesehen werden, weil es sich um einen laufenden Prozess handelt, 
bei dem dekretorische Strukturen virulente Auswirkungen haben könnten. Insofern 
sind die differenzierten Abwandlungen als ein Lernprozess bei den Akteuren in der 
Region zu verstehen, deren flexibel auf Situationen veränderbare Organisationsstruk-
turen eine effizientere Arbeitsorganisation zur Folge haben.  
Als Beispiele für Lernprozess innerhalb der Organisationsstruktur können u.a. die Er-
fahrungen mit dem Projektauswahlsystem dienen. Besonders auch nach den ersten 
Evaluierungsberichten wurden in einigen Regionen nachträglich an einigen Schwach-
stellen in der Prozessdurchführung (bspw. bei der förderrechtlichen Bewertung) nach-
gebessert. Insgesamt konnte für alle Regionen eine offensive Entwicklungsfelder-
schließung beobachtet werden.1042
In diesem Fall ist dies positiv zu bewerten, da hierdurch – die Rahmenvorgaben wur-
den durch den Veranstalter vorgegeben – eine Professionalisierung der Akteure ein-
herging. Hinzu kommt, dass sich erst aus dem Prozess heraus feststellen lässt, ob die 
gewünschten Vorgaben ausreichend sind oder eine Nachbesserung verlangen. Dabei 
sind regelmäßige Bewertungen (bspw. Halbzeitbewertung) wichtig und sinnvoll, weil 
es nur hierdurch möglich ist, zu einer reflexiven Einschätzung der eigenen Arbeit im 
Prozess kommen zu können. Diese Steuerung des Prozesses über die Evaluation führt 
im Umkehrschluss wiederum dazu, dass – ebenso eine Folge von flexiblen Organisati-
onsstrukturen – eine kurzfristige Änderung in der Prozessgestaltung festgelegt und 
möglich gemacht wird.1043
5.2.4.2 Wirkungen und nachprüfbare Ergebnisse von ‚Regionen Aktiv’ 
Dass für diesen Praxistest eine Vielzahl von Regionen mit divergierenden Rahmenbe-
dingungen ausgewählt wurde, unterstreicht den Willen, diesen Steuerungsansatz auf 
bestehende Strukturen zu übertragen. Die Durchführung des Wettbewerbs mit über 
200 teilnehmenden Regionen in der ersten Stufe und über 30 verfasste REKs in der 
zweiten Stufe geben auch einen Überblick über die bis dato geleisteten und leistbaren 
                                         
1040  Vgl. Fürst, Lahner, Pollermann (2005): 335. 
1041  OECD (2006): 144. 
1042  Vgl. hierzu auch Knickel et al. (2003b): 15. 
1043  Vgl. Elbe (2005): 15. 
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Anstrengungen bei regionalen Akteuren. Die ausgewählten 18 Regionen waren fortan 
an einem Förderprogramm beteiligt, welches sowohl weiche Wirkungen als auch harte 
Effekte zu erzielen versuchte. Zu den weichen Wirkungen zählen die Kooperation, Mo-
tivation, Know-how-Vermittlung, Identifikation, Innovation, Organisation, neues Wis-
sen und Verantwortung, während zu den harten und eher messbaren Effekten neue 
Produkte, Qualitätssteigerung bei vorhandenen Produkten, verbesserte Verfahren und 
Angebote, (Folge)Investitionen, Arbeitsplätze, Auswirkungen auf die regionale Wert-
schöpfung und regionale Einkommen gehören.1044 Mit ‚Regionen Aktiv’ ist eine bewuss-
te breite Fördermöglichkeit (auch nicht-investive Maßnahmen, breiterer Zuwendungs-
empfänger) verbunden, die so auch von Seiten der Akteure in den Regionen ausdrück-
lich gelobt wurde.1045 Nur durch diese Ausrichtung, eine Offenhaltung des Förderspekt-
rums, lassen sich verschiedene und auf eine jeweilige Region abgestimmte Projekte 
entwickeln. Hinzu kommt, dass auch die Zusammenarbeit mit anderen (För-
der)Initiativen in den Regionen vollzogen wurde. Zum Teil konnten in den Regionen 
aufkommende Projektideen über andere Förderprogramme abgedeckt werden (dazu 
wurden Projekte teilweise auch aufgeteilt, so dass Fördermittel aus mehreren Töpfen 
entnommen werden konnten). Konnten aus dem endogenen Potenzial stammenden 
Ideen mit Mitteln von ‚Regionen Aktiv’ nicht verwirklicht werden, so wurde durch die 
Vermittlung der Regionalmanager versucht, eine Delegierung zu anderen Fördertöp-
fen, wie z.B. LEADER+, GAK oder auch landesspezifische Förderprogramme, zu er-
möglichen.1046 Es ist jedoch auch vorgekommen, dass Projekte mit Mitteln von ‚Regio-
nen Aktiv’ gefördert wurden, obwohl sie ebenfalls nach der GAK förderungswürdig ge-
wesen wären. Dies ist möglich, wenn die Landesmittel für GAK bereits gebunden sind 
oder aber das Projekt wegen niedrigerer Förderungsquoten nicht zustande kommt.1047
Die Projekte bei ‚Regionen Aktiv’ 
Im Zeitraum der ersten Phase 2002-2005 wurden insgesamt 996 Projekte realisiert. 
Abzüglich der 15% für das regionale Management, sind ca. 85% der Gesamtmittel 
(72,9 Mio. €) für Projekte eingesetzt worden. Dabei wurden fast 550 Projekte erst in 
den letzten anderthalb Jahren initiiert. Dies lässt den Schluss zu, dass die Akteure in 
den Regionen einerseits Einarbeitungszeit benötigten, dass die Organisationsstruktu-
ren andererseits aber auch über die schwierige Anfangszeit hinaus funktionier(t)en 
und arbeitsfähig waren. 
Die Bandbreite der seit Herbst 2002 angelaufenen Projekte ist wegen der Vielfältigkeit 
der Regionen ebenso mannigfaltig. Schwerpunkte in der Förderung liegen aber in der 
regionalen Vermarktung und verschiedenen Nahversorgungskampagnen mit Bildungs-, 
                                         
1044  Schubert (2007): 54. Es hat sich allerdings auch gezeigt, dass die Regionen in gewissen Phasen der 
Kooperation zu wenig innovativen Lösungen fähig sind. Dies betrifft in erster Linie die lange Zeit des 
Aufbaus der Kooperationsstrukturen sowie der meist ‚holprige’ Beginn: „Der Einfluss der Konsenseffekte 
auf Innovationen ist in den unterschiedlichen Phasen der Innovationsprozesse verschieden einzuschät-
zen.“ Fürst, Knieling (2004): 283. Fürst und Knieling verweisen auf die Gegenläufigkeit von Konsensfin-
dung und innovatorischen Prozessen gerade unter dem Aspekt von Verteilungskonflikten in Regionen. 
Siehe ebd.: 280-286. 
1045  Vgl. Elbe (2005): 59. 
1046  In insgesamt 11 Regionen wurde so verfahren. Vgl. Benz, Meincke (2007): 43. 
1047  Vgl. Knickel et al. (2003b): 18. 
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Informations- und Qualifizierungsmaßnahmen.1048 Bedeutungsvoll sind allerdings die 
durch eine sektorübergreifende Ausrichtung angestrebten Multiplikatoreffekte, die von 
den Begleitforschern folgendermaßen definiert wurden und positive Auswirkungen auf 
regionale Wirtschaftsimpulse versprechen: 
? Qualitätsorientierung in der landwirtschaftlichen Erzeugung, die Verbindung mit 
Naturschutzzielen und mit der regionalen Gastronomie. 
? Fokussierung auf die regionalen Märkte und Initiativen zur Verbrauchersensibi-
lisierung durch Bildungs- und Informationsprojekte. 
? Projekte zur regionalen Wertschöpfung und Beschäftigung durch Synergieeffek-
te mit der Verbindung naturverträglicher Wirtschaftsweise und ländlichem Tou-
rismus.
? Projekte zum Schutz von Natur, Landschaft und Artenvielfalt und zur In-
Wertsetzung natürlicher Ressourcen. 
? Projekte zur Schonung endlicher Ressourcen.1049
Der Schwerpunkt des Mitteleinsatzes ist im Gesamtprozess das Themenfeld der ‚Regi-
onalvermarktung’ (13,43 Mio. € Investitionssumme) und der ‚Ausbau des Tourismus’ 
(11,96 Mio. €). Erst mit Abstand folgen die Bereiche ‚Nachwachsende Rohstoffe’ (4,22 
Mio. €); ‚Bildung und Qualifizierung’ (3,03 Mio. €); ‚Agrarumweltmaßnahmen’ (1,78 
Mio. €).1050 Weil auch das Regionalmanagement in den Regionen mit ‚Regionen Aktiv’-
Mitteln vollständig gefördert werden konnte, wurden hierfür ca. 11 Mio. € aufgewen-
det. Damit hat das Regionalmanagement an den gesamten finanziellen Mitteln einen 
Anteil von 15,2%.1051
Dass die Regionen eine qualitative und quantitative Ausweitung des Bereichs Touris-
mus und Fremdenverkehr gemeinsam haben, verwundert dabei nicht. Eine Vermark-
tung der Region nach innen und außen ist Bestandteil der Kooperationsprozesse, die 
darauf abzielten, neue wirtschaftliche Bereiche (insbesondere auch außerhalb des 
Landwirtschaftssektors) erschließen zu können. 
Gerade mit den beiden Schwerpunktzielen Regionalvermarktung und Ausbau des Tou-
rismus verwundert es daher auch nicht, dass die Hauptzielgruppen bei den knapp 
1000 Projekten in ‚Regionen Aktiv’ die Landwirte (Zielgruppe für 30,1% der Projekte) 
und Verbraucher (23,4%) sind (beide zusammen ca. 39 Mio. € der Gesamtmittel). 
Weiter abgestuft sind Gewerbe, Handel, Handwerk (12,5%, mit insgesamt 9 Mio. €), 
Regionalmanagement (11,3%) und der Dienstleistungsbereich (9,6%).1052
Mit ‚Regionen Akitv’ hat sich auch gezeigt, dass sich der generelle Vorwurf gegen För-
derprogramme, eine Selbstbedienungsmentalität von Akteuren in den projektbestim-
menden Gremien, nicht halten lässt. Die geschaffenen Strukturen in den Regionen 
bezeugen bei diesem Thema vielmehr eine gewisse Sensibilität, indem die Projektan-
tragssteller bei der Verabschiedung ihres Projekts in der Regel von den Entschei-
dungsgremien der regionalen Partnerschaft ausgeschlossen sind. Diese Art der Durch-
                                         
1048  Neidlein (2003): 12. 
1049  Vgl. Knickel et al. (2003a): 13-16. 
1050  Vgl. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006b): 14. 
1051  Elbe et al. (2006): 15. 
1052  Elbe et al. (2006): 16. 
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führung dient der Transparenz und einer Gleichberechtigung der Akteure, was wieder-
um zu positiven Auswirkungen auf die Zusammenarbeit in der Region führt. 
Obwohl mit ‚Regionen Aktiv’ hauptsächlich eine Förderung von weichen Effekten im 
Vordergrund stand, ist es hauptsächlich indirekt zu harten Auswirkungen gekommen. 
Insgesamt wurden mit ‚Regionen Aktiv’ (nur) 15% investive Projekte durchgeführt, 
was letztlich bestätigt, dass die Akteure in den Regionen vornehmlich in weiche Maß-
nahmen investiert haben. Doch sowohl die weichen als auch die harten Projekte haben 
Synergieeffekte erzeugt, d.h. einen Anreiz zur Entwicklung weiterer Projekte gegeben, 
die von privater/ wirtschaftlicher oder öffentlicher Seite zu Folgeinvestitionen geführt 
haben. In den 18 Regionen wurden als direkte Folge zu den ‚Regionen Aktiv’-
Projekten, also zusätzlich zu den 72,9 Mio. € Gesamtmitteln, weitere 57,1 Mio. € pri-
vate sowie 25,6 Mio. € öffentliche Investitionen generiert, was im Mittel pro Region ca. 
4,6 Mio. € ausmacht.1053
„Insbesondere private Unternehmen haben sich in den 18 Modellregionen infolge 
von REGIONEN AKTIV engagiert und begonnen, wieder stärker in ländlichen Ge-
bieten zu investieren. Mit einem Gesamtbeitrag von insgesamt rund 57 Millionen 
Euro haben ihre Investitionen den Umfang des finanziellen Engagements von 
REGIONEN AKTIV deutlich übertroffen. Von öffentlicher Seite sind insgesamt 
25,6 Millionen Euro zusätzlich in die Gebiete geflossen.“1054
In einer Totalerhebung wurden die direkten und indirekten Auswirkungen (der ‚Regio-
nen Aktiv’-Projekte) auf den Arbeitsmarkt analysiert und können anhand von Zahlen 
zu den erhaltenen und neu geschaffenen Arbeitsplätzen verdeutlicht werden: In der 
Zeit von 2002-2005 wurden (umgerechnet nach VZA1055) rund 701,4 Arbeitsplätze 
erhalten und rund 762,6 neu geschaffen. Das Modellvorhaben ‚Regionen Aktiv’ hat sich 
demnach mit seinen Projekten auf 1.464 Arbeitsstellen positiv ausgewirkt (im Durch-
schnitt 81 pro Region).1056
Werden die öffentlichen Kosten für einen neu geschaffenen Arbeitsplatz bei ‚Regionen 
Aktiv’ (rund 36.554 €) mit den Kosten anderer Förderprogramme verglichen (zwischen 
58.000 und 245.600 €), muss dem Förderansatz tatsächlich eine „hohe Wirksam-
keit“1057 attestiert werden. Durch den partnerschaftlichen Ansatz bei ‚Regionen Aktiv’ 
ist es – nach Aussage der Regionen – zu einem „gezielteren Mitteleinsatz“1058 gekom-
men, der besonders vor dem Hintergrund der kurzen Laufzeit eine relativ hohe Effi-
zienz im Vergleich zur Förderung der konventionellen und traditionellen Förderung 
geltend machen kann. Die Projekte in den Regionen haben Signalwirkung und dienen 
als Beispiele, „wie Wertschöpfung in ländlichen Gebieten erhöht, zusätzliche Einkom-
                                         
1053  Vgl. Elbe (2005): 68; Elbe et al. (2006): 15, 35. 
1054  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006b): 22. 
1055  VZA = Vollzeitäquivalent. Ein Vollzeitarbeitsplatz wird mit 40 Stunden bewertet, demnach entspricht ein 
VZA 40 Wochenstunden. 
1056  Vgl. Elbe et al. (2006): 31. 
1057  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006b): 23. Bei einer 
in zwei Regionen durchgeführten Kosten-Nutzen-Analyse ist eine jährliche Verzinsung der eingesetzten 
Fördermittel von fünf bis sieben bzw. neun bis vierzehn Prozent errechnet worden. Der Referenzwert 
der Europäischen Kommission liegt bei fünf Prozent. Vgl. ebd.  
1058  Elbe (2005): 14. 
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mensquellen geschaffen und Beschäftigung gesichert werden können“1059. Dabei ha-
ben die Regionen speziell regionale Wertschöpfungsketten etabliert und teilweise Pro-
dukte entwickelt oder reaktiviert, die bisher kaum verbreitet oder bekannt waren. 
Für den weiteren Verlauf der Projekte, die im Rahmen von ‚Regionen Aktiv’ zustande 
gekommen sind, 
„ist für die Zukunft eine positive Entwicklung zu erwarten: Zum einen, weil die 
Kosten mit zunehmender Routine (z.B. eingespielte Verwaltungsabläufe, ge-
wachsenes Vertrauen zwischen den regionalen Partnern) sinken werden, zum 
anderen, weil sich die Nutzen erst mittel- bis langfristig (Zeithorizont ca. 10 Jah-
re) voll entfalten werden, da z.B. viele Projekte gerade erst am Beginn der Um-
setzungsphase stehen und sich Netzwerkstrukturen und Kontakte noch etablie-
ren müssen, um sowohl Wachstums- als auch Synergieeffekte voll ausschöpfen 
zu können.“1060
Zielerreichung mit ‚Regionen Aktiv’ 
Schließlich stellt sich die Frage, ob mit dem Förderprogramm die ursprünglich beab-
sichtigten Ziele erreicht wurden. Ausgangslage waren die in den von den Regionen 
definierten Ziele zu ihren Handlungsfeldern in den REK, die „spezifisch konkret, mess-
bar, anspruchsvoll, realistisch und terminiert“1061 sein sollten. Aus den Abschlussbe-
richten geht hervor, dass die Regionen von insgesamt 144 ausgewiesenen Zielen fast 
64% (128) als erfüllt bzw. überwiegend erfüllt ansahen. Lediglich 6% (9) der Ziele 
seien nicht erreicht worden.1062
Anhand dieser Befragung unter den Akteuren der Regionen können die drei gesetzten 
Ziele des Förderprogramms und ihr Erfüllungsgrad hinterfragt werden. Auffällig ist 
dabei, dass besonders die ökonomischen Ziele als erreicht angesehen werden. Die 
Ziele Verbraucherorientierung und die Stärkung ländlicher Räume sind in ihren Beiträ-
gen deutlich besser bewertet worden als das Ziel einer natur- und umweltverträglichen 
Landbewirtschaftung. Der Grund hierfür liegt anscheinend darin, dass die in diesem 
Bereich notwendigen Verfahren zur Notifizierung regionalisierter Agrarumweltmaß-
nahmen bei der Europäischen Union besonders zeitaufwändig und umfangreich 
sind.1063 Den mit dem Modellvorhaben verbundene bürokratische Aufwand, sowohl was 
die Prozesskoordination der Kooperation als auch die Prüfung der Förderwürdigkeit 
eines Projekts betrifft, empfanden die Akteure in den Regionen als über Gebühr belas-
tend. Und das, obwohl das Förderprogramm auch mit dem Ziel zur Vereinfachung der 
Förderpraxis angetreten ist. Für die hauptsächlich ehrenamtlich involvierten Akteure 
ist diese Form auf Dauer nicht tragbar und steht der effizienten und basisorientierten 
Projektentwicklung entgegen.1064
Die Akteure, die eine Realisierung einer konservativen Umsetzung im Allgemeinen be-
vorzugen, da diese den deutschen Verwaltungsstrukturen, sprich den Erfahrungen der 
beteiligten Personen näher liegt, haben mit ‚Regionen Aktiv’ einen intensiven Lernpro-
                                         
1059  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006b): 20. 
1060  Kroës; Middelmann; Weiß (2006): 139. 
1061  Elbe et al. (2006): 8. 
1062  Vgl. Elbe et al. (2006): 8f. 
1063  Vgl. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006b): 25. 
1064  Vgl. Knickel et al. (2003a): 3. 
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zess zu einer moderneren haushalts- und verwaltungsrechtlichen Umsetzung vollzo-
gen. Zur Verwirklichung dieses Ansatzes musste erst ein gewisses „Vertrauen in die 
Leistungsfähigkeit der lokalen Ebene“1065 aufgebaut werden. Ein solcher Ansatz 
brauchte also Personen, die schon mit Kompetenzverlagerung positive Erfahrungen 
gewonnen haben. Viele Regionen teilten aber mit, dass insgesamt  
„der höhere Aufwand durch die Nutzung von Synergieeffekten und die neuen 
Netzwerke/ Kooperationen ausgeglichen wird. Es gibt keine offensichtlich negati-
ven Auswirkungen, ebenso konnten Projekte wesentlich effektiver umgesetzt 
werden, weil die relevanten Akteure einbezogen wurden.“1066
Der verfolgte integrierte (anstelle eines sektoralen) Ansatz hat Synergieeffekte er-
zeugt: In den Regionen sind Kooperationen (an sektoralen Schnittstellen) und Projekte 
entstanden, die es in dieser Form ohne das Förderprogramm nicht gegeben hätte. Au-
ßerdem trug der sektorübergreifende Ansatz zu einem Know-how-Transfer zwischen 
den verschiedenen Akteuren und einem gemeinsamen Verständnis der jeweiligen Inte-
ressenlagen im Sinne einer gemeinsamen Verantwortung für die Region bei. Ferner 
haben sich besonders mit Hilfe des Regionalmanagements als Koordinierungsstelle 
zusätzlich zu den Projekten, die durch ‚Regionen Aktiv’-Mittel gefördert wurden, Folge-
projekte ergeben.1067 Ob und inwieweit die geschaffenen Projekte nachhaltig wirken, 
wird sich erst in den nächsten Jahren herausfinden lassen. Der gewählte Steuerungs-
ansatz hat jedoch in relativ kurzer Zeit zu direkten Auswirkungen auf die ökonomische 
Entwicklung der Regionen geführt. 
„Die ökonomische Analyse [..] zeigt, dass mit dem Regionen Aktiv Ansatz zum 
einen öffentliche Gelder sinnvoll eingesetzt, zum anderen eine wichtige Weichen-
stellung in Hinblick auf die Ausrichtung zukünftiger Förderstrategien erfolgt ist. 
Das Modellvorhaben Regionen Aktiv erfüllt dabei eine Doppelfunktion für das 
BMELV, d.h. die Modellregionen entwickelten zum einen Leuchtturmprojekte für 
eine nachhaltige Entwicklung ländlicher Räume; zum anderen setzt Regionen Ak-
tiv als Pilotprojekt im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung 
deutlich Akzente. Es gilt nun, aus den gewonnenen Erkenntnissen Lehren zu zie-
hen, um bestmöglich an die Erfolge von Regionen Aktiv anzuknüpfen.“1068
5.3 ERFOLGE FÜR RURAL GOVERNANCE? SCHLUSSFOLGERUNGEN ZU ‚REGIONEN 
AKTIV’ UND WEITERFÜHRENDE ÜBERLEGUNGEN
Die aus der Analyse zu ziehenden Schlussfolgerungen münden in diesem Kapitel mit 
den Erfahrungen aus ‚Regionen Aktiv’ und der aktuellen Praxis in generalisierende 
Aussagen zu den fördernden und hinderlichen Elementen in regionalen Kooperationen 
sowie zum allgemeinen Steuerungsansatz von ‚Regionen Aktiv’, um somit einen Aus-
blick für eine Verbesserung der zukünftigen Entwicklung der Regionalentwicklungspoli-
tik mit ihren Förderprogrammen zu geben.  
                                         
1065  Elbe et al. (2001): 69. 
1066  Elbe (2005): 59. 
1067  Vgl. Elbe (2005): 16, 58. 
1068  Kroës; Middelmann; Weiß (2006): 6. 
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„Regionen Aktiv spezifische Faktoren, die die Integration beförderten, waren 
für die Modellregionen die Verlagerung der Entscheidungskompetenz in die Regi-
on, die guten und breiten Fördermöglichkeiten, die Einrichtung eines hauptamtli-
chen Regionalmanagements, die Zusammensetzung der Regionalen Partner-
schaft und die Erarbeitung eines REK. Eher einschränkend wirkten vor allem die 
fehlenden Kombinationsmöglichkeiten bei der Förderung (Ausschließlichkeitsför-
derung) und der hohe Zeitdruck bei der Umsetzung insgesamt. Nicht Regionen 
Aktiv spezifische Faktoren, die aus Sicht der Modellregionen einen integrier-
ten Ansatz behindern, sind das klassische Ressortsdenken in Fachbehörden, die 
sektorale Förderlandschaft und die fachliche Abkapselung von Projektträgern. In 
Bezug auf die Förderung von Projekten behindern die engen förderrechtlichen 
Vorgaben bei jeder öffentlichen Förderung.“1069
5.3.1 Förderliche und hinderliche Faktoren regionaler Kooperationen 
Trotz des erst Ende 2001 gestarteten Programms reichen die schon nach wenigen Jah-
ren gemachten Erfahrungen mit ‚Regionen Aktiv’ aus, um im Abgleich mit den bisheri-
gen wissenschaftlich-theoretischen Ergebnissen generalisierende Erfolgsfaktoren und 
Hemmnisse als Voraussetzungen und Mindestanforderungen für regionale Kooperatio-
nen definieren und Rückschlüsse auf die zuvor dargestellten Voraussetzungen für Ru-
ral Governance-Arrangements geben zu können. 
Der politikwissenschaftliche Ansatz, nach der Untersuchung zur politischen Genese 
einer regionalen Kooperation, ist die Frage nach der Gestaltung von Netzwerken mit 
einer Darstellung der fördernden oder hemmenden Voraussetzungen.1070 Zur Hilfestel-
lung und Unterstützung bei der Implementierung einer neuen politischen Steuerung, 
der „Integration“1071 von bottom-up-Strukturen, müssen generalisierende Faktoren für 
erfolgreiche Kooperationen von aus der Theorie abgeleiteten Aussagen zu effizienten 
Arbeits-, Organisations- und Verhaltensstrukturen formuliert werden. Eine (regionale) 
Kooperation hängt also im Wesentlichen von einer vernünftigen Ausgestaltung und 
Ausstattung dieser Faktoren ab. Da es sich bei regionalen Kooperationen jeweils um 
spezifische Gestaltungsmuster handelt,1072 können hier gewiss nur allgemein gültige 
Aussagen getroffen werden.1073 Die beschriebenen Erfolgs- und Hemmnisfaktoren er-
halten dann ihren Nutzen, wenn sie bei der Konzeption und Projektsteuerung einer 
regionalen Kooperation zu Rate gezogen werden. Sie können aber auch als Grundlage 
für eine Verbesserung der Rahmenbedingungen und zur Evaluation von Verfahren und 
Projekten dienen.1074
                                         
1069  Elbe (2005): 17. 
1070  Vgl. Böcher (2003). 
1071  Vgl. Weber, Banthien (1999): 448. 
1072  Vgl. Lindloff (2002). 
1073  In bereits mehreren Untersuchungen wird versucht, aus dem Wirken von Kooperationen Einflussfakto-
ren, die über Erfolg oder Misserfolg einer Kooperation entscheiden können, zu bestimmen. Der Sinn in 
der Identifizierung, liegt in der möglichen Nutzbarmachung und Anwendung auf oder für künftige Pro-
gramme und Projekte. So nennt z.B. Brendle „Bausteine“, die in der Praxis – sollten sie Beachtung fin-
den – mit höherer Wahrscheinlichkeit zu einem erfolgreichen Projektverlauf beitragen (sollen). In einer 
etwas abgewandelten und zusammenfassenden Form finden sich Brendles Bausteine mit den weiterge-
henden theoretischen und praktischen Erfahrungen anderer Autoren wieder. Siehe hierzu ausführlich 
Brendle (1999).  
1074  Vgl. Brendle (1999): 20. 
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Im Folgenden können die jeweiligen Erfolgsfaktoren allerdings nur summiert und ge-
neralisiert benannt werden. Eine eindeutige Aussage oder Bestimmung ist schon we-
gen der differenten Ausgestaltung jeder Kooperation nicht möglich. Bei der Zusam-
menfassung aller Erfolgsfaktoren aus der Selbstevaluation der Regionen ergibt sich 
eine große Spannbreite in der Beurteilung. Dies macht deutlich, dass in den Regionen 
durch die jeweils unterschiedlichen Bedingungen auch die zu einer Lösung führenden 
Wege unterschiedlich eingeschätzt werden. Die in einem Fragebogen formulierten Fak-
toren (Management des Prozesses, Erfolge nutzen, Promotoren als Zugpferde, Lernfä-
higkeit/ Austausch/ Evaluierung, Kooperation/ Win-Win, breite Beteiligung, Problemla-
ge/ Lösungswille, Überschaubarkeit/ Anschlussfähigkeit, Transparenz/ Offenheit/ Fle-
xibilität, starke Partner, partnerschaftliche Umsetzung, ausreichende Ressourcen für 
das Regionalmanagement1075) finden sich in den als Forderungen/ Thesen formulierten 
Kapiteln wieder: 
? Problemdruck und Problemlösungswille muss vorhanden sein; 
? Akteure in Regelungssysteme einbinden; 
? Prozess vertrauensvoll gestalten – Anschluss an Strukturen suchen; 
? Kooperationsprozess koordinieren und organisieren; 
? Handlungsanreize geben; 
? Akteure motivieren – Erfolge, Öffentlichkeitsarbeit kommunizieren; 
? Zusammenarbeit begleitend bewerten. 
5.3.1.1 Problemdruck und Problemlösungswille muss vorhanden sein 
Um Menschen einer Region zu kooperativem Handeln bewegen zu können, ist ein 
„Mindestmaß an subjektiv empfundenem Problemdruck“1076 erforderlich.1077 Das Ni-
veau des „gemeinsamen“1078 Problemdrucks spiegelt sich bei den einzelnen Akteuren 
als „subjektive Problemlagen“ wider, die „lösungsbedürftig“1079 sind. Die Akteure wer-
den aber erst durch die Chancenerkennung und Einsicht, dass Handlungsprobleme und 
Krisen überwindbar erscheinen, (zu einer Kooperation) motiviert.1080. Der Eigennutz 
und eine zu verfolgende Nutzenmaximierung der Akteure (sowie der Institutionen und 
Organisationen) bilden legitime1081 „Motive des lokalpolitischen Handelns“1082, in Ver-
bindung mit der Aussicht auf bessere Ergebnisse.1083 Allerdings muss die Region als 
Problemlösungsebene auch wahrgenommen werden.1084 Dies wirkt natürlich wieder 
auf die jeweilige Problemdefinition: 
„Räumliche Entwicklungsprobleme [werden] tendenziell in Probleme einer inner- 
bzw. interorganisatorischen Ressourcenverteilung (Verteilung von Finanzen, 
Kompetenzen etc.) umdefiniert. Im Verlaufe des Planungs- und Entscheidungs-
                                         
1075  Vgl. Elbe (2006): 10ff. 
1076  Böcher (2002b): 70. 
1077  Damit es überhaupt zu einer Initiierung dieses Prozesses kommen kann, muss der Problemdruck in 
erster Linie auf der politischen Ebene wahrgenommen werden. Ausführlicher hierzu Elbe et al. (2002): 
96; Benz, Fürst (2003a): 190. 
1078  Diller (2002): 38. 
1079  Zitate nach Brendle (1999): 25. 
1080  Vgl. Schubert (2002): 227; Benz, Fürst (2003a): 190. 
1081  Vgl. Stein (2001): 185. 
1082  Schubert (2002): 185. 
1083  Vgl. Diller (2002): 39. 
1084  Vgl. Weichhart (2000): 552. 
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prozesses, wenn die unterschiedlichen Problemdefinitionen der einzelnen Akteure 
zu einer einheitlichen Problemsicht integriert werden, wird sich vermutlich eher 
eine Definition der Probleme als solche einer Gleichverteilung herausbilden, weil 
auf diese Weise am weitestgehenden den einzelnen Interessen Rechnung getra-
gen wird. Je mehr sich jedoch die von der räumlichen Entwicklung betroffenen 
Interessen im Planungsprozess artikulieren, desto eher werden Probleme in ih-
rem materiellen Bezug, d.h. in einer output-orientierten Sichtweise definiert.“1085
Ein „egoistisch-rationales Handeln“ der Akteure ist für eine Kooperation ausreichend, 
solange „feindselige Handlungsorientierungen“1086 gegenüber anderen Akteuren aus-
geschlossen werden. Und obwohl die heterogenen Akteure mit unterschiedlichen Nut-
zenerwartungen in die Kooperation gehen, bilden sie durch ihre gegenseitige Hilfe 
„Gewinnerkoalitionen“, die letztlich, in einem „Positivsummenspiel“, einen für alle Ak-
teure notwendigen „Nutzengewinn“1087 erbringen (können). Voraussetzung für eine 
Kooperation ist somit das Potenzial von Akteuren, die zu einem freiwilligen und kollek-
tiven Handeln zu bewegen sind.1088 Dabei spielt das entgegengebrachte Vertrauen der 
Akteure eine eminent wichtige Rolle. Sack, zum Beispiel, hält den Kooperationsgedan-
ken für „(über-)betont“. Für ihn ist das Vertrauen die veritable Leistung und Funktion 
einer Kooperation. Scheitern regionale Kooperationen, so geschieht dies meistens auf-
grund einer „Misstrauenskultur“1089, die durch „gegnerische Interaktionserfahrungen 
und Interessenskonflikte lokaler Akteure“1090 aufkeimen kann.1091 „Generalisiertes Ver-
trauen und ein generalisierter Willen zur Vertrauenswürdigkeit schließen opportunisti-
sche Verhandlungsstrategien aus, die den Kern des „Verhandlungsdilemmas“ ausma-
chen.“1092 Dieses „Verhandlungsdilemma“1093 stellt nach Scharpf das eigentliche Prob-
lem und die Schwierigkeit in Verhandlungssystemen dar. Dabei bestehen ambivalente 
Anforderungen an die Akteure, deren Verhaltensstile einerseits auf Problemlösung 
ausgerichtet sein müssen und andererseits bis hin zur Konfrontation bei der Verteilung 
von Vorteilen und Kosten reichen.1094 Es geht den Akteuren entweder um einen auf 
Interessensausgleich ausgerichteten Verhandlungsstil (bargaining) oder um die „Per-
spektive optimaler Aufgabenerfüllung (problem-solving)“1095. Diese Verhandlungsprob-
leme, die auch als „Verteilungsprobleme“1096 erklärt werden können, resultieren aus 
dem Mehrebenenproblem der Akteure, die einerseits eine Organisation oder Institution 
repräsentieren, andererseits aber primär eigenständig für den erfolgreichen Verlauf 
der Kooperation im Netzwerk verantwortlich sind.1097 Die Akteure finden sich unterein-
                                         
1085  Benz, Henrich (1980): 12. 
1086  Scharpf unterscheidet zwischen einer „negativen“ und „positiven“ Kooperation. Scharpf (1991): 626. 
1087  Zitate nach Brendle (1999): 26. 
1088  Mayntz (1993): 43; Kanther (1998): 15f. 
1089  Fürst (1997) zitiert in Diller (2002): 39. 
1090  Sack (2001): 57. 
1091  Eine soziololgische Ausarbeitung zu Vertrauen und Erwartungsbildung der Akteure gibt Huebner (1996): 
99-102. 
1092  Scharpf (1993): 77. 
1093  Lax, Sebenius (1986) in Scharpf (1991): 626. 
1094  Vgl. Scharpf (1991): 626. 
1095  Mayntz (1993): 47f. 
1096  Mayntz (1993): 48. 
1097  Vgl. Benz et al. (1999): 123. 
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ander in einem „regionalen Interaktionszusammenhang“1098 und müssen daher teilwei-
se zwiespältige Interessen vertreten. Sie haben mit einem Rollenkonflikt zu kämpfen, 
bei dem sie den Interessen ihres Verbands, gleichzeitig aber auch den Interessen der 
Kooperation verpflichtet sind. Letztlich müssen die Akteure in ihrem Problemlösungs-
beitrag kompromissbereit und offen gegenüber neuen Erfahrungen sein.1099
Das heißt mit anderen Worten, die beschriebenen Rahmenbedingungen und die direkt 
erfahrbare Problembetroffenheit sollten dazu führen, dass Personen und gesellschaftli-
che Gruppen zu einem gemeinschaftlichen und tragfähigen Problemlösungswillen fin-
den können. Dies setzt die grundlegende Bereitschaft zur Kooperation des einzelnen 
Akteurs natürlich voraus – bei der Initiierung einer regionalen Kooperation gilt dies 
besonders für starke kommunale Akteure (Kommunen, Körperschaften).1100
5.3.1.2 Akteure in Regelungssysteme einbinden 
Ein Netzwerk steht und fällt mit den beteiligten Akteuren, welche Willens, aber auch 
fähig sein müssen, sich daran zu beteiligen1101 und die existierenden formellen und 
informellen „Kommunikationskanäle“1102 nutzen zu können. Das durch Einzelinteressen 
geleitete persönliche Engagement der Akteure, welches für eine regionale Kooperation 
unablässig notwendig ist, kann jedoch auch zu Problemen führen.1103 Großes Engage-
ment wird oftmals von „starken Persönlichkeiten“1104, die Durchsetzungs- und Kom-
munikationsfähigkeit, Überzeugungsstärke, Risikobereitschaft und Kreativität besitzen, 
bei der Durchführung von Projekten beobachtet. Sie schlüpfen dabei in die Rollen ei-
nes Ideengebers, Förderers, Motors oder Moderators.1105 Ausreichend legitimierte 
starke und bekannte Akteure und Persönlichkeiten einer Region können zur Integrati-
on des Netzwerks beitragen und öffentlichkeitswirksam dafür werben, so dass diese 
Promotoren als „materielle und politische Unterstützer“1106 und Vermittler für die Ko-
operationen tätig sind.1107
Oftmals sind sie in der Praxis schon als Initiatoren/ Gründungsmitglieder in Erschei-
nung getreten und bilden also schon vor dem Institutionalisierungsbeginn der Koope-
ration den organisatorischen Kern.1108 Starke Personen können innerhalb eines Netz-
werks die „Macht- und Zugriffsrechte“1109 verändern. Zu wenig, aber auch zu viel Ein-
satz und insbesondere die Machtverteilung unter den in der Regel nur sehr wenigen 
                                         
1098  Böcher (2002b): 74. 
1099  Vgl. Brendle (1999): 48. 
1100  Vgl. Huebner (1996): 108. Im Rahmen der Regionalisierung der Strukturpolitik war bei den Akteuren 
noch kein ausgeprägtes Problembewusstsein vorhanden. Vgl. Krafft. Ulrich (1994): 66. 
1101  Vgl. Wetzel et al. (2001): 13. 
1102  Voelzkow (1994): 25. 
1103  Vgl. Diller (2002): 155. 
1104  Brendle (1999): 23. 
1105  Vgl. Brendle (1999): 23. 
1106  Vgl. Brendle (1999): 28. 
1107  Vgl. Böcher (2002b): 71; Benz, Fürst (2003a): 189. 
1108  Vgl. Huebner (1996): 192; Böcher (2002a): 56. 
1109  Wetzel et al. (2001): 16. 
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„Schlüsselakteuren“1110 kann die Kooperation gefährden. Auf das richtige Maß – wel-
ches jedoch nicht allgemein definierbar ist – muss geachtet werden.  
„Partizipationsbereite Eliten“1111 nutzen zudem gezielter die neuen Beteiligungschan-
cen und können deshalb ihre Interessen besser durchsetzen. Dagegen helfen eine 
deutlichere und ausgeweitete Information und Qualifizierungsangebote der am Prozess 
interessierten Personen und potenziellen Projektträgern, damit auch andere Bevölke-
rungsschichten ihre Interessen artikulieren können. Gleichzeitig führt die Qualifizie-
rung von Akteuren auch zu einer Besserstellung ehrenamtlicher Akteure gegenüber 
den hauptamtlichen Kräften.1112
Gerade in ländlichen Räumen führen Akzeptanz, Vertrauen und Fachwissen bei funkti-
onierenden Kommunikationsstrukturen zu einer „gemeinsamen Sprache“1113. In einem 
Netzwerk muss sich unter den Akteuren ein Prozess des „facilitating learning and en-
couraging access”1114 einstellen, während Verschlossenheit der Akteure und Anpas-
sungsschwierigkeiten oder -weigerungen Blockadesituationen erwirken können, die 
sich in Konfliktsituationen niederschlagen und somit den Kooperationsprozess gefähr-
den können.1115 Konflikte sind aber dort, wo Menschen aufeinander treffen, nicht zu 
vermeiden. Im Falle eines dialogorientierten und auf Konsens ausgelegten Prozesses 
stellen Konflikte „einen sozialen Mechanismus dar, der Innovationen zu generieren in 
der Lage ist“1116. Sie sind daher notwendig, weil durch sie Projekte diskutiert und auf 
den Weg gebracht werden. Allerdings können Konflikte eine zerstörerisch wirkende 
Gefahr für eine Kooperation werden, wenn sich aus einer möglichen Eigendynamik 
heraus eine Eskalation ergibt.1117
Es ist ebenso durchaus möglich, dass sich ein Netzwerk im Netzwerk bildet. Diese so 
genannten „Kolonien“1118 können sich sowohl fördernd als auch hemmend auf den 
Entwicklungsprozess auswirken. Für ein „nicht-produktives Netzwerk“, das sich in der 
Regel durch einen unzureichenden „Integrationszusammenhang“ und „Innovationsblo-
ckaden“1119 auszeichnet, gibt es mehrere Ursachen. So genannte „sklerotische Milie-
us“1120 ignorieren oder werten die Notwendigkeit zu Veränderungen ab.1121 Die Akteure 
finden sich zu „Negativ-Allianzen“ zusammen, die dann eine Wirkung als „Strukturkon-
servierungs-Kartell“ entfalten können. Auch eine Überforderung der am Netzwerk Be-
teiligten, durch eine „Multiplexität der Akteure“1122 (Mitgliedschaft in verschiedenen 
Netzwerken und Beziehungsnetzen), ist nicht förderlich. Die Akteure mit einer Doppel- 
oder Mehrfachfunktion können sich dadurch auf eine erhöhte Machtakkumulation stüt-
                                         
1110  Müller et al. (2001): 213. 
1111  Naßmacher (1998): 73. 
1112  Vgl. Knickel et al. (2002a): 17. 
1113  Brendle (1999): 47. Vgl. auch Holbach-Grömig et al. (2005): 112. 
1114  Stoker (2000): 101. 
1115  Vgl. Brendle (1999): 47; Weichhart (2000): 552. 
1116  Wetzel et al. (2001): 17. 
1117  Vgl. Wetzel et al. (2001): 17. 
1118  Beck (1997): 40. 
1119  Zitate nach Fürst, Schubert (1998): 354. 
1120  Läpple (1994) in Schubert et al. (2001): 14. 
1121  Vgl. Schubert et al. (2001): 14f. 
1122  Zitate nach Fürst, Schubert (1998): 354-359. 
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zen, die sie wiederum in den Kooperationen (nicht immer zum Vorteil) geltend machen 
können.1123
Schon heute gilt die regionale Ebene wegen der Überlagerung von Aufgaben (bspw. 
sich überschneidende und parallel verlaufende (meist sektorale) Kooperationen) als 
vielfach überfordert (Humanressourcen, Formulierung, Planung, Durchführung).1124
Die Akteursstruktur einer regionalen Kooperation ist dabei in nicht unerheblichem Ma-
ße vom Zuschnitt der Region abhängig.1125 Die Größe einer Region, in Verbindung mit 
der Anzahl der Einwohner, die das dortige Kooperationspotenzial darstellen, kann e-
benso dazu führen, dass eine Kooperation entweder überlastet oder auch unausgelas-
tet ist.1126 Die Auswahl der Akteure ist also für die Funktionsfähigkeit eines Netzwerks 
entscheidend, bedeutet in diesem Sinne aber keine Vorauswahl von Beteiligten, son-
dern viel eher eine Überlegung, in welcher Funktionsweise eine solche Kooperation 
stehen soll. Nach der Netzwerk- und Kooperationsstruktur und nach der Definition der 
zu vollbringenden Aufgaben kann eine bestimmte, bspw. nach Themen und Inhalt be-
schränkte, Auswahl der Teilnehmer zu einem erfolgreicheren Verlauf führen.1127 Im 
Sinne einer weit gefassten Strategie der endogenen Entwicklung muss das Netzwerk 
aber, um eine höhere Inputvarianz zu erreichen, auf eine übersektorale „Mehrdimensi-
onalität“1128 ausgerichtet1129 und für neue Mitglieder (nach „Interesse“1130) geöffnet 
sein. Eine uneingeschränkte Öffnung einer regionalen Kooperation für alle Verbände/ 
Institutionen sowie Privatpersonen nach dem Prinzip der Freiwilligkeit und unabhängig 
von politischen oder personellen Restriktionen bezieht nicht nur das gesamte regionale 
endogene Potenzial mit ein, sondern führt zur Verringerung von (politischem) Wider-
stand1131 und ist daher im Sinne der regionalen Entwicklung.  
Besonders in großen Partnerschaften wird daher versucht, die Kooperation durch zu-
sätzliche Arbeitskreise oder die Einteilung der Akteure nach Handlungsfeldern zu ges-
talten, um die Akteure integrieren zu können und die Netzwerkarbeit durchführbar zu 
halten. Wichtig ist allerdings auch hier, dass die regionale Partnerschaft die vom Steu-
erungsansatz her gewollte Mehrheit der Stimmen bei der Projektauswahl besitzt. Der 
Sinn einer Partnerschaft wird im Allgemeinen ad absurdum geführt, wenn eine Inte-
ressengruppe überproportional vertreten ist: Gleichgewichtige Einbringung muss mög-
lich sein, Teilinformationen für Akteure und einseitige Selektionen müssen verhindert 
                                         
1123  Vgl. Fürst, Schubert (1998): 354-359. 
1124  Vgl. Pohn-Weidinger (2003): 17; Diller (2004): 272; Fürst (2001e). Vgl. auch Weichhart (2000): 552. 
1125  Diese Erfahrung deckt sich zum Teil mit der Behauptung von Diller, dass die Größe einer Kooperation 
die Bevölkerungsdichte des Regionstypus abbilde. Nach seinen Beobachtungen von regionalen Koopera-
tionen kommt er zu der Aussage, dass sich in verdichteten Regionen größere Kooperationen konzentrie-
ren. Vgl. Diller (2002): 101; 180.  
1126  Obwohl die Größe einer Partnerschaft, sei es ein Verein oder ein anderer Träger, noch nichts über die 
Leistungsfähigkeit aussagt, sind damit allgemeine Tendenzen verbunden: Die Herausforderungen für 
Regional Governance-Prozesse wachsen mit der Größe der Regionen, der Anzahl der verschiedenen und 
heterogenen Akteure. Dies wirkt schließlich auf die in den Kooperationen bestehenden Machtverhältnis-
se (oligarchisch vs. pluralistisch oder offen vs. geschlossen). Vgl. Benz, Fürst (2003b): 50. 
1127  Vgl. Böcher, Krott (2002): 177. 
1128  Fürst, Schubert (1998): 359. 
1129  Vgl. Fürst, Schubert (1998): 359. 
1130  Müller et al. (2001): 215. 
1131  Vgl. hierzu auch Knickel et al. (2002b): 1. 
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werden. Nur so wird die Transparenz und die Kontrollierbarkeit des Verfahrens erhöht, 
da sonst keine gleichstarken bzw. intensiven Kontaktmöglichkeiten und Kommunikati-
onsbeziehungen möglich sind.1132 Transparente und umfassende Regelungen von Vor-
teils- und Nachteilsausgleichen sind gerade bei schwierigen Kooperationspartnern un-
umgänglich.1133 Das endogene Potenzial wird außerdem somit besser ausgenutzt1134
und die regionale Akzeptanz und Transparenz für das Gremium gesteigert.  
Grundsätzlich bedeutet eine selektive Auswahl von Akteuren, dass Interessen und Po-
tenziale ausgeblendet werden, die mit der endogenen Entwicklungsstrategie ursprüng-
lich mitberücksichtigt werden sollten. Die politische Steuerung sollte daher speziell die 
schwächeren und politisch wenig präsenten Akteure und Gruppen in diesen Prozess 
einbinden und Unterstützung zur Einbindung in Kooperationen geben.1135 Auch sollte 
versucht werden, „geschlossene Netzwerke“ zu verhindern, die dazu prädestiniert 
sind, durch „Gruppen-Kohäsionen“ „soziale Zwänge und Gruppennormungen“1136 ent-
stehen zu lassen. Personelle Allianzen, die zwischen Akteuren, die gemeinsame Inte-
ressen und Werte vertreten,1137 entstehen, sind für einen solchen Prozess beispielhaft.  
Es stellt sich aber die Frage, inwieweit die durch die räumliche Nähe hervorgebrachten 
persönlichen Beziehungen der Akteure automatisch zur Schließung von wenig innova-
tiven „old-boys-networks“1138 und Seilschaften führen. In Kooperationen findet in der 
Regel eine Zunahme intensiver Beziehungsnetze statt, die zum Vorteil des Netzwerks 
verschiedene Milieus zusammenführen können. Der Nachteil liegt allgemein in einer 
die (Macht)Struktur konservierenden Wirkung. Derartige Machtverhältnisse sind für 
andere Akteure, gerade für neue Mitglieder, nur sehr schwer aufzubrechen und spe-
ziell dann als entwicklungshemmend zu verurteilen, wenn sich mit dem zunehmenden 
Alter eines Netzwerks die Verhaltensweisen der Akteure ritualisieren und zu einer sin-
kenden Innovationsfähigkeit der Kooperation führen,1139 womit folglich die Partner-
schaft als solche in Frage gestellt werden kann. Ein dauerhafter Bestand eines Netz-
werks wäre demnach nur möglich, wenn ständig neue Mitglieder und Akteure zur Mit-
arbeit bewogen und motiviert werden könnten.1140
Dabei ist selbst eine Steuerung und Koordinierung eines großen Netzwerks möglich 
und könnte mithilfe des Regelsystems, bspw. durch gestufte Organisationsmodelle, 
geschehen. Durch „Mehr-Ebenen-Hierarchien“1141 innerhalb eines Netzwerks wäre es 
prinzipiell sogar möglich, eine unbegrenzte Zahl von Akteuren zu koordinieren.  
                                         
1132  Vgl. Benz, Henrich (1980): 14. 
1133  Vgl. Holbach-Grömig et al. (2005): 34ff. 
1134  Vgl. Diller (2002): 181. 
1135  Vgl. Selle (1994): 48f. 
1136  Zitate nach Fürst, Schubert (1998): 355. 
1137  Vgl. Brendle (1999): 31. 
1138  Sack (2001): 57. 
1139  Vgl. Fürst, Schubert (1998): 355-359. 
1140  Vgl. o.V. (2001). 
1141  Scharpf (1993): 67. 
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In Anlehnung an Baumheier können die möglichen Störeinflüsse und hemmenden Fak-
toren, die sich durch das Verhalten der Akteure ergeben, wie folgt zusammengefasst 
werden:
? zu heterogenes Akteursfeld und ungleiche Bereitschaft, daran teilzunehmen, 
? Lobbyismus der Teilnehmer,  
? ungleiche Partner und fehlendes Vertrauen, 
? mangelnde Unterstützung und Aktionismus ohne Perspektive, 
? zu wenig engagierte Personen, 
? fehlende (selbst bindende) Regelung, 
? Missbrauch der Kooperation als politische Arena.1142
Um diese beschriebenen Negativwirkungen von einer Kooperation abzuhalten oder 
zumindest zu reduzieren, ist ein Aufbau von Regelungs- und Entscheidungsverfahren 
unabdingbar, wobei Sorge getragen werden muss, dass nicht bestimmte Akteure und 
Akteursgruppen einen „unproportionalen Einfluss“1143 bei der Ausgestaltung erhalten. 
Eine Entscheidungsinstanz bzw. Regeln zur Entscheidung sind wichtig, um die Mög-
lichkeiten zu erhalten, einzugreifen, wenn die Kooperation nicht wie gewünscht läuft 
(‚Schatten der Hierarchie’)1144.
Ausschlaggebend ist, dass sich die Akteure mit diesen Regeln arrangieren können, 
denn letztlich ist die Größe und Frage der Geschlossenheit entscheidend für eine effek-
tive Partnerschaft.1145
5.3.1.3 Prozess vertrauensvoll gestalten – Anschluss an Strukturen suchen 
Strukturelle Reformen, die zu neuen Verantwortlichkeiten führen, sind immer mit der 
Frage verbunden, wie die neuen Führungsansprüche zu regeln sind („power of patro-
nage”1146). In regionalen Kooperationsprozessen sind speziell Konflikte mit lokalen 
Politikern und Akteuren der kommunalen Körperschaften nicht unüblich, da oftmals 
Mängel bei der Einbindung von Politik und Verwaltung bestehen.1147 Bis heute sind sich 
die verschiedenen Autoren uneinig, inwieweit die Politik und öffentlich-rechtliche Kör-
perschaften einzubinden sind. Einerseits kann eine Einbindung der Lokalpolitik und 
Verwaltungen den Prozess unterstützen,1148 vorausgesetzt, dieser läuft nicht den Inte-
ressen derselben entgegen. Andererseits kann sich eine Beteiligung öffentlicher Akteu-
re gerade dann, wenn sie überproportional in Entscheidungsgremien vertreten sind, 
als hinderlich erweisen,1149 weil sich „quasi-körperschaftliche Strukturen“1150 heraus-
bilden. Die Verschiebung von zentralisierten zu multizentrischen Machtstrukturen  
„kann durch Überschneidung von Initiativen und Maßnahmen – sowie durch Kon-
kurrenzdenken zwischen den vielen Institutionen – zu einer faktischen Vermin-
                                         
1142  Vgl. Baumheier et al. (1998): 58. 
1143  Müller et al. (2001): 213. 
1144  Vgl. Benz (2003b): 32. 
1145  Rudolph (2003): 88. 
1146  Stoker (2000): 104. 
1147  Vgl. Böcher (2002b) 71; Lindloff (2002). 
1148  Vgl. Weber, Banthien (1999): 448; Hollbach-Grömig et al. (2005): 108. 
1149  Vgl. Müller et al. (2001): 215; Fürst, Schubert (1998): 359. 
1150  Weichhart (2000): 551. 
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derung von Zusammenhalt und Effektivität von Politik und Verwaltung füh-
ren“1151
und somit auch Auswirkungen auf bestehende oder neu zu gestaltende Kooperationen 
haben. Eine ungleichgewichtige Beteiligung von Akteuren beinhaltet im Übrigen immer 
die Gefahr, dass die ohnehin recht schwache Konfliktregelungsfähigkeit von Netzwer-
ken Entscheidungen zu Lasten Dritter begünstigt. Dafür ist ein erhöhter Kontrollbedarf 
nötig, der Vorentscheiderstrukturen und daraus entstehende Eigendynamiken zu ver-
hindern weiß.1152 Dies könnte zum Beispiel auch bedeuten, dass die Einbeziehung von 
Verbandsspitzen auch um die der Verbandsmitglieder erweitert wird, um somit der 
Bildung von Elitenkartellen oder einem korporatistischen Block, an dem die Verbände 
nicht gleich beteiligt sind, vorbeugen zu können.1153 Dem ohnehin verstärkten Einfluss 
von multinationalen Unternehmen in städtischen und regionalen Netzwerken1154 muss 
demgegenüber Rechnung getragen werden, indem auch Raum für die Beteiligung der 
standortgebundenen und für die Region viel bedeutsameren klein- und mittelständi-
schen Betriebe geschaffen wird. Für die Regionen bei ‚Regionen Aktiv’ bezieht sich die 
Legitimation des Kooperationsprozesses auf eine breite Beteiligung und Teilnahme an 
diesem Prozess. Die in der zweiten Phase eingeführte Hinwendung auf ein Kernthema, 
die Ausrichtung auf regionale Wertschöpfungsketten, versucht nun stärker, die regio-
nale Kooperation auch für die Wirtschaft, die in der ersten Phase unterrepräsentiert 
war, zu öffnen. Dabei scheint es jedoch, dass bei ‚Regionen Aktiv’ in einigen Regionen 
zu diesem Zeitpunkt nicht mehr alle Beteiligten erreicht werden, was im Umkehr-
schluss wieder die Frage der Legitimität des Prozesses aufwirft (s. Exkurs: Demokrati-
sche Legitimation von regionalen Kooperationsprozessen).1155
Grundsätzlich bedeutet die fehlende politische Legitimation und nichtvorhandene Ak-
zeptanz unter den regionalen Akteuren für ein Netzwerk einen ständigen Konfliktherd, 
weil andauernde Rechtfertigungen und Apologien zu einem Verschleiß und Verbrauch 
von Ressourcen führen.1156 Es kann daher vorteilhafter sein, Netzwerke an die beste-
henden politischen Rahmenbedingungen und Strukturen anzuschließen.1157 Die erar-
beiteten Synergien und Kosteneinsparungen des Netzwerks dürfen erst recht nicht 
durch eine „Konkurrenz formaler und informeller Institutionen“1158 aufgebraucht wer-
den. „Kompatibilitäts- und Abstimmungsprobleme“1159 müssen durch eine Anlehnung 
an vorhandene Strukturen und Erfahrungen bei den Förderprogrammen und -
projekten1160 so gering wie möglich gehalten werden. Die Netzwerke handeln dabei als 
so genannte „schizophrene“ Netzwerke, die sowohl in der „Netzwelt“ arbeitsfähig als 
                                         
1151  Herrschel, Newman (2003): 544. 
1152  Vgl. Fürst (2004): 56. 
1153  Vgl. Voigt (1995a): 49. 
1154  Vgl. MacLeod, Goodwin (1999): 509. 
1155  Vgl. Elbe et al. (2006): 45. 
1156  Vgl. Diller (2002): 171; Weichhart (2000): 552. 
1157  Vgl. Brendle (1999): 34ff. 
1158  Priebs (1998b): 126. 
1159  Keim (2002): 4. 
1160  Vgl. Böcher (2002a): 56. 
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auch in der „Welt des regionalen Umfeldes“1161 anschlussfähig sind und bleiben müs-
sen.
Ein hemmender Faktor sind auch weitere und womöglich konkurrierende Kooperatio-
nen,1162 weshalb es wichtig ist, eine frühe Koordination und Kommunikation mit ande-
ren regionalen Initiativen einzugehen. Gelegentlich ergeben sich sogar Kooperations-
möglichkeiten, wodurch Doppelstrukturen und denkbare Konkurrenzbeziehungen zu 
anderen Netzwerken oder Initiativen verhindert werden.1163 Diese Möglichkeit bestand 
bei ‚Regionen Aktiv’ und wurde von den Regionen auch mit positivem Ergebnis durch-
geführt (s. Kap. 5.2.4.2). Durch die Selbstorganisation und Entstehung von verbindli-
chen Normen und Verhaltensweisen in einem Netzwerk kann sich die Anschlussschwie-
rigkeit an bestehende Strukturen erhöhen („Dilemma der Anschlussfähigkeit“1164).  
Diesbezüglich kann noch einmal auf Abb. 2 verwiesen werden. Erst das Arrangement 
im inneren Kreis, mit den Verhandlungen zwischen den Fach-, Macht- und Prozessak-
teuren, bestimmt den Erfolg einer Kooperation.1165 Besteht dagegen eine unausgewo-
gene Balance zwischen diesen Akteuren, wird der Verhandlungsprozess verkompliziert 
und kann zu einem Scheitern führen. Festgelegte Regeln und Entscheidungskompe-
tenzen, die zu einem Verhandlungskompromiss führen, helfen bei einer Stabilisierung 
eines Verhandlungssystems.1166 Das Zusammenspiel der Akteure muss auf ein ebenso 
vernünftiges Verhältnis und Zusammenspiel der Gremien treffen. Wenn allerdings die 
Gremien ungenügend aufeinander abgestimmt sind, dann können sich Probleme erge-
ben, weil sich aus ihren gegebenen Einflussmöglichkeiten für die Akteure Selbstver-
ständlichkeiten entwickeln, die die Kooperation in der Partnerschaft unterlaufen wür-
den.
Um einen effizienten Arbeits- und Gestaltungsprozess von den Akteuren erwarten zu 
können, muss eine ungleiche Repräsentanz und Bedeutung der Akteure verhindert 
werden. Dazu sind auch zusätzliche Verträge und Vereinbarungen als Steuerungsele-
mente zulässig, wenn sie zu einer Konkretisierung der Akteursbeziehungen beitragen 
können.1167 Bei ‚Regionen Aktiv’ wird der Einsatz und das Verhältnis der Gremien 
durch die Beteiligten selbst legitimiert. Wie Ergebnisse bisheriger Kooperationen ge-
zeigt haben, bestimmen auch bei ‚Regionen Aktiv’ gemeinsame Interessen und das 
Engagement der Akteure für eine vertrauensbasierte Zusammenarbeit den Erfolg oder 
Misserfolg einer Kooperation.1168 Die Mitwirkung der Akteure setzt allerdings eine aus-
reichende Informiertheit voraus – und dies schon bei der Initiierung des Prozesses. Es 
geht hierbei um den Know-how-Aufbau (‚capacity building’). Dafür muss ein gegensei-
tiger Abgleich von Informationen und ein Kommunikationsaustausch gewährleistet 
                                         
1161  Zitate nach Wetzel et al. (2001): 14. 
1162  Vgl. Diller (2002): 155; Fürst, Schubert (1998): 354. 
1163  Vgl. Böcher (2002b): 72. 
1164  Baitsch, Müller (Hg.) (2001) zitiert in Wiechmann (2001). 
1165  Vgl. Diller (2002): 103ff. 
1166  Vgl. Mayntz (1993): 49. 
1167  Vgl. Selle (1994): 62. 
1168  Vgl. Hollbach-Grömig et al. (2005): 52f. 
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sein.1169 Die Besetzung der Gremien mit Akteuren muss nach einem für alle Beteiligten 
nachvollziehbaren und transparenten Prozess durchgeführt werden, wobei es hierzu 
keine allumfassenden Empfehlungen gibt. Erfahrungen in der politischen Praxis haben 
jedoch gezeigt, dass bei der Besetzung von problemorientierten und entscheidungsfä-
higen Gremien eine „Entkopplung von Mitentscheidungskompetenz und Betroffen-
heit“1170 vorgenommen wurde und zu empfehlen ist. Dies ist so auch bei ‚Regionen 
Aktiv’ festzustellen gewesen. 
Wie sich regionale Kooperationen entwickeln, ist also in erster Linie davon abhängig, 
wie eine solche Zusammenarbeit aufgebaut ist und welchem Zweck sie dient. Generell 
entwicklungshemmende Wirkungen können von der staatlichen Ebene ausgehen, wenn 
zu viele (oder zu wenige) Rahmen- bzw. top-down-Vorgaben formuliert werden oder 
wenn staatliche Akteure ungenügend in dem Prozess eingebunden sind (die Bundes-
länder waren in der Anfangsphase von ‚Regionen Aktiv’ weitgehend außen vor).1171 Für 
die Kooperationen bei ‚Regionen Aktiv’ hat sich gezeigt, dass gerade eine frühe Ein-
bindung aller Akteure von Vorteil ist, weil schon zu Beginn Kontakte und Vertrauen 
aufgebaut werden können, die im späteren Verlauf der Kooperation von großer Wich-
tigkeit sind. Weil aber Netzwerke nicht völlig hierarchiefrei sind, Akteure ausschließen 
und ebenso konservierend ausgerichtet sein können, „bedarf es der „Einbettung“ von 
Kooperationsprozessen in Institutionen. Damit ist eine Einbettung im Mehrebenensys-
tem des Staats gemeint, d.h. eine regionale Partnerschaft/ Kooperation braucht einen 
Platz im Staatsgefüge.1172 In Verbindung mit einem kooperativen und konsensorien-
tierten Stil der Akteure können erst dann Lernprozesse Einzug halten, wodurch der 
Prozess unter einem relativen Gleichgewicht von Macht- und Abhängigkeitsstrukturen 
gestaltet werden kann.1173
Exkurs: Demokratische Legitimation von regionalen Kooperationsprozessen 
In der Governance-Debatte ist die Frage der Legitimation dieser Prozesse immer wie-
der diskutiert worden. Dabei wird ihnen im Allgemeinen ein „lack of legitimacy“1174
nachgesagt, doch scheint die Forschung hierzu noch nicht ausgereizt zu sein.
(Regional) Governance hat zwangsläufig einen „bias“ in Richtung neokorporatistischer 
Entscheidungsstrukturen (auch: quasi-korporatistisch). Dabei besteht die Gefahr, dass 
solche „Vorentscheidersysteme“ oder „Nebenregierungen“1175 die formalen und traditi-
onellen politischen Legitimationsstrukturen umgehen oder sogar mit ihnen in Konflikt 
geraten. Informelle Vorentscheiderstrukturen besitzen intransparente Entscheidungs-
wege und schließen einzelne (regionale) Akteure von der Mitwirkung an der (regiona-
len) Selbststeuerung aus.1176 Eine solche Beteiligungspraxis und derartige Aus-
schlussmechanismen werden kritisiert.1177
                                         
1169  Vgl. Knemeyer (1997): 166; Pohn-Weidinger (2003): 27; Diller (2002): 155. 
1170  Mayntz (1993): 51. 
1171  Vgl. Fürst, Schubert (1998): 354. 
1172  Und um die Effektivität der Kooperation zu erhöhen, erweisen sich hierarchische Strukturen als beson-
ders geeignet, allerdings nur, wenn sie Kooperationen nicht regulieren, sondern nur Optionen für die 
Regelung von Konflikten und die Auflösung von Verhandlungsblockaden bieten. Vgl. Benz (2003b): 42. 
1173  Vgl. Häußermann, Siebel (1993): 220. 
1174  Stoker (2000): 100. Vgl. auch Meise (1997): 151f. 
1175  Fürst (2003c): 446. 
1176 Vgl. Fürst (2001d): 16f. 
1177  Vgl. Benz (1994): 72; Meise (1997): 163. 
184 REGIONAL GOVERNANCE-FAKTOREN AM BEISPIEL DES MODELLVORHABENS ‚REGIONEN AKTIV’
Wird Regional/ Rural Governance nun aber auf regionale Kooperationen/ Aushand-
lungsprozesse bezogen, kann der Begriff der „kooperativen Demokratie“ weiterhelfen: 
Dieser steht für „alle nicht gesetzlich festgeschriebenen, dialogisch ausgerichtete Bür-
gerbeteiligungsverfahren, wie z.B. Planungszellen, Bürgerforen, Mediationsverfahren, 
Perspektivwerkstätten [..] und E-Democracy“.1178 Der Begriff alleine zielt jedoch schon 
auf eine demokratische Legitimation von Kooperationsprozessen.  
Ein Demokratiedefizit, welches in jenen Prozessen geltend gemacht werden kann,  
hängt jedenfalls ausschließlich mit dem Problem der Repräsentation der beteiligten 
Akteure zusammen (nicht alle Teilnehmer decken das gesamte Interessenspektrum 
ab, sind präsent oder finden Berücksichtigung).1179
Wie kann eine Legitimationsgrundlage aussehen? 
Für Verhandlungs- und Kooperationssysteme stellt Benz in seinen Ausführungen einen 
„komplexen“ Legitimitätsbegriff heraus: „Demokratische Legitimation ist also nur gesi-
chert, wenn sowohl die Form der Politik als demokratisch anerkannt als auch deren 
Leistungsfähigkeit durch positive Ergebnisse belegbar ist“.1180
Daher wird oftmals auch die Unterscheidung zwischen einer Legitimation durch Effek-
tivität und Effizienz bei der Problemlösung (output-Legitimation), Legitimation durch 
Beteiligung (input-Legitimation) und Legitimation durch Institutionalisierung (Legiti-
mation durch Verfahren) angeführt.1181
Und tatsächlich ist es so, dass für die Legitimation von Verhandlungssystemen beson-
ders die output-Legitimation herangeführt wird.1182 Die Legitimität von „governance 
beyond the state have concentrated primarily (or even exclusively) on increasing the 
effectiveness of self-regulation, i.e. on the provision of output-oriented legitimacy.“1183
Doch Wolf führt weiter aus, dass gerade die zwei o.a. Schwächen („selective nature of 
participation” und „lack of transparency of political processes”) dazu führen, dass out-
put-Legitimation nicht allein gültig sein kann: „Legitimacy can neither be attained by 
inclusion nor by effectiveness alone, nor can legitimate governance beyond the state 
be grounded on pure output legitimation, if only because silent consent cannot simply 
be assumed.”1184
Eine weitere Möglichkeit zur argumentativen Stütze einer Legitimation von Netzwerken 
und Kooperationsprozessen besteht deshalb durch die Partizipation einer größtmögli-
chen Zahl an „societal groups“ (input-Legitimation). Dabei ist allerdings ein Mindest-
maß an Institutionalisierung wichtig, z.B. durch ein durchgängiges funktionierendes 
Regelsystem (oder auch durch hierarchische Vorgaben), um somit die dafür wichtige 
Transparenz im Entscheidungsprozess erreichen zu können.1185
Da regionale Kooperationen im Sinne von Regional/ Rural Governance in der Regel 
hierarchisch, also durch den Staat, initiiert und zumeist durch Finanztransfers (bspw. 
durch Förderprogramme) unterstützt und umgesetzt werden,1186 unterliegen sie letzt-
lich dem Einfluss staatlicher Steuerung (Legitimation durch Verfahren). Sie operieren 
nicht außerhalb der Machtstrukturen, obwohl sie dezentral und horizontal organisiert 
sind.1187 Insbesondere entwicklungsorientierte Kooperationen können somit an ihrer 
Arbeit bemessen und beurteilt werden. Die Vorstellung oder Forderung von ausnahms-
                                         
1178  Bogumil (2003a): 131. 
1179  Vgl. Krafft, Ulrich (1993): 59. 
1180  Benz (1994): 72. 
1181  Vgl. Benz, Fürst (2003a): 203; Wolf (2002): 39. 
1182  Vgl. Kleger (1995): 103. 
1183  Wolf (2002): 40. 
1184  Wolf (2002): 40; 42. 
1185  Vgl. Benz (2001b); Benz, Fürst (2003a): 204f. 
1186  Vgl. Grabski-Kieron, Knieling (1994): 164. 
1187  Vgl. Diller (2002): 54. 
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los „autarken Regionalmodellen“1188 gelten in dieser Hinsicht als nicht realistisch, da 
sie innerhalb kürzester Zeit eine strukturkonservierende Eigenschaft anlegen und so-
mit innovationsfeindlich agieren würden. Ebenso würde eine nachträgliche Legitimati-
on der Arbeitsergebnisse regionaler Governance-Prozesse durch Vertretungsorgane 
der Gebietskörperschaften die Prozedur verlängern oder sogar in Frage stellen, so 
dass es nicht zu den gewünschten Ergebnissen kommen kann (bei der Regionalisie-
rung der Strukturpolitik in NRW mussten die Aushandlungsergebnisse der Kooperation 
von den sie betreffenden politischen Gremien bestätigt werden.1189 Grundsätzlich je-
doch ist das innerstaatliche Demokratiedefizit eines verhandelnden Staats vom ge-
wählten Verhandlungssystem abhängig.1190 „In both modern and modernizing societies 
the actors involved in governance are usually not individual persons, as such, but 
spokespersons for non-profit, semi-public and, at least, semi-voluntary organizations.
It is the embeddedness of these organizations into something approximating a civil
society that is crucial for the successful legitimation of governance arrangements.“1191
Für Dahl ist die Sicherung der Handlungs- und Problemlösungsfähigkeit durch Gover-
nance zwar möglich, jedoch nur mit eingeschränkten Einwirkungs- und Kontrollmög-
lichkeiten der Bürger, also auf Kosten der demokratischen Legitimation. Es steht also 
„the ability of the citizens to exercise democratic control over the decisions of the pol-
ity versus the capacity of the system to respond satisfactorily to the collective prefer-
ences of its citizens.”1192 Auf dieses „demokratische Dilemma“ von Dahl antworten 
Gbikpi und Grote: „The relationship between „system effectiveness“ and „citizen part-
nership“ is not contradictory one in modern societies, partly because abandoning de-
mocracy. [..] Actually, we should moderate the relationship stressed by Dahl [..] by 
noticing that the opposition runs probably less between these two notions than be-
tween system effectiveness through-mechanisms of governance and citizen participa-
tion through a democratically elected government [sic!]. That is to say that it is less 
the citizen participation that would be put into question by the so-called system effec-
tiveness than the traditional view on liberal democratic government. [..] Liberal de-
mocratic government is not governance.“1193
Weil die Region die drei Steuerungslogiken besser integrieren kann als die staatliche 
oder lokale Ebene, scheint ebenso ein vergrößertes Demokratiedefizit auf regionaler 
Ebene am ehesten aufgefangen werden zu können.1194 Dies ist ein Grund, warum eini-
ge Autoren davon überzeugt sind, dass regionale Kooperationen einen Beitrag zur 
Demokratisierung regionalpolitischer Entscheidungsprozesse geben können.1195 Andere 
wiederum sehen dabei keinen Demokratiegewinn, machen aber darauf aufmerksam, 
dass es leicht zu einem möglichen Demokratieverlust führen kann.1196
Benz machte schon Mitte der 1990er Jahre deutlich, warum noch heute die demokra-
tietheoretische Diskussion um die Legitimation von kooperativen Politikformen nicht 
viel weiter gekommen ist: Seine Feststellung war, dass „effektive Kooperations- und 
Verhandlungsbeziehungen nicht institutionalisiert, sondern als informelle Politikformen 
nur durch die Qualität ihrer materiellen Ergebnisse legitimiert werden können. [..] 
Beide Politikformen, Verhandlungen wie Mehrheitsdemokratie, verfügen also in der 
                                         
1188  Zimmermann (2000). 
1189  Vgl. Danielzyk (1999): 584. 
1190  Vgl. Kleger (1995): 103. 
1191  Schmitter (2002): 53. 
1192  Dahl (1994): 28. Dahl untersucht hierbei die Auswirkungen des Maastricht-Vertrages auf die Möglich-
keit des Regierens in kleinen Ländern (z.B. Dänemark). Seine Aussage ist, dass die Entwicklung von 
„transnational systems reduce the political, economic, social, and cultural autonomy of national states“. 
Ebd.
1193  Gbiki, Grote (2002): 19f. 
1194  Vgl. Fürst (2001d): 5; 12f. 
1195  Vgl. Krafft, Ulrich (1993): 28. 
1196  Siehe hierzu Schuppert (2005): 450. 
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politischen Realität nur über eine spezifische und damit partielle Legitimationsba-
sis.“1197 Unter anderem hiermit begründet er seine Ansicht, formale demokratische 
Institutionen durch eine Ausweitung informaler Strukturmuster stärken zu können.  
5.3.1.4 Kooperationsprozess koordinieren und organisieren 
Eine tragfähige und nach Regeln geordnete Kommunikationsstruktur ist die Vorausset-
zung für eine erfolgreiche Partnerschaft, in der Aufgaben und Zuständigkeiten verteilt 
und ein Management installiert ist.1198 Je einfacher die Organisationsstruktur eines 
Netzwerks ist, desto weniger Kooperationsaufwand wird zur Koordination des Ganzen 
benötigt. Doch besonders zu Beginn und bei umfangreichen Kooperationen bedarf es 
einer Organisation und Koordination derselbigen, nicht zuletzt, um Unsicherheiten bei 
den Akteuren abbauen zu können.1199 Mit der Integration eines Prozessmanagements 
werden verschiedene Aufgabenbereiche eines Netzwerks abgedeckt. Das Management 
ist ein notwendiger Teil zur Mitgestaltung des Entwicklungsprozesses, indem es einer-
seits „aktiv und antizipativ“1200 Umfeldmanagement betreibt und damit nicht nur auf 
eine Reaktion, im Sinne eines Krisenmanagements, beschränkt bleibt.1201 Es geht da-
bei in erster Linie um die Koordination der „Interaktion und der Zusammenarbeit zwi-
schen regionalen Akteuren“.1202 Den Regionalmanagern ist es dabei möglich, als 
„neutrale Dritte“1203 auf Störquellen in der Partnerschaft einzuwirken und verwaltungs-
interne Hemmnisse überwinden zu helfen.1204 „Mittlergestützte kooperative Pla-
nung“1205 übernimmt in jeder Region trotz differenzierter Ausgestaltung und Bedeu-
tung wichtige Aufgaben und sind von vitaler Bedeutung für die Koordination des Pro-
gramms.
Bei ‚Regionen Aktiv’ wurde das Umfeldmanagement durch ein eigenes Gremien betrie-
ben und galt als eigenständiger Akteur im Kooperationsprozess. Zu den Aufgaben ei-
nes Regionalmanagements – so auch bei ‚Regionen Aktiv’ – gehören: der Aufbau von 
Kontakten zu den Akteuren, deren Motivation anzuregen, Konflikte zu bearbeiten und 
die Akteursvernetzung zu fördern, Projekte und Projektideen zu entwickeln und zu 
unterstützen, Lernprozesse zu ermöglichen und nicht zuletzt eine intensive Öffentlich-
keitsarbeit und eine „(Vorab-) Informationspolitik“1206 zu organisieren.1207
                                         
1197  Benz (1994): 76f. 
1198  Vgl. Wetzel et al. (2001): 18. 
1199  Vgl. Huebner (1996): 187. 
1200  Brendle (1999): 43. 
1201  Vgl. Fürst (1995): 256; Jakubowski, Pauly (2005): 624; Pohn-Weidinger (2003): 27; Benz, Fürst 
(2003a): 191. 
1202  Benz (2003b): 36. 
1203  Holbach-Grömig et al. (2005): 38. 
1204  Vgl. Benz, Fürst (2003b): 45ff. 
1205  Löb (2000): 301. 
1206  Vgl. Brendle (1999): 43. 
1207  Vgl. Benz, Fürst (2003b): 45ff. 
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Das Regionalmanagement besitzt bei ‚Regionen Aktiv’ andererseits auch eine gewisse 
Prozesskompetenz, um die „Projektinnen- und -außenpolitik“1208 zu entwickeln und zu 
gestalten. Ein solches Prozessmanagement ist erforderlich, um den Arbeitsprozess zu 
strukturieren, Vorschläge zur Arbeitsroutine zu geben1209, (Organisations)Strategien 
zu entwickeln und auf situative Veränderungen reagieren zu können.1210
Durch das Regionalmanagement können bei den Beteiligten einerseits Interesse und 
Akzeptanz für das Netzwerk geschürt werden,1211 andererseits kann auch das Gegen-
teil eintreten. Ein Akzeptanzmangel ist möglich, wenn sich mit dem Einsatz des Pro-
zessmanagements eine Konkurrenzsituation zu anderen verantwortlichen Akteuren 
aufgebaut hat. Davon sind meistens die klassischen Verantwortlichen aus Politik und 
Verwaltung betroffen.1212 Gerade bei dieser Personengruppe besteht das Bestreben zur 
Übernahme des Regionalmanagements. Dass nicht professionelle Regionalplaner/ Ma-
nager, sondern starke regionale Akteure (Landräte, Bürgermeister etc.) diese Schlüs-
selposition besetzen wollen, liegt darin begründet, ein Instrument der Kontrolle zu 
besitzen und die kommunale Eingriffintensität vergrößern zu können. Dies senkt den 
Wirkungsgrad des Managements und hat folglich eine destabilisierende Wirkung auf 
die regionale Kooperation.1213 Daher ist eine explizite Differenzierung von Fach- und 
Machtpromotoren notwendig, demzufolge das Regionalmanagement außerhalb einer 
Verwaltung zu installieren ist.1214
Auch wenn die persönlichen Leistungen eines Regionalmanagers wissenschaftlich nicht 
festzumachen sind, können sie dennoch zu einem erheblichen Störeinfluss innerhalb 
der Kooperation, bspw. durch ein falsches Konfliktmanagement,1215 werden. Zu den 
entscheidenden Führungsqualifikationen und Sachkompetenzen gehören Kommunika-
tions- und Überzeugungsfähigkeit, partnerschaftliches Verständnis, Kreativität, Offen-
heit, Moderations- und Mediationskenntnisse, Sachkompetenz, Problemnähe, Engage-
ment, Flexibilität und Umsetzungswille.1216 Dabei muss der Moderator gleichzeitig un-
parteiisch sein und Expertise mitbringen.1217
Mit Hilfe des von allen Beteiligten festgeschriebenen Regelsystems lassen sich die Auf-
gaben des Managements festlegen, und es ist anhand dessen auch möglich, eine Veri-
fizierung der Arbeit, jedoch nicht der jeweiligen Arbeitsweise, zu vollziehen.  
Die Arbeit des Regionalmanagements ist dagegen nicht immer unproblematisch, denn 
er ist als (Ver)Mittler auf das Wohlwollen der Akteure und Beteiligten angewiesen. In 
                                         
1208  Brendle (1999): 50. 
1209  Vgl. Wetzel et al. (2001): 23. 
1210  Vgl. Brendle (1999): 50. 
1211  Vgl. Grabski-Kieron, Knieling (1994): 164. 
1212  Vgl. Beck (1997): 587. 
1213  Vgl. Wiechmann (1999): 45f. 
1214  Vgl. Fürst, Schubert (1998): 359; Kutschke (2002): 12. 
1215  Vgl. Baumheier et al. (1998): 59. 
1216  Vgl. Gugisch et al. (1998): 141. 
1217  Vgl. Genosko (1999): 96. 
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der Regel bestehen keine Möglichkeiten, gegen die Akteure, die in diesem Prozess 
freiwillig involviert und aktiv sind, Sanktionsmechanismen anwenden zu können.1218
Das in der Theorie überzeugende Konzept Regionalmanagement besitzt in der prakti-
schen Durchführung noch andere vielfältige Mängel. Hauptsächlich sind diese meist 
auf eine chronisch ungenügende Ausstattung personeller und finanzieller Ressourcen 
zurückzuführen.1219 Jedoch ist der „hauptamtliche“1220 Personal- und Mitteleinsatz1221
ein entscheidender Faktor, der in angemessener Relation zur Koordinierungs- und Ma-
nagementaufgabe stehen muss. Regionale Kooperationen benötigen eine handlungs-
fähige Infrastruktur und angemessene Ressourcen.1222 Für regionale Kooperationspro-
zesse, wozu auch ein Management gehört, müssen als ausreichende Verwaltungska-
pazitäten vorhanden sein. Die bisherige Praxis zur Förderung eines Regionalmanage-
ments in der Gemeinschaftsaufgabe führt zu solchen Problemen, da nur drei Jahre 
Anschubfinanzierung (i.d.R. 80% der Kosten) gewährt werden. Diese Befristung führt 
zu einer geringeren Akzeptanz des Regionalmanagements gegenüber etablierten Ak-
teuren sowie Zeitengpässen beim Aufbau der Strukturen und der Entwicklung von Pro-
jekten. Die Finanzierung ist auch bei ‚Regionen Aktiv’ als ein großes Problem erkannt 
worden: In den Regionen besteht der Wunsch nach Fortführung des Regionalmanage-
ments, doch nahezu keine Region ist in der Lage, eine Finanzierung, sei es durch Bei-
träge oder andere Formen, sicher zu stellen. Letztlich ist noch nicht sicher, ob sich 
selbst tragende Strukturen in den Regionen erreicht werden können, weil dafür die 
Kosten (hauptsächlich für das Personal) des Regionalmanagements zu hoch sind. Da-
mit besteht gleichzeitig die Gefahr, dass die Nachhaltigkeit des Kooperationsprozesses 
gefährdet ist, da die Strukturen ohne Förderung nicht finanzierbar sind.1223
5.3.1.5 Handlungsanreize geben 
Regionalen Akteuren kann allgemein eine schwache Selbstbindung nachgesagt wer-
den, wenn materielle Anreize zu einer Kooperation fehlen.1224 Schon die Beispiele der 
interkommunalen Kooperationen zeigen, dass diese häufig nur dann langfristig erfolg-
reich arbeiten, wenn sie auf institutionelle und finanzielle Fördermaßnahmen zurück-
greifen können.1225 Eine generelle Anreizfunktion von Fördermaßnahmen ist unbestrit-
ten,1226 zumal die Finanzierung und Kostenaufteilung einer Kooperation immer ein po-
tenzielles Konfliktfeld ist1227 und durch den fehlenden und entlastenden Institutions-
rahmen zu hohen Kosten für die Akteure führen kann.1228 Als Kosten sind nicht nur 
finanzielle Belastungen aufzuzählen. Die Ressource ‚Arbeits-Zeit’ spielt hierbei eine 
                                         
1218  Vgl. Gugisch et al. (1998): 138. 
1219  Vgl. Wiechmann (1999): 46. 
1220  Lindloff (2002). 
1221  Vgl. Kistenmacher, Mangels (2000): 98. 
1222  Vgl. Benz, Fürst (2003a): 196. 
1223  Vgl. Becker, Ekert (2004): 71-87. 
1224  Vgl. Danielzyk (1999): 584. 
1225  Vgl. Bergmann, Jakubowski (2001): 474. 
1226  Vgl. Brendle (1999): 35. 
1227  Vgl. Diller (2002): 155. 
1228  Vgl. Fürst, Schubert (1998): 354; Schubert et al. (2001): 15. 
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ganz besondere und zu Unrecht nahezu unbeachtete Rolle. Bei den in einer regionalen 
Kooperation aktiv beteiligten Personen handelt es sich hauptsächlich um ehrenamtli-
che Akteure, deren freiwillige und zusätzliche Arbeitszeit natürlich begrenzt ist. Zwar 
ist es vorteilhaft wenn sie Unterstützung durch das Regionalmanagement erhalten 1229
(z.B. bei der Suche nach Kompromissen und bei der Diskussionsgestaltung im Allge-
meinen), doch ist ein erhöhter Zeitbedarf und -aufwand (durch vertrauensbildende 
Maßnahmen und Verhandlungen1230) ein charakteristisches Element eines dialog- und 
konsensorientierten Prozesses.  
Daher bedarf es der Schaffung von Kooperationsanreizen durch „Pull-Faktoren“1231:
Finanzielle Mittel, die für eine Kooperation gewährt werden, sind ein solches Instru-
ment zur Entlastung, aber auch zur Beeinflussung der Akteure. Wenn sie einen positi-
ven Kosten-Nutzen-Faktor erkennen können, hilft dies zur zusätzlichen Motivation.1232
Die in Aussicht gestellten Finanzmittel können zudem zu einem kooperativeren Ver-
handlungsstil und einer Abkehr von festen Positionen führen.1233
Finanzielle Anreize stellen für die staatliche Ebene gleichzeitig ein „abstraktes Steue-
rungsmedium“1234dar, indem die Mittelvergabe an bestimmte Anforderungen gekoppelt 
wird.1235 Die Idee des regionalen Budgets sollte – erst recht nach den guten Erfahrun-
gen bei ‚Regionen Aktiv’ – weiter verfolgt werden, selbst wenn es für den Mittelgeber 
letztlich nicht möglich ist, über die Mittelvergabe und den Einsatz der Finanzmittel 
hundertprozentig mitzubestimmen. Dagegen sind allgemein betrachtet ausreichende 
personelle und finanzielle Ressourcen „organisatorische Mindestvoraussetzungen“1236
zur Einbindung der Akteure und Unterhaltung des Prozesses. 
Aus den finanziellen Förderungsmöglichkeiten ergibt sich jedoch auch das problemati-
sche Verhältnis von „Mitnahmeeffekten“1237 und den „intendierten Steuerungseffek-
ten“1238. Ist das Interesse der Akteure dabei nur kurzfristig auf diese Mittel ausge-
legt,1239 ohne an weiteren Kooperationssynergien interessiert zu sein, dann ist der Mit-
tel- und Kosteneinsatz des Staats ineffizient und ungerechtfertigt gewesen.1240
Zwischen einer Finanzierung von Projekten und einer öffentlichen Förderung muss 
aber unterschieden werden und auch eine Deckung des Bedarfs an öffentlich-privaten 
Finanzierungsmodellen (public-private-partnerships) ist noch nicht gegeben.1241 Spe-
ziell in Verbindung mit der Umsetzung einer regionalisierten Politik bedarf es daher 
weiterer kreativer Finanzierungs- und „Fördermischmodelle“1242.
                                         
1229  Vgl. Brendle (1999): 36. 
1230  Vgl. Böcher, Krott (2002): 176. 
1231  Holbach-Grömig (2005): 49. 
1232  Vgl. Fürst, Lahner, Pollermann (2005): 331. 
1233  Vgl. Böcher, Krott (2002): 178. 
1234  Benz et al. (1999): 41. 
1235  Vgl. Benz et al. (1999): 41; Stoker (2000): 101. 
1236  Voelzkow (1994): 25. Vgl. Weichhart (2000): 552. 
1237  Mitnahmeeffekte liegen schon dann vor, wenn ein Projekt „auch ohne die Bereitstellung von Fördermit-
teln durchgeführt worden wäre.“ Lammers, Niebuhr (2002): 55. 
1238  Benz et al. (1999): 41. 
1239  Stoker (2000): 102. 
1240  Vgl. Benz et al. (1999): 41. 
1241  Vgl. Jakubowski, Melzer (2002): 28. 
1242  Vgl. Weber, Banthien (1999): 449. 
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5.3.1.6 Akteure motivieren – Erfolge, Öffentlichkeitsarbeit kommunizieren 
Die Akteure in den Regionen können auf unterschiedliche Weise motiviert werden, an 
einem Kooperationsprozess teilzunehmen: durch Erfolge der Kooperation und offensi-
ve Öffentlichkeitsarbeit. 
Bei einer entwicklungsorientierten Kooperation bestehen Erfolge fast ausschließlich in 
der Initiierung von Projekten. Bleiben Erfolge aus oder bestehen Probleme in der Pro-
jektfindung bzw. -durchführung, kann dies die Kooperation stören.1243 Daher sollten zu 
Beginn des Prozesses nicht die kompliziertesten Projektideen in die Diskussion und 
Auswahl gelangen. „Sperrige Projekte“1244 sollten solange ausgeklammert werden, bis 
sich eine intensivere und reifere Partnerschaft gebildet hat, die diese dann in dem zu 
erwartenden konfligierenden Verlauf (mit einem darauf abgestimmten Regelsystem) 
verhandeln kann. Konfliktarme Projekte können für alle Beteiligten ein frühzeitig sicht-
barer Erfolg sein, welche die Strukturen der Kooperation testen und auch nach außen 
hin die Arbeitsfähigkeit unterstreichen. Besonderen Symbolwert haben dabei Pilot- 
oder Zentralprojekte (auch „Leuchtturmprojekte“1245), denen eine Vorbildfunktion für 
die weitere Projektgestaltung und -ausrichtung zugewiesen wird.1246 Es kann vorkom-
men, dass Projekte mit einer längeren Laufzeit, in Verbindung mit den bei der Initiie-
rung gegebenen Versprechen, als „Misserfolgsprojekte“1247 angesehen oder (von ein-
zelnen Akteuren) diskreditiert werden. Durch eine Aufteilung des Projekts in Teilpro-
jekte können diese störenden Einflüsse umgangen werden und die für frühe Erfolge 
wichtigen Projektwirkungen schneller identifiziert und schlussendlich über eine öffent-
lichkeitswirksame Kommunikationsstruktur inszeniert und vermarktet werden. Da aber 
Projekte nicht unmittelbare Wirkungen versprechen können, sondern in der Regel mit-
tel- und langfristig angelegt sind, kann sich die Motivation der Akteure weniger aus 
ersten Ergebnissen und Wirkungen der Projekte speisen als vielmehr aus der erfolg-
reich verlaufenden Projektauswahl. Die Auswahl eines Projekts ist demnach schon ein 
Erfolg. Allerdings ist es ebenfalls ausschlaggebend, welche Art von Projekten ausge-
wählt werden. Besonders zu Beginn der Kooperationen bei ‚Regionen Aktiv’ wurden 
vielfach Studien und Gutachten beauftragt. Hieraus lassen sich nur wenig motivations-
fördernde Aspekte ziehen, selbst wenn sie für die Bestimmung der nachfolgenden Pro-
jekte eine gewisse Auswahlwirkung haben. Die zusätzliche Bindung der ohnehin be-
grenzten finanziellen Mittel kann da frustrierend wirken.1248
In Verbindung mit intransparenten Projektauswahlstrukturen oder durch erkennbare 
Einflussnahmen durch bestimmte Kerngruppen wäre die Struktur der Partnerschaft 
nicht nachhaltig und sogar gefährdet. Eine transparente und sachdienliche Abstim-
mung muss deshalb garantiert werden, ist ferner aber nur möglich, wenn allen Mit-
gliedern ein ähnlicher Wissensstand über die Bedeutung eines Projekts zugestanden 
                                         
1243  Benz; Fürst (2003b): 37. 
1244  Fürst (1995): 256. 
1245  Diller (2002): 140. 
1246  Vgl. auch Hollbach-Grömig et al. (2005): 105. 
1247  Vgl. Brendle (1999): 40. 
1248  Vgl. Knickel et al. (2003a): 12. 
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und eine frühzeitige Einbindung der Akteure in die Projektauswahl und Projektweiter-
entwicklung gewährleistet wird.1249
Doch auch aus dem Umsetzungsprozess selbst lassen sich Erfolge für die Akteure zie-
hen. So stieg die Motivationskurve der Akteure in den regionalen Partnerschaften bei 
‚Regionen Aktiv’ zu Beginn des Wettbewerbs vornehmlich aufgrund der gewonnenen 
Bewerbung zur Wettbewerbsauswahl und dem positiv empfundenen neuen Ansatz der 
Vernetzung und Zusammenarbeit von verschiedenen Verbänden und Beteiligten der 
Region. Mit dem zunehmenden Verlauf von ‚Regionen Aktiv’ führten aber nicht zuletzt 
die persönlichen und stellenweise zu hoch angesetzten Empfindungen und Erwartun-
gen Teilnehmer zu Frustrationen. Dies betraf eine mögliche Unterschätzung der Ar-
beitsintensität bei der Zusammenarbeit (innerhalb) der Gremien, aber auch die Pro-
jekt(antrags)entwicklung und Abwicklungsprüfung.  
Nichtsdestotrotz ist durch ‚Regionen Aktiv’ eine Dynamisierung in der Projektabwick-
lung erfolgt, die eine Verkürzung der Zeitschiene für die Projektdurchführung bedeu-
tet. Bestimmte Projekte konnten in der Antragsphase verkürzt werden und schneller in 
den Umsetzungsprozess einsteigen. Derartigen Projekten kann, insbesondere wenn sie 
„wirtschaftsbereichübergreifende Initiativen“1250 darstellen, eine positive Auswirkung 
auf die Motivation der Akteure attestiert werden.  
Eine breite Öffentlichkeitsarbeit, die sowohl die Ergebnisse der Kooperation, aber auch 
die Kooperation selbst ins Bild der Öffentlichkeit rückt, führt zum einen zu einer Moti-
vationssteigerung der Akteure. Sie werden dadurch zum Weitermachen angeregt, wo-
durch indirekt das Netzwerk innerhalb der Region stabilisiert wird. Zum anderen trägt 
diese Arbeit zur Imageerlangung und -erhöhung außerhalb des Netzwerks bei und 
kann dazu führen, neue Akteure (insbesondere starke Partner) zur Mitarbeit zu moti-
vieren und zu rekrutieren.1251
Die Einbindung von Medien, eine gute Presse- und Öffentlichkeitsarbeit ist also gleich-
zeitig ein „Innen- und Außenmarketing“1252, was zu Identität und Verbundenheit der 
Akteure mit dem Prozess führt.1253 Auch lässt sich damit eine Transparenz der Ent-
scheidungsprozesse verfolgen,1254 die in der Region gleichzeitig zu Verständnis und 
Diskussionen führen wird. Die Medienrepräsentanz erhöht zudem den Druck auf die 
Akteure, sich kooperativ zu verhalten.1255 Mit Hilfe von Rundbriefen, Internet, Presse-
kampagnen und öffentlicher Ausrichtung der Partnerschaft wird eine größtmögliche 
Diskussionsunterstützung und Motivationsförderung für die Arbeitsbereiche gewähr-
leistet. Eine interne und externe Repräsentation der Kooperation (Integration nach 
innen, Interessenvertretung nach außen) sowie Mechanismen der Integration (Feste, 
                                         
1249  Vgl. Knickel et al. (2003a): 14; Hollbach-Grömig et al. (2005): 109. 
1250  Knickel et al. (2003b): 2. 
1251  Vgl. o.V. (2001); Böcher (2002a): 56; Brendle (1999): 41f.; Baumheier et al. (1998): 60; Elbe et al. 
(2006): 44. 
1252  Elbe et al. (2006): 44. 
1253  Vgl. Frey (2003a): 9; Kilper (1994): 5; Huebner (1996): 196. 
1254  Vgl. Knickel et al. (2003a): 11. 
1255  Vgl. Baumheier et al. (1998): 56. 
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Veranstaltungen etc.) werden mittlerweile als Voraussetzungen einer Kooperation ge-
wertet.1256
5.3.1.7 Zusammenarbeit begleitend bewerten 
Bisher ist auf eine systematische Evaluation der klassischen und neuen Instrumente 
der Raumplanung verzichtet worden. Auf allen Planungsebenen bestehen seit den 
1950er Jahren unverbindliche „Muss- oder Soll-Aussagen“.1257 Zwar ist eine Evaluation 
sehr schwierig an Indikatoren festzumachen1258 – mit Sicherheit spielt auch die unan-
genehme, mögliche Offenlegung von Fehlentscheidungen in der (Raum)Planung eine 
Rolle – doch wurde selbst von den Parlamenten oder Rechnungshöfen keine Kontrolle 
verlangt. Mit dem ROG wurde 1965 eine Berichtspflicht der Bundesregierung in einem 
zweijährigen Turnus eingeführt, die später allerdings auf einen vierjährigen Rhythmus 
verlängert wurde. Mit den Änderungen des ROG 1998 ist diese zeitliche Festlegung 
vollständig aufgehoben worden. Anstelle dessen wurde durch das Bundesamt für Bau-
wesen ein ‚Informationssystem zur räumlichen Entwicklung’ eingeführt, welches „fort-
laufend den allgemeinen Stand der räumlichen Entwicklung und seine Veränderungen 
sowie die Folgen solcher Veränderungen“ (ROG § 18 Abs. 5) ermittelt und (be)wertet. 
Hübler wertet Argumente für und gegen eine Evaluation: Dagegen führt er zum einen 
aus, dass sich durch den Mangel an Vorschlägen für eine bessere Systemorganisation 
gar keine Alternativen zur jetzigen Raumplanung ergeben. Zum anderen spricht die im 
Vergleich zu anderen Ländern besonders ausgewogene Raum- und Siedlungsstruktur 
Deutschlands dagegen. Diese ist aber gewiss nicht nur Ergebnis westdeutscher Raum-
ordnungspolitik, sondern begründet sich auf unterschiedliche und stellenweise histori-
sche Ursachen und Faktoren (Kleinstaaterei im 19. Jh., Föderalismus seit 1949, Fehlen 
einer metropolitanen Hauptstadt etc.). Indessen ergeben sich für Hübler, der nicht 
zuletzt deswegen Wirkungsanalysen einfordert, gewichtige Gründe für eine Evaluation 
aus der Überreglementierung des mittlerweile ineffektiven und langsamen Planungs-
systems, der fehlenden und auch schwierigen parlamentarischen Kontrolle in den un-
terschiedlichen Raumplanungssystemen der Bundesländer und wegen der offensichtli-
chen Vollzugsdefizite bisheriger Raumordnungspolitik.1259 Eine effektive und struktu-
rierte Kontrolle ist also schon deshalb nötig, um eine wirksame Allokation der knappen 
Ressourcen des Staats zu erwirken.1260
Wenn gleichzeitig eine nachhaltige Entwicklung als Lernprozess verstanden wird und 
eine Reflexivität über das eigene Handeln die Voraussetzung für diesen ist, dann kann 
                                         
1256  Vgl. Fürst, Lahner, Zimmermann (2004): 46. 
1257  Hübler (2002): 12. 
1258  Finanzwirksame Maßnahmen werden auf Zielerreichung, Wirkung, Wirtschaftlichkeit und Vollzug kon-
trolliert. Eine Zielerreichungskontrolle vergleicht die geplanten Ziele mit dem tatsächlich erreichten 
(Soll-Ist-Vergleich), während mit der Wirkungskontrolle die (un)beabsichtigen Wirkungen einen Rück-
schluss auf die Verwendung und Eignung der Maßnahmen geben soll. Die Wirtschaftlichkeitskontrolle 
setzt die Zielerreichung in Relation zum Ressourcenverbrauch. Eine Vollzugskontrolle ist ein Prüfverfah-
ren zur Bewertung der administrativen Durchführung. Vgl. Lammers, Niebuhr (2002): 12-15. 
1259  Vgl. Hübler (2002): 11ff. 
1260  Vgl. Schätzl (1994): 53. 
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das „Konzept der Selbstevaluation“1261 als zweckdienliches Instrument angesehen 
werden, welches die bottom-up-Strategie unterstützt. Eine Evaluation ist hiernach 
„ein zielgerichteter, systematischer Prozess der Informationssuche und -
bewertung, bezogen auf den zuvor definierten Gegenstand (abgegrenztes Pro-
jekt [oder Programm, S.D.]). Mit dem Instrument der Evaluation wird die Effek-
tivität des Umsetzungsprozesses im Hinblick auf Richtungssicherheit (Zieleignung 
und Zielerreichung) sowie auf Veränderungsgeschwindigkeit (Wirkungsanalyse) 
bewertet.“1262
Wegeners Kritik des „weltweiten Defizits“ einer demokratischen Kontrolle der partner-
schaftlichen Zusammenarbeit wird mit dem Thema der Evaluation teilweise aufgegrif-
fen. Die „dunkle Seite der Netzwerke“, wie „Korruption […] und andere Formen der 
Vorteilsnahme“ wird bei ‚Regionen Aktiv’ durch die ständige und laufende Evaluation 
des Prozesses zu vermeiden versucht. Da Wegener selbst eine Lösung in der Ablegung 
einer jährlichen Rechenschaft sieht, also einem Bericht über die geleistete Arbeit, be-
deutet das Instrument der Evaluation gleichzeitig auch eine Möglichkeit, die Arbeit im 
Netzwerk, hier der regionalen Kooperation, nachvollziehen zu können.1263
Eine Bewertung kann z.B. durch eine Fremdevaluation durchgeführt werden, d.h. sie 
wird von nicht am Durchführungsprozess beteiligten Fachpersonen durchgeführt. Diese 
objektive Darstellung macht sie glaubwürdiger, ist jedoch mit einem höheren Kosten- 
und Arbeitsaufwand verbunden.  
Die Selbstbewertung, als weitere Form, stützt sich dagegen auf Programm- oder Pro-
jektbeteiligte, die reflexiv ihre Arbeit(sroutine) nach einem Bewertungssystem analy-
sieren müssen. Diese Form der Evaluation ist Kosten und Zeit sparend und gibt die 
zusätzliche Möglichkeit, relevante Ergebnisse umgehend in den Umsetzungsprozess 
einbringen zu können. Um aber über die Arbeit und die Organisation der Durchführung 
Rechenschaft abzulegen, ist eine Selbstevaluation aufgrund der mangelnden Objektivi-
tät nicht geeignet.1264
Für ein Monitoring können und sollten Vorgaben gegeben werden. Für die staatliche 
Ebene ist dies sogar eine Möglichkeit, in die Gestaltung einer regionalen Kooperation 
einzugreifen („checking partnership performance”1265), weil hiermit ein expliziter Ein-
fluss auf die Detailsteuerung möglich wird. Aus den Evaluationsvorgaben ließen sich 
Vorgaben zur Durchführung einer Kooperation ableiten. Dies kann umgekehrt aber 
dazu führen, den entscheidenden innovativen Ansatz einer regionalen Kooperation zu 
untergraben.1266
Ein geeignetes Evaluationssystem – sei es ex-ante, begleitend oder ex-post – und die 
Verbindung mit einer Selbstbewertung der Kooperationen darf von den Beteiligten 
                                         
1261  Kanatsching, Schmutz (2000): 63. 
1262  Kanatsching, Schmutz (2000): 64. 
1263  Zitate nach Wegener (2002): 45. 
1264  Vgl. Kanatsching, Schmutz (2000): 64. 
1265  Stoker (2000): 102. 
1266  Vgl. Stoker (2000): 102. 
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nicht als Belastung, sondern muss als Teil des Steuerungsansatzes angesehen wer-
den.1267
Die Erfahrungen bei ‚Regionen Aktiv’ haben gezeigt, dass den regionalen Akteuren 
dieses Instrument zunächst auch vermittelt werden muss. Stellenweise war den Ak-
teuren der Nutzen nicht klar, was sicherlich auch daran lag, dass einige Evaluierungs-
vorgaben von den Akteuren nicht verstanden wurden. Erst im Laufe des Prozesses 
haben sich die Vorbehalte der Akteure weitgehend aufgelöst, weil die damit verbunde-
nen Vorteile registriert wurden. Die Ergebnisse dienen der Orientierung und führen zu 
nützlichen Rückschlüssen für den weiteren Verlauf der Kooperation. Gleichzeitig dient 
eine Evaluation als Bericht über die Arbeitsweisen und -erfolge und führt zu einer 
transparenten Prozessdarstellung. Ein Monitoring lässt sich zudem öffentlichkeitswirk-
sam nutzen, indem die Leistungen der Kooperation dokumentiert werden.1268
5.3.2 Fazit 
‚Regionen Aktiv’ ist ein „völlig neuer Ansatz“1269 in der nationalen Förderlandschaft. 
Das Modellvorhaben ist ein Beispiel für eine mögliche Umstellung, ein neues Paradig-
ma zur Förderung des ländlichen Raums. Im Gegensatz zu den bisher gewohnten för-
derpolitischen Rahmenbedingungen zeichnet sich der Ansatz von ‚Regionen Aktiv’ 
durch eine effektivere, schnellere und nachhaltigere Projektauswahl aus, was zunächst 
wegen der zusätzlichen Koordinierungsarbeit bei der Vernetzung unterschiedlicher Ak-
teure verwundern mag. ‚Regionen Aktiv’ hat deshalb für die ländliche Entwicklung die 
Erwartungen übertroffen und ist mehr als nur ein „interessanter“1270 Ansatzpunkt.  
Das Modellvorhaben hat gezeigt, dass „die inhaltlichen Entscheidungen zur Entwick-
lung einer Region sinnvollerweise in den Regionen selbst getroffen werden sollen“1271.
Das Programm mit seinem bisherigen dokumentierten Ergebnissen lässt vermuten, 
dass die aus der Theorie abgeleitete These stimmt, dass eine „Steuerung durch Ver-
einbarung in Verbindung mit einer Ergebniskontrolle besseren Erfolg verspricht als 
autoritative Steuerung“1272.
Die Grundorientierung von ‚Regionen Aktiv’, also die Verlagerung von Kompetenzen 
und Verantwortung auf eine dezentralere regionale Handlungsebene, wird von allen 
Akteuren der Modellregionen im Wettbewerb befürwortet. Dieser verfolgte bottom-up-
Ansatz wird trotz einiger Kritikpunkte gelobt und als nachhaltig oder sogar alternativ-
los für eine zukünftige regionale Entwicklung beschrieben, selbst wenn in den Regio-
nen verschiedenartige Organisationsformen schon im Vorfeld für differenzierte Mit-
spracherechte der Akteure in den Partnerschaften gesorgt haben: 
„Aus Sicht der Regionen wird Regionen Aktiv als der „richtige Weg“ für die För-
derung des ländlichen Raums eingestuft. [..] Regionen Aktiv sollte bei der Aus-
gestaltung der zukünftigen Förderung (ILE, ELER) als wesentliche Grundlage die-
                                         
1267  Vgl. auch Hollbach-Grömig et al. (2005): 111. 
1268  Vgl. Elbe et al. (2002): 69. 
1269  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2002a): 11. 
1270  Umweltstiftung WWF Deutschland Landwirtschaft und Entwicklung (Hg.) (2002): 16. 
1271  Elbe (2005): 19. 
1272  Benz (2003a): 510. 
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nen. Ziel ist eine Regionalisierung der Fördermittel und -programme mit den E-
lementen „Bottom-up“ und regionalem Budget.“1273
Die im Vergleich zu anderen Förderprogrammen wenigen Rahmenvorgaben des BMELV 
kennzeichnen auch einen Vertrauensvorschuss in die Fähigkeiten der Akteure in den 
Regionen,1274 welcher letztlich auch durch die in nahezu allen Regionen beachtliche 
Partizipation und Mitarbeit bei und in den regionalen Gremien gerechtfertigt war. Die 
Akteure in den Regionen sind bereit, diese Verantwortung für die Entwicklung ihrer 
Region zu übernehmen.1275 Zudem ist die Übertragung von Verantwortung auf regio-
nale Akteure auch eine zusätzliche Motivation, um ihre Mitarbeit gewinnen zu können. 
Die Akteure schließlich übernehmen innerhalb der regionalen Kooperation neue und 
ehrenamtliche Funktionen, um durch ihr Engagement eine Chance zum Ausbau der 
Stärken bzw. zur Überwindung der Schwächen ihrer Region zu gelangen. Wie in fast 
allen Fällen freiwilliger Kooperationen ist auch bei ‚Regionen Aktiv’ ein wachsendes 
Vertrauen unter den Beteiligten zu beobachten gewesen, auch wenn Konflikte und 
Reibungen unter den Akteuren bei einem Kooperationsprozess zur Tagesordnung ge-
hören.1276
Was eben diese Zusammenarbeit in den Regionen betrifft, so gibt es sicherlich auch 
„bad practices“1277. Diese finden sich auch in der traditionellen Förderpraxis. Weil aber 
die Akteure auf eine kooperative Zusammenarbeit angewiesen sind, bedeuten Proble-
me und Meinungsverschiedenheiten schließlich auch einen Gewinn, denn die von den 
Akteuren selbst geschaffenen Regelungsstrukturen werden daraufhin geprüft, ob sie in 
der Lage sind, konfliktreiche Situationen entschärfen zu können. Ist dies der Fall, und 
bei ‚Regionen Aktiv’ gibt es kein Beispiel einer gescheiterten Kooperation, können sich 
auf der Grundlage der gemeinsamen Regeln „dauerhafte Veränderungsprozesse“1278
etablieren. Konflikte helfen also, um die „Reaktionsfähigkeit“1279 der Akteure und der 
Strukturen in der Kooperation zu erhalten. Das Modellvorhaben und Förderprogramm 
‚Regionen Aktiv’ kann also auch als ‚förderndes Programm’ beschrieben werden, weil 
die Akteure in den Regionen gleichsam Antrieb der eigenen Entwicklung sind. Die um-
schriebenen Formen der Umsetzung können außerdem zu einer Überwindung der 
sektoralen Strukturen führen. Die Koordinierung und Verständigung über die Fachdis-
ziplinen hinweg ist schließlich eine Voraussetzung für eine zukunftsträchtige nachhalti-
ge Regionalentwicklung.1280 So wird, mit den Worten von Diller, eine „Multifunktionali-
tät konkret erfahrbar“. Dabei wäre der Idealfall eines integrierten „Entwicklungsge-
dankens“ der, dass die Akteure der regionalen Partnerschaft sogar den „Interessensla-
                                         
1273  Elbe et al. (2006): 82. 
1274  Am Ende des Förderprogramms sollen nur 5% aller geförderten Projekte auf die Einhaltung relevanter 
Rechtsvorschriften geprüft werden. Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft (Hg.) (2001b): 6. 
1275  Vgl. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006b): 17f. 
1276  Vgl. Gawron, Jähnke (2001): 31. 
1277  Gawron, Jähnke (2001): 31. 
1278  Knickel et al. (2003a): 3. 
1279  Diller (2002): 40. 
1280  Vgl. Gustedt (2000): 45. 
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gen und Arbeitsweisen der jeweils anderen Partner“1281 mit Vertrauen und Respekt 
begegnen und nachhaltig im Sinne der regionalen Entwicklung kooperieren.  
Das Konzept der nachhaltigen Entwicklung beschreibt hier einen „kontinuierlichen 
Lernprozess“1282 bei allen Beteiligten. Er durchläuft also Höhen und Tiefen, d.h. er 
kann in bestimmten Phasen ebenso zu Frustrationen der Beteiligten führen, wenn die 
Erwartungen der Akteure nicht den gemachten Erfahrungen entsprechen. Die OECD 
bestätigt noch einmal im Allgemeinen den Wert von regionalen Kooperationen: 
„Forschungsarbeiten gelangen zu dem Schluss, dass Partnerschaften erhebliche 
Auswirkungen auf die ländliche Entwicklung haben und insbesondere einen ech-
ten Mehrwert in den Prozess der lokalen endogenen Entwicklung einbringen.“1283
‚Regionen Aktiv’ ist ein Beispiel für die Trennung der Rahmen- und der Detailsteue-
rung. Das BMELV hat sich mit der Festlegung des Wettbewerbsverfahrens und der 
Ausarbeitung der Förderrichtlinie auf die Rahmensteuerung beschränkt, während die 
Regionen ihre Detailsteuerung zur Umsetzung selbsttätig bestimmen mussten. Die 
Umsetzungsvorgaben des Bundesministeriums werden für die Regionen bewusst ge-
ring gehalten.1284 Damit kommt ‚Regionen Aktiv’ dem von Fürst beschriebenen Ansatz 
einer ‚parametrischen Steuerung’ schon recht nah. Parametrische Steuerung ist eine 
Steuerungsform, bei der den Adressaten (hier: die regionalen Akteure) nur Vorgaben 
über operationalisierbare Ziele (Parameter) gemacht werden. Wie diese Ziele erreicht 
werden, entscheidet dann der Adressat. Als Voraussetzung gilt jedoch, dass der Staat 
zusätzliche Rahmenvorgaben (zu den Zielen, Handlungsalternativen, Sanktionsmecha-
nismen) setzt.1285 Der Ansatz ‚Regionen Aktiv’ ist zwar auch eine regulative Steuerung, 
jedoch fehlen einige entscheidende Merkmale der parametrischen Steuerung.1286
Im Laufe dieser Arbeit sollte deutlich geworden sein, dass mit ‚Regionen Aktiv’ das Ziel 
einer Dekonzentration der Entscheidungsstränge und Stärkung des endogenen Poten-
zials verfolgt wird. Das Regionalmanagement und die regionale Partnerschaft mit den 
privaten Akteuren gelten dabei als die eigentlichen „Motor[en] der Veränderung“1287.
Doch durch ungünstige Machtkonzentrationen eines einzelnen Gremiums, eines star-
ken Akteurs oder einer Akteursgruppe können die Ziele negiert werden. Mitverant-
                                         
1281  Zitate nach Diller (2002): 5f. 
1282  Weber, Banthien (1999): 449. 
1283  OECD (2006): 143. 
1284  Vgl. Elbe, Schubert, Kroës (2002): S. 66. 
1285  Vgl. Fürst (2003b): 143ff. 
1286  Zum einen fehlen vertraglich festgelegte Zielvereinbarungen mit den Regionen. Hier liegt das Problem 
darin, dass es nur schwer möglich ist, im Rahmen der regionalen Entwicklung quantifizierbare Ziele 
vorzugeben, insbesondere, wenn weiche Maßnahmen einen großen Teil der Förderungsmaßnahmen 
ausmachen. Das REK ist die einzige Grundlage für die Zusammenarbeit mit dem BMELV dar. Das Prob-
lem hierbei ist, dass die REK regional sehr unterschiedliche Schwerpunkte, nicht vergleichbare Umset-
zungsstrategien sowie wenig ausführlich beschriebene Kompetenzverteilungen ausführt. Vgl. Elbe, 
Schubert, Kroës (2002): 69. Ein Ausweg könnte über die Bewertung und Beurteilung der Regionsbe-
richte (Halbjahres- und Jahresberichte) gefunden werden. Die Regionen sind angewiesen, jegliche Ent-
wicklungen zu dokumentieren und dem BMELV zu berichten. Hierdurch wäre es möglich, die Zielvorstel-
lungen der Regionen zu konkretisieren. Zum anderen fehlen dem Staat jegliche Sanktionsmechanis-
men. Diese waren bei ‚Regionen Aktiv’ nicht vorgesehen. 
1287  Vgl. Knickel et al. (2003a): 20. 
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wortlich können dafür auch die vom BMELV formulierten Rahmenbedingungen ge-
macht werden, wenn z.B. zum Thema Netzwerkbildung entscheidende Regelungen 
nicht festgesetzt wurden. Umgekehrt können Institutionen, die einen Rahmen für 
Netzwerke geben, ebenfalls störend sein, wenn sie ihre Akteure zu sehr an festgesetz-
te Regeln/ Regelsysteme binden.1288 Dass es auch bei ‚Regionen Aktiv’ zu weniger in-
novativen Netzwerken/ regionalen Partnerschaften gekommen ist, haben die Ergebnis-
se der Begleitforschung gezeigt. Bei ‚Regionen Aktiv’ war es durchaus möglich, dass 
sich einige Akteure zu viel Macht verschaffen konnten, indem sie als Initiatoren andere 
Akteure ausgrenzten oder die Kontrolle über die Ausführung zweier Gremien über-
nahmen, womit sie den Prozess maßgeblich bestimmen konnten. 
Für eine erfolgreiche Implementierung von Regional und Rural Governance-Prozessen, 
im Sinne einer „regionalpolitischen Kontextsteuerung“1289, bedarf es also zuerst einer 
hierarchischen Koordination.1290 Wenn „political opportunity structures“1291 eine Entfal-
tung von Regional/ Rural Governance begünstigen, kann der Staat auch aktiv werden, 
seinen politisch-administrativen Rahmen so zu gestalten – z.B. durch Umstrukturie-
rung seiner Förderinstrumente –, dass in den Regionen besonders die Netzwerktypen 
mit dem größten Entwicklungs- und Nachhaltigkeitspotenzial entstehen könnten. Zwar 
wäre dies auch ohne staatliche Förderung möglich, doch führt dies zu einer geringeren 
möglichen Einflussnahme des Staats (und gewiss auch zu einer geringeren Bedeutung 
des Netzwerks). Durch seine sektorale Förderpolitik unterstützt aber praktisch der 
Staat die Netzwerke und drängt sie somit unweigerlich in jene sektorale Ausrichtung. 
Wie schließlich staatliche Programme aussehen müssen, die die  
„Netzwerkarbeit in regionalen Innovationsprozessen nachhaltig fördern und so-
mit zur Bildung des sozialen Kapitales beitragen können, muss gegenwärtig noch 
als weitgehend offen bezeichnet werden“1292.
Diese Aussage trafen Müller et al. im Jahr 2001. Mit dem Förderprogramm ‚Regionen 
Aktiv’ ist nun ein weiterer Schritt vollzogen worden: ‚Regionen Aktiv’ als ein Beispiel 
für einen Rural Governance-Prozess hat belegt, dass es unter der Einbeziehung des 
endogenen Potenzials einer Region ein Ansatz für ein Programm im Sinne einer nach-
haltigen Entwicklung sein kann.1293
Auf Regionen wirken viele Sektorpolitiken des Bundes, der Bundesländer und der EU, 
so dass durch sich überschneidende Förderprogramme – im ungünstigen Fall – diese 
schwach institutionalisierte Ebene (durch einen personellen Notstand) prinzipiell über-
fordert wird. Hinzu kommen noch reihenweise Kooperationsverbünde, staatliche Mit-
telbehörden sowie
„Landschafts-, Umland-, Nachbarschafts-, regionale Planungsverbände sowie ei-
ne Vielzahl interkommunaler Kooperationsverbünde öffentlich-rechtlicher Natur, 
wie Zweckverbände oder Planungsverbände nach BauGB, oder privatrechtlicher 
                                         
1288  Benz (2003b): 77. 
1289  Krafft, Ulrich (1993): 73. 
1290  Vgl. Böcher (2005): 1;6. 
1291  Vgl. Fürst (2001d): 14. 
1292  Müller et al. (2001): 214. 
1293  Vgl. Böcher (2005): 19. 
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Art, wie die in Wirtschaftsförderung und Regionalmarketing verbreiteten 
GmbHs“, die „unkoordiniert“1294
nebeneinander existieren. Ein zusätzlicher regionalisierter Steuerungsansatz auf der 
Ebene der Region birgt also einerseits die Gefahr, diese Tendenz der Belastung noch 
zu verstärken. Andererseits kann dadurch aber auch eine konzentrierte Aktion zwi-
schen Bundesländern und Bund angestoßen werden, die die Belastungen der Akteure 
in den Regionen zurückführen und zu einer angepassten Förder- und Entwicklungspoli-
tik führen kann. 
Es muss aber auch klar sein, dass eine Förderpolitik immer auch Folge eines Problem-
drucks ist. Eine Förderung (bspw. der ländlichen Entwicklung) verfolgt eine Aufgabe, 
die es nicht gäbe, wenn alle Regionen sich gleichmäßig entwickeln würden. Förderung 
ist demnach immer auch ein Problemlösungsversuch. An dieser Stelle knüpfen Modell-
projekte an. Sie sind nicht automatisch Vorläufer zu neuen Regeln, sondern geben 
Anstöße. Ihre positiven und negativen Wirkungen werden getestet und erfahren. Im 
Bezug auf Regional Governance-Prozesse, das bestätigen auch die Erfahrungen aus 
‚Regionen Aktiv’, verläuft dies „zu einem beträchtlichen Teil chaotisch, d.h. nicht-
integriert und nicht gesamthaft gesteuert“1295. Die Prozesse in den Regionen sind 
grundsätzlich offen und dynamisch. Trotzdem kann „ein regionales Akteursnetzwerk 
sehr erfolgreich „navigieren“, ohne eine „klare Sicht“ auf das geforderte Zielbild zu 
haben“1296. Die anfänglichen Probleme aus Sicht der Regionen, die durch teilweise un-
klare Vorgaben und einen extrem eng gesetzten Zeitplan entstanden sind,1297 sind 
schließlich nicht die endgültigen Antworten auf die Frage, ob das Modellvorhaben das 
halten konnte, was theoretisch versprochen oder zumindest angenommen wurde.  
Die Kooperationen in ‚Regionen Aktiv’ dienen als problem-solving-Netzwerk und sind 
gleichzeitig ein ausgeprägtes Beispiel für multilevel Governance. Grundsätzlich sind die 
staatlichen Akteure auf allen Ebenen an diesem Prozess beteiligt. Und gerade diese 
Koordinierungsleistungen waren zu Beginn des Prozesses Grund für Frustrationen. Die 
Abstimmungen auf den Ebenen Europa, Bund, Bundesländer, Region und Gemeinden 
funktionierten nicht auf Anhieb. Grundsätzlich muss den Akteuren aber auch hier eine 
Lernbereitschaft unterstellt werden, denn schließlich ist es in keiner Region aufgrund 
dieser komplizierten Kooperationsmuster zu Auflösungserscheinungen gekommen. Im 
Gegenteil, alle Kooperationsprozesse funktionieren und schon jetzt gibt es in einigen 
Regionen Anzeichen für sich selbst tragende Veränderungsprozesse. Letztlich gilt aber 
auch hier der Verweis auf die Grenzen der Regionalisierung, die so auch bei ‚Regionen 
Aktiv’ zutreffen: Fehlende Entwicklungspotenziale können nicht kompensiert werden 
(Humankapital, Unternehmergeist, Infrastruktur, Kapital, Leadership).1298
Regional und Rural Governance verlangen einen ausgewogenen Mix zwischen Instituti-
onalisierung und Netzwerken, was im Endeffekt von den existenten Institutionen, Ak-
teuren und der Thematik abhängig ist. Im Versuch, die endogenen Potenziale der Re-
gion zu erschließen, kann Regional Governance aber auch verhindern, dass die „erfor-
                                         
1294  Zitate nach Hollbach-Grömig et al. (2005): 40. 
1295  Benz, Fürst (2003a): 199. 
1296  Lukesch (2006): 98. 
1297  Vgl. Elbe et al. (2002): 84f. 
1298  Vgl. Schubert (2007): 55. 
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derlichen innovativen Projekte, Verfahren und Organisationsformen in die Umsetzung 
gelangen“1299. Wie bereits dargelegt, bezieht sich die Kritik von Governance haupt-
sächlich auf die Transparenz der Entscheidungsprozesse und die Selektivität der betei-
ligten Akteure. Mit dem Ansatz von ‚Regionen Aktiv’ ist es aber möglich, dieser Kritik 
zu begegnen. Die Beispiele offener und innovativer Netzwerktypen in den Regionen 
wurden dargestellt. Diese Kooperationen und ihre Ergebnisse, ihr Output, stellen dem-
gegenüber die Vorteile von Regional Governance-Prozessen dar: Zum einen berührt 
dies die weichen Faktoren einer Kooperation mit Auswirkungen auf Handlungsweisen 
der Akteure, wie Solidarität, Lernprozesse, Verhandlungen, kooperatives Zusammen-
wirken, Austausch, Annäherung, Akzeptanz etc. Zum anderen gibt es aber auch Leis-
tungen mit harten Effekten und einem Beitrag zu einer tatsächlich effektiveren und 
effizienteren Staatsorganisation.1300
Erstaunlich ist jedoch, dass die Regionen in ihrer Selbsteinschätzung zu den Zielen 
und Wirkungen von ‚Regionen Aktiv’ gerade diejenigen als schwach in ihrer Wirkung 
einstufen, die zentrale Bedeutung auf der Programmebene besitzen (nämlich „umwelt- 
und naturverträgliche Landbewirtschaftung“ (wegen bereits anderweitigen, laufenden 
sektoralen Förderprogrammen), „Verbraucherorientierung“ und „Stärkung der Stadt-
Land-Beziehungen“). Dass der ländliche Raum durch den ‚Regionen Aktiv’-Ansatz (Mo-
dell- und Demonstrationscharakter, bottom-up-Prinzip, Selbstverantwortung in den 
Regionen, Förderansatz etc.) letztlich aber eine Stärkung erfahren kann, glaubt die 
Mehrheit der Akteure in den Regionen.1301 In Verbindung mit dem Instrument Leis-
tungswettbewerb werden regionale Netzwerke dergestalt beeinflusst, dass die Akteure 
mobilisiert und motiviert werden, sich an der Kooperation zu beteiligen. Zwar bedeutet 
das nicht gleichzeitig, dass dies alleine schon ausreicht um nachhaltige Prozesse zu 
initiieren, doch wirkt der Wettbewerb in erster Linie bei den „so genannte[n] „weichen“ 
Faktoren, wie Vertrauen oder Kooperationsbereitschaft [..]. Damit ist der Wettbewerb 
ein Instrument, das den Grundstein für den Aufbau regionaler Kommunikationsstruk-
turen legt“1302.Das Aufbrechen verkrusteter Strukturen und Handlungsweisen ist 
grundsätzlich eine Voraussetzung für nachhaltige Entwicklung.1303
Auch wenn Fürst et al. in ihrer Untersuchung aufzeigen, dass Governance-Strukturen 
eher als Vorentscheiderstrukturen und weniger im Sinne einer Selbststeuerung dienen 
können, zeigt das Beispiel ‚Regionen Aktiv’ ein durchweg anderes Ergebnis.1304 Es 
hängt somit von der jeweiligen Ausgestaltung des Prozesses ab und ist nicht generali-
sierend zu bestimmen. Dennoch muss klar sein, dass der Rural Governance-Ansatz, 
wie er in ‚Regionen Aktiv’ vollzogen wurde, ein komplizierteres Verfahren mit einer 
langwierigen Konsensfindung impliziert. Nach den Erfahrungen und aus dem Vergleich 
mit den in der Theorie gemachten Aussagen zu diesem Steuerungsansatz muss attes-
tiert werden, dass eine Steuerung im Sinne von ‚Regionen Aktiv’ durchweg geeignet 
                                         
1299  Fürst, Knieling (2004): 281.  
1300  Vgl. Blumenthal (2005): 1165f. 
1301  Vgl. Elbe et al. (2006): 50-54; 60f. 
1302  Zitate nach Benz, Meincke (2007): 94. 
1303  Vgl. Gustedt (2000): 45. 
1304  Die Autoren unterscheiden nach ihrer Untersuchung von Governanceansätzen eine co-governance und 
self-governance. Vgl. Fürst, Lahner, Zimmermann (2004): 236-240. 
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ist, nachhaltige ländliche Entwicklung zu fördern. Auch für die ‚Regionen Aktiv’-
Regionen kann gelten: In den Regionen, in denen sich Regional/ Rural Governance-
Prozesse herausbilden, herrschen Wettbewerbsvorteile.1305
„Integrierte Förderansätze sind eine effiziente Ergänzung zur konventionellen 
Förderung im ländlichen Raum. [..] Die Verantwortung für die gesamte Abwick-
lung integrierter Entwicklungsprozesse sollte in Form von Regionalbudgets kon-
sequent in die Regionen verlagert werden. Die Abgrenzung von Regionen in der 
ländlichen Entwicklung sollte flexibler gehalten werden. [..] Die Integration von 
Umwelt- und Naturschutz in ökonomische Fragestellungen und Planungen ist ei-
ne Herausforderung. Eine entsprechende Rahmensteuerung durch fachliche Vor-
gaben und finanzielle Anreize ist dazu unerlässlich.“1306
Wie und ob sich derartige Governance-Prozesse auf einen Wandel der Staatlichkeit 
auswirken und zu welchen Folgen die bisherigen Ergebnisse aus ‚Regionen Aktiv’ ge-
führt haben, soll im letzten Kapitel dargestellt werden. 
                                         
1305  Vgl. Fürst (2003c): 447f. 
1306  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006b): 27. 
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6 STEUERUNGS- UND HANDLUNGSCHANCEN DURCH RURAL/ RE-
GIONAL GOVERNANCE
6.1 STAATLICHER KOMPETENZVERLUST DURCH REGIONAL GOVERNANCE-PROZESSE?
In der Entwicklung der Förderpolitik wurden unter der Vorgängerbundesregierung drei 
Ansätze verfolgt: regional (Stärkung des regionalen Denkens, regionaler Kreisläufe 
und regionaler Strukturen), integriert („Stärkung eines sektorübergreifenden raum- 
bzw. funktionsorientierten Vorgehens – auch politikfeld- und fördertopfübergreifend“ – 
und die Aktivitäten der Bundes- und Landesministerien mit ihren Auswirkungen auf 
den regionalen Raum bündelnd) und bottom-up-Ansatz („Mobilisierung von Eigenini-
tiative und Stärkung von Netzwerken und Kooperationen im ländlichen Raum; Etablie-
rung neuer Kooperationsformen in Ergänzung des staatlichen Handelns“).1307
Diesem Ansatz – auch im Sinne eines Sektoren übergreifenden Förderprogramms – 
sollte mit ‚Regionen Aktiv’ entsprochen werden. Im doppelten Sinn verband das Mo-
dellvorhaben sogar eine staatliche Modernisierungsstrategie zur Entwicklung des länd-
lichen Raums und eine Erprobung neuer Steuerungs- und Planungsverfahren für eine 
regional-partnerschaftliche und eigenständig definierte Regionalförderpolitik.
Dieser Wandel in der staatlichen Organisation wird in der Governance-Diskussion zu-
weilen auch auf einen Verlust der staatlichen Funktionen und Aufgaben hinterfragt.1308
Aber besonders mit dem Beispiel ‚Regionen Aktiv’ sollte deutlich geworden sein, dass 
der Staat keineswegs auf Kompetenzen in der politischen Steuerung verzichten muss: 
Auf nahezu allen staatlichen Ebenen erhält der Staat neue und teilweise intensivere 
Gestaltungsmöglichkeiten zur Einwirkung auf die Entwicklung einer Region. Der Staat 
besitzt weiterhin eine „zentrale Rolle“1309, dies allerdings eingebunden in Verhand-
lungs- und Dialogprozesse.  
Während die höheren staatlichen Behörden (Landes- oder Bundesministerien) mit der 
Planung, Initiierung und sogar Begleitung eines regionalen Förderprogramms betraut 
sind, maßgeblich durch die Festsetzung der Rahmen- und Kontextsteuerung sowie der 
Bewertung eines dazugehörigen wissenschaftlichen Begleitforschungsrahmens und 
Monitorings, gibt es zudem einen deutlichen Bedeutungszuwachs der unteren staatli-
chen (lokalen, kommunalen und regionalen) Institutionen und Körperschaften, da die-
se an der direkten Ausführung als Akteure beteiligt sind (generell ist der Anteil der 
höheren Staatsebene bei der Ausgestaltung der Rahmenbedingungen für Kooperatio-
nen höher1310). Der Staat erhält also zugleich Staatsentlastung durch die Beteiligung 
                                         
1307  Zitate nach Künast (2004). 
1308  Governance als ein „code for less government“. Stoker (1998): 18.  
1309  Diller (2004): 271. 
1310  Vgl. Kübler (2003): 540. 
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weiterer Akteure sowie Machtgewinn als Teilnehmer an Verhandlungsprozessen.1311
Dadurch wird der staatlichen Ebene Handlungs- und Durchsetzungsmacht in einem 
vielleicht schon verloren geglaubten Policy-Bereich zurückgegeben.  
Wenn daneben von einem Bedeutungsgewinn einer regionalen Ebene gesprochen wird 
(Kap. 2), so geschieht dies also nicht automatisch durch den Verlust einer Steuerungs-
fähigkeit und die Übertragung jener Steuerungsmöglichkeiten auf eine andere. Die 
Modernisierungsstrategie, eine „Reterritorialisierung“1312 als Ausgangspunkt der Globa-
lisierung, führt vielmehr zu neuwertigen und neuartigen Formen staatlicher Steuerung. 
„Die pauschale These eines Machtverlustes oder einer durch die Internationalisierung 
und Globalisierung erzeugten Unfähigkeit zur Steuerung gesellschaftlicher Prozesse 
lässt sich jedenfalls nicht aufrecht erhalten.“1313 Es geht also nicht um „to bypass the 
nation-state“1314, wie es Kritiker formulieren. Ein selbstorganisiertes Handeln in den 
Regionen verläuft nämlich innerhalb der bestehenden Institutionen und bedeutet keine 
Selbstregelung, die unabhängig vom Staatswesen möglich ist.1315 Diese Befürchtung 
wäre freilich auch unbegründet, weil mit Governance grundsätzlich keine neuen 
staatsorganisatorischen Strukturen verbunden werden. Governance-Prozesse dienen 
der Ergänzung traditioneller Strukturen.1316
Mit ‚Regionen Aktiv’ hat der Staat in Ergänzung zu seinen bisherigen Instrumenten ein 
Programm installiert, um seine (meist gleichgebliebenen) Ziele in veränderter Form zu 
erreichen. Eine Schwerpunktverlagerung richtet sich in dieser Hinsicht auf Kooperati-
onsaufgaben und das Management von Interdependenzen. Die Neubestimmung staat-
licher Aufgaben heißt aber nicht, dass staatliches, interventionistisches Handeln obso-
let geworden ist.1317 Der Staat selbst verzichtet nicht auf seine Möglichkeiten zur poli-
tischen Steuerung. Dieses Verhalten hat Voigt bereits 1995 festgestellt: „Der moderne 
Staat ist deutlich hoheitsreduziert, verzichtet damit aber keineswegs auf den Anspruch 
politischer Gestaltung.“1318 Das Vordringen eines konsensualen Politikmodells ist also 
kein Indiz für den Rückzug des Staats, sondern beschreibt eher den Übergang zu ei-
nem kooperativen Staat.1319 Aus dieser Betrachtung ist die Zunahme nicht-
hierarchischer Steuerung nicht das Indiz eines Niedergangs, sondern ein Beweis für 
die Wandlungsfähigkeit von Staatlichkeit1320 und den „Formwandel staatlicher Macht-
ausübung.“1321
„Die gewachsene Bedeutung nichtmarktlich-privater und gemischt staatlich-
gesellschaftlicher Regelung ist weithin als Verlust zentraler politischer Steue-
                                         
1311  Vgl. Schuppert (2005): 450. 
1312  Als Kritiker vgl. Brenner (1997): 7-30. 
1313  Benz (2001a): 238. 
1314  MacLeod, Goodwin (1999): 505. Brenner und Heeg kritisieren generell den Transfer neuer Governance-
Formen auf die regionale/ lokale Ebene, da sich ihrer Meinung nach, die Globalisierungsebene dadurch 
auszeichnet, dass es keine privilegierte geografische Ebene mehr gibt. Vgl. Brenner, Heeg (1999): 114. 
1315  Vgl. Fürst, Lahner, Zimmermann (2004): 29f. 
1316  Vgl. Frey (2003b): 457. 
1317  Vgl. Kooiman (2005): 151. 
1318  Voigt (1995): 76. Vgl. auch Pohn-Weidinger (2003): 11. 
1319  Vgl. Einig (2003): 479. 
1320  Pierre, Peters (2000): 197 in Blumenthal (2005): 1170. 
1321  Vgl. Mayntz (1995): 163 in Schuppert (2005): 378. 
STEUERUNGS- UND HANDLUNGSCHANCEN DURCH REGIONAL GOVERNANCE 203 
rungsfähigkeit interpretiert worden und vermittelt den Eindruck eines schwachen 
oder [..] nur noch halbsouveränen Staats. Tatsächlich handelt es sich jedoch in 
erster Linie um einen Formwandel staatlichen Handelns.“1322
Im Übrigen geschehen Governance-Prozesse in erster Linie – und so auch ‚Regionen 
Aktiv’ – durch top-down-Initiierung, so dass der staatlichen Ebene eine gewisse Frei-
willigkeit unterstellt werden muss. Dem Staat ist es möglich, zwischen Governance-
Strukturen zu wählen und diese zu bestimmen.1323 Des Weiteren ist der Staat nur 
dann kooperationsfähig, wenn er aus einer starker Position heraus verhandeln kann. 
Nur ein handlungsfähiger Staat ist auch in der Lage, gesellschaftliche Akteure und 
Partner zur Kooperation zu veranlassen.1324
Somit führt eine sektorübergreifende Programmförderung, wie dies mit ‚Regionen Ak-
tiv’ im Sinne eines (Good) Rural/ Regional Governance-Ansatzes und unter dem As-
pekt des Nachhaltigkeitsfaktors vollzogen wurde, zu einer damit einhergehenden 
zwingenden Koordination und Kooperation der verschiedenen staatlichen Ausfüh-
rungsorgane, was im Umkehrschluss zu einer Steigerung der Staatsquote führt. 
Erfolgreiche Rural/ Regional Governance-Ansätze wie ‚Regionen Aktiv’ sollten dennoch 
nicht dazu verführen, in einen „Aktionismus“1325 zu verfallen. Governance-Prozesse 
sollten nicht dort als normativ bessere Lösung propagiert werden, „wo eine Konkur-
renz mit legitimierten Formen von Government stattfindet“1326.
6.2 NEUE AUSRICHTUNG DER REGIONALEN UND LÄNDLICHEN ENTWICKLUNGSPOLITIK
6.2.1 ELER 
Nach einem deutschen Vorschlag kam es zur Neuorganisation der Programmplanung 
zur Förderung der ländlichen Entwicklung auf der europäischen Ebene. Für die Förder-
phase von 2007-2013 wurde die europäische Förder- und Strukturpolitik, welche die 
zweite Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) ausmacht, neu strukturiert und in 
einer neuen Verordnung zur Förderung des ländlichen Raums gebündelt (in der davor 
gültigen Förderperiode bestanden zwei Fonds (EAGFL-G und EAGFL-A), die Verord-
nung (VO) 1257/1999 zur Förderung ländlicher Räume sowie mehrere Gemeinschafts-
aufgaben wie u.a. LEADER+, Urban, Interreg, die auf den ländlichen Raum gewirkt 
haben).1327 Im Juli 2004 legte die EU die ersten Entwürfe zur Vorbereitung der Förde-
                                         
1322  Mayntz (2004): 72. 
1323  „The government can set the parameters to network actions.“ Rhodes (1997): 57. In diesem Sinne 
wäre es nicht richtig, von einem Verlust zu sprechen, sondern allenfalls von einer Abgabe oder Aufgabe 
von staatlichen Funktionen. Einige Meinungen gehen sogar so weit, dass durch Governance-Prozesse 
eine Anpassungsfähigkeit und Wiedergewinnung von Steuerungsfähigkeit gesellschaftlicher Prozesse er-
reicht werden kann. Vgl. Kooiman (1993): 1; Wood, Komlosy (1997). 
1324  Vgl. Benz (2001a): 239. 
1325  Vgl. Genosko (1999): 118; Benz, Fürst (2003): 211. 
1326  Blumenthal (2005): 1164. 
1327  Im Gegensatz zur Förderperiode 2000-2006 wurden die bestehenden Förderfonds zur ländlichen Ent-
wicklungspolitik zu einem Europäischen Landwirtschaftsfonds zusammengefasst und somit vereinfacht. 
Vgl. Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft (Hg.) (2004): 3. Der Bereich ‚Ländliche Entwicklung’ 
hat seit der AGENDA 2000 den Status der zweiten Säule der Agrarpolitik. Zur ersten Säule der GAP ge-
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rungsphase 2007-2013 vor, die anschließend, ein Jahr später, in der VO 1698/2005 
vom Europäischen Rat verabschiedet wurden. Die gegenwärtige Ausgestaltung der 
Förderung der Landwirtschaft und der ländlichen Räume durch die EU wurde mit der 
Verordnung ‚Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER)’ festgelegt. 
Diese ELER-VO (1686/2005) wurde am 19.09.2005 beschlossen und ist nach Inkraft-
treten am 22.10.2005 das ab dem 01.01.2007 gültige Rahmenförderprogramm der 
EU. Damit besteht nur noch ein Fonds zur ländlichen Entwicklung: 
„Durch die Verwendung eines einzigen Fonds werden die Wettbewerbsfähigkeit 
der Land- und Forstwirtschaft, die Umwelt und die Landbewirtschaftung sowie 
die Lebensqualität und die Diversifizierung der Tätigkeiten im ländlichen Raum 
verbessert. Des Weiteren werden aus dem ELER Strategien zur lokalen Entwick-
lung und Maßnahmen zur technischen Hilfe finanziert (Projekte nach der Art des 
LEADER-Konzepts).“1328
Die Durchführung und Ziele von ELER1329
Grundlage des Fonds sind die gemeinschaftlichen strategischen Leitlinien, die auf Vor-
schlag der Kommission durch den Rat angenommen und vom Parlament genehmigt 
werden müssen. Die nationalen Mitgliedsstaaten entwickeln auf dieser Basis soge-
nannter nationale Strategiepläne der ländlichen Entwicklung, die der Kommission zur 
Zustimmung vorgelegt werden müssen. Ein solcher Strategieplan umfasst u.a. die Be-
wertung der Lage, das mögliche Entwicklungspotenzial und die gewählte Strategie, 
thematische und gebietsbezogene Prioritäten sowie die Liste der Entwicklungspro-
gramme. Die Entwicklungsprogramme besitzen für die Dauer von sieben Jahren Gül-
tigkeit (VO 1698/2005 Art. 15 Abs. 1) und können entweder als ein einzelnes oder ein 
Bündel von Programmen formuliert werden. Bei der Durchführung der Entwicklungs-
programme ist nunmehr auch eine ex-ante, ex-post sowie eine Halbzeitbewertung 
vorgeschrieben (VO 1698/2005 Art. 85/86). 
Mit ELER werden vier Ziele bzw. Schwerpunkte verfolgt (VO 1698/2005 Art. 4) (s. 
Abb. 7):1330
? Ziel 1: Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft und Forstwirt-
schaft (Budgetanteil am Fonds 20%): 
Förderung der Umstrukturierung, der Entwicklung, der Innovation, durch:  
Maßnahmen zur Förderung der Kenntnisse und Stärkung der Humanressourcen 
(Beratungsleistungen, Qualifizierungsmaßnahmen für Landwirte etc.); Maßnahmen 
zur Umstrukturierung und Weiterentwicklung des Sachkapitals (Agrarinvestitions-
förderung, Flurneuordnung und ländlicher Wegebau, forstwirtschaftliche Infrastruk-
turmaßnahmen, Hochwasser- und Küstenschutzmaßnahmen etc.); Maßnahmen zur 
Verbesserung der Qualität der landwirtschaftlichen Produktion und der Erzeugnisse 
(Förderung der Verarbeitung und Vermarktung etc.). 
                                                                                                                             
hören Marktordnungen, Direktzahlungen und Cross Compliance Standards. Eine chronologische Ent-
wicklung der EU-Strukturpolitik, auf die auch noch andere Fonds wirken (EFRE, ESF), gibt Goch (2005): 
186-196. 
1328  Europäische Union (Hg.) (2006). 
1329  Vgl. Europäische Kommission (Hg.) (2005). 
1330  Vgl. Europäische Kommission (Hg.) (2005).; Loriz-Hoffmann (2006): 14. 
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? Ziel 2: Schutz der Umwelt und Landschaft sowie Förderung der Landbewirt-
schaftung durch Landmanagement (Budgetanteil am Fonds 65%): 
Maßnahmen zur Förderung nachhaltiger Bewirtschaftung land- und forstwirtschaft-
licher Flächen (Ausgleichszahlungen, Wald- und Agrarumweltmaßnahmen etc.). 
? Ziel 3: Verbesserung der Lebensqualität im ländlichen Raum und Förderung der 
Diversifizierung der Wirtschaft (Budgetanteil am Fonds 10%): 
Maßnahmen zur wirtschaftlichen Diversifizierung (Förderung des ländlichen Tou-
rismus, nichtlandwirtschaftliche Tätigkeiten etc.); Maßnahmen zur Verbesserung 
der Lebensqualität (Dorferneuerung, Grundversorgung, Erhalt des ländlichen Kul-
turraums etc.); Berufsbildungs- und Informationsmaßnahmen (Bildung lokaler 
Entwicklungsstrategien).  
? Ziel 4: LEADER (Budgetanteil am Fonds 5%):1331
Gebietsbezogene lokale Entwicklungsstrategien, die auf subregionaler Ebene für 
genau umrissene ländliche Gebiete bestimmt sind. Der Leader-Ansatz greift auf die 
anderen Ziele über, d.h., dass die Umsetzung der Programme durch Entwicklungs-
konzepte und in einem kooperativen Ansatz möglich werden. Dabei muss jedes 
Programm der ländlichen Entwicklung eine LEADER-Achse enthalten. 
Durch die Zusammenführung 
der beiden Fonds haben sich 
also weniger die Ziele als 
vielmehr das Verfahren geän-
dert. ELER ist der Versuch, 
auf die entstandenen Proble-
me der vergangenen Förder-
zeiten zu reagieren und mit 
einer Neuorganisation diese 
Mängel in der Strategieaus-
richtung und Zielformulierung 
zu reduzieren. Dazu gehört 
erstens eine Erweiterung des 
Empfängerkreises für Zuwen-
dungen über die Berufssparte 
der Landwirte hinaus.1332
Zweitens erhält nun LEADER, 
das seit drei Förderperioden 
(1991-1993; 1994-1999; 
2000-2006) ein eher mit be-
scheidenen Mitteln versehenes Versuchsprogramm zu neuen Fördergrundsätzen war, 
den Status einer eigenständigen Achse. Durch die Wirkung auf die anderen Schwer-
punktachsen nimmt LEADER damit eine Sonderrolle unter den Zielen ein, der An-
spruch und die Wirkungsweise dieses Instruments wird neu beurteilt. Jedoch hat nicht 
                                         
1331  LEADER steht für „Liaison entre de développement de l´éconoie rurale“ („Verbindung zwischen Aktio-
nen zur Entwicklung der ländlichen Wirtschaft“) und hatte in den bisherigen Ausprägungen einen neu-
en, kooperativen Förderansatz zur ländlichen Entwicklung zum Ziel. Auf der Grundlage von LEADER+ 
wurde ‚Regionen Aktiv’ initiiert. 
1332  Vgl. Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft (Hg.) (2004): 15. 
Abb. 7:  Durchführung der ELER – Verordnung 
Quelle: Eigene Darstellung. 
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LEADER Eingang in die Mainstreamförderung zur ländlichen Entwicklung gefunden, 
sondern es hat eine Umgestaltung der Mainstreamförderung nach den LEADER-
Grundsätzen stattgefunden – als direkte Auswirkung der Erfahrungen aus diesem 
(mehrjährigen) Modellvorhaben.1333 Eine derartige Zusammenführung der Mainstream-
förderung zur ländlichen Entwicklung und des LEADER-Ansatzes mit gleichen Durch-
führungs-, Verwaltungs- und Kontrollvorschriften kann zu einer Vereinfachung der 
verwaltungstechnischen Abwicklung führen. Mit dem übergreifenden Schwerpunkt LE-
ADER wird eine Mainstreamförderung erstmals von einem Regionalisierungsinstrument 
geprägt.
Mit ELER und dem LEADER-Ansatz sollen nunmehr speziell „Maßnahmen zur Umset-
zung von lokalen Entwicklungsstrategien [..] durchgeführt werden“ (VO 1698/2005 
Abs. 48).1334 Dazu sollen regionale, lokale Partnerschaften gebildet werden, die von 
den Akteuren der zuständigen regionalen, lokalen und sonstigen öffentlichen Körper-
schaften, Wirtschafts- und Sozialpartnern, sonstigen Einrichtungen und der Zivilgesell-
schaft vertreten werden (VO 1698/2005 Art. 6 Abs. 1). Die Auswahl dieser Akteure 
bestimmt allerdings der beteiligte Staat. Die Aufgabe der Partnerschaft liegt in der 
Ausarbeitung und Begleitung des nationalen Strategieplans sowie die Erstellung, 
Durchführung, Begleitung und Bewertung der Entwicklungsprogramme für den ländli-
chen Raum (VO 1698/2005 Art. 6 Abs. 3). 
6.2.2 Der Ansatz der integrierten ländlichen Entwicklung (ILE) 
Nach dem Ansatz der EU-Kommission für die Ausgestaltung der zweiten Säule der 
GAP, der Entwicklung des ländlichen Raums, wurde schon in der letzten Legislaturpe-
riode das Ziel angestrebt, auch die GAK zu einem „Instrument zur Förderung der 
nachhaltigen Entwicklung des ländlichen Raumes“1335 umzuschreiben. Dies erklärten 
die beiden Koalitionsparteien sowohl in ihrer Koalitionsvereinbarung als auch in ihren 
jeweiligen Wahlprogrammen. Im Grundsatzprogramm von Bündnis 90/ Die Grünen 
werden hierzu Problemfelder aufgezeigt, die sich durch das Verhältnis der Städte zu 
den ländlichen Räumen ergeben. Hierin wird unter anderem gefordert, die Kommunal-
politik in ein „System tragfähiger regionaler Abstimmungen“ einzubetten, um somit 
eine Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung angesichts wachsender regionaler 
Verflechtungen zu erreichen. Um den Problemen des Flächen- und Ressourcen-
verbrauches, der Umweltbelastungen und steigenden Infrastrukturkosten, die durch 
die Konkurrenz von Städten mit ihrem Umland sowie aus den Folgen der Globalisie-
rung entstehen, entgegenzutreten, sollen die regionalen Wirtschaftskreisläufe zwi-
schen Stadt, Region und ländlichem Raum durch „Kooperation, Führungsvorteile, Aus-
tauschfunktionen und wechselseitige Nachfrage“ gestärkt werden, die insbesondere für 
das Handwerk, kleine Dienstleistungsbetriebe und verbrauchernahe Landwirtschaft 
                                         
1333  Vgl. Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft (Hg.) (2004): 5; 26. 
1334  Für die jeweiligen Ziele gelten unterschiedliche Kofinanzierungsraten. Vgl. Europäische Kommission 
(Hg.) (2005): 28. 
1335  Vgl. Sozialdemokratische Partei Deutschlands; Bündnis 90/ Die Grünen (2002): 40f. Diese Forderung 
wird auch von Nichtregierungsorganisationen vertreten. Vgl. Lübbeke (2002b): 14. 
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förderlich sind.1336 Im damaligen Ernährungs- und Agrarpolitischen Bericht der Bun-
desregierung werden diese Punkte aufgegriffen. Dabei muss das langfristig zu verwirk-
lichende Ziel die 
„Förderung nachhaltiger Wirtschafts- und Lebensbereiche im ländlichen Raum 
sein, in die die Land- und Forstwirtschaft eingebunden ist, die aber auch über 
den eigentlichen Agrarbereich hinausgeht. Hierzu ist eine stärkere Ausrichtung 
der Konzepte und Maßnahmen auf die einzelnen Regionen mit ihren individuellen 
Stärken, Schwächen, Chancen und Risiken erforderlich. Neben der Erarbeitung 
und Umsetzung von integrierten Handlungskonzepten auf regionaler und lokaler 
Ebene ist eine stärkere Verflechtung der raumwirksamen Politikfelder (regionale 
Wirtschaftsförderung, Arbeitsmarktpolitik, Landwirtschaft, Verkehr, Umwelt, 
Bauwesen, Raumordnung), eine verstärkte Kooperation der unterschiedlichen 
Akteure in den Regionen und eine stärkere Besinnung auf die Eigenkräfte jeder 
einzelnen Region erforderlich.1337
Im Zuge der Umgestaltung der europäischen Regionalentwicklung mit der ELER-VO 
wurden die EU-Mitgliedsstaaten aufgefordert, einen nationalen Strategieplan zur För-
derung des ländlichen Raums zu entwickeln. Deutschland hat seinen ‚Nationalen Stra-
tegieplan für die Entwicklung ländlicher Räume 2007 bis 2013’ am 19.September 2006 
verabschiedet. In Deutschland übernimmt dafür die GAK die Rahmenregelung. Die 
Ausarbeitung dieser Entwicklungsprogramme übernehmen dann Regionen, in Deutsch-
land sind dies die Flächenbundesländer (VO 1698/2005 Art. 15 Abs. 2). Dabei müssen 
die Inhalte dieser Entwicklungsprogramme u.a. eine Analyse der Situation (Stärken/ 
Schwächen), die Strategieausrichtung und Entwicklungsschwerpunkte sowie einen 
Finanzierungsplan beschreiben (Art. 16). Die dann von den Bundesländern aufgesetz-
ten Programme beschreiben die Schwerpunkte der Förderung, die Verwaltung und die 
Verwendung der Finanzmittel. 
„In der Nationalen Strategie werden u.a. das strategische Gesamtkonzept und 
die nationalen Prioritäten für die Förderung aus dem ELER in Deutschland festge-
legt. Die GAK bildet einen inhaltlichen und finanziellen Kern vieler Länderpro-
gramme. Bund und Länder sind sich einig, die Grundkonzeption der GAK-
Maßnahmen fortzuführen. In verschiedenen Förderbereichen sollen konkrete 
Schritte zur weiteren Angleichung der Förderbestimmungen zwischen neuen und 
alten Bundesländern beschlossen werden. Die Förderung der integrierten ländli-
chen Entwicklung soll dahingehend erweitert werden, dass die ab 2007 nach 
dem ELER vorgesehene Anwendung des LEADER-Konzepts auch bei GAK-
Maßnahmen umgesetzt werden kann.“1338
Dieser Ansatz und Begriff der integrierten ländlichen Entwicklung (ILE)1339 wird erst 
seit wenigen Jahren verwendet. Erstmals im Dezember 2003 wurde ILE als neuer För-
                                         
1336  Zitate nach Bündnis 90/ Die Grünen (2002a): 34-54. 
1337  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2003a): 64. 
1338  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006a): 5. 
1339  Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft; Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(Hg.) (o.J.): 13. 
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dergrundsatz in den Rahmenplan der GAK 2004-2007 – und somit in die Mainstream-
förderung – eingeführt. Mit ILE sind fünf Prinzipien verbunden:1340
? gebietsbezogener Ansatz (nicht einzelne Sektoren), 
? Sektor übergreifender Ansatz (Synergien zwischen unterschiedlichen Politiken 
und Förderbereichen), 
? partnerschaftlicher Ansatz (horizontale und vertikale Kooperation), 
? dynamischer Ansatz (kontinuierliche Weiterentwicklung durch Austausch und 
Monitoring), 
? langfristiger Ansatz (mittel- und langfristige Entwicklungen stehen im Mittel-
punkt).
‚Integriert’ bedeutet dabei, dass „einzelne Instrumente und Entwicklungsaktivitäten in 
eine inhaltlich und räumlich aufeinander abgestimmte Planungsebene zusammenge-
führt werden“1341 (so z.B. die Instrumente Regionalmanagement, integrierte ländliche 
Entwicklungskonzepte (ILEK), Dorferneuerung, Flurneuordnung und Infrastrukturmaß-
nahmen (z.B. ländlicher Wegebau)) und ein Austausch unter den verschiedenen be-
troffenen Akteuren stattfindet: 
„Im Mittelpunkt integrierter ländlicher Entwicklung steht die Partnerschaft zwi-
schen Politik und Verwaltung, den Bürgerinnen und Bürgern, der Wirtschaft und 
der Wissenschaft.“1342
ILE bedeutet also Prozess und Koordination und stellt eine ‚moderne Variante’ der Be-
schreibung eines endogenen Modells im ländlichen Raum und zugleich einen übersekt-
oralen, d.h. einen verschiedene Politikfelder übergreifenden Ansatz dar, um unter Be-
achtung von Ökonomie, Ökologie und Sozialem1343 „die sozialen, kulturellen und wirt-
schaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang 
bringen“ (ROG § 1) zu können.  
Die ländlichen Entwicklungsprozesse orientieren sich dabei an den bereits bekannten 
Regionalisierungsstrategien. Mit der Beteiligung der „aktiven Bevölkerung“ soll ein 
Konzept zur zukünftigen Entwicklung der Region festgelegt werden. Die Form der Ko-
operationen wird dabei nicht vorgegeben. Auch die Beteiligung von externen Beratern 
ist möglich. Diese „Beteiligungsstrukturen sichern den demokratischen Charakter“ oh-
ne das Ziel zu verfolgen, eine „Parallelstruktur zu demokratisch legitimierten Kommu-
nal- und Kreisparlamenten“ aufzubauen. Eine genaue Festlegung, wie die Beteili-
gungsstrukturen auszusehen haben, gibt es hierzu aber nicht. Es wird lediglich erwar-
tet, dass zu einer regionalen Partnerschaft ein „ausgewogener Interessen- und Per-
spektivenmix“ bestehen soll, womit Akteure aus der Politik und Verwaltung sowie 
„wichtigste gesellschaftliche Gruppen und engagierte Bürgerinnen und Bürger“1344 ge-
meint sind.  
Als Voraussetzungen für eine integrierte ländliche Entwicklung gelten: 
                                         
1340  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2005): 8. 
1341  Bayerisches Staatsministerium für Landwirtschaft und Forsten (Hg.) (2005): 4. 
1342  Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2005): 7. 
1343  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2005): 7. 
1344  Zitate nach Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2005): 12; 
19f. 
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? der Wille zur Kooperation, 
? ein Regionalmanagement zur Steuerung der Regionalentwicklung, welches mit 
Fördermitteln eine Anschubfinanzierung erhält (jeweils sechs mögliche Organi-
sationsformen: öff.-rechtl. Trägerschaft (Zweckverband), halbprivat/ halböff. 
Trägerschaft (Entwicklungsagenturen), privatrechtlich (GmbH, Stiftung), ge-
meinnütziger Verein, öff. Trägerschaft ohne Rechtsverbindlichkeit (kommunale 
AG), freiwillige Zusammenarbeit ohne rechtliche Verankerung (Regionalforen 
etc.),
? eine Öffentlichkeitsarbeit und ein Umfeldmanagement (Information, Motivation, 
Zielvermittlung, Legitimation), 
? die Hilfe von außen (durch eine initiierende finanzielle Förderung, mit dem Ziel, 
langfristig sich selbsttragende Strukturen zu installieren)1345,
? rechtliche Rahmenbedingungen, unter Beachtung des europäischen Wettbe-
werbsrechts, den Haushaltsordnungen von Bund, Ländern, Gemeinden sowie 
weiteren Vorgaben durch Förderprogramme, 
? regelmäßig stattfindende Evaluierungen (ex-ante, Zwischenevaluierung, ex-
post) der Projekte und des Prozesses.1346
Die integrierte nachhaltige Landentwicklung verwirklicht einen 
„gebündelte[n] Einsatz von Maßnahmen und Finanzmitteln, an den örtlichen und 
regionalen Bedürfnissen und Möglichkeiten ausgerichtete, flexible und transpa-
rente Planung sowie schnelle und effiziente Realisierung von Maßnahmen.“1347
6.2.3 Neue Leitbilder in der Raumentwicklungspolitik …  
Auf der Grundlage eines Diskussionsprozesses von 2003-2005 hat die Ministerkonfe-
renz für Raumordnung am 30.06.2006 neue Leitbilder der Raumentwicklung in 
Deutschland als Fortschreibung des ORA (1993) und des Raumordnungspolitischen 
Handlungsrahmens (1995) formuliert (s. Kap. 4.1.1). Diese Leitbilder beschreiben die 
Aufgabenschwerpunkte der Raumordnung und dienen („zwischen den raumbezogenen 
politischen Zielsetzungen, den verbindlichen Festlegungen der Raumordnungspläne 
und konkreten Projekten der Handlungsebene“) als „Orientierungshilfe“ für Entschei-
dungs- und Planungsträger bei Bund, Ländern und Gemeinden sowie dem privaten 
Sektor, d.h. sie beinhalten keine planerischen oder konkreten Festlegungen.1348
Leitbild 1: „Wachstum und Innovation“:  
Wirtschaftliches Wachstum und Innovationen sollen erreicht werden durch eine Wei-
terentwicklung von Partnerschaften zwischen Stadt und Land. Es sollen Impulse für 
Regional Governance und eine verbesserte Selbstorganisation gegeben werden. Zent-
rales Strategieelement sind hierbei elf Metropolregionen, die als Wachstumsmotoren 
beschrieben werden. Handlungsschwerpunkte liegen u.a. auf dem Ausbau der Ver-
kehrsinfrastruktur, der Förderung von ‚Leuchtturmprojekten’ und technisch-indus-
                                         
1345  Nach ILE wird gefördert: die Erstellung der Entwicklungskonzepte (bis zu 75%, Zuwendungsempfänger: 
Gemeinden, Gemeindeverbände oder regionale Partnerschaften unter Einbeziehung von Gemeinden) 
sowie das Regionalmanagement (bs zu 70%, max. 75.000 pro Jahr, max. 5 Jahre), siehe hierzu auch 
www.bmwa.bund.de/navigation/Unternehmer/forderdatenbank.html. 
1346  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2005): 25-49. 
1347  Bundesministerium für Wirtschaft; Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (Hg.) 
(o.J.): 18. 
1348  Vgl. Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (Hg.) (2006): 1ff.; Aring, Sinz (2006): 
43f. 
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triellen Clustern. In peripheren Regionen hilft dieser Ansatz zur Nutzung endogener 
Potenziale und zur Stärkung von Mittelstädten als Entwicklungskerne. 
Leitbild 2: „Daseinsvorsorge sichern“:  
Insbesondere vor dem Hintergrund eines allgemeinen demografischen Wandels soll die 
Grundversorgung aller Bevölkerungsschichten sichergestellt werden.  
Leitbild 3: „Ressourcen bewahren, Kulturlandschaften gestalten“:  
Die Gestaltung räumlicher Entwicklung soll auch dem Nachhaltigkeitskonzept Rech-
nung tragen. 
Diese neuen Leitbilder in der deutschen Raumordnung beschreiben einen weiteren 
Wandel bei Handlungsschwerpunkten der Raumentwicklung, bei dem politische Aufga-
ben und keine Raumkategorien (ländliche Räume, Ballungsräume) in den Vordergrund 
geraten sind.1349 Sie sind vor dem Hintergrund einer neuen Typisierung des Raums 
entstanden und repräsentieren eine neue Methodik zur Analyse räumlicher Disparitä-
ten. Demnach gibt es drei Grundtypen des Raums: den Zentralraum, den Peripher-
raum und den Zwischenraum. Diese Neuordnung der Raumentwicklungspolitik wird 
auf die Veränderungen und Herausforderungen der wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen zurückgeführt, die eine Anpassung ihrer Ausrichtung unumgänglich machen: Dies 
betrifft besonders das Ziel der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse durch die An-
passung des Zentrale-Orte-Konzepts, das Entwicklungsziel, in welchem die räumliche 
Entwicklung auch als Instrument gesehen wird, um wirtschaftliches Wachstum errei-
chen zu können sowie das Ordnungsziel, welches der Raumordnung eine Quer-
schnittsperspektive und moderierende Rolle zuweist.1350
Rolle der Regionalplanung 
Da die bisherigen Ausführungen in dieser Arbeit gezeigt haben, dass es unter Umstän-
den zu problematischen Konstellationen von regionalen Akteuren kommen kann, be-
schäftigen sich gegenwärtig einige Publikationen besonders mit der Frage nach einem 
(neuen) Akteur in Regional/ Rural Governance-Prozessen. Dabei wird auch die Erwei-
terung der Rolle der Regionalplanung neu erörtert und im Sinne einer „kooperativen 
Regionalplanung“ hinterfragt. Die Regionalplanung könne in regionalen Kooperationen 
verschiedene Rollen ausfüllen, z.B. die als „Spielmacher“1351, „Informationsbroker“, 
„Anwalt der Region“, „Regionalmanager“1352 oder durch die Übernahme von Aufgaben 
im Rahmen einer „Regionaldiplomatie“1353. Die Regionalplanung wäre grundsätzlich 
auch in der Lage, zusätzliche Aufgaben, wie die eines Initiators oder Moderators von 
regionalen Entwicklungsstrategien zu übernehmen.1354 Für ein solches Szenario gibt es 
jedoch einerseits institutionelle Einschränkungen (Dominanz der Ordnungsfunktion, 
                                         
1349  Vgl. Aring, Sinz (2006): 45-48; Aring (2005): 22-52; Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (Hg.) (2006): 8-22. Im Rahmen des Lissabon/ Göteborg-Prozesses der europäischen Union 
wurden Handlungsfelder definiert, die die Ziele zu mehr Arbeit und Beschäftigung sowie einer innovati-
ven, wirtschafts- und innovationsfreundlichen EU erreichen sollen. 
1350  Vgl. Aring (2005): 9; 16. 
1351  Zitate nach Knieling, Fürst, Danielzyk (2003): 175; 196f. 
1352  Zitate nach Knieling (2003): 476. 
1353  Priebs (1998a): 212. 
1354  Vgl. Danielzyk, Rietzel (2003): 513. 
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Kollektivgutcharakter der Regionalplanung, Asymmetrie der Kosten-Nutzen-Verteilung, 
institutionalisierter Lokalismus, fehlende Tauschmasse, formalisierte Verfahren, 
schwache Ressourcenausstattung, Konflikte mit Planern und Politikern der Landes- 
und Fachplanung, Direktkontakte der Kommunen zur Landesplanung), andererseits 
Verhaltensmuster und Einstellungen der Akteure, die dagegen sprechen (fehlendes 
Regionalbewusstsein, kompetitive politische Kultur in der Region, feindliche Akteurs-
orientierung, distanziertes Verhalten beteiligter Behörden, Selbstverständnis und Ta-
gesroutinen der Regionalplanung).1355 Dennoch ließe sich eine kooperative Regional-
planung, wenn es denn politisch gewollt wäre, durchaus fördern und ihre sachliche 
Kompetenz und Moderations- und Überzeugungsfähigkeiten nutzen, wenn einmal die 
Ressortegoismen überwunden werden.1356
Die Rolle der Regionalplanung bei der Gestaltung von Regional Governance in 
Deutschland ist zwar interessant, aber letztendlich noch nicht eindeutig bestimmbar: 
Die Regionalplanung bietet einerseits die Rollen, die auch Regional Governance unter-
stützt (regionales Handlungsforum, organisatorischer Kern, Regionalkompetenz, In-
strumente (Regionalplan)) – insbesondere in der Kombination aus ordnungspolitischen 
und entwicklungspolitischen Elementen.1357 Sie kann aber andererseits wegen ihrer 
unzureichenden Ressourcen und einem anderen Planungsverständnis die Aufgaben nur 
zum Teil erfüllen. Wichtig ist auch, dass die Regionalplanung von den beteiligten Ak-
teuren meist nicht als regionaler Promoter verstanden und angenommen wird.1358
Dennoch ist anzunehmen, dass die Regionalplanung mit dem Einsatz von kooperativen 
Handlungsformen wirkungsvoller wird. 
6.2.4 …und trotzdem keine Veränderungen? 
Finanzielle Mittel zur Förderung der ländlichen Entwicklung – Tendenz sinkend 
Auch nach der letzten Agrarreform bleibt ein extremes Ungleichgewicht zwischen der 
ersten und zweiten Säule der GAP bestehen. Der Vorschlag der Europäischen Kommis-
sion sah vor, der ersten Säule (hauptsächlich Einkommenstransfers an die in der 
Landwirtschaft Beschäftigten) 301 Mrd. € für die Jahre von 2007-2013 zuzusprechen, 
während die zweite Säule stetig innerhalb der nächsten fünf Jahre von 10,5-13 Mrd. € 
auf max. 87 Mrd. € steigen sollte. Auf ihrer Einigung über den Finanzrahmen für den 
EU-Haushalt 2007 bis 2013 haben die EU-Staats- und Regierungschefs jedoch massive 
Einschränkungen in der zweiten Säule der GAP beschlossen. An dieser Entscheidung 
haben besonders die Nettozahler der EU, u.a. auch Deutschland durch die Bundes-
kanzlerin Angel Merkel (CDU), entscheidend mitgewirkt. Der Kompromiss sieht vor, 
dass die Ausgaben der ersten Säule auf 293 Mrd. festgeschrieben werden, was eine 
moderate Reduzierung um ca. 3% bedeutet. Für die zweite Säule sollen aber nur noch 
rund 69 Mrd. € aufgewendet werden. Der Kommissionsvorschlag wurde also um 18 
Mrd. € (20% der ursprünglichen Mittel) unterboten. Werden die Modulationsmittel (die 
                                         
1355  Vgl. Knieling, Fürst, Danielzyk (2003): 181f.; Benz, Henrich (1980): 20; Diller (2004): 273. 
1356  Vgl. Knieling (2003): 472; Zimmermann (2003): 41. Vorschläge für eine Attraktivitätssteigerung der 
Regionalplanung haben Knieling (2003): 474; Knieling, Fürst, Danielzyk (2003): 190f. 
1357  Vgl. Diller (2004): 278. 
1358  Vgl. Fürst (2003c): 449. 
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Mittel, die von der ersten in die zweite Säule umgeschichtet werden) noch hinzuge-
rechnet, beträgt die finanzielle Ausstattung der zweiten Säule max. 77 Mrd. €, was nur 
rund 27% des gesamten Agrarhaushalts sind.1359
Die europäischen Mittel in der neuen Finanzperiode bedeuten natürlich auch für 
Deutschland eine Kürzung. Die EU-Mittel für die ländliche Entwicklung in dem gesam-
ten Förderzeitraum betragen für Deutschland nunmehr rund 8.1 Mio. €, womit im Ver-
gleich zur Förderperiode 2000-2006 insgesamt 23% weniger Mittel zur Verfügung ste-
hen.
Für die GAK werden 2007 inkl. der Landesmittel rund 1 Mrd. € veranschlagt, was das 
gleiche Niveau wie im Vorjahr bedeutet. Von den 615 Mio. € Bundesmitteln für die 
GAK stehen 19% für die ILE zur Verfügung. Wenngleich betont wird, dass die finan-
ziellen Mittel das gleiche Niveau wie im Vorjahr erreichen, steht dem allerdings die 
bereits von 2005 auf 2006 vollzogene Kürzung der GAK-Mittel (von 685 auf 615 Mio. 
€) entgegen. 2004 besaß die ILE mit einem Haushaltsansatz von 150,5 Mio. € noch 
einen Anteil an der GAK von 22,2%. Doch bereits 2005 wurde dieser auf 134,5 Mio. € 
reduziert (19,6% Anteil an den gesamten GAK-Mitteln). Der Anteil der ILE an der GAK 
reduziert sich weiter, da der Haushalt 2007 eine leichte Erhöhung des BMELV-Etats um 
knapp 80 Mio. € vorsieht. In Verbindung mit der allgemeinen Inflationsrate muss fest-
gehalten werden, dass erstens die GAK-Mittel von 2006 auf 2007 gesunken sind und 
zweitens die ILE einen seit 2005 stetig sinkenden Anteil an den Gesamtausgaben der 
GAK besitzt.1360
Das Problem an dieser Stelle ist, dass diese Finanzschau bereits beweist, dass die Äu-
ßerungen von Seiten der Bundesregierung zur ländlichen Entwicklung mit ihrem Han-
deln, insbesondere bei den finanzpolitischen Fragen, nicht kongruent ist. Allen politi-
schen Äußerungen zur Stärkung einer ländlichen Entwicklung zum Trotz (sowohl auf 
der Bundes- als auch auf der europäischen Ebene) ist offensichtlich, dass zumindest 
der finanzielle Etat für dieses Politikfeld real gekürzt wird, während die konventionelle 
Agrarpolitik mit der 1. Säule der GAP weiterhin den Großteil der Fördersummen aus-
macht. Gerade im Bezug zur Politik für die ländlichen Räume besteht aber „Anlass zu 
Bedenken über die Wirksamkeit der Agrarpolitik“1361, da hiermit einzelne Landwirte 
und (in der Regel) Agrar- und Großunternehmen gefördert werden, anstatt eine integ-
rierte Standortförderung zu betreiben. 
Ausgestaltung der ILE – nicht immer in eine Richtung 
Die ILE und ELER gelten nun als Beispiel für die Inszenierung und Implementierung 
von kooperativen und koordinierten Ansätzen in die Mainstreamförderung.  
„Die bislang gesammelten Erfahrungen haben z.B. ihren Niederschlag in dem 
Fördergrundsatz „Integrierte ländliche Entwicklung“ in der GAK gefunden. ‚Regi-
onen Aktiv’ setzt auf eine weitere Intensivierung des Dialogs mit den Ländern 
sowie auf eine Verbreitung der Erfahrungen in Politik und alle ländlichen Gebiete 
in Deutschland. [..] Die Bundesregierung setzt auf eine vertiefte Orientierung am 
                                         
1359  Vgl. Reichert (2006): 22f. 
1360  Vgl. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006a): 60f.; 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2007a): 37f. 
1361  OECD (2006): 46. 
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Prinzip der Subsidiarität sowie die Stärkung bestehender Potenziale im ländlichen 
Raum auf der Grundlage kohärenter Gesamtstrategien. Die Förderung der ländli-
chen Entwicklung muss sich stärker als bisher auf die regionalen Erfordernisse 
konzentrieren. Hierzu ist die Eigenverantwortung zu stärken.“1362
Zwar wurden auch mit den neuen GAK-Grundsätzen einige Ergebnisse aus den Modell-
vorhaben LEADER+ und ‚Regionen Aktiv’ (und die Erfahrungen aus den Bundeslän-
dern) in die Hauptförderung übernommen – besonders die wichtigen Instrumente Re-
gionalmanagement und ländliche Entwicklungskonzepte gehören nun zur Regelförde-
rung1363 –, doch orientiert sich die Ausgestaltung der GAK immer noch „im Wesentli-
chen an der bisherigen Praxis“ einiger Bundesländer. Außerdem wird mit der freiwilli-
gen Übernahme von Instrumenten durch die Bundesländer die Ausgestaltung der ILE 
in Richtung integrative Ansätze kaschiert: Die meisten Bundesländer übernehmen die 
Aussagen des GAK-Rahmenplans zum ILE-Fördergrundsatz mit jeweils spezifischeren 
Aussagen zu Fördermodalitäten und bundesländerspezifischer Ausrichtung. Es gibt 
aber auch abweichende Regelungen in den Ländern: Baden-Württemberg z.B. über-
nimmt das Instrument Regionalmanagement überhaupt nicht und auch die ILEK sollen 
nur in geringerem Umfang gefördert werden. Ebenso in Bayern: Die ILEK mit ihrem 
Partnerschaftsansatz bildet dort lediglich eine Planungsgrundlage für die traditionellen 
Instrumente der Flurbereinigung und Dorferneuerung. Im bayerischen Landesentwick-
lungsplan heißt es – ohne eine weitere Begründung dafür zu geben –, „die Fördermaß-
nahme „Kooperation“ wird [..] vorerst nicht aufgenommen“. Über die Partizipation 
weiterer Akteure heißt es weiter, dass „eine breite Bürgerbeteiligung wie bei der Dorf-
erneuerung [..] nicht ohne weiteres auf die ILE übertragen werden“ kann. Daher ver-
folgt das Ministerium in Bayern in der Frage der Regionalentwicklungsstrategien eine 
Beschränkung der beteiligten Akteure auf „kommunalpolitische Akteure – Bürgermeis-
ter und Gemeinderäte“ und „Vertreter repräsentativer Bevölkerungsgruppen im Ge-
biet“1364. Dies zeigt, dass die Meinungen in den Bundesländern über die inhaltliche und 
thematische Breite der Instrumente Regionalmanagement und ILEK auseinander ge-
hen. Daher muss schließlich festgehalten werden, dass die Bundesländer in unter-
schiedlichem Maße bereit sind, regionalisierte Entwicklungsstrategien und -konzepte 
anzuwenden.1365 Wieder einmal wird bestätigt: Die Strategien des Bundes gehen nicht 
immer Hand in Hand mit den Strategien der Bundesländer einher.1366
                                         
1362  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006a): 5; 8. 
1363  Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2006a): 56. 
1364  Das bedeutet, dass lokale und regionale Behörden und Amtspersonen eine herausragende Stellung 
bekommen, weil ohne ihre freiwillige Bereitschaft zur übergemeindlichen Zusammenarbeit eine Voraus-
setzung für den Prozess nicht gegeben ist. Dieser Bezug zu den Gemeinden ist dergestalt eher eine 
Form der interkommunalen Zusammenarbeit, denn auch die Ergebnisse des ILE-Prozesses müssen von 
Gemeinden beschlossen werden. Eine Erläuterung, welche Gruppenvertreter hiermit gemeint sind, ist 
nicht gegeben. Zitate nach Bayerisches Staatsministerium für Landwirtschaft und Forsten (Hg.) (2005): 
7; 12; 18. In der Praxis der Regionalentwicklung (hier am Beispiel Bayern) ist eine ‚Neue Planungskul-
tur’ nur eingeschränkt zu finden. Zwar gibt es die vermehrte Einführung des Instruments der REK und 
dies auch in Verbindung mit dem Einsatz neuer Planungsstrategien (im Sinne der Projektorientierung). 
Aber im Falle von diskursiven Verfahren (im engeren Sinne) gibt es keine gleichberechtigten Kommuni-
kations- und Verhandlungspartner. Vgl. Ludwig (2005): 327. 
1365  Vgl. Gehrlein (2005): 365-376. 
1366  Die Bundesregierungen in den Jahren 1983-1998 vernachlässigten eine „regional wirksame Strukturpo-
litik bzw. ihre Aufgabe, in der Bundesrepublik interregionale Entwicklungsdifferenzen und Disparitäten 
zu reduzieren, immer mehr und konzentrierten sich dann in den 1990er Jahren vor allem auf den Auf-
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Die ILE ist zwar nun eine neue Bezeichnung für alle auf ländlichem Gebiet stattfinden-
den partnerschaftlichen Regionalentwicklungsprozesse,1367 doch es kann nicht von ei-
nem „gänzlich neuen Ansatz“ gesprochen werden. Trotzdem haben die Bundesländer 
mit ILE erstmals die Möglichkeit, endogene regionale Potenziale stärker zu fördern. 
Wie aber bereits dargestellt, auch anhand der vorangegangenen Finanzschau, zeitigen 
die staatlichen Akteure derzeit allerdings noch ein anderes Bild. 
Einschub: Aktuelle Versäumnisse in einem speziellem Politikfeld
Der Umwelt- und Nachhaltigkeitsgedanke, der sich in verschiedenen Programmen im-
mer häufiger findet (Ökologischer Landbau, Agrarumweltmaßnahmen etc., so auch in 
dem aktuellen Modellvorhaben ‚Regionen Aktiv’), ist generell ein einigendes Thema für 
eine Förderung regional-peripherer Entwicklung.1368 Das gilt auch für den Bereich der 
Wirtschaftsförderung und des Tourismus. Hier finden sich gute, bisher allerdings zu 
wenig genutzte und weiter gehende Möglichkeiten einer regionalen Kooperation.1369
Gerade aber in Bezug zum ökologischen nachhaltigen Landbau muss den Regierungen 
des Bundes und der Länder vorgeworfen werden, mit ihrer Politik einen Trend verpasst 
zu haben. Mit der Übernahme des Landwirtschaftsressorts durch Horst Seehofer (CSU) 
sind die Förderungen für eine nachhaltige Landwirtschaft stark zurückgegangen. Für 
2007 werden hierfür nur noch 16 Mio. € vorgehalten (2006: 20 Mio. €). Diese Mittel 
sowie Agrarumweltprogramme der Bundesländer dienen seit 1994 zur Förderung der 
Einführung und Beibehaltung des ökologischen Landbaus (2004 betrug die Förderung 
in Deutschland ca. 120 Mio. €). Für 2007 sind jedoch „moderate Absenkungen der 
Beihilfen für alle Agrarumweltmaßnahmen wie auch für den Ökolandbau beschlossen“ 
worden.1370
Obwohl feststeht, dass die Ausweitung des biologischen Landbaus ein höheres Maß an 
Wertschöpfung produziert als die konventionelle Landwirtschaft, führt eine Reduzie-
rung der Fördergelder (die in der Regel finanzielle Hilfen bei der Umstellung auf einen 
Biobetrieb betreffen) zu erheblichen Auswirkungen auf die derzeitige Entwicklung der 
Landwirtschaftsstruktur. Die Lebensmittel aus dem Biolandbau sind durch den Verkauf 
in Discountern und in den Supermärkten aus der Nische herausgetreten und können 
nun einer breiteren Bevölkerungsschicht angeboten werden. Das führt zu einem regel-
rechten Boom in diesem Lebensmittelsegment – seit Jahren verzeichnet der Absatz 
zweistellige Zuwachsraten (2006 ist der Umsatz um 16% auf 4,5 Mrd. € gestiegen). 
Bereits 2010 werden Biolebensmittel ihren Anteil am gesamten Lebensmittelmarkt auf 
6% verdoppelt haben. Der Verkauf und damit auch der Bedarf an Biolebensmitteln ist 
aber überproportional zu den Anbauflächen gewachsen. Die Bioanbaufläche ist gerade 
einmal um 3% gestiegen.1371 Das bedeutet im Umkehrschluss, dass zunehmend mehr 
Bioprodukte aus dem Ausland auf den Markt kommen (müssen). Weil in diesem Land-
wirtschaftsbereich die Wertschöpfung besonders attraktiv ist, richten sich immer mehr 
Länder (bes. Polen, China etc.) in ihrer Landwirtschaftsstruktur auf den deutschen 
Biomarkt ein.
Die deutsche Förderpolitik hat sich also gewandelt: Nach der Propagierung der Agrar-
wende durch Landwirtschaftsministerin Renate Künast (2001-2005), die den Versuch 
startete besonders Kleinbetriebe mit nachhaltiger Landwirtschaft zu fördern (und das 
gegen die Interessen der den Landwirtschaftsmarkt dominierenden Industriebetriebe) 
ist die jetzige Bundesregierung für eine Reduzierung der finanziellen Mittel der 2. Säu-
                                                                                                                             
bau Ost. Bis zur Gegenwart steht eine Diskussion über eine interregionale gerechte strukturpolitische 
Förderung der verschiedenen Regionen in der Bundesrepublik aus“. Goch (2004b): 40f. 
1367  Vgl. Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (Hg.) (2005): 8. 
1368  Vgl. Baldock et al. (2001): 14-35. 
1369  Vgl. Sauerland (2001): 486. 
1370  Vgl. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hg.) (2007b). 
1371  Geschäftsstelle Bundesprogramm Ökologischer Landbau in der Bundesanstalt für Landwirtschaft und 
Ernährung (2007) (Hg.): 2; 6. 
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le der GAP (und somit zugunsten der Produktionsgroßbetriebe in der Landwirtschaft) 
eingetreten. Diese vorgestellte Entwicklung führt dazu, dass ein hoher Anteil der 
Wertschöpfung durch die ökologische und nachhaltige Landwirtschaft ins Ausland 
transferiert wird, weil die notwendigen Unterstützungen der Landwirte, die auf den 
Markt (und damit die Kundenwünsche) reagieren wollen, versagt bleiben, während 
gleichzeitig am Grundsatz der massiven Förderung der konventionellen und traditio-
nellen Landwirtschaft in Großunternehmen (bspw. Bayer, Nestlé, Vion, Südzucker) 
nicht gerüttelt wird.1372
Raumordnung und Raumentwicklung – Konzentration auf die falschen Konzepte? 
Die Einführung neuer Leitbilder in die Raumordnung wie auch die Ausrichtung der 
Raumordnungs- und Raumentwicklungspolitik bei Bund und Bundesländern zeigt eine 
Hinwendung zu früheren regionalwissenschaftlichen Theorien. Diese Wachstumspol-
konzepte oder Zentrale-Orte-Strategie mit der zunehmenden Ausrichtung auf die För-
derung von Metropolen, regionalen Wachstumskernen und Clusteransätzen steht unter 
dem Deckmantel der von der EU bestimmten Lissabon-/ Göteborg-Ziele.1373 Dabei be-
steht aber die Gefahr, dass die Bedeutung für den ländlichen Raum abnimmt.  
„Während die grossen Stadtregionen in Deutschland, unterstützt durch eine an 
großräumigen europäischen Zielen orientierte Infrastrukturpolitik, zu metropoli-
tanen Wachstumszentren heranwachsen, fallen den meisten ländlichen Regionen 
dadurch nur noch Kompensationsfunktionen zu, auch wenn dies in der offiziellen 
Raumentwicklungspolitik nicht eingestanden wird. [..] Diese neue raumord-
nungspolitische Schwerpunktsetzung, die sich der gegenwärtigen neoliberalen 
Wirtschaftspolitik unterwirft, erhöht die Intensität des Spannungsfeldes zwischen 
ländlichen Räumen und Metropolregionen. Sie vergrössern im Ergebnis die räum-
lichen Disparitäten.“1374
Und tatsächlich scheinen die ersten Ergebnisse zu belegen, dass diese Leuchtturmthe-
orie die regionalen Disparitäten noch zu verstärken scheint: Die wirtschaftlich dynami-
schen Regionen sind anscheinend nicht in der Lage, den umliegenden wirtschaftlich 
schwächeren Regionen Wachstumsimpulse zu verleihen.1375
6.2.5 Fazit 
Einige dargestellten Instrumente sind in der derzeitigen politischen Steuerung als An-
reizinstrumente gefragt, so z.B. Wettbewerbe, Regionalmanagements, regionale Ent-
wicklungskonzepte etc. In bereits verschiedenen Programmen wurden ihre Wirkungs-
weisen getestet und konnten – wie am Beispiel ‚Regionen Aktiv’ dargestellt – Erfolge 
                                         
1372  Vgl. o.V. (2007b). 
1373  Vgl. Leber, Kunzmann (2006): 59. Der Europäische Rat hat auf seinem Gipfel 2000 in Lissabon das Ziel 
ausgegeben, die EU zur „wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbestimmten Wirtschaft der 
Welt“ zu machen. Dieses Ziel der Wettbewerbsfähigkeit soll durch eine Steigerung der Beschäftigung 
und des Produktivitätsniveaus erreicht werden. Ein Jahr später, auf dem Gipfel in Göteborg 2001, er-
gänzte der Rat das Wettbewerbsziel um das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung, auch: Nachhaltigkeits-
ziel. Zitate nach Europäische Kommission (Hg.) (2003). 
1374  Leber, Kunzmann (2006): 60. 
1375  Die Prognos AG hat Ende März 2007 den ‚Zukunftsatlas 2007’ herausgegeben, der sich mit der Wettbe-
werbsfähigkeit von Städten und Regionen in Deutschland befasst. Aus zeitlichen Gründen war es nicht 
mehr möglich, die vollständigen Ergebnisse dieser Analyse in diese Arbeit einzubauen, weshalb nur auf 
die Zusammenfasung verwiesen wird. Vgl o.V. (2007a); Prognos (2007). 
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erzielen. Förderprogramme dienen dabei meistens auch als Experimente: An diesen 
Praxistests, Modell- oder Demonstrationsvorhaben werden dann neue Verfahren und 
Strukturen der Steuerung und Organisation getestet. Im günstigsten Fall findet bei 
entsprechender Bewertung (und politischer Unterstützung) eine Übertragung dieser 
neuen Verfahren in die allgemeine Förderung statt. Einige besonders als erfolgreich 
angesehene Ansätze aus dem Modellvorhaben ‚Regionen Aktiv’ wurden auch schon in 
die Mainstreamförderung übernommen, was grundsätzlich zeigt, dass eine Implemen-
tierung von Regional und Rural Governance-Prozessen in die Mainstreamprogramme 
möglich ist.  
Die aktuelle europäische und bundesdeutsche Förderpolitik im ländlichen Raum ist 
jedoch immer noch – trotz besserer Ansätze und zunehmender integrativer Strategien 
– unzureichend auf eine Entwicklung des ländlichen Raums eingestellt. Will eine Politik 
diesem Raum Entwicklungschancen und -möglichkeiten verschaffen, müssen Politik-
maßnahmen aus der Nische heraustreten, d.h. es dürfen nicht nur Maßnahmen in eini-
gen Regionen ergriffen werden. Zudem müssen jene Maßnahmen mit anderen und 
sektoralen Politikinhalten eingebunden werden und mit entsprechenden finanziellen 
Mitteln ausgestattet werden.1376
Bisher besteht in den europäischen wie auch in den deutschen Förderinstrumenten 
eine weitgehende Gleichstellung der Landwirtschaft und ländlicher Entwicklung, was 
sich in einer immer noch sektorgebundenen Förderpolitik niederschlägt.1377 Auch an 
der GAK ist ablesbar, dass sich Fördermaßnahmen an die Landwirtschaft koppeln,1378
während der Zugang zu einer direkten Förderung nachhaltiger Projekte fehlt.1379
Zur ländlichen Entwicklung tragen ebenso die Wirtschaftsbereiche Tourismus, Hand-
werk, klein- und mittelständische Unternehmen (KMU), Landschaftspflege sowie ein 
Regionalmanagement bei. Daher muss das Förderspektrum auch weitere Bereiche ein-
beziehen. Förderpolitisch wird aber dieser Mix selbst mit den neuen Instrumenten nur 
unzureichend unterstützt.  
Zur länderübergreifenden Implementation fehlen dem Bund letztlich jedoch die not-
wendige Durchsetzungsfähigkeit und die Kompetenzen, denn die entscheidende Initia-
tive liegt in diesem Politikfeld auf der Ebene der Bundesländer. Die mittel- bis langfris-
tige Hinwendung und Stärkung ländlicher Entwicklung und neuer Ansätze, wie nun 
geschehen mit der ELER-Verordnung, bietet indes günstige Implementationsvoraus-
setzungen, die es umzusetzen gilt. Um aber zu vermeiden, dass die finanziellen Mittel 
„nicht wiederum nach den Zielen und den Regeln von ehemals vergeben werden“1380,
ist es besonders vorteilhaft, dass die modernen Elemente eines Monitorings (ex-ante- 
und ex-post-Evaluierung) Eingang in die ELER-VO gefunden haben, weil es hiermit 
                                         
1376  Vgl. OECD (2006): 88. 
1377  Vgl. Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft (Hg.) (2004): 36. 
1378  Vgl. Petermann (2002): 9. 
1379  Vgl. Schablitzki, Hübler, Kaether (1999): 487. 
1380  Ganser (1998): 258. 
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möglich ist – siehe das Beispiel ‚Regionen Aktiv’ – Lernprozesse zu generieren und 
seine Strategien anpassen zu können. 
Im Bereich der Agrar- und Strukturpolitik muss also generell ein Wechsel des Ansatzes 
erfolgen, der den ländlichen Raum mit seinen guten „Nachhaltigkeitsressourcen“1381
und die Umweltbelange stärker in den Vordergrund rückt. Zu diesem Zweck erscheint 
eine weitergehende Regionalisierung und Integration der Förderpolitik „zwingend er-
forderlich“1382, was zu einer erneuten Anpassung der bestehenden Instrumente und 
Programme führen müsste. Die nationalen Rahmenbedingungen sind für die regionale 
Wirtschaftsentwicklung immer noch entscheidend, auch wenn eine regionale Wettbe-
werbsfähigkeit nicht ausschließlich exogen oder endogen bestimmt wird. Eine Regio-
nalpolitik bedeutet immer auch eine Vielzahl unkoordinierter Einzelmaßnahmen, die 
sich nur im Idealfall ergänzen. Sie überschneiden sich vielmehr in ihrem Einfluss auf 
die Region. In Verbindung mit unterschiedlichen Regionsabgrenzungen erhöht dies den 
Koordinierungsaufwand und führt zu Doppelförderungen sowie Arbeitsüberlastungen 
der Akteure in den Regionen. Diese Überschneidungen könnten aber genutzt werden, 
wenn die bekannten Instrumente dementsprechend angepasst, d.h. horizontal koordi-
niert und mit ‚neuen’ Ideen gefüllt werden.1383 Es gilt dabei auch, eine Verbindung 
verschiedener Förderprogramme und sektoralen Politiken durchzuführen. Es bedarf 
einer Zusammenführung aller auf einen Raum/ eine Region wirksamen Fördermittel 
aus den verschiedenen Ressorts. Gerade vor dem Hintergrund dieser begrenzten För-
dermittel und dem Willen, diese auch effizient einzusetzen, zielt der Ansatz von ‚Regi-
onen Aktiv’ auf eine Zusammenführung unterschiedlicher Gelder (öffentlich, privat) 
ab.
Es steht derzeit außerdem zur Diskussion, die zukünftige finanzielle Förderung von 
Regionen von den regionalen Kooperationen und ihren Leistungen abhängig zu ma-
chen. So könnte das Vorhandensein einer regionalen Partnerschaft und der Wille zu 
einer Kooperation als „Beurteilungsraster“1384 oder „Voraussetzung“1385 bei der Verga-
be von Mitteln herangezogen werden können. Damit würden regionale Akteure zu ei-
ner Kooperation animiert werden. Es ist nämlich davon auszugehen, dass das Interes-
se an einer Kooperation mit der Höhe von Fördermitteln zusammenhängt.1386 Ein bei 
diesem Vorschlag bisher nicht gelöstes Problem ergibt sich allerdings aus der Frage, 
was mit Regionen geschieht, die ihrerseits nicht auf ein hohes Sozialkapital und Pro-
motoren zurückgreifen können. Wird eine finanzielle Zuwendung, die generell die 
Chance bietet, Verteilungskonflikte in „Positivsummen-Situationen“1387 zu überführen, 
                                         
1381  Henkel (1999): 358. 
1382  Knickel et al. (2003a): 21. Vgl. Umweltstiftung WWF Deutschland Landwirtschaft und Entwicklung (Hg.) 
(2002): 36. 
1383  Vgl. Irmen, Blach (1996): 718-727; Becker, Ekert (2004): 14. 
1384  Danielzyk (1999): 585. 
1385  Bergmann, Jakubowski (2001): 477. Siehe auch Frey, Zimmermann (2005): 9. 
1386  Vgl. Danielzyk (1999): 585. Das REK als Beurteilungsraster für eine regionalisierte Förderung würde zu 
einer „regionalisierten Programmförderung“ führen. Elbe (2005): 21. 
1387  Benz (2003b): 38. 
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ausschließlich an Kooperation ausgerichtet, müssten nämlich ebenfalls Nachteile in 
Kauf genommen werden: Eine Kooperation bildet sich somit in Abhängigkeit von einer 
Förderung, die ihrerseits einzelne Aufgaben bzw. Projekte befördert. Eine innerregio-
nale Verteilung der Mittel würde somit eher Konflikte auslösen.1388 Deswegen bedarf 
es grundsätzlich einer Dringlichkeit in der Problemlösung, um eine gezielte und ange-
messene Einsetzung des Instruments der kooperativen Steuerung zu gewährleis-
ten.1389
Dafür müssen aber die gestaltenden Akteure in der Politik zur ländlichen Entwicklung 
in Bund und Bundesländern zu der Erkenntnis kommen, dass im Zuge eines Gegen-
stromprinzips (bottom-up/ top-down)1390 die Strategie der endogenen Entwicklung 
umso besser funktionieren kann, je mehr Entscheidungsträger ‚von unten’ und ‚von 
oben’ diese Strategie mittragen.1391 Auf diese Weise kann einerseits eine auf nachhal-
tige Entwicklung orientierte Politik dazu beitragen, den demokratischen Prozess wieder 
zu beleben.1392 Andererseits besteht durch die Kooperationen, die das „Grundele-
ment“1393 aller regionalpolitischen Prozesse darstellen, die positive Aussicht zur Demo-
kratisierung der regionalpolitischen Prozesse.1394 Die Beteiligung von weiteren Akteu-
ren und Bürgern an einem Regionalentwicklungskonzept wird im Sinne eines „Akzep-
tanzmanagements“1395 verfolgt. Bei der Strategie der Regionalisierung zählt dabei die 
Offenheit und Verhandlungsfähigkeit aller Akteure. Eine Überschreitung administrati-
ver Grenzen und die Verflechtung mit anderen staatlichen Ebenen sollte jedoch nicht 
dazu verwendet werden, einen Lokalpatriotismus aufkommen zu lassen oder eine 
„kommunale Kirchturmpolitik“ durch eine „regionale Kirchturmpolitik“1396 zu ersetzen 
bzw. zu ergänzen. Wenn man die Regionalisierung als Prozess in den Anfängen ver-
steht, dann wäre sogar eine grenzüberschreitende Organisation der Staatstätigkeit die 
Konsequenz aus der Entwicklung der räumlichen Dimension.1397
Mit der Etablierung des Rates für Nachhaltige Entwicklung hat die damalige rot-grüne 
Bundesregierung zumindest einen Versuch zur Politikfelder übergreifenden Ausrich-
tung gewagt.1398 Die verfolgte Neuausrichtung der Agrar- und Ernährungspolitik erhält 
mit ‚Regionen Aktiv’ wie auch mit der Förderung des Ökolandbaus (und zur Propagie-
rung wurde das Biosiegels im September 2001 eingeführt) zwei elementare Aktionen, 
die einen Wechsel zumindest im agrarpolitischen Politikansatz dokumentieren. Die 
damit verbundenen Ziele wurden bereits in den vorangegangenen Kapiteln dargestellt. 
                                         
1388  Vgl. Benz (2003b): 38. Eine Kooperation besteht nicht bereits dann, „wenn unterschiedliche Akteure an 
der selben Aufgabe arbeiten“. Knieling (2003): 487. 
1389  Vgl. Jakubowski, Pauly (2005): 625. 
1390  Vgl. Lübbeke (2002a): 2. 
1391  Vgl. Grabski-Kieron, Knieling (1994): 168. 
1392  Vgl. Europäische Kommission (Hg.) (2002): 106. 
1393  Knieling (1994): 124. 
1394  Vgl. Knieling (1994): 124. 
1395  Naßmacher (1998): 67. 
1396  Zitate nach Ganser (1998): 261. Vgl. Andersen (1998a): 8. 
1397  Vgl. Benz et al. (1999): 84. 
1398  Vgl. Hübler (2002): 20. 
STEUERUNGS- UND HANDLUNGSCHANCEN DURCH REGIONAL GOVERNANCE 219 
Die entwickelte Methodik zu den Rural und Regional Governance-Prozessen und ihre 
zu großen Teilen stattfindende Umsetzung im Modellvorhaben ‚Regionen Aktiv’ ver-
deutlichen dabei einen ambivalenten „Paradigmenwechsel“, der sich einerseits auf das 
Förderverfahren und andererseits auf das Verwaltungshandeln bezieht.1399
In der aktuellen Entwicklung scheint indessen die derzeitige Große Koalition einen an-
deren politischen Schwerpunkt zu vertreten, auch wenn das Modellvorhaben ‚Regionen 
Aktiv’ verlängert wurde. Ihre politischen Aktionen auf europäischer Ebene, die Ausrich-
tung der Förderpolitik und die damit verbundene finanzielle Mittelausstattung sprechen 
eine andere Sprache. Jedoch ist nicht zu unterschlagen, dass die Bundesländer daran 
einen erheblichen Anteil haben.1400 Erkennbar ist jedenfalls, dass das Konzept der 
Nachhaltigkeit noch nicht „greift“1401. Dafür gab es unlängst auch Kritik vom Rat für 
Nachhalte Entwicklung, der darauf hinwies, dass die Nachhaltigkeitsstrategie der Bun-
desregierung „unter ihrem Wert“1402 geblieben sei. 
Doch lässt sich die aktuelle Entwicklung auch positiv begleiten, denn mit ELER und ILE 
sind erstmals Elemente der Regionalisierung in einem Mainstreamförderprogramm 
festgeschrieben worden. Der Ansatz von ‚Regionen Aktiv’ hat also bisher schon dazu 
beigetragen, nachhaltige Veränderungen im förderpolitischen Bereich auszulösen. Die 
ILE ist nach den Erfahrungen aus ‚Regionen Aktiv’ entwickelt worden, um den neuen 
Anforderungen einer integrierten Agrar- und ländlichen Entwicklungspolitik Genüge zu 
tun. Genau dies wurde auch von der Begleitforschung in der ersten Halbzeitbewertung 
des Modellvorhabens ‚Regionen Aktiv’ gefordert.1403
Dabei können ähnliche Erfolgsfaktoren, wie sie für den Umsetzungsprozess eines Pro-
gramms wie ‚Regionen Aktiv’ gelten (s. Kap. 5.3.1), auch für die Implementation eines 
Regionalisierungsansatzes als solches geltend gemacht werden. Hierbei ist speziell ein 
gegenwärtiger Problemdruck zu nennen, welcher von handlungswilligen starken Per-
sonen zum Anlass genommen wird, eine Änderung im politischen Bereich zu initiie-
ren.1404 Helfen kann jedenfalls der Versuch, den ‚Förderdschungel’ durch gezielte In-
formation zu bzw. Vernetzung von regionalen Bundes- und Landesförderprogrammen 
verschiedener Ressorts (Umwelt, Landwirtschaft, Wirtschaft etc.) sowie eine Vereinfa-
chung der komplizierten Förderregeln und haushalts- und wettbewerbsrechtlichen Be-
stimmungen in der Umsetzung zu lichten. Die Aufgabe der sektoralen Betrachtungs-
weise kann dazu führen, dass eine ungünstigen Verdoppelung der Strukturen und da-
mit eine größere Belastung der Akteure der Regionen vermieden wird.  
Ob letztendlich (neue) (Regional) Governance-Strukturen wirklich zu Effizienzvorteilen 
gegenüber dem Status Quo führen, ist allerdings in einem Vergleich mit dem traditio-
nellen Ansatz schwer zu beurteilen, da auch das konservative Verfahren Staatsdefizite 
                                         
1399  Vgl. Elbe et al. (2001): 69-76. 
1400  Es gibt allerdings auch Bundesländer, die den eingeschlagenen Regionalisierungsprozess übernehmen. 
1401  Grober (2001): 3. 
1402  Rat für Nachhaltige Entwicklung (2007): 4. Vgl. Ahmia (2006). 
1403  Vgl. Knickel et al. (2003b): 20f. 
1404  Vgl. Elbe, Schubert, Kroës (2002): 75f. 
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bzw. Steuerungslücken offenbart (s. Kap. 2). Für eine entsprechende Evaluation feh-
len immer noch geeignete quantitative Parameter.1405 Festzuhalten ist aber an dieser 
Stelle:  
„Klassische Struktur- und Förderprogramme sowie traditionelle Entscheidungs- 
und Kommunikationsprozesse können zur Lösung von sozial-ökologischen Prob-
lemlagen für eine nachhaltige Entwicklung nur noch wenig beitragen.“1406
Vielmehr geht es gegenwärtig 
darum, dass neue Steuerungs-
instrumente gefunden werden, 
die in Ergänzung zum her-
kömmlichen Verfahren einge-
setzt werden können. Auch die-
se Arbeit bestätigt die Ergebnis-
se anderer Studien: Wenn es 
gelingt, die Identität mit dem 
Raum zu stärken und das in 
einer Region vorhandene Sozi-
alkapital zu mobilisieren, dann 
bestehen mit dem Regional Go-
vernance-Prozess Entwick-
lungsmöglichkeiten für eine 
Region.1407 Und für die Umset-
zung von nachhaltiger Entwick-
lung in praktische Politik bzw. 
Regelungen können, wie das Beispiel ‚Regionen Aktiv’ gezeigt hat, speziell Rural Go-
vernance-Strukturen hilfreich sein.1408
                                         
1405  Daher hat eine systematische Evaluierung der deutschen Raumordnungspolitik bisher noch nicht statt-
gefunden. Eine erste Evaluierung fand mit der Regionalisierung der Strukturpolitik 1992 statt. Vgl. 
Wiechmann, Beier (2004): 387f. Berichtssysteme, Begleitforschungen und wissenschaftliche Aufarbei-
tungen beziehen sich eher auf neue Programme und Projekte, als dass sie auf die bestehende Förde-
rungspraxis angewendet werden. 
1406  Nischwitz, Molitor, Rohne (2001): 22f. 
1407  Vgl. Fürst, Lahner, Pollermann (2005): 330. Jakubowski und Pauly haben allerdings in einer Transakti-
onskostenanalyse hinterfragt, ob und inwieweit Empfehlungen zur Übernahme von Governance-
Strukturen, in ihrem Beispiel anhand der Stadtentwicklung, sinnvoll seien. Bei der Überprüfung der Effi-
zienz kooperativer Prozesse ist zwar einerseits der Mehraufwand kritisch zu betrachten, weil ein solches 
Verfahren zu unterschiedlichen Erwartungen bei den Akteuren führen kann, und die in diesen Prozess 
zu investierenden Vorleistungen, insb. der Personal- und Zeitaufwand, nicht zu unterschätzen. Anderer-
seits hat diese kooperative und beteiligende Steuerungsform Vorteile bei den Ergebnissen: erhöhte 
Chancen auf höhere Qualität einer Planung/ eines Produktes – Problemlösung; Konfliktvermeidung 
durch Einbeziehung – Erhöhung von Planungssicherheit; Reduzierung der Folgeprobleme durch eher 
bedarfsgerechte Lösungen; Ergebnisakzeptanz bei Akteuren; ausgehandelte Selbstverpflichtungen der 
Akteure; Förderung von breiter politischer Zustimmung für ein Projekt – schnellere Abstimmungspro-
zesse in beteiligten politischen Gremien (Stadt-/ Gemeinderäte). Bei derartigen Prozessen gibt es dem-
nach Vorteile: Durch die Beschleunigung von Planungsprozessen entstehen Zeit- und Kostenersparnisse 
und selbst der Aufwand aus der Anfangsphase lässt sich kompensieren, weil im Laufe des Verfahrens 
ein Mehrwert erzielt werden kann. Vgl. Jakubowski, Pauly (2005): 622ff. 
1408  Fichter, Moss (2001). 
Tab. 7:  Das neue Paradigma für den 
ländlichen Raum 
Altes Konzept Neues Konzept 
Zielsetzungen 
Ausgleich, Agrarein-
kommen, Agrarwett-
bewerbsfähigkeit 
Wettbewerbsfähigkeit 
ländlicher Räume, 
Valorisierung lokaler 
Aktiva, Ausschöpfung 
ungenutzter Ressour-
cen
Wichtigster  
Zielsektor 
Landwirtschaft 
Verschiedene Sekto-
ren ländlicher Volks-
wirtschaften  
(z.B. Landwirtschaft, 
Tourismus, Verarbei-
tendes Gewerbe, IKT-
Industrie usw.) 
Wichtigste  
Instrumente 
Subventionen Investitionen 
Wichtigste  
Akteure 
Nationale Regierun-
gen, Landwirte 
Alle Regierungsebe-
nen (supranational, 
national, regional und 
lokal), verschiedene 
lokale Stakeholder 
(öffentlich, privat, 
NRO) 
Quelle: OECD (2006): 64. 
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Dieses neue Verständnis von Politik für den ländlichen Raum scheint sich auch auf der 
Ebene der OECD immer mehr durchzusetzen: Es ist geprägt durch einen Sektor über-
greifenden Ansatz, die Delegation von Verantwortung auf eine regionale Ebene, die 
Stärkung von Netzwerken und die Konzentration auf individuelle Stärken von Regio-
nen. Die aktuelle Studie der OECD, der „Prüfbericht zur Politik für ländliche Räume in 
Deutschland“, scheint diese Richtung wie auch die Schlussfolgerungen und Ergebnisse 
dieser Arbeit zu bestätigen. Dort heißt es in der Zusammenfassung der Vorveröffentli-
chung, dass die GAK  
„zwar nützliche Möglichkeiten für einen vertikalen Dialog [schafft, S.D.], [..] aber 
trotz in jüngster Zeit vorgenommener Verbesserungen z.T. wirkungslos [ist, 
S.D.], was die Erzielung eines ortsbezogenen Konzepts für die ländliche Entwick-
lung anbelangt. Die GAK setzt schwerpunktmäßig bei der Landwirtschaft an, und 
der derzeitige auf einem „Auswahlmenü“ beruhende Ansatz läuft anscheinend 
der Ausarbeitung einer kohärenten, breite Unterstützung findenden Strategie für 
ländliche Räume zuwider.“1409
Und auch für die GRW als Instrument zur Wirtschaftsentwicklung durch Investitions-
förderung wird der bestehende top-down-Ansatz sowie die geografische Ausrichtung 
bemängelt. Hinzu kommt: 
„Deutschlands Politik für die Regionalentwicklung wird durch eine zunehmende 
Fokussierung auf die Städte (urban bias) beeinträchtigt, bei der die Entwick-
lungsdynamik ländlicher Räume in der Regel übersehen wird. Der Bruch zwi-
schen einer regionalen, auf Städte ausgerichteten Regionalpolitik und einer nur 
schwach ausgebildeten  Politik für ländliche Räume gibt Anlass zu Bedenken be-
züglich der Kapazität der staatlichen Stellen zur angemessenen Berücksichtigung 
der Stadt-Land-Verbindungen, die in Deutschland in Anbetracht der geographi-
schen und demographischen Struktur des Landes eine besonders wichtige Rolle 
spielen.“1410
Aber mit einem solchen regionalisierten Ansatz wie ‚Regionen Aktiv’ befinden sich so-
wohl die Fördermittelnehmer als auch die Seite der Fördermittelgeber erst am Beginn 
eines Lernprozesses. Erst die weiteren Diskussionen zu den Be- und Auswertungen 
und zu den Erfolgen und Misserfolgen eines Modellvorhabens wie ‚Regionen Aktiv’ 
können zu den nötigen Veränderungen in der aktuellen Förderlandschaft führen.  
‚Regionen Aktiv’ hat aber sehr deutlich gezeigt, dass positive Ergebnisse bei der Mobi-
lisierung von regionalen Akteuren und der Initiierung von Kooperationen wie auch von 
Projekten mit nachhaltigen und wirtschaftlichen Perspektiven möglich sind. Eine Stär-
kung der regionalen Ebene mit den beschriebenen Rural/ Regional Governance-
Ansätzen ist also möglich. Deshalb ist die Weiterentwicklung des Förderrahmens zu 
regionalisierten Ansätzen, wie es bereits gefordert wurde,1411 sowohl auf der EU-Ebene 
als auch bei Bund und Ländern nur als ein erster Schritt zu sehen. Eine qualitative und 
quantitative Weiterentwicklung des richtigen Ansatzes der ILE ist schließlich wichtig 
und richtig für den Ausbau einer Politik für ländliche Räume, damit Rural Governance-
                                         
1409  OECD (Hg.) (2007): 19f. Leider konnten die Ergebnisse des Prüfberichts nicht vollständig in diese Arbeit 
miteinfließen, da zum jetzigen Zeitraum (Mai 2007) erst eine Vorabveröffentlichung und Zusammenfas-
sung der Studie erhältlich ist. 
1410  OECD (Hg.) (2007): 20. 
1411  Vgl. Knickel et al. (2003a): 18. 
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Prozesse, wie es mit ‚Regionen Aktiv’ vorgemacht wurde, aus dem „Nischencharak-
ter“1412 und der Unterfinanzierung herauskommen. 
„Auf Grund dieser großen Veränderungen in der Politikgestaltung bemühen sich 
mehrere Mitgliedsländer nun verstärkt um die Entwicklung eines multisektoralen 
raumbezogenen Ansatzes, der das facettenreiche Entwicklungspotenzial ländli-
cher Gebiete identifizieren und ausschöpfen soll.“1413
Die „regionale Steuerungslandschaft“1414 sollte, einen „top-down-Willensakt“1415 der 
höheren politischen Ebenen vorausgesetzt, welcher die Umstrukturierungswiderstände 
und -restriktionen1416 übersteht, in Zukunft folgende und zum Teil gegenläufige Trends 
zum Merkmal haben: 
? Eine flexible und aufgabenbezogene Regionsabgrenzung wird verstärkt Eingang 
finden. 
? Es kommt zu einer quantitativen Zunahme neuer Kooperationen (nicht zuletzt 
wegen verkürzter Lebenszyklen der Kooperationen). 
? Bisherige Kooperationen werden durch Institutionalisierungsprozesse und 
Wettbewerbsanreize verstetigt. 
? Es entstehen Selektionsprozesse zwischen den neuen Kooperationen. 
? Meta-Netze, d.h. Kooperationen zwischen Kooperationen, finden statt. 
? Die formelle Planung wird sich zugunsten der neuen Steuerungsansätze ver-
schieben.
? Die innerregionale Konkurrenz (bspw. um das Regionalmanagement) wird zu-
nehmen.1417
Deshalb können die Forderungen von Petermann zur Weiterentwicklung der Förderpo-
litik für den ländlichen Raum auch nach einer Neuausrichtung der Regionalentwick-
lungspolitik uneingeschränkt bestehen bleiben und als Appell an die politischen Akteu-
re verstanden werden: 
? Erweiterung des Adressatenspektrums der Förderprogramme, 
? verstärkte Förderung lokal angepasster Partizipationsprozesse, 
? Anreizschaffung zur Mitwirkung an partizipativen Verfahren, 
? Förderung der Institutionalisierung von Entwicklungsprozessen, 
? Ausweitung integrativer und aktivierender Ansätze, 
? Nutzung der Erfahrungen aus den Modellvorhaben: bottom-up-Ansatz, raumbe-
zogener Ansatz, Globalzuschuss, REK, dezentrale Interventionen, 
? Finanzmittelumverteilung zu ländlichen Initiativen mit den Förderkriterien 
Nachhaltigkeit, Kooperationen und Umweltaspekten.1418
                                         
1412  OECD (Hg.) (2007): 24. 
1413  OECD (2006): 64 
1414  Vgl. Diller (2002): 354. 
1415  Wewer (1998): 290-293. 
1416  Vgl. Umweltstiftung WWF Deutschland Landwirtschaft und Entwicklung (Hg.) (2002): 14. 
1417  Vgl. Diller (2002): 354-358. 
1418  Vgl. Petermann (2002): 11. 
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6.3 ZUKÜNFTIGE FORSCHUNGSRICHTUNG – REGIONAL GOVERNANCE UND 
REGIONALE SELBSTVERWALTUNG
Bezogen auf Regional Governance-Prozesse (Netzwerke, Kooperationen, neue Steue-
rungsstrukturen) gibt es bisher in der theoretischen Literatur verschiedene Begriffs-
paare. Bisher wurden die Begriffe ‚regionale Selbststeuerung’ oder ‚regionale Selbstor-
ganisation’ verwendet, da sie sich in der Literatur etabliert haben. Dabei steht der 
Begriff ‚regionale Selbstorganisation’ insbesondere im Bezug zur Dezentralisierung: 
„Dezentralisierung staatlicher Verantwortung und Entscheidung entspricht dem Prinzip 
der regionalen Selbstorganisation.“ Die „eigenverantwortliche Selbstorganisation regi-
onaler Belange erfolgt in der Form der regionalen Entwicklungspolitik“1419.
Nun sind die beschriebenen Regional Governance-Elemente nicht mit einer Dezentrali-
sierung gleichzusetzen und auch sonst ist den Ausführungen zu den Regionalisierungs-
tendenzen und -prozessen sowie neuen Förderprinzipien in der praktischen Regional-
entwicklungspolitik eine differenziertere Strategieausrichtung zuzuschreiben. Doch 
welche Begriffsverwendung ließe sich nun auf einen Regional/ Rural Governance-
Prozess anwenden, wenn ein solcher nach den Prinzipien von ‚Regionen Aktiv’ durch-
geführt wird? Die Frage, die sich hier stellt, ist, ob eine Organisationsstruktur, wie sie 
‚Regionen Aktiv’ vorgeführt hat, über eine Selbststeuerung noch hinaus geht und viel-
mehr als „Selbstverwaltung“ bezeichnet werden kann: Der Begriff ‚regionale Selbst-
verwaltung’ hat bisher noch keinen Eingang in die wissenschaftliche Governance-
Diskussion gefunden. In Anlehnung an den Begriff der ‚kommunalen Selbstverwaltung’ 
soll nun überprüft werden, ob die Verwendung eines neuen Begriffs in der Regional/ 
Rural Governance-Forschung Sinn ergeben und bereits bestehende Gegebenheiten 
oder im Prozess entwickelbare Tendenzen besser beschreiben kann.
6.3.1 Zum bisherigen Gebrauch des Begriffs Selbstverwaltung 
Der Begriff Selbstverwaltung bezeichnet im politischen Sinne in erster Linie eine ver-
waltungsrechtliche Organisation, nämlich eine 
„eigenverantwortliche Erfüllung von Verwaltungsaufgaben durch öffentlich-
rechtliche Verwaltungsträger unter Mitwirkung der von der Aufgabenerfüllung 
Betroffenen“.1420
Ausgangspunkt sind die Stein-Hardenbergsche Reformen, die 1808 in die preußische 
Städteordnung Eingang gefunden haben.  
Heute findet sich im Grundgesetz Art. 28 eine Selbstverwaltungsgarantie für Gemein-
den und Gemeindeverbände für Aufgaben, welche „in der örtlichen Gemeinde wurzeln 
und von ihr eigenverantwortlich und selbständig bewältigt werden können“1421. In Art. 
28 Abs. 2 GG heißt es: „Den Gemeinden muss das Recht gewährleistet sein, alle Ange-
legenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwor-
tung zu regeln.“  
                                         
1419  Zitate nach Kruse (1990): 108; Rudolph (2003): 86. 
1420  Burgi (2003): 13f. Zum geschichtlichen Abriss vgl. Burgi (2003):4-8; 279-281. 
1421  Voigt (1987): 145.  
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Jedoch besteht für den Begriff keine weitergehende, explizitere Definition, weshalb in 
der Begrifflichkeit Selbstverwaltung unterschiedliche Schwerpunkte festgemacht wer-
den können: Selbstverwaltung als … 
? … politischer Begriff (Aspekt der Beteiligung der Bürger an Staatsverwaltung),  
? … juristischer Begriff (selbstständige, eigenverantwortliche, fachweisungsfreie 
Wahrnehmung enumerativ oder global überlassener oder zugewiesener eigener 
öffentlicher Angelegenheiten durch unterstaatliche Träger oder Subjekte öffent-
licher Verwaltung in eigenem Namen – schließt den politischen Begriff nicht 
aus),
? … materieller Begriff (Übernahme einer Betroffenenpartizipation, politische I-
dee, die der Selbstbestimmung mit den formaljuristischen Elementen der Ei-
genverantwortlichkeit und der Dezentralisation vereint – dadurch Verbindung 
von juristischem und politischem Begriff).1422
In der heutigen öffentlichen und wissenschaftlichen Diskussion tritt vor allem der Beg-
riff ‚kommunale Selbstverwaltung’ in Erscheinung. Eine kommunale Selbstverwaltung 
im Sinne eines staatspolitischen Ordnungsprinzips führt zur Berücksichtigung örtlicher 
und regionaler Verschiedenheiten und dient der Gemeinwohlorientierung, da die Ver-
waltung der eigenen Angelegenheiten einer engen örtlichen Gemeinde überlassen 
wird.1423 Damit verbunden wird die Teilhabe und (Eigen)Leistung der Bürger am kom-
munalen Handeln durch eine Beteiligung am Verfahren der Politikformulierung (forma-
ler Aspekt) und der Mitbestimmung von Politikinhalten (materieller Aspekt).1424
In Abgrenzung zur klassischen kommunalen Selbstverwaltung steht der Begriff einer 
regionalen Selbstverwaltung. Damit sind Träger öffentlicher Aufgaben gemeint, die als 
drittes Element neben den Städten und Kreisen auf regionaler Ebene aktiv werden. Mit 
regionaler Selbstverwaltung besteht eine Zwischenebene zwischen der obersten und 
oberen staatlichen Behörden auf Landesebene sowie der auf Kreisebene eingerichteten 
unteren Landesbehörden. Solche Träger (bspw. Gemeindeverbände, Zweckverbände, 
höhere Kommunalverbände, Stadt-Umland-Verbände, regionale Planungskörperschaf-
                                         
1422  Ein Problem, welches aus der fehlenden Definition des GG Art. 28 herrührt, ist die Frage danach, ob das 
Recht auf Selbstverwaltung auch für andere Träger möglich ist und ob nur ein Verwaltungsorgan 
selbstverwaltend sein kann. Ein Gemeindeverband ist z.B. (nach einer weiten Definition) eine „Körper-
schaft kommunaler Art“, die „gebietlich über der Ortsgemeinde“ steht (hiernach sind auch Zweckver-
bände als Gemeindeverbände zu verstehen). Zitate nach Burgi (2003): 29. Vgl. ebd.: 8f., 25-29. 
1423  Vgl. Knemeyer (1997): 36-79; von Bandemer et al. (Hg.) (1998); Zielinski (1997): 134. Durch den 
Globalisierungsprozess und die EU-Marktliberalisierung gerät auch die kommunale Selbstverwaltung un-
ter Druck. Zusammen mit den Managementkonzepten des NPM/ NSM führt dies zu einer Liberalisierung 
und Privatisierung kommunaler und öffentlicher Aufgaben. Vgl. Wollmann (2001).  
 Die Gemeinden und Städte haben vor allem für eine Grundversorgung mit Einrichtungen der öffentli-
chen Daseinsvorsorge zu sorgen. Dafür besitzen die Kommunen Gemeindehoheiten für die Aufgaben 
des eigenen Tätigkeitskreises: die Gebietshoheit, die Organisationshoheit, die Personalhoheit, die 
Finanzhoheit, die Planungshoheit und die Rechtsetzungshoheit. Das jeweilige Kommunalrecht wird da-
bei durch die Gemeinde- und Landkreisordnungen der Bundesländer festgelegt. Klassische Aufgabenfel-
der übernehmen die Kommunen in der allgemeinen Verwaltung (Personal, Finanzhaushalt), bei der 
Durchführung und Festsetzung von Recht (Ordnungsverwaltung), Sicherheit (Feuerwehr), Sozialem 
(Bildung, Kultur, Freizeit, Sport), Gesundheit (Krankenhäuser, Altenpflege) und im Bereich der Stadt-
entwicklung (Bauen und Wohnen, Verkehr, Wirtschaftsförderung und kommunale Betriebe). 
 Bei Kommunen muss aber unterschieden werden zwischen freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben, die 
nur einen kleinen Teil ausmachen (Kultur-, Freizeiteinrichtungen, Sportstätten etc.) und Selbstverwal-
tungspflichtaufgaben zur Durchführung von Landes- und Bundesgesetzen (z.B. Bauleitplanung, Sozial-
hilfe, Jugendamt, Umweltschutz). Vgl. Dahme, Wohlfahrt (2003): 90f. 
1424  Vgl. Hollbach-Grömig et al. (2005): 40. 
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ten etc.) sind der jeweiligen Landesregierung zugehörig.1425 Aus diesem Grunde gibt 
es in den Bundesländern stark differierende Ausprägungen bezüglich der Stellung und 
Bedeutung einer regionaler Selbstverwaltung.1426
Beide Begriffe besitzen die Gemeinsamkeit, dass sie die politische Idee der Selbstbe-
stimmung mit Elementen der Eigenverantwortlichkeit und Subsidiarisierung vereinen. 
Eine solche Eigenverantwortlichkeit bedingt jedoch, dass die übernommenen Aufgaben 
ohne fremde Kontrolle nach Maßgabe selbstgesetzter Prioritäten und Wertungen wahr-
zunehmen sind (in eigener Verantwortung, in eigenem Namen, durch eigene gewählte 
Organe). Dies setzt auch voraus, dass die Möglichkeit zur Finanzierung der eigenen 
Angelegenheiten bestehen – durch selbst aufgebrachte oder mit fremden Mitteln. Aus 
der Selbstverwaltung ist daher auch der Anspruch einer Finanzhoheit abzuleiten.1427
6.3.2 Regionale Selbstverwaltung in der Governance-Diskussion 
Auch wenn es bisher nur in Ansätzen geschehen ist, ermöglicht das Verständnis des 
Begriffs Selbstverwaltung eine Verbindung zur aktuellen Governance-Diskussion.1428
                                         
1425  Vgl. Burgi (2003):16-21. Über die Problematik der Definition eines Gemeinde- und Zweckverbands, 
siehe ebd.: 25-29. 
1426  Den Begriff der ‚regionalen Selbstverwaltung’ gibt es auch auf der EU-Ebene: Am 05. Juni 1997 ist ein 
Entwurf einer „Europäischen Charta der regionalen Selbstverwaltung“ vom Kongress der Gemeinden 
und Regionen des Europarates erarbeitet worden. In der Empfehlung 34 über den Entwurf der Charta 
wird der Begriff ‚Regionale Selbstverwaltung’ wie folgt definiert: „Regionale Selbstverwaltung ist das 
Recht und die tatsächliche Fähigkeit derjenigen Gebietskörperschaften, die die größten Gebietseinheiten 
innerhalb eines Mitgliedstaats bilden, zwischen dem Mitgliedstaat und den kommunalen Gebietskörper-
schaften angesiedelt sind, über gewählte Organe verfügen sowie mit Befugnissen entweder der Selbst-
verwaltung oder staatlicher Art ausgestattet sind, einen wesentlichen Teil der Angelegenheiten von öf-
fentlicher Bedeutung in eigener Verantwortung und im Interesse ihrer Bevölkerungen unter Beachtung 
des Subsidiaritätsprinzips wahrzunehmen.“ (Art. 3) Daraus ist zu entnehmen, dass eine regionale 
Selbstverwaltung in den europäischen Dimensionen „regionale und lokale Gebietskörperschaften“. 
(Ausschuss der Regionen (2005)) betrifft, die mit eigenen und/ oder übertragenen Zuständigkeiten 
(Art. 4 und 5) ausgestattet sind. Vgl. Kongress der Gemeinden und Regionen des Europarates (1997). 
Mit dieser Charta, die sich als Ergänzung zur Charta der lokalen Selbstverwaltung versteht, ist das Ziel 
verbunden, den „kommunalverfassten Regionen“ Mitwirkungsrechte bei der Ausgestaltung nationaler 
und europäischer Politik zuzugestehen und somit eine Voraussetzung für eine Beteiligung dieser Kör-
perschaften zu schaffen. Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (1998). Schon an dieser Stelle kann die Darstel-
lung der Ausgestaltung der Europäischen Charta der regionalen Selbstverwaltung beendet werden, 
denn es ist deutlich geworden, dass hiermit – auch aus Gründen der Vergleichbarkeit der politischen 
Systeme in Europa – eine ganz andere regionale Ebene gemeint ist (aus deutscher Sicht die Bundeslän-
der). Darüber hinaus ist es auf europäischer Ebene noch nicht gelungen, diese Charta zu verabschie-
den. Dieser Prozess zieht sich seit nunmehr fast zehn Jahren und es ist nicht abzusehen, wie die zu-
künftige Zeitplanung hierzu aussieht. Vgl. Kongress der Gemeinden und Regionen des Europarates 
(2004). Abgesehen von der wissenschaftlichen Diskussion ist der Begriff regionale Selbstverwaltung auf 
europäischer Ebene, bereits in offiziellen Verordnungen und Amtsblättern verwendet worden. Heraus-
gearbeitet wurde der Begriff aus der 1985 vom Europarat verabschiedeten ‚Charta der Lokalen Selbst-
verwaltung’ (Charter of Local Autonomy). Nun heißt es in dem noch nicht verabschiedeten EU-
Verfassungsentwurf im ersten Kapitel Art. 5: „Die Union achtet die nationale Identität ihrer Mitglieds-
staaten, die in deren grundlegender politischer und verfassungsrechtlicher Struktur einschließlich der 
regionalen und kommunalen Selbstverwaltung zum Ausdruck kommt.“ 
1427  Vgl. Burgi (2003):117ff.; Voigt (1987): 145. Allgemein wird bislang angenommen, dass eine regionale 
Kooperation einen Beitrag zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung geben kann. Letztlich aber 
bleibt es auch eine offene Frage. Vgl. Jakubowski (2005): 129; Specht (2005): 205. 
1428  Erstmals von einer „selbstverwaltenden Region“ hat Aring gesprochen, der allerdings den Bezug zu 
Stadtregionen gezogen hat (Region Stuttgart und Hannover). Seine Ausführungen sind allerdings nicht 
mit dem Regional Governance-Ansatz zu vergleichen, weil Aring eine „selbstverwaltete Region“ als „ge-
eigneter Überbau für die Regionalplanung“ hält. Als Voraussetzungen benennt er eine Institutionalisie-
rung, demokratische Legitimierung (im Sinne eines Regionalparlaments), Übernahme von Zuständigkei-
ten älterer Verwaltungsstrukturen (die Regionalplanung wird zu einer „Abteilung“ in den neuen Verwal-
tungsstrukturen) und eine angemessene Finanzmittelausstattung. Vgl. Aring (1999): 656f. Die Beispie-
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Als einer der wenigen hat Schuppert – ganz aktuell – in seiner regulierungstheoreti-
schen Perspektive (regulatory governance) den Begriff Selbstregulierung (als Form der 
Regulierung) in seiner differenten Auslegung aufgezeigt. Dabei ist eine Erscheinungs-
form der Selbstregulierung die einer Selbstverwaltung:  
„Unter dem Begriff der Selbstverwaltung verbirgt sich die Wahrnehmung von 
sachlich begrenzten Verwaltungsaufgaben durch besondere, gegenüber dem 
Staat verselbständigte, öffentlich-rechlich organisierte Verwaltungseinheiten. In-
nerhalb des Bereiches der Selbstverwaltung pflegt man zwei Bereiche zu unter-
scheiden, nämlich die kommunale Selbstverwaltung durch Gemeinden und Ge-
meindeverbände sowie die sog. funktionale Selbstverwaltung, insbesondere 
durch Berufs- und Wirtschaftskammern.“1429
Schon diese erste Verbindung von Selbstverwaltung zur aktuellen Governance-
Diskussion wird auch für das Beispiel ‚Regionen Aktiv’ interessant.  
Wie bereits in den vorangegangenen Kapiteln dargestellt, basieren Rural/ Regional 
Governance-Prozesse auf eine Zusammensetzung von öffentlichen, administrativen 
und privaten Akteuren, die sich zu einer regionalen kooperativen Selbststeuerung mit 
einer Gemeinwohlorientierung als Ziel zusammenfinden.1430 Mit dem Modellvorhaben 
‚Regionen Aktiv’ wurde in den beteiligten Regionen alsdann ein Ansatz installiert, in 
welchem die Akteure der Regionen ein Finanzbudget zur Verfügung gestellt bekom-
men, welches nach den eigenen und von einer regionalen Partnerschaft aufgesetzten 
Regeln zu verwalten ist. In einem Netzwerk mit weiteren Akteuren (Management und 
Abwicklungspartner) werden nach diesem selbstdefinierten Regelsystem und auf der 
Grundlage eines Entwicklungskonzepts die Projekte einer Region ausgewählt und fi-
nanziert. Dies kann ebenfalls nach einer wettbewerblichen Ausschreibung geschehen. 
Die Mittel werden allerdings von der Bundeskasse nach Anforderungen und Darstel-
lung der benötigten Marge in zweimonatigen Abständen an den Zuwendungsempfän-
ger überwiesen. Die regionale Partnerschaft erhält somit nicht die vollständige Bud-
getverantwortung, was zum einen mit haushaltstechnischen und rechtlichen Anforde-
rungen begründet wurde – obwohl die regionalen Partnerschaften als Träger haus-
haltsrechtlicher Verantwortung institutionalisiert und als intermediäre Organisationen 
anerkannt werden könnten.1431 Zum anderen dient es aber auch der Kontrolle durch 
den Staat als Initiator. Anstelle einer Projektförderung entscheidet der Fördermittelge-
ber über eine Förderung eines Programms, in diesem Fall das REK der Regionen. Da-
mit ist ein wesentlicher Punkt aus dem Bereich einer regionalen Selbstverwaltung ü-
bernommen worden. Auch hier bescheidet der Staat den unteren Akteuren, dass sie 
auf der Grundlage eines Programms handeln können.  
Fakt ist, dass damit eine Finanz- und Fördermittelverwaltung auf der regionalen Ebene 
stattfindet. Die regionalen Akteure aus Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft verwal-
ten dabei das regionalspezifische Budget. Es findet eine Verbindung von hauptamtli-
                                                                                                                             
le, die Aring benutzt, werden auch von anderen Autoren als Beispiele für Regional Governance zur 
Thematik der regionalen Selbststeuerung angeführt. Vgl. Benz, Fürst (2003a): 198. 
1429  Schuppert (2005): 404. Wenn Governance als Versuch der Handlungskoordination durch Regelungs-
strukturen verstanden wird, dann ist „Governance vor allem Regulierung“. Ebd.: 395ff. 
1430  Vgl. Fürst (2003c): 443. 
1431  Vgl. Elbe et al. (2002): 88. 
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chen mit ehrenamtlichen Akteuren statt. Mit ‚Regionen Aktiv’ wird also auch auf das 
ehrenamtliche „Laienengagement“1432 Bezug genommen, was in Verbindung mit der 
Eigenverantwortlichkeit zu einem wesentlichen Merkmal des Begriffs Selbstverwaltung 
gehört.
Damit erhält der Ansatz von ‚Regionen Aktiv’ das, was in den bisherigen Publikationen 
zu den theoretischen Annahmen von Regional Governance gefordert wird: nämlich ein 
„gewisses Maß an Autonomie“1433, die eine solche Kooperation in einer Region, als re-
gionale Teileinheit, besitzen muss. Auf dieser Grundlage wäre es möglich, einer bisher 
fehlenden Definition, wie dieses „Maß“ zu definieren ist, näher zu kommen.  
In Anlehnung an Burgis Begriffsverständnis von Selbstverwaltung (s. Kap. 6.2.3) er-
gibt sich für das Konzept des Modellvorhabens ‚Regionen Aktiv’ folgende Anwendung 
auf die Begriffe (als Grundlage dient der „juristische Begriff“): Die Akteure in diesem 
Kooperationsprozess beteiligen sich in eigenverantwortlicher und selbstständiger Form 
und organisieren und initiieren ein Regelungssystem, mit dem anhand dessen die ih-
nen zugewiesenen Aufgaben sinnvoll und nachvollziehbar vollzogen werden können. 
Den offiziellen Status eines staatlichen Subjekts oder Trägers erfüllen sie jedoch nicht 
im Sinne jener Definition.1434 Durch die ihnen überlassene Kompetenz in der Mittelver-
gabe und -zuweisung aus einem Gesamtbudget beteiligen sich die Akteure darüber 
hinaus an der Staatsverwaltung, was eine Verbindung zum politischen Begriff bedeu-
tet. Eine Übernahme des materiellen Begriffs ist dagegen allenfalls eingeschränkt 
möglich. Zwar verfolgt ‚Regionen Aktiv’ die Übernahme der Betroffenenpartizipation, 
jedoch ist damit keine Dezentralisierung verbunden.  
Zwar wird mit ‚Regionen Aktiv’ das Konzept einer regionalen Selbstverwaltung noch 
nicht vollständig angewendet und es bestehen noch Lücken in der Argumentationsli-
nie, doch beschreibt es bereits eine Vorstufe zu einer Globalbudgetierung. Der ‚Regio-
nen Aktiv’-Ansatz verfolgt dabei die Idee eines Globalzuschusses, stellt aber vielmehr 
das „derzeit machbare“1435 dar. Als zentrales Element des neuen Steuerungsmodells 
und zur Berücksichtigung des bottom-up-Ansatzes wird ein eigenständig zu verwal-
tender „Haushalt“1436 als evident gekennzeichnet und gefordert, weil damit die wei-
testgehenden Möglichkeiten zur eigenbestimmten Entwicklung einer Region bestehen. 
Diese Selbstbestimmung, so wird angenommen, fördere die Motivation zur Beteiligung 
von Akteuren und das Nachdenken über einen sinnvollen Mitteleinsatz. Umstritten ist 
zurzeit, ob eine solche Budgetierung ohne Änderungen von Verfassungsnormen und 
des Haushaltsgesetzes möglich ist. Daher ist die deutsche Politik noch weit von einer 
Zuteilung eines globalen Budgets entfernt, obwohl es prinzipiell in allen Bereichen der 
                                         
1432  Andersen (1998): 20. 
1433  Fürst, Lahner, Zimmermann (2004): 29. 
1434  Eine andere Argumentationslinie könnte sein, dass die regionalen Partnerschaften schon deshalb als 
staatliche Träger gelten, weil sie nach der Auswahl durch den Staat (des BMELV) zur Verwaltung staat-
licher Mittel eingesetzt wurden. 
1435  Vgl. Elbe et al. (2002): 89. 
1436  Wewer (1998): 289; Lübbeke (2002a): 2. 
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öffentlichen Verwaltung möglich wäre.1437 Eine solche Finanzierung anderer Träger zur 
Übernahme öffentlicher Aufgaben wäre dann legitim, wenn die Verwaltungen entlastet 
würden, es jedoch nicht zu einer Unterlaufung ihrer Gesamtverantwortung käme.1438
Ebenso wie die benutzte Übersetzung von Regional Governance als „regionale Selbst-
steuerung“ soll auch mit der Verwendung eines Begriffspaares regionale Selbstverwal-
tung nicht der Schluss gezogen werden, eine Region könne sich selbst steuern und/ 
oder unabhängig sein.1439 Dies ließe den Umstand außer Acht, dass die Regionen in 
Mehrebenenverflechtungen eingebunden sind.1440 Trotzdem sollte klar geworden sein, 
dass der regionale Kontext im bestehenden System eine Aufwertung erfahren hat (und 
erfährt) und der Handlungsbedarf für regionale Selbststeuerungsprozesse gegeben ist. 
Große Unterschiede zwischen verschiedenen Regionen und im Bewusstsein der Akteu-
re führen aber dazu, dass Regional/ Rural Governance gestaltet werden muss.1441 Es 
gilt somit, einen Mittelweg zu finden (oder auch ‚Spagat zu vollziehen’) zwischen einer 
„plangeleiteten Ordnungsfunktion und der Selbstorganisation in der regionalen Ent-
wicklung.“1442 Mit dem Begriff der regionalen Selbstverwaltung und dem Bezug zur 
Regional/ Rural Governance-Debatte werden diese Begriffsverwendungen zusammen-
geführt und auf den speziellen Fall von ‚Regionen Aktiv’ angewendet. Hiermit wird also 
ein neuer Inhalt des Begriffs regionale Selbstverwaltung propagiert. Zwar ist es in der 
gegenwärtigen Situation noch zu früh, die jetzigen und bekannten regionalen Koope-
rationen als eine regionale Selbstverwaltung zu bezeichnen, doch sind Ansätze hierzu 
erkennbar, die in der Analyse herausgearbeitet wurden. Nicht zu früh ist es hingegen, 
den Begriff in die wissenschaftliche Diskussion einzuwerfen, in der Hoffnung, dass er 
weiter ausgearbeitet und diskutiert wird.  
                                         
1437  Vgl. Wewer (1998): 290-293. Theoretisch wären auch Steuern denkbar, die von Regionen erhoben 
werden könnten, doch müssten regionale Organisationen nach deutscher Rechtslage in die Rechtsform 
einer Gebietskörperschaft überführt werden. Vgl. Benz (2003b): 25. 
1438  Vgl. Knemeyer (1997): 161. 
1439  Dabei geht es nicht um eine neue Verwaltungsebene. Vgl. Kiepe (2005): 220f. Im Übrigen gilt für alle 
Regional Governance-Prozesse, dass damit keine neuen und eigenständigen Regionalebenen gemeint 
sind. 
1440  Vgl. Fürst (2005): 16. 
1441  Fürst (2004): 60ff. 
1442  Zimmermann (2003): 47. 
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